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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie zur heutigen Sitzung recht herzlich begrüßen. Ich hoffe, Sie sind zwischenzeitlich alle ausgeschlafen. Der Tag wird lang, die Nacht wird kurz. 

Ich darf bekannt geben, dass für die heutige Sitzung entschuldigt sind: Frau GRin Klier und Frau GRin Dr Vana sowie zeitweilig Frau GRin Mag Schmalenberg.

Bevor wir zur Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 bekannt, dass an schriftlichen Anfragen einmal grün, dreimal ÖVP eingelangt sind, und weiters sind eingelangt einmal grün, einmal ÖVP an Anträgen. Den Fraktionen wurden die Anträge schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Postnummer 1 (04780/2002-MDALTG) der Tagesordnung betrifft den Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2003 und die Postnummer 2 (04781/2002-MDALTG) die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Ich schlage vor, die Beratung dieser zwei Geschäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlung nicht nach den zehn Gruppen des Entwurfs, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern. Nach einem einleitenden Referat des Berichterstatters zu diesen Geschäftsstücken, Herrn VBgm Dr Rieder, erfolgen die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Nach dem Schlusswort des Herrn amtsführenden Stadtrats wird über die Anträge zu den zwei Geschäftsstücken abgestimmt. Ich nehme an, Sie sind damit einverstanden.

Darf ich nur ersuchen, ich verstehe, dass man einige Tage nach einer Wahl gegenseitig das Wahlergebnis noch einmal bemurmeln muss, aber ich würde bitten, dass man das um eine Spur leiser tätigt, obwohl ich verstehen kann, dass vielleicht die eine oder andere Partei etwas lauter mit sich selbst beschäftigt sein muss.

Weiters möchte ich bekannt geben, dass wir für diese Sitzung und nur für diese Sitzung eine Redezeitregelung getroffen haben. Diese Redezeitregelung darf ich noch einmal in Erinnerung rufen: Maximal 30 Minuten für das Einleitungsreferat für den Herrn Vizebürgermeister, bei der Generaldebatte zu diesem Einleitungsreferat je Klub 30 Minuten und für die Diskussionsbeiträge in der Spezialdebatte je Klub 20 Minuten. Die amtsführenden Stadträte und Stadträtinnen haben in der Spezialdebatte 20 Minuten, und der Berichterstatter hat dann nach der Generaldebatte 15 Minuten und beim Schlusswort 10 Minuten Redezeit.

Ich ersuche, dass wir das einhalten. Ich sage dazu: Wenn wir das jeweils aufs Maximum ausnützen, endet die heutige Sitzung um 2.30 Uhr morgen Früh. Das ist die Deadline. Um 2.30 Uhr müssen wir fertig sein, dann hat die Vereinbarung gehalten. Sind wir früher fertig, dann ist es auch okay.

Ich darf nun den Herrn Vizebürgermeister bitten, die Verhandlung über die Postnummern 1 und 2 einzuleiten. Wie gesagt: 30 Minuten - maximal.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die wiederholte Feststellung des Herrn Vorsitzenden, dass 30 Minuten zur Erklärung des Budgetvoranschlags ausreichen, spricht dafür, dass eben dieses Budget für sich spricht, so würde ich das also interpretieren.

Das Zweite, was ich vorweg sagen möchte: Ich habe einer Aussendung des ÖVP-Gemeinderatsklubs entnommen, dass der Klubobmann und der Klub der heutigen Budgetdebatte "geradezu freudig entgegensehen" - wörtliches Zitat: -, "weil da die Gelegenheit besteht" - weiter wörtlich zitiert -, "dass wir unseren Erfolg kommunizieren können."

Nun möchte ich drei Bemerkungen dazu machen: Ich habe volles Verständnis, dass man wenige Tage nach dem 24. November, der in der Tat die politische Landschaft in Österreich verändert hat, sozusagen Wahlerfolge feiern will. Es sollten - Klammer auf - vielleicht die eigenen Wahlerfolge sein und nicht die abgetretenen Erfolge. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Aber ich denke, Herr Klubobmann, was der 24. November nicht verändert hat, ist die tatsächlich sehr schwierige, triste Wirtschaftssituation in Österreich und sind die beklemmenden Aussichten am österreichischen Arbeitsmarkt. Und daher schlage ich vor, dass wir weniger Wahlerfolge zelebrieren, als über diese Probleme reden, über die Zukunftsperspektiven reden und darüber, welche Programme vorliegen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und, Herr Klubobmann Tschirf, vielleicht noch einige Bemerkungen dazu. Jede österreichische Bundesregierung, in welcher parteipolitischen Zusammensetzung immer, wird nicht herumkommen, sich mit den zum Teil sehr ernüchternden und zum Teil auch sehr kritischen Feststellungen der Europäischen Union, der Kommission, zur Wirtschaftslage, zum Wirtschaftswachstum in Österreich und zur Beschäftigungspolitik der österreichischen Bundesregierung auseinander zu setzen. Und weder die Tatsache, dass die Reallohnsteigerungen in Österreich heute das Schlusslicht in der Europäischen Union sind, noch die Prognose der Europäischen Kommission, dass wir im Wirtschaftswachstum im nächsten Jahr unter den Durchschnitt der Europäischen Union zurückfallen werden, sind eigentlich Anlass zur Beruhigung, sondern sollte im Gegenteil Anlass sein, sich energisch mit dieser Frage auseinander zu setzen.

Und zweite Bemerkung dazu: Der Kassasturz der rot-grünen Regierung in Deutschland, die ja bekanntlich im österreichischen Wahlkampf eine nicht unbedeutende Rolle gespielt hat, steht der österreichischen Regierung erst bevor, uns allen steht sie erst bevor, und wir werden erst dann wissen, ob es nicht zu diesem Stück in Deutschland ein Gegenstück in Österreich gibt. (GR Gerhard Pfeiffer: Würden Sie mit Ihrer Budgetrede beginnen? Der Wahlkampf ist vorbei!)
Die am 15. Oktober veröffentlichte Kritik des Rechnungshofpräsidenten Fiedler zum Bundesrechnungsabschluss 2001 war ja alles andere als beruhigend. Ich lasse es jetzt damit bewenden. Ich denke aber, dass man sich nicht nur aus der Sicht der Bundespolitik, sondern auch aus der Sicht jeder Gebietskörperschaft mit diesen Fragen auseinander setzen muss, denn schließlich und endlich sind wir durch den Stabilitätspakt und den Finanzausgleich aneinandergekettet. Es geht nicht darum, sozusagen die Rolle einer Opposition auf Bundesebene zu übernehmen, sondern jede Gebietskörperschaft, jede Gemeinde in Österreich, jede Stadt, jedes Bundesland ist von diesen Fragen unmittelbar betroffen. Und daher denke ich, dass wir uns sehr gut und sehr genau mit diesen Fragen der Auswirkungen auf den österreichischen Stabilitätspakt und der Auswirkungen auf den Finanzausgleich auseinander setzen werden müssen, in welcher parteipolitischen Zusammensetzung immer die Bundesregierung hier antreten wird. Denn die Frage, welche Budgetsituation der Bund vorfindet, ist im gegenwärtigen Zeitpunkt hinter einer Nebelwand verborgen, und wir können von uns aus dann wirklich konkret sagen, wie sich die Einnahmenentwicklung darstellen wird. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Es gibt zwar das Eingeständnis des Finanzministers und seines Staatssekretärs, dass der Bund heuer und auch im kommenden Jahr eine Neuverschuldung in Kauf nehmen wird müssen, die über das hinausgeht, was der Stabilitätspakt erlaubt, das ist bereits angekündigt, wir haben aber noch keinen Überblick darüber, welche unter Umständen Dramatik sich auf der Einnahmenseite verbirgt. Daher war es unsere Aufgabe bei der Erstellung unseres Budgetvoranschlags, die Einnahmensituation möglichst vorsichtig zu budgetieren (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.), und wir haben im Wesentlichen bei der Verbesserung unserer Ausgangssituation auch auf die Rücklagen zurückgegriffen, die wir in den vergangenen Jahren, in besseren Einnahmenzeiten, bilden konnten.

Ich habe bei dieser Pressekonferenz, die der Finanzminister und sein Staatssekretär Mitte November abgeführt haben, auch entnommen, dass dort die beiden den Bundesländern pauschal den Vorschlag gemacht haben, sozusagen vor dem Hintergrund der eigenen Defizitgebarung, die Bundesländer könnten befreit werden von der vollen Erbringung des Überschusses von 0,75 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, das ist die Vorgabe des österreichischen Stabilitätspakts, und sie könnten sich begnügen mit 45 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, was eigentlich bedeutet, dass dann von beiden Seiten, sowohl von Seiten des Bundes als auch von Seiten der Länder, der Stabilitätspakt abgegraben wird - eine Situation, die eigentlich mehr als problematisch ist. 

Wir haben uns daher nicht auf diese Einladung eingelassen. Der Voranschlag für 2003 sieht die volle Erfüllung des Stabilitätspakts vor. Wir werden nach den Kriterien von Maastricht im Voranschlag zunächst einen Überschuss in der Höhe von 324,77 Millionen EUR darstellen und werden den Rest auf die volle Summe von 336,9 Millionen EUR im Zuge des Vollzugs während des Jahres auch darstellen. Also ich denke, dass wir gut beraten sind, aber dass es auch eine insgesamt, für den gesamten Staat, wichtige Frage ist, dass die Bundeshauptstadt Wien in ihrem Voranschlag in der Lage ist, den Stabilitätspakt zu erfüllen, denn von der Überschussgebarung der Länder - das sei noch einmal in Erinnerung gerufen - liegt der größte Teil bei Wien, und daher ist es für die Frage der Stabilität, der Budgetgebarung des gesamten Staates entscheidend, ob Wien den Stabilitätspakt erfüllt oder nicht. Also, das ist die Antwort auf Ihre Zwischenrufe, warum ich zuerst auf diese Gesamtsituation der Lage, auch der Finanzsituation des Staates, eingegangen bin. Sie steht in einem unmittelbaren Zusammenhang. Von den Ertragsanteilen sind wir abhängig und von der Erfüllung des Stabilitätspakts ist die gesamte Stabilität des österreichischen Staatshaushalts abhängig. Das ist eine zweifellos entscheidende Frage, die aber möglicherweise in kleinkrämerische Betrachtungen nicht hineinpasst.

Wir werden - das ist der zweite Punkt, den ich für sehr wichtig halte - im Voranschlag 2003 auch einen Schuldenabbau vorsehen. Sie wissen, dass der Rechnungshof zu wiederholten Malen die Fremdmittelgebarung und die Schuldengebarung der Stadt Wien als exzellent bezeichnet hat, und wir werden im Jahr 2003, nachdem wir in den vorangegangenen Jahren wegen des relativ ungünstigen Kursverhältnisses von einer Rückzahlung im Interesse des österreichischen Steuerzahlers Abstand genommen haben, 435 Millionen EUR zurückzahlen. Damit wird der Schuldenstand von 1,6 Milliarden EUR reduziert werden und das bedeutet bei einer jetzigen Pro-Kopf-Verschuldung von rund 1 300 EUR in Zukunft eine Pro-Kopf-Verschuldung von 1 041 EUR. 

Es gibt eine Aufstellung aus dem letzten veröffentlichten Staatsschuldenbericht, aus dem klar erkennbar ist, dass Wien schon heute bei der Pro-Kopf-Verschuldung quasi an günstigster, letzter Stelle liegt und andere Bundesländer eine sehr hohe Verschuldung aufweisen. 

Und das Zweite, das unser aber noch wichtiger ist, weil das ist ja nicht neu, ist der Vergleich mit europäischen Großstädten. Ich kann auf Grund dieses Vergleichs sagen, dass Wien bei der Pro-Kopf-Verschuldung zu den Städten gehört, zu den Metropolen gehört, die die geringste Pro-Kopf-Verschuldung aufweisen, wenn nicht überhaupt die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung. 

Und ich möchte nur aus einer letztveröffentlichten Zahlentabelle (Der Redner zeigt sie vor.) nennen: Berlin 12 963 EUR pro Kopf, Bremen 14 249 EUR pro Kopf, Hamburg 10 438 EUR pro Kopf, und selbst das als Wirtschaftswunderland immer wieder gepriesene Bayern hat mit 1 575 EUR pro Kopf einen höheren Schuldenstand, als ihn etwa Wien hat. Ich glaube, dass das schon sehr wichtig ist, auch im Vergleich zur Situation des Bundes, wo es ja zu einer Schuldenzunahme gekommen ist in den letzten Jahren, zu einem Schuldenzuwachs, dass wir nicht nur uns nicht neu verschuldet haben, sondern auch jetzt unseren Schuldenstand eindeutig und wesentlich abbauen. Das halte ich für einen ganz wesentlichen Punkt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die aktuellen, auch die jüngsten Prognosen der Wirtschaftforscher machen es jedem wirklich schwer, daran zu glauben, dass die österreichische Wirtschaft aus eigener Kraft aus diesem Tief herauskommen könnte. Und daher unterstreiche ich einmal mehr und appelliere auch an die anderen Gebietskörperschaften, dass es eigentlich höchste Zeit ist zu einer offensiven, antizyklischen Konjunkturpolitik, die öffentliche Nachfrage zur Konjunkturbelebung einsetzt.

Wien hat schon im Budget 2002 diese Kurskorrektur eingeleitet. Ich erinnere daran, dass wir ein über 2‑Milliarden-Investitionsprogramm, einschließlich unserer eigenen Unternehmungen, zustande gebracht haben, und wir setzen jetzt, im Jahr 2003, diesen Weg der offensiven, antizyklischen Konjunkturpolitik im Interesse der Beschäftigungssituation, im Interesse der Wirtschaft fort. Ich möchte einige Zahlen dazu nennen. 

Die Stadt Wien und ihre Unternehmungen - das ist eben der Vorteil, wenn man auch über eigene Unternehmungen verfügt, also sozusagen öffentliches Eigentum nicht einfach auf den Markt geworfen hat - werden im Jahr 2003 nach den Budgetvorgaben und nach den Wirtschaftsplänen über 2,2 Milliarden EUR investieren. Das ist, umgerechnet in Schillinge, etwas mehr als ein 30‑Milliarden-Paket. Ich kann Ihnen versichern, dass dieses Paket, dieses Investitionsvolumen, in der Tat in einem hohen Maße wirtschaftsbelebend und wirtschaftsfördernd sein muss. Eine vergleichbare Investition in anderen Gebietskörperschaften ist mir allerdings nicht bekannt. 

Das Zweite ist: Wir werden in der Wirtschaftsförderung und in der Technologieoffensive 2003 205 Millionen EUR zur Verfügung stellen. Im Voranschlag 2002 waren das 107 Millionen EUR. Ich räume ein, dass wir während des Jahres in diesem Bereich aufgestockt haben, aber es ist in der Tat im Vergleich zu anderen Gebietskörperschaften eine enorme Summe, die hier eingesetzt wird, um die Wirtschaft zu beleben. 

Und wir werden - und das scheint mir besonders wichtig zu sein - durch gemeinsame Finanzierung mit Privaten und auch durch gemeinsame Finanzierung mit anderen Gebietskörperschaften das Investitionsvolumen wesentlich erhöhen. 

In einem Public Private Partnership werden wir den weiteren Ausbau, um einige konkrete Beispiele zu nennen, des Vienna Biocenters vorantreiben. Es geht hier um 12,2 Millionen EUR. Hier wird durch eine Verschmelzung mit einer internationalen und in ganz Österreich tätigen Investitionsfirma und der Errichtung einer eigenen Betriebsgesellschaft eine Veränderung herbeigeführt, die zeigt, dass es nicht notwendig ist, um einen solchen öffentlichen Investitionsschub herzustellen, dass alles aus Steuermitteln aufgewendet wird, sondern dass es durchaus möglich ist, auch private Mittel zu mobilisieren. 

Der zweite Punkt: In Kooperation mit dem Bundesland Niederösterreich wird der Automotive Cluster Vienna Region entwickelt. Nach dem erfolgreichen Pilotjahr 2002 wird jetzt eine Weiterentwicklung für die Jahre 2003 bis 2006 gemeinsam finanziert. Es sind zahllose Kooperationsverträge bereits abgeschlossen. Es nehmen an diesem Automotive Cluster große Unternehmungen in Österreich teil. Das wegwischen zu wollen, wird jedermann schwer fallen. Es hat eine enorme investive Wirkung, und zwar sowohl im Bundesland Niederösterreich als auch bei uns - Projekt Paukergründe - in Wien. Wir werden darüber im nächsten Gemeinderat die Beschlüsse fassen.

Der nächste Punkt: Die beiden Calls im Rahmen der Wiener Innovationsoffensive, nämlich der Call für Lifestyles, also Biotechnologie, und der Call für Creative Industries werden im Fall der Realisierung aller eingereichten Projekte - 20 bei Lifestyles, 109 bei Creative Industries - ein Investitionsvolumen von 144 Millionen EUR auslösen. Auch das ist ein Beispiel dafür, wie man mit relativ wenig öffentlichen Mitteln im privaten Bereich eine stärkere Investition auslösen kann. Und ich behaupte, dass es auch beschäftigungspolitisch wichtig ist, denn durch diese Projekte werden 500 weitere neue Beschäftigungsplätze geschaffen. 

Wir werden, um ein weiteres konkretes Beispiel zu nennen, die Gewerbeinitiative fortsetzen. Wir werden sie um drei Jahre verlängern, denn Förderverträge mit fünf Gewerbehöfen sind bereits abgeschlossen, einer im 10., einer im 11., einer im 15., einer im 16. und einer im 21. Bezirk. Das hat Platz geschaffen für 48 neue Betriebe. Also, da ist der Altbestand gar nicht mitgezählt. Und einer dieser Gewerbehöfe ist überhaupt erst im Bau, sodass dann zusätzlich neue Betriebe dazukommen. Und es gibt bereits im 5. Bezirk und im 20. Bezirk neue Anträge, solche Gewerbehöfe einzurichten. 

Nächster Punkt: Unter Nutzung der Mittel der Euro-päischen Union unterstützen wir Förderungsaktionen, sowohl im Ziel‑2-Gebiet, das sind Teile der Leopoldstadt und der Brigittenau, als auch im URBAN‑2-Gebiet, das ist Erdberg, und erreichen damit in einer Zuschussaktion gerade für die Kleinunternehmungen ebenfalls Impulse zur wirtschaftlichen Entwicklung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass diese antizyklische Konjunkturpolitik in Wien zumindest - ich bin ganz vorsichtig - in Teilbereichen greift und Erfolge hat, kann man an zwei Fakten beweisen. 

Punkt 1: Der letzt vorliegende Bericht über die Situation der Wiener Wirtschaft in Wien bestätigt, dass im ersten Halbjahr dieses Jahres das reale Wachstum der Bruttowertschöpfung in der Wiener Wirtschaft mit 1,2 Prozent doppelt so hoch gestiegen ist wie im Österreichdurchschnitt. Also, mehr Wirtschaftswachstum in Wien im ersten Halbjahr, und ich bin überzeugt, dass sich das im zweiten Halbjahr fortsetzen wird. 

Zweites Faktum: Seit dem Sommer gehen die Arbeitslosenzahlen in den Bauberufen in Wien deutlich zurück, im August um 1,1 Prozent minus, im September um 0,1 Prozent minus, im Oktober um 4,7 Prozent minus. Demgegenüber sind die Arbeitslosenzahlen im Österreichdurchschnitt weiter gestiegen, im Oktober um 3,9 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestern ist in einer Tageszeitung unter dem Titel "Das muss die künftige Regierung anpacken" auch das Thema Arbeitsmarkt angesprochen worden, und ich sage, voll mit Recht, denn 213 500 Menschen, die Arbeit suchen, ist weder eine vernachlässigbare Größe noch ein Schönheitsfehler in irgendeiner Bilanz. Es ist ein persönlich-menschliches Problem der Betroffenen und ihrer Familien, aber es ist auch eine gesellschaftliche Herausforderung erster Ordnung. Arbeitslosigkeit ist genau genommen in jedem Alter für die Betroffenen in der Regel demütigend und belastend und in vielen Fällen auch existenzgefährdend. Aber man kann nicht oft genug unterstreichen, welche persönliche und gesellschaftliche Dramatik sich hinter der Jugendarbeitslosigkeit verbirgt und dass es heute noch immer die Bedrohung mit Arbeitslosigkeit für Frauen in einem höheren Maße gibt als für Männer. 

Niemand, meine sehr geehrten Damen und Herren, kann uns vorwerfen, wir hätten diese Fragen nicht früh genug oder nur halbherzig, nicht energisch genug angegangen. Bereits im November des Jahres 2001 - ich erspare mir jetzt Hinweise auf anders geartete Kommentierungen zum damaligen Zeitpunkt - haben wir sowohl im Rahmen des Budgets, als auch im Rahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds im Arbeitsprogramm entscheidende Maßnahmen gesetzt, gerade zu diesen beiden Themen Jugendarbeitslosigkeit, Ausbildung und Qualifikation für junge Menschen und mehr Chancen für Frauen, und wir haben dafür 7 Millionen EUR eingesetzt. 

Wir haben im Mai dieses Jahres ein weiteres Paket hier realisiert, wir haben vor dem Sommer gemeinsam mit den Wiener Sozialpartnern ein Konzept entwickelt, das darauf ausgerichtet ist - neben dem, was im Rahmen des Arbeitsmarktservice zu leisten ist -, dass Qualifikationsmöglichkeiten für junge Menschen geschaffen werden, abgestimmt auf eine Unternehmensstruktur der Klein- und Mittelbetriebe, wo unter Umständen der einzelne Betrieb nicht in der Lage ist, nicht die Möglichkeiten hat, Lehrlinge auszubilden. Es sind das die Lehrausbildungsverbünde, es ist das die Ausbildung und Fortbildung von Lehrausbildern, und wir haben dafür einen Betrag von 5 Millionen EUR eingesetzt. Wir können damit sicherstellen, dass wir auf diesem Weg 400 Lehrstellen schaffen. Und wir haben durch die Beteiligung am Jugendausbildungssicherungsgesetz, das ebenfalls von der Stadt Wien mitfinanziert worden ist, die Ausbildungsmöglichkeit zunächst für 1 154 Jugendliche geschaffen. 

Und wir haben vor wenigen Tagen auch ein gemeinsames Programm, ein zusätzliches Programm mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds vorgestellt und dafür 1 Million EUR eingesetzt, das sich mit der besonderen Situation der atypisch Beschäftigten, von Teilzeitbeschäftigten, die das nicht freiwillig wollen, und mit vielen anderen Bereichen beschäftigt. Ich füge hinzu, das ist vor allem ein Problem der Frauen, und daher sind diese Maßnahmen auch darauf ausgerichtet, es in diesem Bereich zu einer Verbesserung zu bringen. 

Nun kann man sagen: Schön und gut, aber was nutzt das? Müssen wir nicht trotzdem resignieren, weil alles quasi international diktiert wird? 

Wir können feststellen und das durch die Arbeitslosenzahlen belegen, dass wir in Wien - in Teilbereichen, füge ich hinzu, und das soll jetzt keine Verharmlosung oder Schönfärberei sein - doch Fortschritte und Verbesserungen erreicht haben. Während die Arbeitslosenzahlen in Gesamtösterreich weiter ansteigen, gehen sie seit Ende August in Wien zurück, im September um 1,4 Prozent, im Oktober um 1,2 Prozent, und gegenüber dem Jahresvergleich 2001 hat Wien den drittniedrigsten Anstieg. 

Zweitens: Auch die Frauenarbeitslosigkeit sank seit Ende August in Wien im September um 4,4 Prozent, im Oktober um 3,3 Prozent, während sie in Gesamtösterreich noch steigt. 

Drittens: Die Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit in der Altersgruppe der 15- bis 19‑Jährigen ist in Wien deutlich moderater als in Gesamtösterreich. Seit Ende Mai sind die Arbeitslosenzahlen bis Ende September gegenüber dem Vorjahresmonat, also im Jahresvergleich, um 7,2 Prozent, um 13,3 Prozent, um 11,4 Prozent und um 10,1 Prozent zurückgegangen. Lediglich im Oktober hat es jetzt einen geringfügigen Anstieg gegeben. Im Vergleich dazu: In ganz Österreich sind die Zahlen um 6,9 Prozent, um 0,9 Prozent, um 6,1 Prozent, um 5,8 Prozent und um 8,6 Prozent angestiegen. Also, die Jugendarbeitslosigkeit wurde nicht bagatellisiert, es gibt eine deutlich günstigere Entwicklung in Wien, während sie im österreichischen Durchschnitt eigentlich konsequent ohne Veränderung ansteigt. 

Ich erwarte mir von der neuen Bundesregierung eine Kooperation. Ich glaube, das ist nicht zu viel verlangt, denn die Probleme sind zu groß, als dass sie eine einzelne Gebietskörperschaft lösen könnte. Das gilt insbesondere auf diesem Gebiet, etwa in der Frage der Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die Lehrlingsausbildung. Ich denke, dass das nur eine von vielen Maßnahmen ist, die man gemeinsam viel effizienter angehen kann. 

Ich möchte zum Schluss kommen. 2003 ist möglicherweise, ohne dass ich es jetzt dramatisieren will, ein Schicksalsjahr für die österreichische Wirtschaft und für die österreichische Beschäftigungssituation. Wir versuchen in unserem Voranschlag, als Bundesland und als Bundeshauptstadt vorzusorgen. Die politische Botschaft, die mit diesem Budget verbunden ist, ist die, dass es nicht Sinn gibt, vor einer Entwicklung, die man erkennen kann, zu resignieren, sondern dass es möglich ist, offensiv und aktiv Maßnahmen zu setzen. Ich denke, dass es wichtig ist, darauf hinzuweisen, dass wir das nicht tun auf Kosten und zu Lasten anderer gesellschaftlicher Anliegen, also nicht auf Kosten des sozialen Bereichs oder des Gesundheitsbereichs. Es gibt im Voranschlag 2003 keinen Sozialabbau, keine Einschnitte im Gesundheitsbereich, keine Kürzungen in anderen wichtigen Bereichen.

Und es gibt, und das ist der dritte mir wichtige Punkt, im Budget 2003 auch massive Ansätze über den Tag hinaus für eine Zukunftsstrategie, für eine Zukunftsentwicklung. Ich nenne hier nur einige Beispiele: die Technologieoffensive Creative Industries, die Förderung der Fachhochschullehrgänge, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die Förderung von Innovation. 

Und ich füge hinzu: Wir haben es dazu, um dieses Konzept zu entwickeln und die Grundlagen für eine Politik zu schaffen, nicht notwendig gesehen, auf Unternehmen zu verzichten, diese zu verkaufen oder Werte auf den Markt zu werfen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass wir mit gutem Gewissen gegenüber dem Steuerzahler, und dem sind wir ja Rechenschaft schuldig, diesen Voranschlag unserer Politik im kommenden Jahre zugrunde legen werden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als erster Debattenredner ist Herr GR Mag Chorherr gemeldet. - Ich hoffe, du hast dir mit dem GR Margulies die 30 Minuten Redezeit vereinbart.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Halbe - halbe.

Meine Damen und Herren! 

Es gibt oft kurze Phasen in der politischen Auseinandersetzung, wo man, glaube ich, durchaus in einer offeneren, kritischeren und spannenderen Art diskutieren kann. Und wenige Tage nach dieser sehr fundamentalen, einschneidenden Wahl möchte ich mich primär mit dem Wahlergebnis und dem, was wir daraus lernen können und lernen sollen, auseinander setzen.

Ich habe das schon am Wahlabend gesagt, aber nach einigen Tagen ist es irgendwie klarer: Für uns ist es ein Wechselbad der Gefühle. Erst gab es eine große Enttäuschung über das Gesamtergebnis, weil wesentliche Wahlziele nicht erreicht wurden, und dann gab es eine große Freude über das Wiener Ergebnis. Ich möchte mit dem Wiener Ergebnis noch einmal beginnen, bevor ich zu kritischeren Punkten komme. 

Noch vor Wochen wurden wir von einigen Journalisten ausgelacht, wie gesagt wurde, wir wollen die FPÖ überholen. Überholen, bitte, ist ein Hilfsausdruck: Von 15 zu nahezu verdoppelt. Wir haben in Bezirken, wo wir es nicht für möglich gehalten haben, die FPÖ überholt. Ein für uns mit 15 Prozent wirklich tolles Ergebnis, wo auch gezeigt wurde, dass ein gewisser Politikstil akzeptiert wurde und auf eine breite Akzeptanz gestoßen ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) Mit dem Wiener Ergebnis können wir mehr als zufrieden sein. 

Wir können auch zufrieden sein, dass es uns in Wien gelungen ist, dieser Propaganda der ÖVP - auf die ich noch zu sprechen kommen will - entgegenzutreten. In Wien haben diese Schreckgespenster, diese Lügen und Diffamierungen - auf das möchte ich noch eingehen - nicht gegriffen. Dort, wo wir stark sind, wo klar ist, wofür Grüne stehen, wurden wir gewählt. Darüber freue ich mich.

Ich freue mich nicht - und darüber möchte ich jetzt sprechen, was wir daraus lernen können - über das Gesamtergebnis. So sehr Schwarz-Blau Mandate verloren hat, gibt es nichts daran zu rütteln, dass die ÖVP diese Wahl gewonnen, deutlich gewonnen hat. Und wir müssen uns fragen: Was ist falsch gelaufen? 

Ich möchte jetzt bewusst, bevor ich mich auch mit der ÖVP auseinander setze und speziell den Herrn Marboe ansprechen möchte, einen Hauptfehler konstatieren. Ich mache das normalerweise nicht, über eigene Fehler reden, aber habe ich heute irgendwie die Lust dazu. Ich sage das einfach so.

Ich glaube, dass es ein Hauptfehler war, dass man glaubt, man kann gewinnen, ohne eine klare Vision, ein klares Programm in den Vordergrund zu stellen - und jetzt beginne ich einmal mit der Sozialdemokratie -, ein Gegenmodell. Klar war, und das wurde auch kommuniziert von uns, auch von der SPÖ, was an dieser Regierung falsch gelaufen ist. Klar zu zeichnen, visionär zu zeichnen: Was ist das Andere? Was ist das Bessere? Auch wenn es vielleicht in Details wehtut, wenn es vielleicht auch strittig ist. Das wurde von der Opposition, und das sage ich jetzt in der Breite, versäumt ein Gegenmodell. 

Ich möchte es an einigen Punkten festmachen und ich möchte es zuerst an einer Haltung festmachen, die ich primär da mit der SPÖ diskutieren möchte. 

Die Ansage von Gusenbauer, wenn wir Platz 2 bekommen, gehen wir in Opposition, war das endgültige Ende, klar festzustellen. Es geht um dieses andere Modell. Damit war das erledigt.

Und etwas Zweites, ein Nebensatz vom Bürgermeister, der bei mir sehr gelandet ist. Wenn man ein Gegenmodell zeichnet, meine Damen und Herren, wie können dann wir und die Wählerinnen und Wähler folgenden Satz verstehen. Wie der Bürgermeister gefragt wurde, na ja, er dürfte jetzt als Großkoalitionär doch mit Rot-Grün liebäugeln, hat er unter Verweis auf eine innerparteiliche Diskussion gesagt: Angesichts dessen, was die Schwarzen aufführen, da fressen bei uns manche lieber die greane Krot. (Heiterkeit.)
Ich sage das heute jetzt so. Im Wahlkampf sollte man nicht empfindlich sein, aber ist das eine Ansage, ein Stehen zu einem anderen Modell, das gewisse Inhalte in den Vordergrund stellt? Ich nenne ein paar große Inhalte, die wir diskutieren sollten und die ich auch selbstkritisch und in Pressekonferenzen gesagt habe. 

Wie schaut angesichts des Treibhauseffekts, angesichts des sommerlichen Hochwassers und dieses schrecklichen Tankerunfalls, der viele bewegt hat, wie schaut hier eine ökologische Gegenoffensive aus, an die viele glauben können? Ist uns das gelungen, uns Grünen? - Das ist uns zu wenig gelungen, glaube ich! 

Ein zweites großes Thema, ein großes soziales Thema, wo wir uns eben auseinander setzen müssen: neue Beschäftigungsverhältnisse. Ich nehme nur einen Betrieb unter vielen heraus, den ORF, wo jetzt die, die nicht in klassische Beschäftigungsverhältnisse fallen, die freien Mitarbeiter, reihenweise, weil sie freie Mitarbeiter sind, vor die Tür gestellt werden. Bis zu 1 000 Leute sollen dort gekündigt werden. Sie sind ja nur Freie. 

Zu diesen neuen Beschäftigungsverhältnissen, die explosionsartig zunehmen, für die sich keine Gewerkschaft zuständig fühlt und wo es eine große schwierige Aufgabe wäre, für die es keine leichten Antworten gibt, klarzustellen: Wie schaut hier ein reformierter Sozialstaat aus, den wir mit Grundsicherung bezeichnet haben? Was heißt das? Ist uns das ausreichend klar geworden? - Ich glaube, das ist uns nicht entsprechend klar geworden.

Und dann, und das muss ich jetzt sagen, bevor ich über den Stil zu reden komme: Haben wir klar gezeichnet, vor allem dort, wo wir weniger gut organisiert sind, wie hier in Wien, was eine grüne Gestaltung ist? Oder nennen wir es auch beim Namen: Was eine rot-grüne Geschichte ist? - Es gab eine einzige Partei, die klar gezeichnet hat, was Rot-Grün heißt - man soll das durchaus lernen -: Das war die ÖVP. Die ÖVP hat klar gezeichnet: Was heißt Rot-Grün? 

Haben wir gezeichnet, was Rot-Grün heißt? Wir haben es in Ansatzpunkten versucht. Es ist uns offensichtlich nicht in dem Ausmaß gelungen. Was hat die SPÖ dazu getan? - Ja, wir fressen auch die greane Krot. 

Was ist bei den Leuten hängen geblieben? - Und jetzt komme ich zu dem, und darüber sollten wir nachdenken, wie ich glaube, Pyrrhussieg. Was hat sich erstmals fundamental durchgesetzt? - Das sage ich jetzt ohne Empfindlichkeit. Politik ist ein brutales Geschäft. Das weiß ich und das ist so. Das war der erste Wahlkampf, der primär mit bewussten Lügen geführt wurde. 

Sie wissen, meine Damen und Herren von der ÖVP, dass Grün nicht den Benzinpreis verx-fachen will. Dass Heroin ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich sage es bewusst, die sensible Geschichte. Ja, der Wahlkampf ist vorbei. (Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.) Herr Blind, Sie spare ich mir jetzt. 

Die schwierige Frage des Umgangs mit Drogen. Wenn ein Schüssel in einer Fernsehdiskussion sagt, wie viel Drogentote es gibt, 40 Drogentote rund um Cannabis, dann weiß er, dass das falsch ist. Und ich nenne das jetzt: Das sind Lügen! 

Sie waren erfolgreich, und insofern kann man sagen, in der Politik zählt nur der Erfolg. Diese Wahl hat Österreich insofern verändert, dass jede Partei jetzt - wir werden die Ersten sein - primär auch einmal darauf schauen wird, wie man im amerikanischen Stil mit einer großen Kampagne die anderen schwerst negativ attackiert. Das hat die Republik verändert. 

Und jetzt nenne ich den Herrn Marboe ganz persönlich. Ich habe ihn angerufen sogar. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Nein, ich habe nicht begonnen. (GR Gerhard Pfeiffer: Nur die anderen sind schuld!) Nein, es sind nicht die anderen schuld. Nein, nein. - Okay. 

Es wurden von allen Parteien - ich nehme nur eine einzige Symbolik her -Plakate zerstört oder übermalt, nicht zerstört. Plötzlich lese ich eine APA-Ausgabe drei Tage vor der Wahl. Der Landesgeschäftsführer der ÖVP, dessen Namen mir jetzt nicht einfällt, und der Herr Marboe bitten zu einer Pressekonferenz: "Rote und grüne Funktionäre zerstören ÖVP-Plakatständer mit einem Überkleber 'Rot-grüne Verzweiflungstat'!" Ohne jedes Indiz, dass daneben grüne und rote und blaue Plakatständer überklebt und sonst was werden.

Ich habe ihn angerufen. Er hat es nicht gewusst. Überklebt wurde es trotzdem. - Das sind keine Kleinigkeiten. 

Die Grünen wurden als Heroindealer bezeichnet. Man kann darüber lachen. In Wien lacht man über die Zwangsvegetarier. Also, die Viehzucht wollen wir verbieten. 

Ich bin fassungslos! Ich gestehe zu, wir waren zu vornehm und wir haben daraus gelernt. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Ja, Sie lachen. Ist okay. Wir bemühen uns, daraus zu lernen. 

Und jetzt kommen dieselben daher und sagen: Ja, sollten wir nicht doch lieber Schwarz-Grün machen? 

Also, erstens soll man sich überlegen, welchen Stil man in einem Wahlkampf führt. Und ich lehne es ab, dass es ausgerechnet die Partei war, die auf Benehmen und Bürgerlichkeit Wert legt, und da weiß ich, worüber ich rede. Das sollte uns zu denken geben.

Zweitens, und das möchte ich Ihnen schon noch ganz kurz erklären und auch der Öffentlichkeit erklären, gerade weil wir viele Mails und viele auch von Wählerinnen und Wählern - nicht viele, manche - bekommen, den Satz, der mir fundamental ist: In den Eckpunkten der Politik ist Schwarz und Grün aber so was von auseinander! 

Ich beginne jetzt einmal nicht mit den Abfangjägern, die eh klar sind. Ich beginne zum Beispiel mit der Haltung in der Familien-, in der Frauenpolitik, die so weit auseinander geht (Der Redner streckt beide Arme aus.), wo in weiten Teilen der ÖVP-dominierten Bundesländer bewusst zu Mittag die Kindergärten zugesperrt werden, weil es ein Familienbild gibt, dass die ordentliche Mutter bei ihrem Kind ist.

Wenn wir zum Beispiel einen Wahlkampf geführt haben, dass es eine flächendeckende Kinderbetreuung geben soll, um Wahlmöglichkeiten zu haben, dann ist das unter tausend Dingen eine Unverzichtbarkeit. 

Ich kann jetzt von den Studiengebühren über wesentliche politische Bereiche zeigen, dass das nicht zusammengehen kann. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Also, wenn Sie einen potentiellen Wähler fragen, ob ihm Schwarz-Blau oder Schwarz-Grün lieber ist, verstehe ich viele, die sagen: Da ist Schwarz-Grün irgendwie sympathischer. 

Aber Kernsatz: Eine dieser Parteien müsste um 180 Prozent ihre Politik ändern. Da kann ich nichts über die ÖVP sagen. Ich kann nur eines über die Grünen sagen: Meine Damen und Herren! Die Grünen werden das nicht sein, die ihre Politik ändern und das ändern, weswegen wir im Wahlkampf gewählt wurden. (Beifall bei den GRÜNEN.) Weil nur um jetzt den einen oder anderen Ministerposten zu bekommen, nur aus Egoismus, sage ich, wie sollen wir dann glaubwürdig in eine nächste Wahl gehen? Dass wir die Dinge, wegen derer wir gewählt werden, vergessen und sagen: Na ja, für die Republik oder für die ÖVP und damit wir die Blauen verhindern. Das ist nicht primär eine Stilfrage. 

Was lernen wir daraus abschließend? - Noch viel stärker politische Inhalte in den Vordergrund stellen. Und gerade in Wien Druck machen, dass zu politischen Inhalten auch gestanden wird. 

Ich nenne jetzt einfach ein Detail. Das ist ein Detail, aber es ist auch eine Haltung Richtung SPÖ. Wir bemühen uns seit vielen Jahren mit einigen von Ihnen, das Thema Solidarität weltweit zum Beispiel über die gesamte Fair-Trade-Geschichte umzusetzen. Es gab einen Antrag von uns, der auch angenommen wurde, dass in Pensionistenheimen Fair-Trade-Kaffee eingesetzt wird. Reden Sie mit den Fair-Trade-Menschen, was faktisch weitergegangen ist. Nahezu gar nichts! Aus mir unverständlichen Gründen! Ob es Ihnen jetzt nicht so wichtig ist, ob das in der Bürokratie versandet, ob ... Also, ich habe das Gefühl: Es ist nicht wirklich wichtig, denn wenn man das nicht umsetzen kann, dann verstehe ich es nicht. 

Jetzt gestehe ich der Frau Kato zu, dass sie sich hier bemüht. Aber wissend, wie empört die Leute von Fair-Trade sind, dass nichts weitergeht, trotz eines von Ihnen abgeschwächten Antrags, lade ich Sie, liebe Gemeinderäte im SPÖ-Klub, ein: Es gibt die "fairen Wochen", verkosten Sie bitte mit uns Fair-Trade-Kaffee. Es ist okay, und vielleicht kommt auch der eine oder andere Fair-Trade-Kaffee verkosten. Aber Ihre Aufgabe, wenn man an ein politisches Projekt glaubt, wäre nicht, dass Sie Fair-Trade verkosten, das kann eine Bürgerinitiative auch. Sie können so etwas umsetzen! Und so viele Leute sind zornig, und ich bin auch zornig, dass diese politischen Projekte dort, wo Sie die Möglichkeit haben, nicht umgesetzt werden! 

Und das ist ein Grund, warum viele nicht glauben, dass es die SPÖ wirklich ernst meint, große schwierige Reformen umzusetzen. Ich möchte das nicht gering reden jetzt, das Fair-Trade. Aber wenn es nicht einmal gelingt, Fair-Trade-Kaffee in Pensionistenheimen, wo Sie so viel Einfluss haben, wie wahrscheinlich nirgendwo jemand auf der Welt, umzusetzen, wie wollen Sie glaubhaft machen, dass Sie bereit sind, schwierige grundsätzliche Reformen im Sozialbereich, im Bereich der atypischen Beschäftigungsverhältnisse, im Bereich der Pensionsfinanzierung, im Bereich der Ökologisierung des Steuersystems umzusetzen? - Da ist kein politisches Projekt spürbar! 

Und noch einmal festgemacht: Das politische Projekt "Dann fressen wir halt auch die greane Krot", ich glaube, dass das der Kernpunkt ist. Wir werden uns bei der Nase nehmen und das verstärken, was wir in den letzten Jahren begonnen haben und durchaus im Wiener Bereich auch umgesetzt haben, inhaltliche Visionen entwickeln im sozialen Bereich, im ökologischen Bereich, diese Visionen realitätstüchtig auf die Füße stellen, um Leute zu überzeugen, dass wir imstande sind, sie umzusetzen. Ich erhoffe mir, dass eine breite Debatte auch in der SPÖ läuft, woran es gescheitert ist. Meine Kernthese ist: Ohne politisch inhaltliches Projekt, für das man auch kämpft, kann man keine Wahlen gewinnen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Klubobmann Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Eine Sekunde noch. Jetzt geht es. - Und der Kollege Margulies hat eine Restzeit von 13 Minuten. - Bitte, Herr Klubobmann.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst einmal weise ich es auf das Entschiedenste zurück, und es ist unglaublich, dass hier in diesem Haus dauernd von Lüge gesprochen worden ist. Das ist ein Skandal, wie Sie sich hier aufführen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) Es gehört einfach dazu, Wahlergebnisse zu akzeptieren! Das ist ein Teil der westlichen Demokratie und ich lade Sie ein, sich nicht von der westlichen Demokratie zu entfernen! (Erneuter Beifall bei der ÖVP.) 

Was das Wahlergebnis des 24. November 2002 erbracht hat, ist klar: Die Wähler haben Wolfgang Schüssel, unseren Bundeskanzler, einen Wiener, bestätigt. Sie haben klar ein Ja gesagt zur Sanierung der Staatsfinanzen, ein Ja zur sozialen Marktwirtschaft und zur Generationengerechtigkeit, ein Ja zu Europa.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war ein Ja zu einer berechenbaren Politik Österreichs nach innen und nach außen, und diese Politik hat daher nicht zufällig den Zuspruch der Jungen und der Frauen in dieser Republik und auch in Wien gefunden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es waren sicherlich keine Gemeinderatswahlen, die stattgefunden haben, aber es tut gut, zu sehen, welchen Zuspruch die Volkspartei in dieser Stadt gefunden hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Und auch an die Adresse der SPÖ gesagt: Das Ergebnis der Zusammensetzung dieses Hauses ist das punktuelle Ereignis des März 2001 und nicht mehr. (GR Godwin Schuster: Umgekehrt!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die politische Diskussion sollten wir eigentlich über die Themen führen, die die Zukunft dieser Stadt betreffen. Und daher appelliere ich an die SPÖ: Hören Sie erstens auf, die Stadt als Ihr Eigentum zu bezeichnen. Der Container ist Gott sei Dank schon abgebaut. (GR Godwin Schuster: Und das Zelt?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Gehen Sie lieber über zur Arbeit. Die Wahlkampfzeit mit den schrillen Tönen sollte endlich vorbei sein. Das gilt auch für den Bürgermeister und den Vizebürgermeister. Das, was notwendig wäre, wäre endlich Visionen zu entwickeln für diese Stadt, wie diese Stadt in den nächsten 10, 15 Jahren aussieht, wie sich diese Stadt weiterentwickelt, wie mit den Verkehrsströmen umgegangen wird, wie der Übergang von der Industriestadt zur Wissensstadt gelingt. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Davon hören wir nichts! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was hören wir und was lesen wir aus diesem Budget heraus? - Wir lesen heraus, dass Tariferhöhungen stattgefunden haben, Tariferhöhungen, die eine Gefährdung der wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen darstellen. Was aber notwendig wäre, wäre ein rascher Tarifstopp und ein sorgsamer Umgang mit dem Steuergeld. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des GR Johann Driemer.)
Herr Kollege, schauen Sie sich das Wahlergebnis an! Sie sehen, die Politik von Wolfgang Schüssel, der Sanierung dieses Landes ist bestätigt worden. Und schauen Sie sich bitte die Zahlen von Wien an. Schauen Sie sich die an. Dass die Zahl der unselbstständig Beschäftigten im Oktober 2002 im Vergleich zum Oktober 2001 um 1,2 Prozent von 769 836 auf 760 584 zurückgegangen ist. Damit hätten Sie sich zu beschäftigen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und schauen Sie sich an, wie das im österreichischen Schnitt aussieht. Da ist es um 0,4 Prozent angestiegen. Oder die Arbeitslosenquote, die in Wien um 2 Prozent höher ist, als im Bundesdurchschnitt. Das sind Themen, mit denen Sie sich auseinander setzen sollten! Jetzt und sofort! 

Meine Damen und Herren! Es gilt, den Stillstand in dieser Stadt der letzten eineinhalb Jahre zu überwinden, den Stillstand, der sich darin erschöpft hat, auf eine Bundesregierung hinzukeppeln und nicht mehr zu tun. 

Herr Vizebürgermeister! Mir fehlt beispielsweise ein Konzept für die Wiener Stadtwerke. Der verdiente GenDior Skyba geht jetzt mit Jahresende in Pension. Wo ist aber Ihr Konzept für den Energieversorger Stadtwerke, für den Verkehrsdienstleister Stadtwerke unter schwierigeren Finanzierungsbedingungen? 

Welche Strategien verfolgen Sie in der Energieallianz? Geht’s zur Fusion oder zum Zerfall? Eine dritte Möglichkeit werden wir langfristig nicht finden. 

Wo ist bitte das Konzept hinsichtlich der Situation von WIENSTROM? Die finanzielle Situation hat sich da deutlich verschlechtert. Oder gibt es demnächst eine Strompreiserhöhung in diesem Bereich? 

Was ist mit einem Multi-Utility-Konzept für die Stadtwerke? Warum gibt es nicht wie etwa in Mannheim, in Bremen ein Angebot an jeden, der die Wohnung wechselt? Das waren Stopshops. Dass Wasser, Strom, Gas, Telefon, Kabel-TV einfach mitgehen und hier mitgegeben werden? Das fehlt. 

Dieser Stillstand zeigt sich aber auch in anderen Bereichen, ob das jetzt der Bildungsbereich ist. Wo ist die Generalsanierung der Pflichtschulen?

Was ist hinsichtlich des Energiecontractings an den Wiener Schulen?

Oder in der Familienpolitik, mit den teuersten Kindergartenplätzen, die weiter noch erhöht worden sind? 

Wie sieht es aus mit der Reduktion der Familienförderung um 1 Million EUR? 

Wie sieht es aus mit der Reduktion des Pflegekinderwesens um 5 Millionen EUR?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier wären Sie gefordert, Visionen für diese Stadt zu schaffen und hier die richtigen Schritte zu tun!

Meine Damen und Herren! Was aber mit diesen Budgets geschieht, sind Signale in die falsche Richtung. Zum Beispiel in Richtung Senkung der Bezirksmittel. Hier wird die Bezirksautonomie eingeschränkt, hier werden kleinere Einheiten einfach in ihren Möglichkeiten reduziert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich lade Sie ein, konstruktiv für diese Stadt zu arbeiten.

Und an die GRÜNEN und an die SPÖ in diesem Haus gewendet, darf ich mit einem Leserbrief, der heute in einer Tageszeitung veröffentlicht ist, schließen: 

"Auch wer sich jetzt beleidigt und wehleidig ins Trutzwinkerl zurückzieht, weil er nicht alles durchsetzen kann, was er sich vorgenommen hat, beweist nicht sehr viel von Demokratieverständnis. Schließlich können nicht alle, die bei einer Wahl nicht Erste wurden, beleidigt das Handtuch werfen. Sonst gehen wir schon bald wieder wählen. Und dann werden die Verweigerer schön schauen!" 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist die Meinung eines Herrn Franz Weinpolter, eines Wieners, die heute in einer Tageszeitung veröffentlicht wurde. Nehmen Sie sich das mit und fangen Sie an, für diese Stadt zu arbeiten! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Mag Kabas zum Wort gemeldet. - Und für Frau StRin Rothauer gibt es eine Restredezeit von 22 Minuten.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben am letzten Sonntag, und da gibt’s nichts zu deuteln, eine schwere Niederlage erlitten. Wir haben massiv verloren. Wobei ich hinzufügen möchte, dass es sich doch schwerpunktmäßig in erster Linie um eine Verschiebung innerhalb der Regierungskoalition gehandelt hat. Sehr zu unserem Leidwesen natürlich, aber - das möchte ich doch auch herausstreichen - die Arbeit der Bundesregierung wurde von der Mehrheit der Bevölkerung unterstützt. 

Rot-Grün, dieses angestrebte - etwa vom sozialistischen Spitzenkandidaten in Wien - Modell hat nicht die Mehrheit gefunden, und ich glaube, das ist gut für Österreich, weil das Beispiel der Bundesrepublik Deutschland zeigt, wie schnell bei so einer Konstellation vor allem die Wirtschaft darunter leidet und letztlich das ehemalige Zugpferd der EU an die letzte Stelle gerutscht ist. 

Wir haben die Rechnung vom Wähler präsentiert bekommen dafür, dass wir so gestritten haben, dass eben die Wähler uns nicht mehr gefolgt sind. 

Und natürlich, das verstehe ich schon, dass alle die, die gewonnen haben, sich freuen. Und wenn Herr Mag Chorherr gesagt hat, dass wir von den GRÜNEN überholt wurden, dann ist das auch außer Streit gestellt. Allerdings, und das muss ich wirklich mit Bedauern feststellen, nur durch unsere Mithilfe, und wir werden selbstverständlich die Lehren daraus ziehen.

Die FPÖ, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat eineinhalb Jahrzehnte lang man kann sagen jede Wahl gewonnen. Diesmal stehen wir auf der Verliererseite. 

Aber ich möchte auch sagen, wir bemühen uns jedenfalls, mit Anstand zu verlieren. Wir werden sicher nicht die Straße mobilisieren oder eine Hetzkampagne gegen Andersdenkende starten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir akzeptieren selbstverständlich diesen Wählerentscheid und werden uns bemühen, eben die Lehren daraus zu ziehen.

Die, die gewonnen haben, freuen sich heute. Das ist selbstverständlich, aber ich kann Ihnen aus der Erfahrung heraus sagen, dass nach jedem Erfolg, nach jedem Sieg mit Sicherheit auch wieder das Gegenteil kommt. Daher meine ich, dass man das auch so betrachten und analysieren soll.

Ich möchte schwerpunktmäßig schon über das Budget 2003 sprechen, weil ich glaube, dass in Wien so manches schief läuft. 

Wenn der Finanzstadtrat und Vizebürgermeister gesagt hat, dass die Wirtschaft gesamtösterreichisch in einer Situation ist, wo man Maßnahmen setzen muss und so weiter, so kann ich nur sagen, es sind Maßnahmen ja schon gesetzt worden, die auch schon greifen. Aber wir sagen, und das schon seit einigen Jahren, dass in Wien diesbezüglich zu wenig gemacht wird und Wien dadurch leider sowohl als Wirtschaftsstandort als auch in der Arbeitsmarktsituation eine Verschlechterung erfahren hat. Vor allem auch im Vergleich mit den anderen Bundesländern steht Wien leider auf Grund hausgemachter Fehler und falscher Schwerpunktsetzungen in der Finanz- und Wirtschaftspolitik bei weitem als Schlusslicht da.

Sehen wir uns das im Einzelnen an: Gerade auf dem Arbeitsmarkt hat Wien bedauerlicherweise eine Rekordarbeitslosigkeit zu verzeichnen. Die Belastung der Wiener Bevölkerung trifft gerade die Kleinsteinkommensbezieher, die sich den flächendeckenden Teuerungen in allen Bereichen nicht entziehen können. Einsparungen zum Beispiel im Gesundheitsbereich besonders durch reale Kürzung des Budgetzuschusses an den Krankenanstaltenverbund oder etwa - als Beispiel - die Kürzungen bei "Essen auf Rädern" zeigen, dass die Kritik, die Sie jetzt zweieinhalb Jahre lang an der Bundesregierungspolitik gemacht haben, nicht berechtigt war. Es gibt eigentlich - und genau das hätte man sich auch erwartet - keine Zukunftsvision für den Wirtschaftsstandort Wien. 

Es ist aber auch so, und das muss man festhalten, dass die Wiener Wirtschaft leider die schlechteste Entwicklung von ganz Österreich zu verzeichnen hat. Nirgendwo hat sich in Österreich der Arbeitsmarkt derart schlecht entwickelt wie in Wien. Und das ist jetzt nicht ein Krank- oder Schlechtreden der Wiener Wirtschaft, sondern es ist eben die mangelnde Schwerpunktsetzung oder die falsche Schwerpunktsetzung durch die Stadtregierung. Wenn Sie sich die Fakten anschauen, wie schlecht die Finanz- und Wirtschaftspolitik dasteht, dann werden Sie das auch nachvollziehen können.

Jetzt zu den Fakten: Die Wiener Wirtschaft bleibt im gesamten Konjunkturzyklus nach wie vor das Schlusslicht. Die Wirtschaft hat in Wien im Boomjahr 2000 ein Wachstum von nur 2,1 Prozent erfahren und das ist nicht einmal halb so viel, wie in den anderen Bundesländern, die im Durchschnitt 4,8 Prozent Wachstum zu verzeichnen hatten. Im Wirtschaftsabschwungjahr 2001, wo Ihre Belastungspakete die Bevölkerung voll erwischt haben, ist Wien als einziges Bundesland sogar in die Rezession geraten. Es ist nämlich ein Minuswachstum von 0,2 Prozent vorhanden gewesen. Nach einer Kölner Forschungsstudie belegte Wien im Ranking der Zukunftsstandorte in Westeuropa 1998 noch den guten 9. Platz. In der heurigen aktuellen Neufassung dieser Studie sind wir auf den Platz 73 zurückgefallen. Das sollte uns eigentlich schon zu denken geben.

Wie dramatisch diese Situation aber tatsächlich ist, ergibt eine Befragung von Konzernmanagern über deren Zukunftspläne. Bis zum Jahre 2006, so das Resultat dieser Befragung, wird Wien nach diesen Ansiedlungsplänen internationaler Konzerne von den Städten Warschau, Prag, Moskau und Budapest überholt werden. Das heißt, unsere Standortposition verschlechtert sich ganz wesentlich. 

Was sind die Folgen dieser Entwicklung? - Auf Grund dieser Wirtschaftsentwicklung in Wien ist eine starke Abwanderung von Wiener Betrieben in das Umland zu verzeichnen und ein Anstieg der Insolvenzen im Vergleich 3. Quartal 2001 zum 3. Quartal 2002 um 20 Prozent zu registrieren. Dem gegenüber ging in allen anderen Bundesländern die Zahl der Insolvenzen zurück. 

Ebenso ist, wie schon erwähnt, die Situation am Wiener Arbeitsmarkt denkbar schlecht. Die Bundeshauptstadt hat im letzten Jahr zirka 10 000 Arbeitsplätze verloren. In den anderen Bundesländern konnten im gleichen Zeitraum 13 000 neue Beschäftigungsverhältnisse geschaffen werden. Insgesamt wurden in Wien im 1. Halbjahr 17 000 Menschen neu arbeitslos. Wenn Sie das jetzt wieder in Relation zum übrigen Österreich setzen, dann ist es so, dass das bedeutet, dass bereits jeder zweite neue Arbeitslose aus Wien kommt. Das heißt, es ist ein überproportional starkes Ansteigen. In Wien kommen 20 Arbeitslose auf eine offene Stelle, im österreichischen Durchschnitt sind es 8 Arbeitslose. Das ist auch nicht erfreulich, aber da ist doch eine ganz, ganz große Diskrepanz vorhanden und das ist, sagen wir, hausgemacht. 

Das muss man eben auch sagen, weil der Herr Vizebürgermeister gesagt hat, es ist eine antizyklische Politik zu machen. Jawohl, aber genau das ist ja 2001 nicht geschehen und deshalb ist Wien als einziges Bundesland in eine Rezession hineingeschlittert. Diese Entwicklung hat natürlich auch Auswirkungen auf alle Bereiche der Stadt. 

Bundesweit konnten heuer bereits das Kindergeld, die Entschädigung für die Hochwasseropfer sowie zwei Konjunkturbelebungspakete - vor allem das erste hat ja schon gegriffen - in Kraft gesetzt werden. Diese Entlastungsmaßnahmen erhöhten heuer die Kaufkraft in Österreich um insgesamt 2,5 Milliarden EUR. Das Sparen in Wien aber durch Leistungskürzungen im Sozial- und Gesundheitsbereich sowie auf Kosten der Wirtschaft führte hingegen dazu, dass Wien überhaupt die höchste Belastungsquote von ganz Österreich zu verzeichnen hatte. Neben allen Belastungen - die neue Steuer, die Erhöhung der Steuern, die Kürzungen etwa im Wohnbauförderungsmittelbereich, die Erhöhung bei den Wiener Linien, die Erhöhung der Tarife bei den Bädern und bei den Sportanlagen, und so weiter, und so weiter - hat eben die Bevölkerung neben den Sanierungsmaßnahmen, die zweifellos auch auf Bundesebene geschehen sind, noch besonders belastet. 

Aber, Herr Vizebürgermeister, es wird ja interessant werden, wenn Sie jetzt als Juniorpartner in die Bundesregierung gehen, worauf Sie sich dann ausreden werden, wenn - und das signalisiert ja das Budget - Sie nicht mehr die Ausrede haben, dass an allem die Bundesregierung schuld ist und vor allem, wenn Sie dann nicht mehr gebetsmühlenartig ununterbrochen sagen, was nicht alles auf Bundesebene für Belastungen gekommen sind und sich mit Ihren hausgemachten Belastungen nicht mehr hinter den Sanierungsmaßnahmen der Bundesregierung verstecken können! Das wird dann sehr interessant und da ist dann zweifellos endgültig die Stunde der Wahrheit vorhanden, weil Sie dann das zugeben müssen, was wir seit zweieinhalb Jahren sagen und wo Sie sich immer ausgeredet haben, dass Sie eben eine falsche und eben keine antizyklische Politik machen. 

Aus all diesen Gründen werden wir - und es gibt noch viele andere Gründe, das werden meine Kollegen noch darlegen - diesen Voranschlag 2003 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Klubobmann Oxonitsch zum Wort gemeldet. 

Ich darf nur Herrn Dr Serles als Botschaft vermitteln: 15 Minuten. Sie reden anschließend als FPÖ-Redner Nummer 2 und haben noch 15 Minuten Restzeit. Das war die Botschaft. - Bitte.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Keine Frage, das Ergebnis des vergangenen Sonntags bietet für alle Parteien genügend Grund zum Nachdenken. Nur wenn hier zwei meiner Vorredner versuchen, das Wahlergebnis gerade auch angesichts des Wiener Ergebnisses so zu interpretieren: Na ja gut, da hat es halt eine Verschiebung innerhalb des Regierungslagers gegeben, aber es gibt ein Bekenntnis der Wienerinnen und Wiener zur Fortsetzung der blau-schwarzen Bundespolitik, dann muss man schon sehr deutlich darauf hinweisen, dass gerade diese Regierungskoalition in Wien eine sehr deutliche Abfuhr mit einem Verlust von weit über 3 Prozent bekommen hat, die bisherigen Oppositionsparteien auf der Bundesebene aber einen sehr deutlichen Zugewinn zu verzeichnen hatten. Also, ein klareres Zeichen, dass die Wienerinnen und Wiener die Politik der letzten drei Jahre ablehnen, die gegen Wien und im Zuge des Wahlkampfs auch ganz bewusst gegen Wien gemacht wurde. Und ich sage dazu, weil es Kollege Tschirf gesagt hat, "mit einem Wiener Schüssel geführt wurde" - also dass sie das deutlich ablehnen, deutlicher kann man das Wahlergebnis in Wien, glaube ich, nicht interpretieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Da haben natürlich alle Parteien - und ich habe es bereits gesagt - Grund zum Nachdenken. Da wird die ÖVP darüber nachdenken können und müssen, warum sie eigentlich das schlechteste Ergebnis in Wien erzielt hat, obwohl der Wiener Schüssel angetreten ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Und in den Bundesländern?) Von allen Bundesländern! Da werden Sie darüber nachdenken müssen, obwohl Sie eigentlich im Wahlkampf nichts anderes zu tun hatten, als Wien und die Wiener Politik schlecht zu machen, meine Damen und Herren! (Heiterkeit bei der ÖVP. - Beifall bei der SPÖ.)

Zweifelsohne werden auch die GRÜNEN zum Nachdenken haben, ob es wirklich Sinn macht, dass es Äußerungen im Wahlkampf gab, dass eigentlich Schwarz-Blau im Vergleich zu einer möglichen Koalition zwischen ÖVP und SPÖ das geringere Übel ist. Da werden auch Sie genügend zum Nachdenken haben.

Ich glaube nur, da haben wir in den Parteien nachzudenken, aber nicht im Wiener Gemeinderat, gerade angesichts der Bedeutung des Wiener Budgets für die Wiener Bevölkerung und die Wiener Wirtschaft. Dort gehören die Diskussionen geführt, aber ich glaube nicht hier, meine Damen und Herren! 

Keine Frage, das Wiener Budget hat eine wichtige Bedeutung für die Wiener Wirtschaft und für die Wienerinnen und Wiener, aber man muss sich dabei natürlich immer auch die Rahmenbedingungen vor Augen führen. 

Wir wissen, vor wenigen Tagen hat die Europäische Kommission ihre Prognosen zur Wirtschafts- und Budgetpolitik ihrer 15 Mitgliedsstaaten - und es ist ja darauf heute schon eingegangen worden - für die Jahre 2003 und 2004 vorgelegt. Die Aussichten für Österreich - und Wien ist ein Bestandteil Österreichs - sind trist, wenn nicht niederschmetternd. 

Was stellt die EU-Kommission zur Budgetpolitik in Österreich fest? - Sie sagt, Österreich wird das heuer selbst gesteckte Budgetziel, das Nulldefizit, um 1,7 Prozent verfehlen! Der Finanzminister, der dann scheinbar noch (GR Gerhard Pfeiffer: Wir zählen nicht zu den Schlechten!) als Zukunftshoffnung der ÖVP präsentiert wurde, hat damit neue Schulden in der Höhe von 50 Milliarden S oder 3,7 Milliarden EUR gemacht. Eigentlich ist das ein Armutszeugnis für die Österreichische Volkspartei, denn das, obwohl die Regierung eigentlich ständig anderes versprochen hat? (GR Johannes Prochaska: Aber den blauen Brief kriegen die Deutschen!)

Die Europäische Kommission hält fest, dass es kein anderes Land in der EU gibt, das sein Budgetziel so deutlich verfehlt wie Österreich. Auch das ist, glaube ich, wie ich meine, nicht gerade ein Lob für die Budgetpolitik der bisherigen Bundesregierung. Eigentlich ist es sogar eine Bankrotterklärung, denn es gab in der Geschichte der Zweiten Republik eigentlich nie einen Finanzminister - wie gesagt, es ist interessant, dass Sie den wieder so im Team haben wollen -, der ein Budgetziel so deutlich verfehlt hat wie Finanzminister Grasser! (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.)

Drittens hält die EU-Kommission fest, dass zehn EU-Staaten (GR Gerhard Pfeiffer: Das waren die sozialistischen Finanzminister!) ein geringeres Budgetdefizit haben als Österreich oder gar einen Budgetüberschuss. Österreich gehört budgetpolitisch nach drei Jahren Schwarz-Blau einfach zu den Schlusslichtern in der EU. Dass die Freiheitlichen jetzt wieder den Finanzminister Grasser verteidigen, finde ich auch interessant, aber bitte, soll so sein, sie haben sich gerade getrennt von ihm. 

Die EU-Kommission stellt auch fest, dass das Nulldefizit nur durch starke Steuererhöhungen erreicht wurde. Also keine Rede von ausgabenseitiger Budgetsanierung, wie die Regierung immer behauptet, und - was besonders schlimm ist für die österreichische Wirtschaft - dass Österreich heuer die geringste öffentliche Investitionsquote aller EU-Staaten hat! Die EU-Staaten wenden im Durchschnitt in der öffentlichen Investitionsquote doppelt so viel wie Österreich auf! 

Wir gehen hier in Wien einfach einen anderen Weg und das zeigt das Budget 2002 und das zeigt auch das Budget 2003, das wir heute zu beschließen haben.

Die Feststellungen der Europäischen Kommission erklären auch, warum Österreich bei den Wirtschaftsdaten so sehr ins Hintertreffen gelangt ist. Denn zu den Wirtschaftsaussichten stellt die EU-Kommission auch sehr deutlich fest: Das Wirtschaftswachstum in Österreich ist nach drei Jahren ÖVP-geführter Regierung besonders niedrig. Das Wirtschaftswachstum ist heuer und auch im kommenden Jahr eines der niedrigsten der Europäischen Union. Und geht es so weiter wie bisher, meine Damen und Herren, so wird Österreich auch 2004 das niedrigste Wirtschaftswachstum aller EU-Staaten haben! (GR Dr Matthias Tschirf: Der Wahlkampf ist beendet! - GR Godwin Schuster: Die Realität ist aber so!) Wir kommen schon, wir kommen schon. Man muss ja nur ein bisserl den wesentlichen Unterschied herausarbeiten. 

Sie haben ja eingefordert (Aufregung bei der ÖVP.), Kollege Tschirf, dass man einmal ein bissel den Unterschied zwischen Wien und dem Bund heraushebt. Sie haben das Ergebnis in Wien gesehen. Da gibt es einen klaren Unterschied und Sie werden auch in der Budgetpolitik einen klaren Unterschied erkennen. Wir sparen die Wirtschaft nicht kaputt, Kollege Tschirf! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: In der Arbeitslosigkeit 2 Prozent über dem Bundesschnitt!)
Es ist immer wieder in den vergangenen Jahren gesagt worden, es sind diese Wirtschaftsdaten einfach Anlass für die Bundesregierung zu reagieren. Es muss zu einem Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik kommen, andernfalls wird Österreich einfach Schlusslicht in der EU beim Wirtschaftswachstum sein. (GR Johannes Prochaska: So gut wie der Herr Schröder werden wir noch lange sein!) 

Die Untätigkeit der letzten Jahre hat sich natürlich auch in der Arbeitslosigkeit niedergeschlagen. Österreich weist den stärksten Anstieg ... (GR Johannes Prochaska: So gut wie der Herr Schröder werden wir noch lange sein!) Jawohl, Kollege Prochaska, Sie hören es jetzt gleich: Österreich weist den stärksten Anstieg der Arbeitslosigkeit unter allen EU-Staaten auf! Da nützt der Vergleich irgendwo anders hin nichts. Hier sind hausgemachte Fehler dieser Bundesregierung und die werden wir aufzeigen, auch hier, Herr Kollege Prochaska! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der ÖVP.) 

Aber ich verstehe schon, dass Sie da jetzt so agieren müssen, angesichts der Aussage des Kollegen Schüssel vom Schönheitsfehler, dass die Arbeitslosigkeit ein Schönheitsfehler ist. Scheinbar sieht das die Wiener ÖVP auch so. Das ist halt ein kleiner Schönheitsfehler. Wir sehen es anders! (Beifall bei der SPÖ. - Weitere Aufregung bei der ÖVP.)  

Die Arbeitslosigkeit von 300 000 Menschen ist für uns kein Schönheitsfehler, sondern sie ist eine politische Herausforderung (GR Johannes Prochaska: Weil es in Wien noch ärger ist!) und ich hoffe sehr, dass es jetzt (GR Johannes Prochaska: Weil es in Wien noch ärger ist!)) bei der Österreichischen Volkspartei vielleicht tatsächlich zu einem Umdenken kommt und dass man sich endlich dem Ernst der Lage stellt und endlich auch handelt! 

Wir in Wien haben gehandelt. (GR Johannes Prochaska: Ja, mit mehr Arbeitslose!) Wir haben bei den ersten Anzeichen der Wirtschaftskrise zu einem Zeitpunkt gehandelt, als die Bundesregierung noch darüber philosophiert hat, ob es jetzt eine Konjunkturdelle ist oder ob es vielleicht mehr ist. Das ist auch semantisch diskutiert worden. Wir haben budgetpolitisch und wirtschaftspolitisch gehandelt, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wien hat daher im Vorjahr die Wirtschaftsförderung um 20 Millionen EUR verstärkt und was hat die Bundesregierung getan? - Sie hat heuer die Förderungsmaßnahmen für Industrie und Gewerbe um 400 Millionen EUR vor allem bei der Forschungsförderung gekürzt! Wien hat seine Investitionen auf rund 1,5 Milliarden EUR oder 20 Milliarden S ausgeweitet. Was hat die Bundesregierung getan? - Sie hat die Investitionen um rund 500 Millionen EUR mit dem Ergebnis gekürzt - wir wissen es alle mittlerweile -, dass Wien bereits mehr investiert als der Bund! 

Nicht genug damit hat die Bundesregierung gleichzeitig die attraktivste Investitionsförderung gestrichen und den Investitionsfreibetrag abgeschafft, sodass der Wirtschaft Anreize zum Investieren gefehlt haben. Die Ergebnisse sehen wir. Einen deutlicheren Beweis mangelnder Wirtschaftskompetenz der Bundesregierung gibt es wohl kaum, wie ich meine.

Die wirtschaftlichen Folgen dieser Politik für alle Österreicherinnen und Österreicher sind klar: Weniger Investitionen bedeuten weniger Beschäftigte. Erstmals gibt es in ganz Österreich einen deutlichen Rückgang der Beschäftigten. Da hilft auch die Zahlenkosmetik des Herrn Ministers nichts. Die Arbeitslosigkeit erreicht, darauf ist heute schon hingewiesen worden, vor allem bei den Jungen neue Rekordwerte. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, in Wien!) Arbeitslose Menschen fallen (GR Gerhard Pfeiffer: In Wien!) als Konsumenten aus. (GR Johannes Prochaska: In Wien) Wenn dann auch noch das Einkommen und die Kaufkraft der Menschen durch eine Belastungspolitik geschwächt werden, dann haben wir das, wovon die Bundesregierung bisher nichts wissen will, nämlich eine auch zum Teil hausgemachte Wirtschaftskrise. 

Was wurde am Höhepunkt dieser Krise getan? - Zuerst nichts, jetzt auch nichts, weil gewählt werden musste und das Chaos in dieser Regierung ja noch weit größer war als jenes auf den Finanzmärkten. Wir haben wählen müssen, obwohl eigentlich wesentliche Voraussetzungen waren ... (Aufregung bei der ÖVP.) Wählen müssen deshalb, weil gerade in wichtigen wirtschaftspolitischen Fragen diese Regierung uneins war und eigentlich versagt hat, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)  

Wir in Wien gehen hier einen anderen Weg, einen Weg, wo sich die Menschen darauf verlassen können, dass die Stadt in schwierigen Zeiten - und zweifelsohne haben wir solche - etwas für sie tut. (GR Dr Matthias Tschirf: Was?) Da hilft kein Schönreden, da hilft kein Totschweigen der Krise, da helfen nur handfeste und konkrete Maßnahmen.

Keine Sorge, meine Damen und Herren (GR Johannes Prochaska: Na was?), vielleicht haben Sie das Budget 2003 nicht (GR Walter Strobl: Und was?) gelesen. Angesichts der Einleitungsrede komme ich ein bissel zu diesem Schluss! (GR Dr Matthias Tschirf: Oh ja! Oh ja!) 

Wir werden, und Sie finden die Zahlen im Budget 2003 sehr deutlich (GR Dr Matthias Tschirf: Schwach, sehr schwach!), die Wirtschaftsförderungen von heuer 125 Millionen EUR - horchen Sie jetzt zu, vielleicht mitschreiben, ich hätte noch einen Kuli dabei, wenn Sie ihn brauchen können (GR Dr Matthias Tschirf: Sehr schwach!) - auf 212 Millionen EUR erhöhen, also von 1,7 auf 2,9 Milliarden S. Ich denke, das ist außergewöhnlich und ich glaube, man soll auch darauf hinweisen (GR Johannes Prochaska: Außergewöhnliche Arbeitslosenzahlen!), dass es eine besondere Maßnahme ist, wenn wir hier die Wirtschaftsförderungen um 69 Prozent erhöhen. 

Wenn Sie das der Wiener Wirtschaft absprechen wollen - gut. Ich nehme ja zur Kenntnis, dass Sie auch dem Wiener Budget nicht zustimmen. Die Wiener Wirtschaft wird es Ihnen sicher danken. Ich glaube, die Wiener Wirtschaft wäre froh, wenn es eine ähnliche Erhöhung der öffentlichen Wirtschaftsförderung von der bundespolitischen Seite erzielen könnte! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Lavendelschmäh!) 

Wir werden natürlich vor allem auch vermehrte Investitionsdarlehen für wirtschaftliche Großprojekte - es ist schon gesagt worden -, dass die diese Steigerung ausmachen, mit diesem Budget beschließen. Dazu ist das neue Projekt "Wiennovation" - es ist auch schon darauf hingewiesen worden - sicher ein besonderes Projekt für die Wiener Wirtschaft. 

Wir werden auch im Bereich der öffentlichen Investitionen, weil Sie gefragt haben, den Betrag, die Investitionsquote um 12 Prozent erhöhen. Ich verweise noch einmal darauf, was seitens der Bundespolitik in den letzten Jahren gemacht wurde.

Wir werden alleine in der Wiener Bauwirtschaft mit 1,4 Milliarden EUR einen Rekord an öffentlichen Aufträgen erzielen. Das Ergebnis - und der zuständige Stadtrat hat ja schon darauf hingewiesen - zeigt sehr deutlich, dass Wien seit Juni das einzige Bundesland ist, das einen Rückgang bei der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen hat (GR Johannes Prochaska: Trotzdem zu viel! Trotzdem zu viel!), während die Österreicherinnen und Österreicher diese mangelnden Investitionen sehr deutlich spüren. (GR Dr Matthias Tschirf: Jedes Einzelschicksal ist zu viel! - Beifall bei der SPÖ.)  

Meine Damen und Herren, die Ergebnisse der Politik der Bundesregierung sind natürlich in Wien genauso zu spüren, wie die Ergebnisse der aktiven Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik der Wiener Stadtregierung. Die Investitionskürzungen, die Steuererhöhungen, der Aufnahmestopp im öffentlichen Dienst, das Sparen bei der Arbeitsmarktpolitik haben in Wien bereits 15 000 Arbeitsplätze gekostet - Sie wissen es. Die Akademikerarbeitslosigkeit ist gestiegen.

Andererseits (GR Dr Matthias Tschirf: Unglaublich!) ist es aber eben gerade dank der Investitionsmaßnahmen - vor allem der vielen wirtschaftspolitischen Maßnahmen - dieser Wiener Stadtregierung gelungen, den Anstieg der Arbeitslosigkeit zu bremsen und zurückzuschrauben. Durch unsere aktive Arbeitsmarktpolitik ist es gelungen, dass fast jeder zusätzliche Arbeitslose in die Schulungen der Arbeitsmarktförderung gelangt ist und wir werden mit dem Budget 2003 eben genau jenen Weg fortsetzen: Öffentliche Investitionen fördern, damit Beschäftigung sichern und damit Arbeitslosigkeit abbauen. 

Wir sagen "Ja" mit diesem Budget. Wir sparen natürlich auch in vielen Bereichen, aber wir nehmen auch Geld in die Hand und setzen es dort ein, wo es notwendig ist, und wir sparen dort ein, wo es möglich ist und wo es sinnvoll ist.

"Wien ist anders" - ein viel strapaziertes Wort. Wien ist anders! Das zeigt sich in der Budgetpolitik. Die Wiener Sozialdemokraten haben eine bessere Budgetpolitik, sie haben eine bessere Wirtschaftspolitik. Wir haben Schulden abgebaut und investieren trotzdem, der Bund hat Schulden angehäuft und investiert immer weniger. (GR Johannes Prochaska: Ja ja, wer es glaubt!) 

Der Budgetvoranschlag 2003 ist der Ausdruck einer verantwortungsvollen und besseren Wirtschafts- und Budgetpolitik und wir werden daher diesem Budgetvoranschlag 2003 auch zustimmen! (GR Johannes Prochaska: Überraschend! - Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. 

Bevor ich es ihm erteile, darf ich der Frau Präsidentin als Botschaft übermitteln: 15 Minuten. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Kollege Margulies, du hast 13 Minuten.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ja, grob gerechnet. - Sehr geehrte Damen und Herren!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Das war schon die Grobrechnung, weil ich habe dir schon 30 Sekunden geschenkt!

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Dann hättest mich unterbrochen. - Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eigentlich wollte ich gar nicht so sehr auf die ÖVP eingehen. Jetzt muss ich mir doch einen Satz erlauben, weil (GR Dr Matthias Tschirf: Auf den Wahlsieger!) der Kollege Tschirf voller Empörung über den Christoph Chorherr gesprochen hat, wie er denn "ÖVP und Lüge" in den Mund nehmen kann, irgendwie in einem Satz nennen. (GR Georg Fuchs: Ein Skandal!) 

Na ja, was ist es denn anders? - Die ÖVP hat innerhalb von zweieinhalb Jahren schwarz-blauer Bundesregierung abgefärbt. Die Lüge ist innerhalb der ÖVP ein gleichberechtigt strategisches taktisches Mittel geworden, und das ist zu verurteilen! (Aufregung bei der ÖVP.) Und Wolfgang Schüssel stellt sich gerne als Chef dieser Partei dar (Beifall bei den GRÜNEN.): Unwahrheit, Wolfgang Schüssel als Dritter in Opposition, Regierungschef. (Weitere Aufregung bei der ÖVP.) Eine vorsätzliche Lüge von Wolfgang Schüssel im TV-Duell: Es wurden die Scheiben der ÖVP-Zentrale vier Mal von Donnerstags-Demonstranten eingeschlagen. Eine vorsätzliche Lüge von Wolfgang Schüssel! (Große Aufregung bei der ÖVP.) 

Die Täuschung im Wahlprogramm nur als Beispiel: Die Steuerreform 2004 kommt. Nach der Wahl sagt Bartenstein: Wer weiß, ob die Steuerreform kommt, nur wenn es sich ausgeht. Die Volkspartei hat die Lüge zu einer demokratischen Waffe entwickelt und die anderen Parteien werden sich darauf einstellen müssen! (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Punkt 2: Die Freiheitlichen ... (GR Georg Fuchs: Kommunisten!) Sie rufen "Kommunisten"? (GR Georg Fuchs: Jawohl!) Na, wo gibt es denn die stalinistischen Säuberungsaktionen, wo man nicht einmal weiß, wer nächstes Mal noch da sitzt bei der FPÖ? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es kann durchaus sein, dass Sie das nächste Mal nicht mehr da sind! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Ihr habt mit einer Partei, die einen parteiinternen Stalinismus zum Dogma erhoben hat, zweieinhalb Jahren zusammengearbeitet und ihr wollt das möglicherweise weiter tun. Aber ... (Große Aufregung des GR Dr Matthias Tschirf und Aufregung bei der ÖVP.) Jetzt kommen Sie aber wieder ein bissel runter. Kommen Sie wieder ein bissel runter, Herr Tschirf. 

Gehen'S Herr Vorsitzender, können Sie den Kollegen Tschirf einbremsen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bremse einmal grundsätzlich alle ein, dass wir uns einmal einig sind. Punkt 1.

Punkt 2: Ich darf mich wiederholen: Bei der letzten Sitzung habe ich Herrn Blind wegen der Wortfolge "Lügner" einen Ordnungsruf erteilt. Ich möchte - das nur als Botschaft für die Zukunft - bei den Reden bitte jeden ersuchen, dass er das wieder aufnimmt. (Weitere große Aufregung bei der ÖVP.) 
GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Herr Kollege Hundstorfer! Sie haben dem Kollegen Blind einen Ordnungsruf erteilt, weil er das Wort "Lüge" verwendet hat, ohne einen Beleg dafür zu geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Jetzt mach weiter!

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Nur um das klarzustellen!

Aber jetzt gehen wir weiter, denn im Endeffekt war ich von der ÖVP aus einem anderen Grund fasziniert - und das wird die Sozialdemokratie nicht so gerne hören -, weil ich selten eine so zahme Rede gegenüber der Sozialdemokratie gehört habe. Es wundert mich nicht, denn dieses Wiener Budget ist beim besten Willen nicht anders zu sehen, als dass es eine Vorleistung für eine kommende schwarz-rote Koalition wäre. (GR Gerhard Pfeiffer: Und das ärgert Sie!)
Ich möchte Ihnen das, weil Sie sich heute schon so viel selbst gelobt haben, nur an ein paar Beispielen illustrieren: 

Die ÖVP hat den Abbau von Pflichtschullehrern vorgegeben. Sie haben in Wien innerhalb von zwei Jahren 10 Prozent aller Pflichtschullehrer abgebaut, obwohl Sie gesagt haben, keine einzige Stelle wird reduziert. So viel zur Umsetzung des schwarzen Kurses in Wien! (GR Walter Strobl: Das ist Lüge!)

2. Punkt. (GR Walter Strobl: Das ist jetzt Lüge!) Sie regen sich darüber auf - und wir regen uns auch zu Recht darüber auf, aber wir haben andere Konzepte -, dass im November AsylwerberInnen in menschenverachtender Art und Weise von Innenminister Strasser auf die Straße gesetzt werden. Gleichzeitig kürzen Sie im Vergleich zum Rechnungsabschluss 2003 die Flüchtlingshilfe. Ja, wo ist denn das Wiener Gegenmodell?

Oder: Noch immer gibt es keinen Anspruch für die Allgemeine Sozialhilfe für nicht österreichische Staatsbürger. Wir fordern das seit langem und Sie hätten die Möglichkeit gehabt, in Wien ein Gegenmodell zu dieser blau-schwarzen Bundespolitik zu entwickeln und Sie haben es verabsäumt! 

Das ist mit ein Grund, warum unter anderem diese Lügenkampagne der Volkspartei im Wahlkampf gegriffen hat: Weil es in Wien nicht gelungen ist, ein Gegenmodell, ein solidarisches Gegenmodell, ein demokratisches Gegenmodell und ein ökologisches Gegenmodell zu entwickeln, sondern weil der Sparkurs der Bundesregierung in Wien de facto 1 zu 1 mitvollzogen wurde. Dies spiegelt sich auch im kommenden Budgetvoranschlag wider und wir lehnen dies als GRÜNE ab. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Betreffend die Allgemeine Sozialhilfe werden Sie heute noch die Möglichkeit haben, deutlich zu dokumentieren, dass Schluss sein muss mit dem Nachlaufen dessen, was Blau-Schwarz zweieinhalb Jahre vorgegeben hat. Sie sind herzlichst eingeladen, heute mitzustimmen, damit alle nicht österreichischen Staatsbürger ebenfalls in den Genuss der Allgemeinen Sozialhilfe kommen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Doch vielleicht noch ein letzter Punkt. Nein, es sind doch noch ein paar Punkte, ich habe noch 6 Minuten.

Es wurde die Investitionsquote erwähnt - näher werde ich dann beim Punkt Finanzen darauf eingehen - und auch die so genannten investiven Ausgaben mit 1,4 Milliarden EUR. Sie wissen alle, dass in diesem Bereich Doppelzählungen vorgenommen werden. Sie wissen alle, dass das Investitionsdarlehen für den Krankenanstaltenverbund doppelt gezählt wird. Es fließt bei der einen Post raus, dann bei der einen rein, dann wieder raus. Das sind einmal 10 Prozent, wo Sie sich einfach doppelt loben. Gut, das war in den vergangenen auch und ist in dem Sinn eine Budgetaufblähung wie viele andere Punkte auch.

Aber was in den vergangenen Jahren nicht so war, das ist die massive Steigerung der Darlehensgebung im Vergleich zu den direkten Investitionszuschüssen. Und Sie reden von einer Steigerung der Förderung von wirtschaftlichen Investitionen? Sie müssten doch wissen, dass ein gravierender Unterschied zwischen Darlehen, überhaupt wenn mittels dieser Darlehen de facto 70 oder 80 Prozent vom Gesamtvolumina finanziert wird, und eines Investitionszuschusses von 20 oder 30 Prozent ist, der weitere Investitionen von zumindest 70 Prozent nach sich ziehen würde! 

Die gesamte Steigerung beruht nur auf einer Steigerung der Darlehensgebung, denn diese ist um 200 Millionen EUR gestiegen und die direkten Investitionszuschüsse sind um 100 Millionen EUR gefallen! Bei einer Umrechnung der Faktoren zwischen Zuschüssen und Darlehen wird man sofort merken: Die Wirtschaftsförderung in Wien ist so wie in Österreich gesunken. Das ist angesichts der gegenwärtigen arbeitsmarktpolitischen Zustände der falsche Weg!

Ebenfalls ein Punkt: Wien und der Arbeitsmarkt. Wir haben schon davon gesprochen, dass die Sozialdemokratie ganz brav nachvollzogen hat, dass die Pflichtschullehrer gekürzt werden. Aber was unternimmt die Sozialdemokratie und die Stadt Wien, um in Bereichen, die ihre eigenen Bereiche sind, Arbeitsplätze zu schaffen? 

Beispiel Wiener Stadtwerke. Während es bei den Pflichtschullehrern und ‑lehrerinnen möglich ist, die Mehrleistungsvergütungen auf 2 Prozent zu beschränken, was auch dazu führt, dass selbstverständlich nicht noch mehr Lehrer abgebaut werden müssen, haben wir bei den Wiener Stadtwerken an Mehrleistungsvergütungen 30 Prozent der gesamten Bruttolohnsumme! Das heißt, ein Drittel der Gesamtbezüge derjenigen, die bei den Wiener Stadtwerken arbeiten, geht in Überstunden auf und Sie wissen, wie viele Menschen bei den Wiener Stadtwerken arbeiten. Würde es uns auch nur annähernd gelingen, diese Arbeit gerechter zu verteilen, würde es uns auch nur annähernd gelingen, diese Überstunden zu reduzieren, dann könnte Wien alleine im Rahmen der Wiener Stadtwerke 2 000 bis 3 000 Arbeitsplätze schaffen! Da würde ich mir einmal einen Einsatz Ihrer Stadtregierung wünschen und nicht immer nur beim Schönreden und Schönfärben! 

Denn dass tatsächlich nichts passiert, wo man auch selbst daran glaubt, dass Arbeitsplätze geschaffen werden können, das zeigt sich an dem Posten "Dienstgeberabgabe" und das zeigt sich an dem Posten "Kommunalsteuer" einnahmenseitig, wo seit Jahren nachzulesen ist, dass es in Wien kaum zu nachhaltigen neuen Jobs kommt. Da bedarf es einer Änderung in der Arbeitsmarktpolitik, da bedarf es auch einer Änderung in der Finanzpolitik!

Es wird oft - und das vielleicht als allerletzter Punkt auch direkt zum Budget - von Kolleginnen und Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion, insbesondere vom Kollegen Strobl, gesagt, man darf, wenn man vergleicht, nicht Rechnungsabschlüsse mit Voranschlägen vergleichen. Bis zu einem gewissen Teil gebe ich Ihnen Recht. Aber Sie wissen auch ganz genau, damit ein Budgetvoranschlag halbwegs etwas aussagt, sollte in diesem Budgetvoranschlag widergespiegelt werden, was man tatsächlich will, wofür man investieren will, wofür man weniger Geld ausgeben will, et cetera. Das heißt, man muss natürlich einen Rechnungsabschluss mit dem Tatsächlichen, was passiert ist, vergleichen und kann nicht sagen: Wir nehmen die Zahlen aus dem Budgetvoranschlag, wo wir seit Jahren wissen, dass jeder Rechnungsabschluss der Stadt Wien von jedem Budgetvoranschlag um mindestens 10 Milliarden S abweicht, weil es Änderungen gibt. Na ja, wozu sitzen wir dann überhaupt da, wenn wir eh schon wissen, das stimmt alles nicht, was wir da beschließen wollen? - Insofern hoffe ich, dass gerade Sie als Vorsitzender des Finanzausschusses sagen: Wir wollen einen Voranschlag, der hält und nur in außergewöhnlichen Situationen muss außergewöhnlich reagiert werden. 

Aber die Stadt Wien, insbesondere die Sozialdemokratie, macht das Außergewöhnliche zur alltäglichen Situation. Das ist etwas, was abzulehnen ist. Deshalb darf man sehr wohl Rechnungsabschlüsse mit Voranschlägen vergleichen. 

Man erkennt auch in diesen Voranschlägen, dass belastet und gespart wird. Man erkennt das an den Leistungseinnahmen, man erkennt das an den Gebühren und - noch traditionell - man erkennt es daran, dass dieses Budget selbst bei den Leistungseinnahmen und Gebühren immer unterdotiert ist. Es gibt keinen Rechnungsabschluss, der nicht im Bereich der Kinderbetreuung zumindest eine 10‑prozentige Steigerung gegenüber der Dotierung ausweist. Es gibt keinen Rechnungsabschluss, der nicht im Bereich der Gebühren bei Müll, Wasser, Abwasser eine Steigerung ausweist. Also, schaffen Sie sich nicht so das Körberlgeld auf die Seite, womit Sie dann die Projekte, die Ihnen möglicherweise parteipolitisch noch wichtig sind, tatsächlich finanzieren! 

Aus diesem Grund, meine sehr geehrten Damen und Herren, und noch aus einigen anderen, die Sie im nächsten Kapitel hören werden, lehnen wir das Budget ab. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke! - Als Nächste ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer zum Wort gemeldet. Sie hat noch 22 Minuten. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vizebürgermeister!

Ich habe gehofft, dass die zweite Runde etwas sachlicher als die erste Runde wird. Ich weigere mich zumindest, auf diese Kübelei auch einzusteigen, kann aber nicht umhin, doch einige Bemerkungen zu machen. 

Auf diese ungeheuerlichen Entgleisungen des Herrn Margulies will ich gar nicht im Detail eingehen, weil ich das unter meinem Niveau finde. Was übrigens auch beim Klubobmann der GRÜNEN teilweise gewesen sein muss, weil er nämlich dabei Zeitung gelesen hat. Ich verlange aber ... (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich verlange aber einen Ordnungsruf für Herrn Margulies. Es ist ja inzwischen Gelegenheit gewesen, das nachzulesen oder mitzuhören, was Herr Margulies uns hier unterbreitet hat, nämlich dass die Lüge als Teil der ÖVP-Politik bezeichnet wurde. Das muss aus dem eindeutig hervorgehen und dafür gibt es üblicherweise einen Ordnungsruf und hier ganz besonders. (Beifall bei der ÖVP.) Weil das eine ungeheuere Unterstellung und Infamie war und dass einzelne Herrschaften der sozialdemokratischen Mandatare dabei noch mitgeklatscht haben, das wird ja wahrscheinlich keine Konsequenzen haben, ist aber sehr bezeichnend. (Aufregung des GR Dipl Ing Martin Margulies.)
Die erste Runde hat sich also sehr stark mit der Wahlkampfaufarbeitung beziehungsweise extrem mit der Fortsetzung des Wahlkampfs beschäftigt. Ich verweigere die Fortsetzung. Ich werde zur Sache kommen. 

Ich strapaziere da auch einen Sager des Herrn Bürgermeisters, der heute im "Kurier" nachzulesen ist, der in großen Lettern zur raschen Rückkehr zur Normalität aufruft. Wenn er es auch vielleicht ein wenig anders gemeint hat, schließe ich mich dem voll und ganz an. Ich hoffe, dass die Zeit in diesem Haus vorbei ist, wo man sich ausschließlich damit beschäftigt hat, die Bundesregierung für die Versäumnisse, die die Wiener Stadtregierung zustande gebracht hat, zu beschuldigen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir dürfen ja auch gespannt sein, wie das weitergeht, wenn das Feindbild Bundesregierung, aus welchen Konstellationsgründen auch immer, der Wiener Stadtregierung verloren gehen sollte. Dann wird es an der Zeit sein, dass sich die SPÖ-Alleinregierung auch wirklich den Problemen dieser Stadt stellt und auch Rede und Antwort steht für das, was hier in der Stadt schlecht läuft. Daran ändert auch der süffisante Kommentar des Herrn Bürgermeisters nichts - ebenfalls im "Kurier" nachzulesen, er war aber auch gestern damit im Fernsehen zu sehen -, der die ÖVP für die Ankündigung der Fortsetzung einer kantigen Oppositionspolitik höhnt.

Bevor ich zur Sache komme, noch eine Replik auf Herrn Kollegen Chorherr und seine Rede in der erste Runde, der uns da der Wahlkampfunfairness und der Kübelei geziehen hat. Das ist natürlich absolut zurückzuweisen, weil das überhaupt nicht richtig ist. Die ÖVP agierte hier mit ihrer Fairness auch total nach dem Geschmack der Bevölkerung. Denn aus einer Umfrage wissen wir, dass 88 Prozent der Österreicher und 86 Prozent der SPÖ-Wähler der Überzeugung sind, dass ein Wahlkampf mit positiver Werbung erfolgreicher ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn ich jetzt zur Sache komme, möchte ich mit einem abgewandelten Zitat beginnen, das wir kennen. Die Abwandlung lautet: "Ein guter Tag, Herr Vizebürgermeister, beginnt mit einem ordentlichen Budget." Jetzt wollen wir uns einmal anschauen, ob das ordentliche Budget auch so ordentlich ausgefallen ist. (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Ganz besonders ordentlich!) 

Die Verschleierung des wahren Betriebsabgangs ist ja schon seit dem Voranschlag 2002 Methode, nämlich durch eine haushaltstechnische Systemumstellung. Daher ist es jetzt möglich, den Abgang oder das Defizit mit 12,6 Millionen EUR zu bezeichnen, wo es doch in Wahrheit 300 Millionen EUR beträgt, weil nämlich die Darlehensaufnahmen, die Fremdmittelaufnahmen einfach als Einnahmen aufscheinen. Ich meine, die Methode ist bestechend. Ich würde das auch gerne in meinem Haushaltsbudget so machen. Ich weiß nur nicht, wie lange das gut gehen wird. 

Der Schuldenabbau stockt, meine Damen und Herren. Nun gibt es gute Gründe, und die haben Sie uns erzählt, nämlich das Kurshoch des Schweizer Frankens. Ja, aber dann darf man sich nicht da herstellen und den laufenden permanenten Schuldenabbau rühmen! Dann muss man auch sagen, dass das immer noch im Bereich ausschließlich der Absichten liegt und wir können nur der Hoffnung Ausdruck verleihen, dass die Schuldentilgung auch tatsächlich irgendwann einmal so vollzogen wird, wie Sie es uns laufend angekündigt haben. 

Bei den Einnahmen, meine sehr geehrten Damen und Herren, schlägt natürlich die auf Wien niedergegangene Gebührenlawine ganz schön durch. Die Mehreinnahmen von 3,9 Prozent, wie sie ausgewiesen sind, sind hauptsächlich oder zu einem guten Teil durch höhere Einnahmen, nämlich durch die Belastungen, die einnahmenseitig auf die Wiener Bevölkerung zugekommen sind, gedeckt. Es gibt dagegen, anders als es Herr Oxonitsch uns erklärt hat, keine wirklich strukturellen ausgabenseitigen Einsparungseffekte, wobei ich mit strukturell meine: "Gespart am richtigen Fleck". 

Jubelmeldungen in den Veröffentlichungen gibt es über die Ausgabensteigerung in fast allen Bereichen: Soziales, Gesundheit, Kultur und so weiter und so fort. Auf das gehe ich jetzt nicht im Einzelnen ein. Dazu haben wir noch die Spezialdebatten der einzelnen Kapitel. 

Ich werde mich mehr mit der Wirtschaftspolitik beschäftigen und komme gleich einmal auf die Jubelmeldung, dass sowohl die Investitionsquote erhöht wurde, als auch die nachfragewirksamen Ausgaben und die für das Bau- und Baunebengewerbe wirksamen Ausgaben. Das mag für das Zentralbudget richtig sein. Ich darf aber darauf hinweisen, dass die Budgetkürzungen, die den Bezirken verordnet wurden, genau das Gegenteil bewirken. Da werden Investitionsspielräume verspielt und hier wird am falschen Fleck gespart, nämlich wenn man dort das Geld abzieht, wo die Politik und die Verwaltung bürgernah ist, und hier für die Bürger unmittelbar Spürbares leisten kann. Wir haben uns dagegen verwehrt. Wir hoffen nur noch, dass, wie es sich jetzt im gedruckten Budget auch erwiesen hat, durch höhere Kommunalsteuerleistungen sich diese Absicht etwas mildert, indem die tatsächlichen Mittel, die zugeteilt werden können, höher ausfallen.

Unüberbietbar ist aber natürlich die Spitzenmeldung, dass die Wirtschaftsförderungsmittel nahezu verdoppelt wurden. Wie schaut das jetzt im Detail aus, meine sehr geehrten Damen und Herren? - Innovative Ideen, wirklich innovative Ideen für die zukünftige Wirtschaftspolitik sind nicht erkennbar. Die monetäre Direktförderung, speziell jene, die über den Wirtschaftsförderungsfonds abgewickelt wird und die auch im Einzelnen im Budgetwerk ausgewiesen ist, hat sich nicht erhöht. Sie wurde umgeschichtet. Sie wurde umgeschichtet in Richtung Innovation und in Richtung Co-Finanzierungsprojekte mit dem Bund.

Nun sage ich ganz deutlich, auch ich stehe dafür, dass wir die technologiepolitischen Ansätze erhöhen müssen und den zukunftssichernden Ansätzen, ob das jetzt Innovation, Technologie oder Forschung ist, mehr Bedeutung beimessen müssen, nur bitte das ist nicht neu und das ist auch nicht die Innovation für das Budget 2003, weil es zum Teil sogar schon in der vorigen Regierungsperiode, als die ÖVP noch in Koalition war, mit den wesentlichen Eckpfeilern begonnen wurde! Ich sage nur: Im 3. Bezirk Bohrgasse. Also, dieses Vorhaben bitte ist in der letzten Periode begonnen worden. 

Herr Vizebürgermeister, Sie haben uns heute einige Beispiele angeführt, die mir alle selbstverständlich geläufig sind. Auch die sind eine Rückschau auf das, was in der Vergangenheit begonnen wurde oder jetzt auf Schiene läuft. Dass das nicht gestoppt wird und im Jahr 2003 finanziell bedeckt werden muss - also ich hoffe doch, dass man das nicht als die große Innovation bezeichnet, sondern als eine Selbstverständlichkeit! Und da habe ich sehr gut zugehört, Herr Vizebürgermeister! Das geht ja bis in das Detail der Gewerbehöfe, die Sie auch noch angeführt haben, hinein. 

Das Programm "Gewerbehöfe" haben wir in der vorigen Periode begonnen. Das war ein wesentlicher Punkt der Koalitionsvereinbarung und wenn Sie sich das grüne Budgetheft ansehen, ist für die Gewerbehofinitiative im Jahr 2003 ein geringerer Betrag als in den letzten Jahren angesetzt!

Die Gesamterhöhung der Wirtschaftsförderung ist allerdings Tatsache, die kann man jetzt nicht wegdiskutieren, aber sie geht auf Einzelmaßnahmen zurück. Dazu muss ich abschließend und resümierend sagen: Abgesehen von Einzelereignissen, die wichtig sind, darüber gibt es keinen Zweifel, ist es aber dennoch im Wirtschaftsförderungsbereich eine reine Fortschreibung der bisherigen Politik. 

Und nun zu diesen hochgerühmten, antizyklischen, konjunkturfördernden wirtschaftpolitischen Maßnahmen, für die im Budget Vorsorge getroffen sind. Nun, da haben wir aus der Budgetrede des Herrn Vizebürgermeisters keine Neuigkeiten erfahren, keine Projekte, die noch nicht bekannt wären, die erst als Ausdruck des politischen Gestaltungswillens in Angriff genommen werden müssen oder werden sollen. Es ist natürlich im Budget Vorsorge getroffen worden, hauptsächlich auch durch eine Aufstockung der wirtschaftlichen Notstandsmaßnahmen um über 80 Prozent. Ich bin froh darüber, weil wir dadurch in der Lage sind, dass wir rasch reagieren können, wenn wirklich Notstandsmaßnahmen notwendig sind. Nur, es ist ja überhaupt nicht einschätzbar und erkennbar, in welche Richtung die konjunkturfördernde Wirtschaftspolitik dann gehen wird, denn erstens einmal ist es nicht deklariert, im Budget sowieso nicht, zweitens hat uns der Herr Vizebürgermeister nicht einmal Andeutungen gemacht, zum Unterschied zur Öffentlichkeitsarbeit, aus der wir bereits erfahren haben, dass für Grundig sehr wohl ein Betrag da sein wird, wenn wir hier unterstützen wollen und müssen.

Aber dennoch können wir zum heutigen Zeitpunkt nicht einmal beurteilen, ob diese konjunkturstützenden, antizyklischen Maßnahmen, die beabsichtigt sind oder die auf Grund der finanziellen Bedeckung möglich sind, überhaupt in die richtige Richtung gehen werden und können.

Nun, die große Jubelmeldung der Erhöhung der Wirtschaftspolitik muss man natürlich auch in dem Zusammenhang sehen, dass dem wesentliche und ganz erhebliche Gebühren- und Tarifbelastungen entgegenstehen, die die Wirtschaft zu tragen hat. Nun wird sie auf der einen Seite gefördert, aber auf der anderen Seite nimmt man ihr über die Betriebskosten wieder wesentliche Betriebseinnahmen weg. Ja, das muss man zur Kenntnis nehmen und muss das auch aussprechen. Man kann sich über diese Tatsache nicht einfach hinwegschummeln. 

Wenn ich sage, dass effiziente Konjunkturpolitik auch definiert sein muss, dann kann ich mir doch nicht verkneifen, auch noch einmal auf die Bundessituation hinzuweisen, nämlich auf das 600 Millionen EUR Konjunkturpaket, das im September beschlossen wurde, übrigens auch mit den Stimmen Ihrer Partei, und das aus gutem Grund, weil es ein gutes Paket ist, das als Pakt für Jugendbeschäftigung, Ausbildung und Konjunktur bezeichnet wurde und nicht nur so eine Bezeichnung ... (GRin Erika Stubenvoll: Sehr spät gekommen!) Aber es ist gekommen, Frau Kollegin (GRin Erika Stubenvoll: Sehr spät gekommen!), und es ist nicht nur gekommen, sondern es ist auch definiert. (GR Dr Matthias Tschirf: Richtig, das ist der Unterschied!) 

Es wird nicht nur als "Pakt für ... " bezeichnet, sondern es sind die Schwerpunkte ganz, ganz eindeutig definiert, einzeln angeführt und man weiß, wofür das Geld ausgegeben wird. Die Wirtschaft weiß, in welchen Bereichen sie sich eine Unterstützung erwarten kann und es ist sozusagen Sicherheit gegeben, dass ein Konjunkturaufschwung auch im Bereich des Möglichen ist. Ich würde mir das Gleiche für die Stadt Wien wünschen. 

Hier vielleicht einen kleinen Sidestep zum Budget an sich: Alle Oppositionsparteien und wahrscheinlich auch Teile oder einige Mandatare der Regierungspartei, die nicht so gut informiert sind wie die Stadträte, leiden darunter, dass man aus dem Budgetexemplar nicht wirklich herauslesen kann, wofür das Geld ausgegeben wird. Es sind da so Positionen wie "Darlehen an Vereinigung mit Erwerbscharakter oder ohne Erwerbscharakter et cetera", wie auch immer. Es verstecken sich zweistellige Euro-Millionenbeträge in einzelnen Zeilen, deren Inhalt überhaupt nicht identifizierbar ist. Nun weiß ich schon, ich bin ja lang genug hier im Hause tätig, die Belehrungen kenn' ich, das ist eben die Systematik des Budgets und das geht nicht anders. Aber es gibt ja auch die Möglichkeit, dass man Sachausweise auf freiwilliger Basis erstellt, wenn man nichts zu verbergen hat, nämlich dass man, abgesehen von der Budgetsystematik, die einzuhalten ist, deklariert, was man wirklich mit dem Geld anzufangen beabsichtigt. Das ist eben, wie gesagt, dann umso notwendiger, wenn man in einer ungeheuren Höhe Zuwächse an Wirtschaftsförderungsmitteln ankündigt und im Einzelnen nicht wirklich bekannt ist, wofür das jetzt punktgenau ausgegeben wird oder welche neuen Maßnahmen - neue, ich betone das - man damit setzen möchte.

Der Einsatz von Finanzmittel ist natürlich noch nicht alles, was eine Wirtschaftspolitik in einer Stadt können muss. Es ist wichtig, die Wirtschaft monetär zu fördern, es ist sehr wichtig, aber es ist nicht ausreichend und ich möchte ganz zum Schluss doch noch erwähnen, dass es für den Wirtschaftsstandort, für einen Wirtschaftsraum, natürlich auch sehr, sehr wesentlich ist, dass die Rahmenbedingungen stimmen, sowohl was die Infrastruktur, also alle technischen Hilfsmitteln, betrifft, als auch was das Wirtschaftsklima betrifft. 

Da gehören halt auch so Dinge dazu, wie dass man sich auch Bereichen widmet, wie Ansiedlungspolitik, Politik, um Betriebe in der Stadt zu halten, im Wege über vernünftige Grundstücksvergaben oder sonstige Unterstützungen, die natürlich alle EU-konform sein müssen. Aber um diese Bemühungen ist es in letzter Zeit, wo wir so massiv in die Technologiepolitik hineingehen, eher still und leise geworden. 

Dazu gehören auch eine Verwaltungsmodernisierung und ein weiterer, ich sage absichtlich weiterer Bürokratieabbau, weil ich damit anerkenne, dass es schon Bürokratieabbau mit einer deutlichen Effizienzsteigerung gegeben hat. Wir kennen alle die Einzelbeispiele, die auch Herr Bgm Häupl gern strapaziert, wenn es heißt, Genehmigungsverfahren müssen verkürzt werden, in welch beeindruckend kurzen Zeiträumen für Großinvestoren Genehmigungen erteilt werden und wie rasch Genehmigungsverfahren, wie blitzartig Genehmigungsverfahren abgewickelt werden können, speziell wenn es sich um Container im öffentlichen Raum handelt.

Aber was wir brauchen und wo es noch krankt, ist die Verkürzung der Genehmigungsverfahren für die vielen kleinen Projekte, die die klein- und mittelständische Wirtschaft hat. Ich sage nur, da krankt es, ob es um eine Parkpickerlgenehmigung, um eine Ladezonengenehmigung oder um eine Betriebsanlagengenehmigung geht. Da kann mir niemand einreden, dass das schon im kürzest möglichen Zeitraum und mit der höchsten Effizienz abgewickelt wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. - 15 Minuten haben Sie.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Finanzstadtrat! Meine Damen und Herren!

Die Diskussion über das Budget 2003 ist eine Gelegenheit und Chance für die Mitglieder des Gemeinderats, wirtschaftspolitische Bilanz über die Maßnahmen, aber auch Versäumnisse einer Stadt zu ziehen, die sozialdemokratisch regiert ist und wo es daher eine klare Verantwortung gibt. Diese wirtschaftspolitische Bilanz fällt aus unserer Sicht - möglicherweise überrascht Sie das nicht - im Bereich der Budgetpolitik, im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, aber auch im Bereich der Standortpolitik eindeutig negativ aus. Im Bereich der Budgetpolitik deswegen, weil von den antizyklischen Maßnahmen, die der Herr Finanzstadtrat heute in seinem Eröffnungsstatement erwähnt hat, bei genauer Betrachtung reichlich wenig übrig bleibt. 

Herr Finanzstadtrat, wenn Sie in diesem Gemeinderat erklären, dass die Investitionsausgaben der Stadt steigen, dann stimmt das einfach nicht! Sie streuen uns hier Sand in die Augen! Eine Steigerung der Investitionsausgaben kann zwar errechnet werden, stimmt aber mit der Realität nicht überein. Wir haben die Investitionsquote dieser Stadt sehr genau nachgerechnet und wissen, dass die Investitionsquote in dieser Stadt weiterhin sinkt, von 14,2 Prozent im Jahr 1999 auf 11,9 Prozent im Budget 2003. Das ist schlicht und einfach zu wenig, um antizyklische Konjunkturpolitik zu betreiben. Deswegen ein klares Nein zur Budgetpolitik, die diese Stadtregierung unter Ihrer Leitung vorgibt.

Unsere Bilanz fällt auch auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik negativ aus. Sie muss deswegen negativ ausfallen, weil im Gegensatz zu dem, was Herr Klubobmann Oxonitsch heute argumentiert hat, die Arbeitslosenquote Wiens deutlich schlechter ist, als die des restlichen Österreichs. Wir haben es mit Zwischenrufen bereits festgemacht, aber es muss auch von diesem Rednerpult aus betont werden. Die Arbeitslosenquote Wiens beträgt im ersten Halbjahr dieses Jahres 9,4 Prozent, die Arbeitslosenquote in Österreich beträgt 6,6 Prozent. Jeder Arbeitslose in diesem Land, in dieser Stadt ist ein Arbeitsloser zu viel, aber Wien hat auf dem Bereich des Arbeitsmarkts eindeutig größere und ernstere Probleme als das restliche Österreich.

Wir wollen auch festhalten, dass inzwischen jeder zweite Arbeitslose in Österreich ein Wiener Arbeitsloser ist. Das ist bedauerlich. Die Bilanz unter Bgm Häupl fällt mit 30 000 Arbeitslosen mehr eindeutig negativ aus. Daher müssen wir leider auch im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ein schlechtes Resümee über die Regierung dieser Stadt ziehen.

Im Bereich der Standortpolitik wurde in dieser Stadt im Wesentlichen nichts getan. Wenn Herr Gusenbauer im Wahlkampf der Bundesregierung vorgeworfen hat, dass Nichtstun schlecht ist, dann wollen wir hier festhalten, dass Nichtstun auf dem Gebiet der Standortpolitik in Wien geradezu eine wirtschaftspolitische Sünde ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wer bloß zuschaut, wie Wien im internationalen Standortvergleich absackt, an Attraktivität verliert und weit hinter andere europäische Städte zurückfällt, der handelt politisch geradezu fahrlässig (GRin Erika Stubenvoll: Sagen Sie das dem Herrn Finanzminister!), weil mit jedem Platz, den Wien im internationalen Standortvergleich verliert, Zukunftschancen für junge Menschen zu Grabe getragen werden, Chancen auf neue Unternehmen und neue Arbeitsplätze verloren gehen, die Bereitschaft von international tätigen Unternehmen in diese Stadt zu investieren, weil sie auf das Potenzial dieser Stadt vertrauen, wie das Eis in der Sonne dahinschmilzt und damit die strukturellen Probleme der Wiener Wirtschaft, die sie ohnedies bereits zuhauf hat, weiter verstärkt werden. Das Hauptproblem der Wiener Wirtschaft ist, dass sie im Aufschwung langsamer wächst als im übrigen Österreich und im übrigen Europa und daher im Abschwung leichter in eine Rezession gerät. Daher besteht in Wien die Gefahr, dass trotz der geografischen Lage Wiens im Herzen Europas, im Zentrum Europas, im Zuge der Erweiterung Europas nach dem Osten diese Stadt im internationalen Standortvergleich immer weiter abrutscht und an wirtschaftspolitischer Strahlkraft verliert. Verstehen Sie mich nicht falsch, wir sind nicht gegen eine EU-Osterweiterung, aber wir vermissen Ihre strategischen Antworten vor dem Lichte der geplanten EU-Osterweiterung. Nicht immer ist das ganz klar, aber ich betone hier, wir sind nicht gegen eine EU-Osterweiterung! (GRin Erika Stubenvoll: War Ihre Partei nicht in der Regierung?)

Wenn, Frau Vorsitzende, internationale Konzernmanager in Befragungen über ihre Zukunftspläne in repräsentativen Studien zum Schluss kommen, dass Wien bis zum Jahr 2006 nach den Ansiedlungsplänen internationaler Konzerne, die diese Manager kennen, von den Städten Warschau, Prag, Moskau und Budapest überholt werden wird, dann müssen bei uns alle Alarmglocken läuten. Wenn internationale Studien, wie beispielsweise die Studie eines Kölner Forschungsinstituts, belegen, dass Wien in einem Ranking, wo vor allem innovative Bereiche, wie das Hightechpotenzial einer Stadt, stark bewertet wurden, vom bisherigen 9. Platz im Ranking 1998 in der heurigen Neufassung auf Platz 73 zurückgefallen ist, dann wissen wir, wie ernst es um die Standortfragen in dieser Stadt bestellt ist. (GRin Erika Stubenvoll: Wir haben sogar einen Preis bekommen!) 
Ich sage daher ganz deutlich, wir brauchen in Wien eine neue Technologiepolitik. Wir müssen Wien als europäischen Standort für Zukunftsindustrien völlig neu positionieren. Alle Anfänge und Bemühungen, die Sie in dieser Stadt gesetzt haben, greifen viel zu kurz. Wir brauchen neue Ansätze im Bereich der Biotechnologie, im Bereich der Medizintechnik, im Bereich der Verkehrstechnik, im Bereich der Informationstechnik, im Bereich der Multimediaindustrie und im Bereich der Umwelttechnik, um nur einige Sparten zu nennen, wo Wien auf Grund seiner guten Leistungen der heimischen Unternehmen durchaus Chancen auf eine bessere internationale Positionierung hätte.

Meine Damen und Herren, wenn es daher in einem Wienerlied heißt: "Zuaschaun kann i net", dann sollte das eigentlich Ihr Motto für Ihre standortpolitischen Überlegungen sein, denn sollten Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, Herr Stadtrat, hier länger zuschauen, wie Wien in die Bedeutungslosigkeit im europäischen Vergleich sinkt, wie Wien von anderen Städten überholt wird, wie osteuropäische Städte gegenüber Wien als Standort an Attraktivität, an Bedeutung gewinnen, dann sollten Sie damit auch realisieren, dass Sie die Zukunftschancen dieser Stadt einschränken, dass Sie Potenzial gefährden und dass Sie die Zukunftshoffnungen vieler junger Menschen in dieser Stadt enttäuschen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Stubenvoll zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. - 15 Minuten Zeit.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Auch wir mussten zweieinhalb Jahre zuschauen, wie am falschen Fleck gespart wurde. Ich könnte heute zahlreiche Beispiele aus der vergangenen Bundesregierung anführen, wie den Menschen in Österreich und den Menschen in Wien durch das Sparen am falschen Fleck geschadet wurde, auch eine Gelegenheit, heute Bilanz zu ziehen. Ich möchte mich vor allem auf eine sozialpolitische Bilanz beschränken. 

Wenn hier vor wenigen Tagen der Präsident der Weltbank, Wolfensohn, mit einem Preis ausgezeichnet worden ist, der nach einem österreichischen Wirtschaftswissenschafter benannt ist, nämlich nach Josef Schumpeter, der in der Ersten Republik kurzzeitig auch Finanzminister war und den legendären Satz geprägt hat, wonach ein Budget in Zahlen gegossene Gesellschaftspolitik ist, stimmt das auch für Wien. Für heutige Finanzminister dürfte das anders liegen. 

Ein Budget ist mehr als eine Summe von bestimmten Einnahmen und Ausgaben, an deren Ende unbedingt eine Null sein muss. Ein Budget ist nicht nur daran zu messen, ob es formal ausgeglichen ist. Wer Budgetpolitik nach solchen Kriterien macht, der ist sozial blind, denn er verschweigt zum Beispiel, welche versteckten Strafaktionen gegen Bürger hinter diesen Zahlen stecken. Der angeblich so schöne Karl-Heinz Grasser, den sich nun die ÖVP geholt hat, macht eine solche Politik und spielt dabei mit Menschen und ihren Schicksalen. Frau Rothauer, innovative Ideen sind in dieser Politik nicht erkennbar gewesen! (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja nicht!) Eine solche Politik machen wir in Wien nicht, meine Damen und Herren! 

Der Vollzug des Budgets der Stadt Wien ist gekennzeichnet von dem Bemühen, unserer Stadt, unseren Bürgerinnen und Bürgern beste Serviceleistungen sowie humane und gesunde Lebensbedingungen zu bieten. Nicht zuletzt sind wir auch in einem Ranking der Städte mit Zürich an erster Stelle. Chancen für die Frauen und für die Jugend sowie für sozial Schwache sind in diesen Zahlen deutlich festgemacht. Ich kann mit Recht behaupten: Wien ist eine soziale Stadt. Das Wiener Ergebnis der Nationalratswahl hat auch gezeigt, dass die Wienerinnen und Wiener der schwarz-blauen Politik gegen die Stadt eine Abfuhr erteilt haben und dass die BürgerInnen der Politik, die für die Menschen gemacht wurde, den Vorrang geben. 

Für die Wiener Sozialdemokraten ist Arbeitslosigkeit weder ein Mickey-Mouse-Thema noch ein Schönheitsfehler, sondern Auftrag und Verantwortung, Maßnahmen zu setzen. StR Rieder hat diese Verantwortung wahrgenommen und wir haben deutliche Maßnahmen gesetzt, die die Kaufkraft der Menschen und auch die Investitionskraft der Wirtschaft steigern. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir sind aber auch in der Lage, im kommenden Jahr mehr Geld für Sozialmaßnahmen, Alten- und Behindertenhilfe aufzuwenden. Die Sozialausgaben steigen in Wien im kommenden Jahr um über 20 Millionen EUR. Während am Ballhausplatz und in der Himmelpfortgasse das soziale Netz abgebaut wird, sorgen wir im Wiener Rathaus dafür, dass die Menschen Hilfe bekommen, die sie brauchen. Wir werden vor allem unsere Anstrengungen in der Pflege hilfsbedürftiger Menschen ausbauen, sowohl für jene, die in stationärer Pflege sind, als auch für jene, die zu Hause betreut werden. 11,3 Millionen EUR sind ein ganz schönes Geld für diese nicht leichte Aufgabe. 

Wir setzen mit unserer Sozialpolitik eine Tradition fort, die in der Zeit des Roten Wien begonnen hat und die Österreich 30 Jahre lang durch die sozialdemokratische Regierungsverantwortung erleben durfte. Wir wollen einfach, dass es allen, auch den Konsumschwächsten in unserer Gesellschaft, besser geht. Demgegenüber steht die Belastungspolitik des Herrn Karl-Heinz Grasser, aber auch seines Staatssekretärs, Herrn Finz, der als Wiener ÖVP-Obmann dabei war und mitgeholfen hat, dass ohne Ansehen der Person die finanziellen Belastungen und in der Folge auch die Arbeitslosigkeit - die heute sehr oft angesprochen worden ist - dramatisch angestiegen sind. Wir in Wien können sagen, dass die Sozialausgaben pro Kopf in Wien am höchsten von allen Bundesländern sind, aber zum Beispiel in Kärnten am niedrigsten. 
Meine Damen und Herren, die derzeitige Bundesregierung rühmt sich gerne mit dem Bereich der Familienpolitik, vor allem mit dem Kindergeld. Ich muss hier die Frage stellen: Was haben die vielen Familien bekommen, die kein Kindergeld bekommen? - Die Antwort ist: Diesen wurden die Steuern erhöht. Diesen wurde die Kindergartenmilliarde gestrichen. Jenen, die von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wurde der Familienzuschlag zum Arbeitslosengeld gestrichen. Was bei Schulen und Bildung eingespart wird, dafür müssen nun viele Eltern aufkommen. Ich könnte diese Liste noch weiter fortsetzen. 

Wir in Wien werden dagegen im kommenden Jahr den Aufwand für die Kindertagesheime um fast 8 Millionen EUR erhöhen. Wir erhöhen auch die Mittel zur Förderung von privaten und gemeinnützigen Kinderbetreuungseinrichtungen um 3,5 Millionen EUR. Wir stellen damit sicher, dass die beste Kinderbetreuung unter allen Bundesländern weiterhin in Wien sein wird. Dennoch ist es möglich, dass 40 Prozent der Wiener Eltern die Kinderbetreuung gratis bekommen. Damit wollen wir erreichen, dass noch mehr Frauen die Chance auf Erwerbstätigkeit bekommen, weil es eine gute ganztägige Betreuung gibt, und dass Kinder noch mehr spielerisch lernen können. 

Ich muss daher Kritik daran üben, wie die Bundesregierung mit den Frauen, die über 50 Prozent der Bevölkerung ausmachen, und ihren Interessen umgeht. Nicht nur, dass die Erwerbstätigkeit der Frauen erschwert wurde, es wurde schon jahrzehntelang nicht mehr so wenig für die Förderung von Frauen getan wie unter dieser Bundesregierung. Nicht zuletzt sind auch die atypischen Beschäftigungsverhältnisse gerade bei Frauen in der Zeit dieser Bundesregierung erheblich angestiegen. Unter dem Motto "Wien lässt die Frauen nicht im Stich" gibt es im nächsten Jahr ein Bündel an Maßnahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds. 

Ein Vergleich macht das sehr deutlich. Im Rahmen der Frauenförderung gibt Wien doppelt so viel aus als die Regierung Schüssel für ganz Österreich. Hier wird sehr deutlich, wie viel den jeweiligen Regierungen Frauen und die Entwicklung ihrer Chancen tatsächlich wert sind. Wien hat die Förderungen für Fraueneinrichtungen in den letzten Jahren um mehr als 40 Prozent erhöht und wird auch im kommenden Jahr wieder 7 Millionen EUR für Frauenförderung zur Verfügung stellen. Das ist menschliche Politik, meine Damen und Herren, und vernachlässigt nicht einen mehr als 50‑prozentigen Anteil der Bevölkerung. 

Wo Sparen besonders dumm ist - das wurde heute schon erwähnt -, ist die Bildung. Bildung ist in einem kleinen Land wie Österreich der einzige Rohstoff, den wir selbst in fast unbegrenztem Maß herstellen können. Und Bildung wird der Wettbewerbsfaktor der Zukunft sein. Gerade die ÖVP war es, die den Rückschritt in der Bildungspolitik zu verantworten hat. 1,5 Milliarden S hat die Bundesregierung heuer bei der Bildung eingespart, eine Maßnahme, die sich noch bitter rächen wird. In Wien können wir nicht alles, was die Bundesregierung der Bildung wegnimmt, Herr Margulies, den Schulen, den Kindern, den Jugendlichen und den Lehrerinnen und Lehrern zurückgeben, aber wir tun viel. Die Menschen danken es uns auch, dass wir auf ihrer Seite stehen. Das hat auch das Wiener Wahlergebnis am Sonntag eindrucksvoll bewiesen. 

Der Wunderwuzzi Karl-Heinz Grasser hat bis jetzt noch kein Budget präsentiert, obwohl er es vor rund zwei Monaten hätte tun sollen. Wenn nun der künftige Bundeskanzler Kontinuität versprochen oder auch nur angedacht hat, heißt das wohl weiterer Sparkurs, höchster Schuldenstand und Sparen bei den Frauen, bei der Bildung und bei der Ausbildung. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir stehen für das höchste Bildungsbudget!) 
Ein letzter, aber ganz wichtiger Bereich, den ich hier noch streifen möchte, ist die Gesundheit der Menschen. Auch hier steht für uns nicht blindwütiges Sparen im Vordergrund, sondern die Gesundheit der Menschen, gepaart mit einem bestmöglichen Umgang mit öffentlichen Mitteln. Ich erinnere daran, die SPÖ hat in 30 Jahren Regierungsarbeit in der Gesundheitspolitik die Zahl der ÄrztInnen verdoppelt, das Krankenpflegepersonal verdreifacht und die durchschnittliche Lebenserwartung in Österreich ist um acht Jahre gestiegen. Die Zahl der Totgeburten wurde um 72 Prozent und die Kindersterblichkeit um 88 Prozent gesenkt. Das ist ein Leistungsbeweis dafür, was die Sozialdemokraten für die Menschen gemacht haben. Wir haben Menschenleben gerettet und verlängert und haben in diesen 30 Jahren nicht nur Schulden hinterlassen.

Die Regierung Schüssel hat die Gesundheitskosten mehrfach verteuert. Sie kennen das alle, Ambulanzgebühren und so weiter. (GR Dr Matthias Tschirf: Der Wähler hat gesprochen!) Die durchschnittlichen Kosten für Gesundheit lagen in Wien im Jahr 2000 um 6 Prozent unter dem österreichischen Durchschnitt. Statt den Zugang zu den medizinischen Einrichtungen zu erschweren, verbessert Wien den Zugang zu den Gesundheitseinrichtungen. Es wurde zum Beispiel die anonyme Geburt in allen öffentlichen Spitälern ermöglicht und eine neue Rettungszentrale in Betrieb genommen. Ein neues Pflegeheimgesetz ist in Arbeit. Die Stadt Wien hat auch eine neue Ambulanz für Kinder- und Jugendpsychiatrie eröffnet. Für unsere betagten und pflegebedürftigen Wienerinnen und Wiener steht über die MA 47 im kommenden Jahr mehr Geld zur Verfügung. Wichtig für uns Sozialdemokraten ist die Sicherstellung des äußerst vielfältigen, privaten und öffentlichen Leistungsangebots, seine Vermittlung und die Unterstützung der Menschen, wenn die eigenen finanziellen Möglichkeiten nicht ausreichen. Das heißt, nicht der Geldbeutel entscheidet, welche Hilfe jemand bekommt, sondern die Bedürfnislage. Auch für unsere ältesten Mitbürger gilt der Grundsatz: "Weil der Mensch zählt". 

Aktiv bleiben bis ins hohe Alter ist das, was sich ältere Menschen wünschen. Sichere Arbeit soll aber auch sichere Pensionen bedeuten. Wir werden alles daransetzen, dass das in Wien möglich ist. Wien soll eine Stadt bleiben, in der die Menschen nach dem aktiven Erwerbsleben in Sicherheit und Geborgenheit ihren Lebensabend verbringen sowie gesund bis ins hohe Alter leben können. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, die Unterschiede zwischen der Budgetpolitik der derzeitigen Bundesregierung und der Wiener Landesregierung werden in den Bereichen, die ich beschrieben habe, besonders deutlich. Geld ist wichtig, aber nicht alles. Sicherheit, Wohlstand und Lebensqualität waren auch bei dieser Wahl den WienerInnen Motivation, ihre Stimme den Sozialdemokraten zu geben. Das soziale Wien bildet jenes Gegengewicht zum Sozialabbau der Bundesregierung, mit guter Sozialpolitik und solidarischer Unterstützung vom Baby bis zur Großmutter. Ich hoffe, dass eine neue Bundesregierung auch zu der Erkenntnis kommt, dass etwas für die Menschen getan werden muss, denn was uns in erster Linie wichtig ist und was für uns zählt, ist und bleibt der Mensch! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Letzter hat sich Herr amtsf StR Dr Rieder zum Wort gemeldet. - 15 Minuten.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einige Bemerkungen im Verlauf dieser Generaldebatte haben mich veranlasst, ohne dass ich zunächst die Absicht dazu gehabt habe, Stellung zu nehmen. 

Eigentlich ist es eine Selbstverständlichkeit, dass Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik nach der Arbeitsteilung in der Bundesverfassung Sache des Bundes ist, und zwar eine Aufgabe, die die Bundesregierung für das gesamte Bundesgebiet und nicht nur nach einer parteipolitischen Farbskala für bestimmte Bundesländer abzuwickeln hat. Daher ist einmal klarzustellen, dass der Arbeitsmarkt und die Wirtschaftssituation in Wien nicht exterritorial sind, sondern auch zu Österreich gehören und alles, was in diesem Bereich geschehen oder nicht geschehen ist, natürlich auch eine Frage der Verantwortung der Bundesregierung ist. (GR Dr Wilfried Serles: Was werden Sie tun, wenn Sie selbst in der Regierung sitzen?) Ich komme dann schon zum eigenen Verantwortungsbereich, aber so zu tun, als gäbe es ein exterritoriales Gebiet, womit die Bundesregierung nichts zu tun hat, das ist nicht wirklich erklärlich, wem man das einreden will, sicherlich niemandem in diesem Raum. Daher sollten Kommentare in diese Richtung endlich einmal aufhören. (GR Dr Wilfried Serles: Was werden Sie tun, wenn Sie der Häupl in die Regierung zwingt?) 

Das Zweite ist, ich bin auch einigermaßen über alle möglichen Rankings überrascht. Ich bin gerne bereit, einen Austausch der Rankinglisten vorzunehmen. Es wird uns nur nicht weiterhelfen, denn die eigentliche Bedeutung des Rankings für denjenigen, der sie in Auftrag gegeben hat, ist, daraus Schlüsse zu ziehen, was man für sich davon ableitet. Es gibt halt wie bei Meinungsumfragen und bei Wahlprognosen natürlich auch eine gewisse Präferenz des einen oder anderen Instituts, wen man damit gut bedienen will. 

Ich will das gar nicht leugnen, Wettbewerb zwischen den Standorten ist ernst zu nehmen und eine permanente Sache. Aber weil so getan worden ist, als wenn wir in ein Dilemma hineinrutschen, möchte ich doch einige Beispiele nennen, dass es eigentlich ganz anders läuft. "Wirtschaftsblatt" vom September: "Boehringer plant Ausbau in Wien", "Novartis verlagert einen großen Teil seiner Tätigkeit, mit Ausnahme der Werkbank, aus Tirol nach Wien". Jetzt lasse ich ein paar Sachen aus. "Kellys", nur um ein anderes Beispiel zu nennen, um nicht nur zu sagen, Wien ist das Technologiezentrum Österreichs, dass dort alles nach Wien geht, liegt auf der Hand. Es gibt zum Beispiel auch bei der schlichten Produktion von "Kellys" eine Verlagerung, ich glaube, aus Hollabrunn oder von irgendwo nach Wien. Ich könnte diese Liste an Meldungen von Betriebsverlagerungen nach Wien noch fortsetzen. (GR Dr Wilfried Serles: Das war nicht sehr überzeugend!)

Es gibt natürlich auch statistische Daten, aber ich will nicht damit prahlen, wie viele internationale Konzerne nach Österreich gehen und dass davon mehr als die Hälfte nach Wien geht. Ich könnte mich auch auf Äußerungen des Wiener Wirtschaftskammerpräsidenten beziehen, der vor nicht allzu langer Zeit mit seinem österreichischen Pendant erklärt hat, Wien sei auf Rekordkurs bei den Firmengründungen. Also, es gibt eine Reihe von seriösen Zeugen, die nicht durch eine Oppositionsrolle befangen sind und die uns bestätigen, dass es nicht wirklich so dramatisch ist. Aber ich sage noch einmal, jede dieser Facetten ist durchaus ernst zu nehmen. Ich glaube, dass das auch eine Sache ist, die uns nicht nur über den heutigen Tag, sondern das gesamte Jahr über begleitet. Das führt auch zur Frage, die angeschnitten worden ist, wie viel denn schon im Budget steht und was man nachher noch alles zusätzlich machen kann. 

Erstens gibt es oft aktuelle Anlässe, wo man nicht nachschauen kann, ob das im Budget steht, sondern eingreifen muss. Ich nehme ein Beispiel, das jetzt durchaus allgemein positiv beurteilt wird. Es hat kürzlich eine sehr wichtige Konzernentscheidung für den Opel-Austria-Standort im Gesamtkonzern stattgefunden. Man hat die Herstellung des neuen Getriebes an diesen Standort verlagert. Damit ist eine Reihe von Problemen verbunden. Dass hier gemeinsam - das sage ich auch dazu - Wirtschaftsminister Bartenstein und die Stadt Wien ein durchaus effizientes Begleitprogramm auf die Beine gestellt haben, ohne deswegen ununterbrochen die Jubelmeldungen hinauszugeben, ist nur ein Beispiel, dass man durchaus sehr seriöse Standortpolitik machen kann, ohne dass das schon vorher im Budget steht. Ich könnte auch eine Reihe anderer Beispiele bringen, nicht nur das dramatische Beispiel von Grundig, sondern andere, wo es notwendig ist, kurzfristig Maßnahmen zu setzen. 

Das Zweite ist, ich habe am Anfang in meiner ersten Wortmeldung gesagt, wir können uns nicht darauf verlassen, wie die Einnahmensituation ist. Wir haben im Budget auch noch ein Zusatzbudget mit 90 Millionen EUR, übrigens um 10 Millionen EUR höher als im Vorjahr, mit Sperren, wo wir vorsichtig kalkulieren müssen. Daher kann ich niemandem Recht geben, der sagt, das muss alles im Budget stehen. Das geht halt leider nicht. 

Der zweite Punkt, der auch noch zu unserer Wirtschaftssituation gehört: Entschuldigen Sie, ich will das jetzt nicht banal sagen, aber diese oberflächlichen Beurteilungen der Wirtschaftsentwicklung sind eigentlich fast peinlich. Natürlich hat es eine Phase gegeben, wo jene Bereiche der österreichischen Wirtschaft, die exportorientiert waren, insbesondere in die Bundesrepublik Deutschland, von der damalig günstigen Situation mehr profitiert haben, als die Wiener Wirtschaft, die eben nicht in primärem Ausmaß an Exporten orientiert ist, die nach Deutschland gehen. Kehrstück, durch den Einbruch der Exporte nach Deutschland steht jetzt die Wirtschaftssituation in Wien, die stärker in die ost- und mitteleuropäischen Länder exportiert, um vieles besser da.

Nur ein simples Beispiel, wenn nicht die Frage der Politik prinzipiell entscheidet, sondern wie internationale Entwicklungen dazu beitragen, dass sich etwas verändert. Richtig ist, dass wir alles daranzusetzen haben, um unsere Positionen, unsere Ausgangslage für die Entwicklung in die Europäische Union, nämlich in die Entwicklung der anderen Nachbarländer in die Europäische Union, nicht nur zu beklatschen, nicht nur zu fordern, dass dort etwas geschieht, sondern auch im eigenen Bereich Maßnahmen zu setzen. Das gilt für Fragen der Qualifikation und Ausbildung genauso wie für die Standortfrage. Das nur am Rande.

Jetzt zu einigen Bemerkungen, die hier aufgetaucht sind: Eine der Bemerkungen war - das kommt nicht zum ersten Mal - die Frage der Tariferhöhungen, insbesondere die Gebührenerhöhungen. Ich will mich jetzt nicht loben, dass wir wahrscheinlich das einzige Bundesland sind, das auch eine Steuersenkung beschlossen hat. Das hat es in anderen Bundesländern generell nicht gegeben. (GR Dr Wilfried Serles: Was denn zum Beispiel?) Die Änderung bei der Vergnügungssteuer hat auch Geld gekostet. Dass wir damit für einen bestimmten Bereich junger Menschen eine sehr wesentliche, auch von der Unternehmenstätigkeit sinnvolle Aktion gesetzt haben, wird gleich wieder vergessen.

Ich will jetzt nicht die Auswirkungen der Belastungen all dessen breittreten, was auf der Seite der Bundesregierung gegenüber dem Ausmaß der Belastung von 19 EUR für die Wiener geschehen ist. Ich möchte aber an die Adresse der Österreichischen Volkspartei doch einen Hinweis geben: Bevor man das Thema der Gebührenerhöhung, Herr Klubobmann, sehr breittritt, sollte man sich vielleicht mit dem eigenen Parteiobmann kurzschließen. Damit meine ich den Herrn Staatssekretär. Dieser, der Wiener Volksparteichef Alfred Finz, wird nämlich in einer Zeitung damit zitiert, dass er gefordert hat - ich muss das jetzt wörtlich vorlesen, damit Sie nicht glauben, ich verdrehe die Worte -: "ein kräftiges Drehen an der Gebührenschraube". Das hat er verlangt. Das war im Oktober dieses Jahres. (GR Dr Matthias Tschirf: Das war ein Missverständnis!) Sie machen uns Vorwürfe und machen daraus eine dramatische Situation, aber Ihr eigener Parteiobmann - bitte nachzulesen - fordert das Drehen an der Gebührenschraube! (GR Dr Matthias Tschirf: Und Sie führen es durch!) Der Artikel steht unter dem Titel "einfach ehrlich", auch das sollte man sich merken, weil die Gebührenschraube nicht die Abgabenquote belastet. Daher ist durchaus ein konstruktiver Vorschlag der Finanzpolitik, erhöhen wir die Gebühren (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist das, was Sie gemacht haben!), dann haben wir trotzdem eine niedrigere Abgabenquote. Das nur unter dem Titel "einfach ehrlich" zu Ihrem Parteiobmann, von dem Sie eigentlich jetzt nicht gesprochen haben, dass Sie genauso wie er für Gebührenerhöhungen eintreten, sondern Sie haben uns da wegen einer Gebührenerhöhung im Bereich der Müllgebühr kritisiert. (GR Dr Matthias Tschirf: Die Vielzahl der Müllgebühren!) Um das auf einen Nenner zu bringen, Herr Klubobmann, empfehle ich Ihnen ein Seminar. Ziehen Sie sich zurück zu einem kleinen Seminar!

Die zweite Frage, die hier auch einmal angesprochen werden muss, weil das immer wieder kommt, ist die Diskussion über die Beschäftigungszahlen, als ob es wirklich so wäre, dass Wien mit einem Fünftel der Bevölkerung nicht mehr als ein Viertel der Wirtschaftsleistungen und mehr als ein Viertel der Arbeitsplätze stellt. Dass natürlich daran gemessen bei uns die Arbeitslosenquote in einer Arbeitslosigkeit stärker ausfällt, ist genauso selbstverständlich, da bei einer höheren Frauenerwerbsquote die Tatsache, dass es dann arbeitslose Frauen gibt, stärker zu Buche schlägt. Das ist ganz klar. Das sollte man auch einmal langsam verinnerlichen. 

Das Zweite ist, wenn wir auf der einen Seite eine drastische Zunahme der selbstständig Erwerbstätigen haben, und zwar sowohl auf unternehmerischer Ebene als auch im Bereich der atypischen Beschäftigungen, dann sind das zum Teil Tätigkeiten und Personen, die bisher als unselbstständig Erwerbstätige tätig geworden sind. Man muss das einmal zusammenrechnen. 

Drittens, seien wir einmal ehrlich, rechnen wir endlich aus den Beschäftigungszahlen die Kindergeldbezieherinnen heraus. Dann wird man auch feststellen, dass es plötzlich regionale Unterschiede gibt, wenn ich an den ländlichen Bereich denke, wo plötzlich die Beschäftigungszahlen durch die Hereinrechnung der Kindergeldbezieherinnen deutlich in die Höhe gegangen sind. 

Letzter Punkt: Man soll doch nicht Krokodilstränen für die Entwicklung der Beschäftigungszahlen in Wien vergießen, wenn man gleichzeitig bejubelt, dass man die Posten auf der Bundesebene streicht. Die Hälfte davon trifft Wien und das ist eine Selbstverständlichkeit. Also hören wir auf, mit solchen banalen Scheingefechten an den wirklichen Problemen vorbeizureden. Es gibt genug ernste Dinge über wir reden müssen, daher sollten wir uns nicht mit solchen Banalitäten aufhalten! (GR Dr Matthias Tschirf: Zum Beispiel die Entwicklung der Stadtwerke!)

Die letzte Bemerkung zu dem Thema, weil das vom Kollegen Margulies angesprochen wurde, betrifft die Stadtwerke. (GR Dr Matthias Tschirf: Von mir auch!) Bei den Stadtwerken muss man zwischen jenen unterscheiden, die in der Verwaltung tätig sind und jenen, die im Schichtbetrieb stehen. Lieber Herr Margulies, das soll man sich einmal ausrechnen, wie es möglich ist, in einem Unternehmen, das zu einem Teil im Schichtbetrieb tätig ist, ohne Überstunden - es geht um einzelverrechnete Überstunden - auszukommen! Da ist es nicht möglich, einfach einen Reservestand einzustellen. Ein Großteil davon ist handwerklicher Bereich, wo es auch um Reparaturen und Ähnliches geht.

Zur Bemerkung betreffend Fremdmittelaufnahme: Ich kann nur wiederholen, wenn da etwas genereller Art anzumerken wäre, Frau Stadträtin, dann hätte uns der Rechnungshof nicht mit diesen lobenden Worten erwähnt. Das Zweite ist, gegenüber dem Vorjahr nehmen wir diesmal um 45 Millionen EUR weniger Fremdmittel auf. Wir werden in dem Bereich natürlich durch Ausnützung auch der besonderen Tilgungsbedingungen heuer wesentlich mehr tilgen, als es in den vergangenen Jahren möglich war. Allein an dem Verhältnis von heuer, 3,1 Prozent Fremdmittelanteil gegenüber 3,8 Prozent des Vorjahres, sieht man, wie positiv die Entwicklung verläuft.

Eine Bemerkung noch zum Bezirksbudget: Ich will die Diskussion, die schon einmal hier im Gemeinderat geführt worden ist, nicht wiederholen, sondern ich ergänze sie nur durch einen Punkt. Alles, was auf der Seite zusätzlicher Förderungsmaßnahmen für die Bezirke geschieht, geht bei einer Rechnung, die Sie anstellen, völlig unter. Wir haben vor kurzem im Präsidium des Wirtschaftsförderungsfonds die regionale Wirtschaftsförderung für alle Bezirke beschlossen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wirtschaftsservice!) Das heißt, das regionale Wirtschaftsförderungsservice bedeutet für die Bezirke eine deutliche Hilfestellung. Das kostet auch zentrales Geld. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Die haben doch diese Aufgabe nicht betreut!) Wenn wir eine Bilanz ziehen, glaube ich, dass Ihre Behauptung, dass jetzt Investitionsmöglichkeiten bei den Bezirken verhindert werden, absurd ist, gerade deswegen, weil ein Teil der Mittel gebunden wird, damit sie für die Verbesserung, Erhaltung der Schulbauten eingesetzt werden. Gerade das ist, glaube ich, ein schlechtes Beispiel. 

Schlussbemerkung, weil erwähnt worden ist, was ich mir eigentlich an Zusammenarbeit erwarte: Ich möchte das Beispiel, das ich gestern bei der Pressekonferenz erwähnt habe, auch hier machen, weil es wirklich ein ernstes Beispiel ist. Das Außenministerium weiß seit April dieses Jahres, oder vielleicht sogar schon länger, dass die Vereinten Nationen zusätzlichen Bedarf für die Abwicklung von Kongressen, Veranstaltungen und Konferenzen anmelden. Mehr als ein halbes Jahr wird das auf der Bundesseite verschwiegen, statt dass sofort Kontakt mit der Stadt aufgenommen wird, wissend welches Risiko damit verbunden ist, sowohl für den Konferenzstandort Wien als auch für den internationalen Standort Wien. Das ist eine Sache, die leicht behebbar gewesen wäre. Ein Anruf hätte genügt und es hätte sofort die Zusammenarbeit hergestellt werden können. Das ist nur ein Beispiel, was es an Verbesserungsmöglichkeiten in der Zusammenarbeit zwischen der Stadt, aber vor allem von Seiten des Bundes gegenüber der Stadt, gibt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zur allgemeinen Beratung des Voranschlagentwurfs für das Jahr 2003 und des Gebührenprüfungsantrags liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Ich mache darauf aufmerksam bitte, dass hier die Redezeit nur 20 Minuten für jede Partei ist.

Als Erstem darf ich Herrn GR Dipl Ing Margulies das Wort erteilen.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte, nachdem der Herr Finanzstadtrat kurz zuvor das Hölzl geworfen hat, doch mit den Wiener Stadtwerken beginnen. Ich gebe Ihnen schon Recht, selbstverständlich wird es in Bereichen, wo Schichtbetriebe notwendig sind, auch Überstunden geben müssen. Weder ich noch irgendjemand anderer von den Grünen hat gesagt, man soll die Überstunden zur Gänze reduzieren. Das Einzige, was zu hinterfragen bleibt, ist, ob es angesichts steigender Arbeitslosigkeit Sinn macht, dass de facto ein Drittel des Gehaltsbestandteils im Durchschnitt aus Überstunden besteht. (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Davon ist ein Drittel Zulage!) Da glauben wir, dass es angesichts der jetzigen Situation nicht zu einer generellen Reduktion auf null kommen soll, aber nicht ein Drittel Zulagen, 70 Prozent Bruttolohnsumme, 30 Prozent Mehrleistungsvergütungen. (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Von den 30 Prozent ist ein Drittel Zulage, zwei Drittel sind Überstunden!) 

Das heißt, Sie sind der Meinung, in diesem Bereich ist nichts zu machen. Unseres Erachtens nach müsste es durchaus möglich sein, auf die Durchschnittsquote in Wien, welche ungefähr bei 15 Prozent liegt, zu kommen, wo es sinnvoll wäre, nachzuschauen, ob man sie nicht etwas reduzieren kann, um die Arbeit besser zu verteilen, weil dass es andererseits bei den Lehrern und Lehrerinnen möglich ist, mit 2 Prozent Mehrleistungsvergütung auszukommen, es im sonstigen Magistrat 15 Prozent sind, aber bei den Wiener Stadtwerken 30 Prozent, ist nicht so einfach zu erklären, dass es Schichtbetrieb gibt, sondern es ist natürlich auch eine ganz bewusste Entscheidung und unseres Erachtens nach eine arbeitsmarktpolitisch falsche Entscheidung, zu sagen, ich investiere nicht in Arbeitsplätze, sondern ich investiere in möglichst viele, möglichst teure Überstunden.

Nächster Punkt, zum Budget an sich: Ich habe gesagt, ich werde das ein bisschen näher ausführen und ich erlaube mir das auch. Die Frage der Doppelverrechnungen, welche es in Wirklichkeit immer schwieriger machen - außer man ist wirklich ein Budgetexperte -, vor allem die prozentuellen Veränderungen innerhalb eines Budgets nachzuvollziehen. Jetzt wird geredet, wir haben ein Ausgabenvolumen von 9,6 Milliarden EUR. Dabei sind schon enorm viel, nämlich, wenn mich nicht alles täuscht, rund 270 Millionen EUR allein die Rückstellung der Schuldenrückzahlung. Das macht schon 3 Prozent der gesamten Budgetsumme aus und bewirkt dann selbstverständlich eine Verschiebung in den prozentuellen Anteilen, sowohl einnahmenseitig als auch ausgabenseitig, sodass eine Darstellung in Prozenten, ob jetzt die eigenen Steuern 11 Prozent, 13 Prozent oder was auch immer ausmachen, absolut nichts mehr aussagt, genauso die Doppelverrechnung nicht nur der Investitionszuschüsse vom Krankenanstaltenverbund, sondern im gesamten Krankenanstaltenverbundbereich. 

Rund 630 Millionen EUR sind im Wiener Budget allein im Bereich der Krankenanstalten doppelt verrechnet. Sie gehen bei der Post 5591 aus, bei der Post 8591 wieder ein und bei der Post 8591 auch wieder aus. Das ist eine Budgetaufblähung um 630 Millionen EUR, ganz abgesehen davon, dass die Zahlen, welche beim Unternehmen KAV als Einnahmen aufscheinen, nicht mit denen übereinstimmen, die im Budget der Stadt Wien als Ausgaben dargestellt werden. Ich meine, eine Kleinigkeit, es geht ja nur um 10 Millionen EUR, wo die Differenz bei der Investitionssumme ist! (GR Dr Wilfried Serles: Und nicht erklärt wurde!) Das ist nicht erklärt worden, denn es sei ja im Stadtsenatsprotokoll nachzulesen. 10 Millionen EUR, wo man natürlich sagen kann, bei einem Gesamtvolumen von 600 Millionen EUR ist das ein minimaler Prozentsatz. Aber das ist mehr, als die Stadt Wien für Frauenförderung ausgibt, mehr als die Stadt Wien für Umweltförderung ausgibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist nicht eine Budgetpolitik, wo man wirklich davon sprechen kann, dass es erwünscht ist, dass die Bevölkerung in dieser Stadt beim Budget mitredet. Ich weiß, das Budget liegt auf. Im Vorjahr - heuer haben wir überhaupt keine Zahlen davon bekommen, vielleicht wird es der Finanzstadtrat noch sagen, weil das ist ja kein Geheimnis - hat es, glaube ich, geheißen, ein oder zwei Personen haben Stellungnahmen zum Budget abgegeben. Wie soll man denn als Person eine Stellungnahme zu diesem Budget abgeben, wenn es de facto unmöglich gemacht wird, herauszuklauben, was neu ist und was doppelt gezählt wurde? Man findet fast nichts, außer man ist ein Experte in dem Bereich und beschäftigt sich tagtäglich damit. Da muss man sich nicht wundern, dass sich die Bevölkerung an der Budgeterstellung nicht beteiligt.

Jetzt kommen wir noch einmal genauer zu dem Bereich der Wirtschaftspolitik. Dabei muss ich einmal etwas sagen, was den Herrn Finanzstadtrat vielleicht freuen wird, denn ich gehöre nicht zu denjenigen, die sagen, die komplette Wirtschaftspolitik der Stadt Wien ist schlecht. Überhaupt nicht, es gibt innovative Ideen. Es gibt zum Teil auch Unterschiede zur Bundesregierung. Was wir trotzdem kritisieren, ist, dass viel mehr möglich wäre und dass dieses Mehr, das möglich wäre, deshalb nicht geschieht, weil sich die Stadt Wien im Rahmen der blau-schwarzen Budgetpolitik dem Stabilitätspakt verpflichtet und damit dazu beigetragen hat, dass nicht genug Mittel für eine Attraktivierung des Wirtschaftsstandorts Wien zur Verfügung gestellt werden und dass real gesehen, was die Investitionszuschüsse betrifft, es im Vergleich zum Voranschlag 2002 sogar zu einer Kürzung im Bereich der direkten Investitionsförderungen kommt. 

Wie gesagt, lediglich die Darlehensförderung steigt, wobei wir auch aus dem Finanzausschuss wissen, in welchen Bereichen diese Darlehen gegeben werden, zumindest zu einem Teil, weil es Projekte sind, die schon im Vorjahr begonnen worden sind, wo M&M Immobilien et cetera eine Gesamtdarlehensumme von, ich glaube, 130 Millionen EUR gegeben wird, welche 80 Prozent des gesamten Investitionsvolumens entspricht. Das heißt, 130 Millionen EUR Darlehen werden gegeben und zusätzlich fließen 30 Millionen EUR in die Gesamtinvestitionen hinein. Und Sie alle wissen, wenn man 150 Millionen EUR an Investitionszuschuss gibt, macht dies in der Art und Weise der Verbuchung keinen Unterschied. Zumindest wird seitens des Herrn Finanzstadtrats in seinem Vorwort kein Unterschied herausgearbeitet. Ich weiß schon, ein Darlehen kommt wieder zurück. Aber in der Art und Weise, wie Sie die Investitionsförderung darstellen, wird kein Unterschied herausgearbeitet. Da ist es schon wichtig zu betonen, wenn ich 130 Milliarden EUR als Investitionszuschuss gebe, schaffe ich in der Regel eine Investition in der Höhe von 500, 600, 700, 800 Millionen EUR. Wenn ich es so mache wie hier, ein Darlehen in der Größenordnung von 130 Millionen EUR gebe, schaffe ich gerade zusätzlich 30 Millionen EUR. Das ist ein Unterschied zu der Politik, wie wir sie uns vorstellen, weil nicht nur, gerade in diesen Bereichen - damit kommen wir zum nächsten Punkt -, einmal darüber nachzudenken wäre, ob es auch Aufgabe der Stadt Wien ist, de facto Bankangelegenheiten wahrzunehmen, ohne wirklich eine Bank dafür zu haben. 

Ich war immer dafür, dass die Stadt Wien die Bank Austria nicht verkauft. Ich war auch immer dagegen, dass die Stadt Wien die Bank Austria-Aktien letztendlich in HypoVereinsbank-Aktien tauscht. Wir werden darauf heute noch einmal ganz kurz zurückkommen. Aber wenn man als Stadt Wien der Meinung ist, es macht Sinn, Bankangelegenheiten wahrzunehmen, dann, bitte, lassen wir das über eine eigene, dafür zuständige Sparkasse laufen. Ich bin der Letzte, der sagt, die Stadt soll sich aus Dienstleistungen, aus Finanzierungsmodellen, aus der Bereitstellung kommunaler Dienstleistung zurückziehen. Ich glaube, es ist wichtig, aber dokumentieren wir es nicht irgendwie untransparent, sondern machen wir es öffentlich. Machen wir es öffentlich und sagen wir als Stadt Wien, wir stehen dazu! Wir werden in den nächsten Tagen und Wochen noch genug Zeit dafür haben, weil es wird notwendig sein, dass das Engagement bezüglich GATS über das Expertenhearing, welches meines Erachtens sehr erfolgreich war, hinausgeht. Es wird eine der größten Aufgaben der Stadt Wien sein, dazu beizutragen - da sage ich, auch mit den Grünen dazu beizutragen -, dass die Privatisierung öffentlicher und kommunaler Dienstleistungen hintangehalten wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vielleicht ein letztes Wort zur HypoVereinsbank - der zuständige Stadtrat ist noch im Saale: Gestern hatte ich ein Aha-Erlebnis im Vergleich zur sonstigen Diskussion über die HypoVereinsbank, weil bislang wurde mir immer erklärt, die Stadt Wien hat überhaupt kein Geld verloren und die Stiftung hat auch kein Geld verloren, weil alles nur mit dem Nennwert budgetiert ist. Gestern hat sogar Herr GenDior Randa in einer Presseaussendung gesagt, es stimmt, im Vergleich zur Bank Austria-Aktie haben viele Aktienanleger enorme Verluste gemacht. Er hat absichtlich das Wort "Verluste" in den Mund genommen. Aber er rät ihnen, diese Aktie zu halten, weil sie irgendwann wieder steigen wird. Hoffentlich steigt sie wieder. Nichtsdestoweniger wurden durch dieses Stiftungsmodell der Stadt Wien 16 Milliarden S beziehungsweise 1,2 Milliarden EUR entzogen und nicht mehr sinnvoll verwaltet. Es gibt jetzt keine Dividende mehr, das zeichnet sich immer deutlicher ab. Das heißt, dieser ganz hochspekulative Technologiefonds wird nicht dotiert werden und niemand ist bereit, dafür die Verantwortung zu übernehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es sind schon wegen viel geringeren Summen Menschen zurückgetreten. Bei 16 Milliarden S oder 1,2 Milliarden EUR geht es nicht mehr um die Schuldfrage. Ich will niemanden beschuldigen, er hätte irgendetwas in bösartiger Weise gemacht, aber es wurde gespielt und es wurde verloren. Daraus ist, meines Erachtens nach, die Verantwortung zu ziehen. Der Vorsitzende des Sparkassenrats, der zugestimmt hat, war der Herr Bürgermeister. 16 Milliarden S sind fort, die Dividende ist fort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist zwar ein Nebenkapitel, aber ein entscheidendes Kapitel der Wiener Wirtschaftspolitik. Ich würde Sie schon ersuchen, Verantwortung ernst zu nehmen und dementsprechend auch zu handeln! - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich wollte nur sagen, die Kollegin hat noch 7 Minuten 52 Sekunden. Der Kollege hat mehr als 10 Minuten gesprochen. 

Wir kommen nun zum Herrn GR Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Ich darf zuerst auf eine Feststellung des Herrn Vizebürgermeisters replizieren, die ich leider nicht ganz nachvollziehen kann. Herr Vizebürgermeister, Sie haben uns vor wenigen Minuten erzählt, dass neben den Gebührenerhöhungen Steuersenkungen durchgeführt worden sind. Wir wissen - ich darf das an zwei Beispielen festmachen -, dass mit 1. Juli die Müllgebühren um 26 Prozent erhöht worden sind. Das können wir auch im Voranschlag nachvollziehen, indem diese Position von 130 Millionen EUR auf 164 Millionen EUR ansteigt. Das kann man nachrechnen, nachvollziehen, sieht man. Das ist eine Erhöhung und die steht klar. Wenn man sich die Position der Vergnügungssteuer anschaut, dann ist es zwar richtig, dass der Hebesatz gesenkt worden ist, Herr Vizebürgermeister, aber dafür ist die Basis verbreitert worden. Das müsste eigentlich auch in Ihren Berechnungen so stehen, weil der Ansatz der Vergnügungssteuer im Gegenteil sogar um eine Minimalität gestiegen ist. Daher sehe ich dort nicht, dass es zu einer Vergnügungssteuersenkung gekommen ist. Sie ist nämlich von 47,9 Millionen EUR auf 48 Millionen EUR gestiegen. Das, glaube ich, kann man nicht, meine Damen und Herren, als Gegenüberstellung beziehungsweise als Aufrechnung darstellen!

Ich möchte jetzt zu jener Beilage kommen, die sich auf die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat bezieht. Wenn man sich diese Beilage anschaut, dann kann man sehen, dass darin viele Positionen enthalten sind, große Brocken, wie zum Beispiel die Müllgebühren mit zirka 2 Millionen EUR, auf der anderen Seite aber auch kleine Gebührengruppen. Es ist jedoch, glaube ich, wesentlich interessanter, eine zweite Unterscheidung vorzunehmen, nämlich jene Gebühren und Abgaben, die kostendeckend oder mehr als kostendeckend angesetzt sind. Das ist eine sehr wesentliche Gruppe. Hier handelt es sich vor allem um die Gruppe von Wasser-, Abwasser- und Müllgebühren. Das ist eine Gruppe, die rund gerechnet 500 Millionen EUR ausmacht. Es gibt da natürlich eine Menge von Abgaben und Gebühren, die eine Unterdeckung haben, die aus den verschiedensten Gründen berechtigt, aber auch hinterfragbar ist. Das sollte man sich anschauen. Es heißt sozusagen "Überprüfung" und "Überprüfung" würde Diskussion bedeuten, was man mit diesen Dingen macht.

Ich darf zuerst zu dem Gebiet kommen, wo es eine 100‑prozentige Deckung oder eine Überdeckung gibt. Das sind vor allem jene Gebühren, meine Damen und Herren, die ein Dritter einhebt, gar nicht die Gemeinde selbst, die vor allem über die Betriebskosten der Wohnungsmieter und Betriebskosten der Wirtschaft eingehoben werden, eben Wasser, Abwasser, Müll. Das wird dem Bürger ganz einfach - in kleinen Dosen, hätte ich bald gesagt - jedes Monat im Zuge der gesamten Betriebskosten vorgeschrieben, fällt im ersten Moment gar nicht so auf und wird manchmal beim Bürger sogar unter dem Oberbegriff "Miete" verstanden. Dadurch spürt man diese Gebührenerhöhung nicht so. Dort werden von der Gemeinde ganz einfach, wenn es sich nicht ausgeht, die Gebühren erhöht. Wie gesagt, am 1. Juli hatten wir bereits eine massive Erhöhung. Beim Wasser ist es schon seit längerer Zeit so, dass es eine Überdeckung von 14 Prozent oder umgerechnet über 18 Milliarden S gibt. Dort geht man vor, es tut im ersten Moment nicht weh, es sieht nicht die Gemeinde selbst, sondern man kann es über einen anderen Weg einfach einheben beziehungsweise verschleiern.

Wie schaut es aber bei jenen Gebühren aus, meine Damen und Herren, wo es eklatante Unterdeckung gibt? - Da gibt es ein Beispiel, dass in den letzten Jahren - ich habe mir nur drei Jahre angesehen - die Unterdeckung immer größer wird. Die größte Position, meine Damen und Herren, sind die Wiener Bäder. Bei den Wiener Bädern haben wir derzeit nur mehr 11 Prozent Deckung und einen Abgang von 63 Millionen EUR. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wollen Sie jetzt die Bäder zusperren?) Wie ist das zu Stande gekommen? - Indem die Einnahmen ziemlich gleich geblieben sind, aber die Ausgaben wesentlich erhöht worden sind, aber nicht die Ausgaben bei den zukunftsweisenden Investitionen, bei den neuen, versprochenen Investitionen, damit sich das einmal bessert, was in einem Bäderkonzept vorgelegt worden ist, das eine sehr lange Entwicklungsgeschichte gehabt hat, aber jetzt anscheinend nicht umgesetzt wird, weil Sie im Prinzip die Personalkosten gegenüber den anderen Personalkosten überdurchschnittlich erhöht haben und umgekehrt die Investitionskosten in diesen Bereichen sogar gesunken sind. Damit geht die Schere auf und wir haben nur mehr eine Kostendeckung von 11 Prozent und, wie gesagt, einen Abgang von 63 Millionen EUR.

Nachdem ich in der heutigen Zeit, meine Damen und Herren, das nicht in Schillinge umrechnen will, möchte ich Ihnen dazu zwei andere Vergleichszahlen geben. Zynischerweise könnte man sagen, es muss ein enormes Vergnügen sein, in den Wiener Bädern zu sein, weil das Gesamtaufkommen der Vergnügungssteuer nicht einmal den Abgang der Wiener Bäder deckt. Das geht sich gar nicht aus, weil das 48 Millionen EUR zu 63 Millionen EUR sind. 

Was einen Unternehmer in Wien besonders schmerzt, meine Damen und Herren, ist, dass es in Wien seit zirka 20 bis 25 Jahren eine Steuer gibt, die nur die Wiener Unternehmer bezahlen, die unter anderem ein kleiner Mosaikstein ist, dass die Wiener Unternehmer nicht so konkurrenzfähig wie ihre umliegenden Gemeinden sind. Diese Steuer nennt sich U‑Bahn-Steuer und bringt 21 Millionen EUR. Das heißt, wir müssen dreimal, meine Damen und Herren, U‑Bahn-Steuer zahlen, um alleine das Defizit der Wiener Bäder abdecken zu können. Was könnte man damit an Infrastruktur bauen! Was könnte man damit anfangen, wenn sich da etwas ändern würde!

Meine Damen und Herren, ich würde mich freuen, wenn der Titel dieser Beilage - Überprüfung, Diskussion - wirklich so ernst genommen wird, dass es hier einmal zu einer Trendwende kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiteres Beispiel ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Was wollen Sie mit den Bädern? Einnahmenerhöhung? - Zwischenruf der GRin Martina Malyar.) Keine Einnahmenerhöhung, man kann sie aber wahrscheinlich auch wirtschaftlicher führen, weil ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Bäder zusperren?) Nein, vom Bäderzusperren ist keine Rede, Herr GR Margulies, das ist überhaupt nicht der Fall. Aber man kann sicherlich auch nachsehen, wie es die Privatwirtschaft macht, und andere Nutzungen durchführen beziehungsweise Zusatzangebote machen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das heißt, Sie machen teurere Tarife! Also wollen Sie Einnahmenerhöhung!) Das ist nicht wahr. Nein, das ist nicht wahr, Herr Gemeinderat! (GRin Martina Malyar: Das Privatbad ist teurer als das Gemeindebad!)
Lassen Sie mich zum nächsten Kapitel kommen, das mir besonders als Händler am Herzen liegt. Es betrifft die Wiener Märkte und das Fleischzentrum St. Marx. Auch hier, meine Damen und Herren, hat sich die Lage leider sehr, sehr verschlechtert! Die Marktgebühren wurden vor vielen Jahren, nämlich Gott sei Dank zum letzten Mal 1997, eklatant erhöht. Aber was passiert mit dieser Erhöhung? - Trotzdem sinken die Einnahmen, meine Damen und Herren! Und was ist der Grund dafür, dass es trotz Gebührenerhöhung zu einer Einnahmensenkung gekommen ist? Dass es leider einige Märkte gibt, auf denen es immer mehr zu Leerstehungen kommt und immer weniger vermietet wird, auf denen es wegen der Nichtattraktivität dieser Märkte leider auch schon zahllose schwarze Flecken gibt und nicht weitervermietet wird. Meine Damen und Herren, wir haben zum Beispiel am Simmeringer Markt von 28 Ständen bereits 17 Stände, die leer sind und nicht besetzt werden, weil der Markt ganz einfach nicht mehr attraktiv ist. 

Aber man hat in der Gemeinde Wien noch etwas gemacht, und dieses Spezifikum ist vielleicht an zwei Märkten besonders hervorzuheben. Das nenne ich "zu Tode sanieren", meine Damen und Herren! Man hat in die Nußdorfer Markthalle so viel Geld hineingesteckt, dass die Marktstandler diese Mieten und Beträge letztendlich nicht mehr zahlen konnten, sodass alle das Handtuch geworfen haben und es diesen Markt jetzt einfach nicht mehr gibt: Er wurde zu Tode saniert.

Das zweite Beispiel ist der Meiselmarkt. Meine Damen und Herren, am Meiselmarkt gibt es von 65 Ständen bereits 13 Leerstände. Dort wurde, glaube ich, ein Beispiel dafür gegeben, wie man es nicht machen sollte. Ich erwähne es deshalb, weil demnächst ein neues Projekt ansteht, das sich "der Meidlinger Markt" nennt. Die Unternehmer und Händler am Meidlinger Markt wollen eine sinnvolle Sanierung, eine Sanierung, mit der man dem Bürger wirklich entgegenkommt, das Verkehrsproblem löst, das Abfallproblem und ähnliche Dinge wie die dortige Sauberkeit löst, aber nicht, wie es unter Umständen von der sozialdemokratischen Bezirksvertretung verlangt wird, eine Generalsanierung macht, den Markt auf zwei Jahre sperrt und dann vielleicht wieder ein künstliches Gebilde hinstellt. Meiner Ansicht nach sollte man dort eine Sanierung vernünftig durchführen. (Beifall bei der ÖVP.)
Das verstehen wir eben unter Überprüfung, meine Damen und Herren! Überprüfung heißt Diskussion der einzelnen Positionen, wobei man für die Bürgerinnen und Bürger vor Ort gemeinsam die besten Lösungen sucht und indem man nachsieht, wo man Kosten einsparen kann und wie man wirtschaftlich und effizient arbeiten kann.

Es gibt ein weiteres Beispiel, das ich noch vorbringen darf. Heute ist schon einige Male erwähnt worden, dass die Bezirksmittel gekürzt worden sind, meine Damen und Herren. Das würde aber auch bedeuten, dass man vor Ort, in kleineren Einheiten, in den Bezirken ganz einfach besser für die Bürger und Bürgerinnen diskutiert.

Ich darf daher im Namen meiner Fraktion einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der folgendermaßen lautet:

"Der Gemeinderat der Stadt Wien möge Folgendes beschließen:

Im Sinne der Dezentralisierung, einer Stärkung der Bezirksdemokratie und der Erhaltung beziehungsweise des Ausbaues bürgernaher Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen spricht sich der Gemeinderat für eine Erhöhung der Bezirksmittel aus."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Die Freiheitlichen haben am Sonntag eine Wahlniederlage erlitten und einen gewaltigen Denkzettel bekommen. Der Grund dafür waren sicherlich vor allem die internen Streitigkeiten, die vor der Wahl in der freiheitlichen Bewegung zutage getreten sind. Es hat dieses Ergebnis aber, meine ich, doch auch klar gezeigt, dass die Arbeit der Regierung eigentlich bestätigt worden ist und dass die Alternativen der anderen Parteien, vor allem der Sozialdemokratie, nicht angenommen worden sind. Es ist der Sanierungskurs der neuen Regierung bestätigt worden.

Meine Damen und Herren! Vor allem Herr Klubobmann Oxonitsch hat heute vor diesem Haus wieder die Budgetpolitik kritisiert. Er hat kritisiert - er bekennt sich jetzt offenbar zum Nulldefizit -, dass dieses Nulldefizit heuer nicht ganz eingehalten werden kann wegen der Rezession und wegen der Hochwasserentschädigung. Er hat auch richtig erwähnt, dass Österreich mit seiner Budgetpolitik heute im Mittelfeld der Europäischen Union liegt.

Aber Sie haben heute nicht erwähnt, Herr Klubobmann, dass wir noch 1999 das Schlusslicht in der Europäischen Union waren! Herr Klubobmann Oxonitsch hat auch nicht erwähnt, dass wir vor drei Jahren noch das höchste Defizit unter allen EU-Staaten, und zwar damals unter einem sozialistischen Finanzminister, aufgewiesen haben. Er hat nicht erwähnt, dass wir damals bereits höhere Zinsen für unsere Kredite zahlen mussten, höhere Zinsen in Form einer Staatsrisikoprämie, die heute wieder zurückgeführt ist. Heute liegen wir mit den Zinsen wieder am niedrigsten in ganz Europa. Herr Klubobmann Oxonitsch, ich glaube, das Wahlergebnis hat auch deutlich gezeigt, dass sich die Wähler sehr wohl an diese drei Jahre erinnern können. Es hat klar gezeigt, dass die Österreicherinnen und Österreicher diesem Kurswechsel, den der Herr Klubobmann heute hier gefordert hat, eine ganz klare Absage erteilt haben.

Meine Damen und Herren! Es war das Verdienst und ist das bleibende Verdienst dieser Regierung, dass sie die Sanierung des Staatsbudgets in Angriff genommen hat. Es ist auch ihr Verdienst, dass sie erstmals einen innerösterreichischen Stabilitätspakt abgeschlossen hat, dass sie dem Stabilitätspakt zwischen den EU-Ländern auch einen Stabilitätspakt zwischen Bund, Ländern und Gemeinden in Österreich nachgebildet hat. In diesem Stabilitätspakt ist der gemeinsame Weg der Sanierung vorgezeichnet worden.

Auch die Stadt Wien - das sollten wir nicht vergessen - hat früher deutliche Defizite ausgewiesen. So hat in den Jahren 1999 und 2000 das Stadtbudget noch erhebliche Defizite in der Höhe von etwa 200 Millionen EUR ausgewiesen. Es war damals auch die Wiener Budgetpolitik mitverantwortlich dafür, dass wir vor drei Jahren von der EU-Kommission, vom Währungsfonds und von der OECD kritisiert wurden. Daher hat dieser Stabilitätspakt der neuen Regierung auch in Wien eine Trendwende in der Budgetpolitik markiert. Die Stadt Wien schreibt seither, seit diesem Stabilitätspakt, keine Defizite mehr. Wie gesagt, es gab 1999 und 2000 noch Defizite in der Höhe von 200 Millionen EUR, dann einen ausgeglichenen Haushalt, und jetzt gibt es sogar Überschüsse. Das ist ja auch das Positive an diesem heute zu beschließenden Voranschlag, dass darin ein Überschuss in Höhe von 325 Millionen EUR veranschlagt ist.

Herr Stadtrat! Wir freuen uns auch über diesen Lernprozess von Ihnen. Die Sozialdemokratie hat ja das Nulldefizit lange Zeit abgelehnt. Wir freuen uns über diesen Lernprozess, sodass auch Sie sich heute zum Nulldefizit und zur Budgetsanierung bekennen. 

Meine Damen und Herren! Die Regierung in Österreich hat einen gewaltigen Reformstau auf vielen Gebieten übernommen. Die Regierung hat begonnen, diesen Reformstau in vielen Bereichen aufzulösen, etwa in der Verwaltungsreform, worin vorher in diesem Land jahrzehntelang nichts weitergegangen ist. Diese Regierung hat die größte Verwaltungsreform der Zweiten Republik verabschiedet - und dadurch konnte auch die Struktur des Bundeshaushalts wesentlich verbessert werden -, eine Verwaltungsreform, die im Bundesbudget immerhin eine Einsparung von 1,5 Milliarden EUR pro Jahr erbringt. Ein Großteil der Ersparnisse aus dieser Verwaltungsreform ist natürlich für die Budgetsanierung verwendet worden, aber ein Teil davon ist auch in höhere Infrastrukturausgaben geflossen. Außerdem sind die Infrastrukturausgaben des Bundes seit 1999 deutlich angestiegen. Ein Teil dieser Sanierungsdividende konnte im Bundesbudget bereits ausgeschüttet werden.

An dieser Stelle noch einmal zu Herrn Klubobmann Oxonitsch: Er hat heute wieder dieses Märchen erwähnt, das schon in der letzten Sitzung in diesem Haus verbreitet worden ist, nämlich das Märchen, dass die Stadt Wien bereits mehr als der Bund investiert, dass die Stadt Wien etwa doppelt so hohe Infrastrukturausgaben wie der Bund aufweist. (GR Johann Driemer: Das ist Realität!)
Meine Damen und Herren! Es ist so, dass die Bundesinvestitionen auf Grund des europäischen Systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung heute über ausgegliederte Rechtsträger abgewickelt werden - Sie kennen das alle: der Straßenbau etwa über die ASFINAG, der Eisenbahnbau und die ÖBB-Investitionen über die Schieneninfrastrukturgesellschaft oder der Bundeshochbau über die Bundesimmobiliengesellschaft. Zieht man eine Gesamtbilanz dieser Bundesinvestitionen, dann sieht man erstens, dass die Bundesinvestitionen natürlich höher sind als jene in Wien, und zwar in etwa doppelt so hoch wie die Investitionen der Stadt, und man sieht zweitens auch, dass die Bundesinvestitionen in der Gesamtbilanz seit dem Jahr 1999 deutlich angestiegen sind. In dieser Gesamtbilanz sind die Bundesinvestitionen von 2,1 Milliarden EUR im Jahr 1999 auf 2,8 Milliarden im heurigen Jahr angestiegen, das ist immerhin ein Plus von 700 Millionen EUR.

Herr Klubobmann Oxonitsch! Wenn man diese gleiche Bilanz für Wien zieht, wenn man etwa auch hier den Vergleich mit dem Jahr 1999 zieht, dann zeigt sich, dass in Wien diese Investitionen im Zeitraum der letzten drei Jahre zurückgegangen sind. Wenn man - wie das heute bereits mehrfach angestellt worden ist - diese Investitionen um Doppelbudgetierungen wie etwa den Investitionskostenzuschuss für die Spitäler bereinigt, wenn man das herausrechnet, dann sieht man, dass die Investitionen der Stadt seit 1999 geschrumpft sind. Wir sollten das der Ordnung halber heute auch in dieser Budgetdebatte außer Streit stellen. 

Meine Damen und Herren! Es konnte also auf Bundesebene die Budgetstruktur durch Einsparungen bei der Verwaltung deutlich verbessert werden: eine bessere Budgetstruktur durch weniger Verwaltungsausgaben und gleichzeitig eine bessere Budgetstruktur durch mehr Infrastrukturinvestitionen, mehr Ausgaben für die Forschung und Technologie. In Wien sinkt die Investitionsquote. Sie hat 1999 noch 14 Prozent betragen und wird, bereinigt um die Doppelbudgetierungen, im nächsten Jahr nur noch 12 Prozent ausmachen. Es sind immerhin 130 Millionen EUR, um welche die Wiener kommunalen Investitionen in diesem Zeitraum gesunken sind.

Meine Damen und Herren! Es sind in diesem Haus auch schon die Bezirksmittel angesprochen worden. Signifikant für die schlechtere Budgetstruktur ist ja auch die Kürzung der Bezirksmittel. Die Investitionsquote im Gesamtbudget beträgt nur noch etwa 12 Prozent. Aber wenn man sich die Bezirksbudgets ansieht, dann sieht man, dass die Investitionsquote in den Bezirksbudgets eine viel höhere ist. Die Investitionsquote in den Bezirksbudgets liegt bei etwa 50 Prozent, ungefähr die Hälfte aller Bezirksbudgetausgaben fließt in Investitionen. Die Kürzung der Bezirksmittel, die in den letzten Jahren stattgefunden hat, geht dadurch automatisch zu Lasten der Investitionen. Die Bezirksmittel, etwa jene nach der Bezirksmittelverordnung, sind in diesen drei Jahren um 6 Millionen EUR gesunken. Aber auch die Zuweisungen für die Kindertagesheime und für die Schulen sind um 3,5 Millionen EUR gekürzt worden. Es sinken also die Mittel für die Bezirksbudgets, während die Gesamtausgaben weiter ansteigen.

Diese Kürzung der Bezirksmittel wird noch aussagekräftiger, wenn man so etwas wie eine Bezirksquote errechnet, also die Bezirksmittel in Relation zu den Gesamteinnahmen der Stadt setzt. Wenn man so eine Bezirksquote errechnet, dann sieht man, dass diese vor drei Jahren, 1999, noch 1,9 Prozent ausmachte. Das heißt, 1,9 Prozent der Gesamteinnahmen der Stadt flossen früher in die Bezirke. Im nächsten Jahr werden es nur noch 1,5 Prozent sein. Es wird also im Budget 2003 ein wesentlich geringerer Teil der Gesamteinnahmen der Stadt tatsächlich den Bezirken zur Verfügung gestellt. Das zeigt, dass die Bezirke, die mit ihren Mitteln jetzt schon nicht mehr auskommen, die im Rahmen der Dezentralisierung vorgesehenen Aufgaben eigentlich nicht mehr bewältigen können. Das zeigt, dass diese sinkende Bezirksquote die Dezentralisierung überhaupt in Frage stellt. Herr Stadtrat, wir fordern Sie in diesem Zusammenhang daher auf: Geben Sie den Bezirken wieder eine größere Bedeutung in der Politik der Stadt, und geben Sie den Bezirken endlich wieder mehr Budgetmittel!

Meine Damen und Herren! Es konnten in Gesamt-Österreich, in den anderen Bundesländern im letzten Jahr neue Arbeitsplätze geschaffen werden, etwa 13 000 neue Arbeitsplätze im übrigen Österreich. Auch das ist bereits erwähnt worden. In Wien ist das Job-Angebot weiter geschrumpft, es sind entgegen dem Bundestrend 10 000 Arbeitsplätze weniger. Diese Zahlen hat der Herr Vizebürgermeister heute nicht erwähnt. Er hat auch nicht erwähnt, dass wir in der regionalen Arbeitslosenquote weiterhin der Spitzenreiter sind, im ersten Halbjahr und auch wieder im Oktober, egal, welche Zahl man hier zu Rate zieht. Der Herr Vizebürgermeister hat das in seinem zweiten Debattenbeitrag abgeleugnet, er hat angesichts dieser Probleme sogar von Lappalien gesprochen.

Herr Vizebürgermeister! Ich meine, wir sollten diese Zahlen nicht ableugnen, die über den gesamten Konjunkturzyklus nachweisbar sind. Es stimmt daher auch nicht, dass eine höhere Exportorientierung der Wiener Wirtschaft etwa in den Osten dafür verantwortlich wäre, sondern es hängt im gesamten Konjunkturzyklus - egal, ob exportgestützte Konjunktur oder durch Inlandsnachfrage bestimmte Konjunktur - Wien immer nach. Es ist daher meiner Ansicht nach nicht der richtige Weg, vor diesen Fakten den Kopf in den Sand zu stecken. Wir sollten diese Zahlen nicht ableugnen, wie Sie das wieder getan haben. Wir sollten uns vielmehr zusammensetzen und nach gemeinsamen Lösungen für diese Stadt suchen.

Meine Damen und Herren! Es finden sich im Budget 2003 keine Antworten auf diese Szenarien. Es wird ganz im Gegenteil im Budget des nächsten Jahres die Wirtschaftsförderung um 8 Millionen EUR gekürzt, und zwar jene Wirtschaftsförderung, die tatsächlich für die Wiener Klein- und Mittelbetriebe zur Verfügung gestellt wird. Es fehlen daher jene Investitionen, die Wien auch als Standort wieder attraktiv machen. Die Mittel des Wirtschaftsförderungsfonds werden eben ganz im Gegenteil um 8 Millionen EUR gekürzt. Die Kürzung der Richtlinien in der Wirtschaftsförderung ist bereits mit Jahresanfang in Kraft getreten, und genau diese Kürzung der Richtlinien soll jetzt im Budget 2003, das wir heute beschließen, budgetwirksam werden.

Herr Finanzstadtrat! Sie haben diese Kürzung der Wiener Wirtschaftsförderung, der Mittel für die Klein- und Mittelbetriebe, immer in Abrede gestellt. Es soll genau diese Kürzung im nächsten Jahr durch eine Budgetsperre im Volumen von 8 Millionen EUR wirksam werden. Sie haben heute gleichzeitig von einer offensiven, antizyklischen Politik gesprochen. Ich frage Sie daher, Herr Stadtrat: Wie passt das zusammen, antizyklische Budgetpolitik und Kürzung der Mittel für Wiener Klein- und Mittelbetriebe durch eine Budgetsperre im Ausmaß von 8 Millionen EUR? - Die freiheitliche Fraktion wünscht sich daher von Ihnen und fordert Sie auf: Geben Sie heute vor diesem Gemeinderat eine Garantie ab, dass diese Budgetsperre für den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nicht in Kraft tritt! Geben Sie hier eine Garantie für die Wiener Wirtschaftsförderung für unsere Klein- und Mittelbetriebe ab! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Es ist durch den letzten Wahlkampf auch ziemlich untergegangen, dass in diesem Voranschlag, der heute zur Beschlussfassung steht, eine Reihe von Belastungen budgetwirksam wird, alle jene Maßnahmen, die die neue absolute Mehrheit in diesem Haus in den letzten eineinhalb Jahren beschlossen hat. Budgetwirksam wird 2003 die neue Wiener Müllsteuer. Durch die Gebührenerhöhung per 1. Juli hat auch die Müllgebühr erstmals eine Kostendeckung über 100 Prozent - wie Wasser und Kanal - erreicht und wird damit zur Steuer. Im Voranschlag steigen die Einnahmen aus diesem Titel von 158 Millionen auf 199 Millionen EUR im nächsten Jahr. Das bedeutet ein Plus von 41 Millionen EUR allein bei der Müllsteuer, wodurch die Betriebskosten beim Wohnen in Wien unmittelbar erhöht werden.

Budgetwirksam wird im nächsten Jahr auch die Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren. Mit 1. September des heurigen Jahres sind die Kindergartengebühren stark erhöht worden, nämlich auf bis zu 200 EUR pro Monat. Im Budget ist nachzulesen, dass daher die Einnahmen aus den Kindergartengebühren auf Kosten der Wiener Familien um 6,8 Millionen EUR ansteigen. Für eine Familie mit einem durchschnittlichen Einkommen beträgt die Mehrbelastung aus diesem Titel etwa 84 EUR pro Kind und pro Jahr.

Meine Damen und Herren! Wirksam werden 2003 die Mietenerhöhung im Wohnneubau um 40 EUR pro Monat, die kräftige Erhöhung bei den Wiener Linien um bis zu 25 Prozent und die Erhöhung der Bädertarife. Im nächsten Jahr wirksam werden auch die Verteuerung bei den städtischen Sportanlagen und die Erhöhung der Autoabschleppgebühren. Budgetwirksam werden 2003 die Kürzungen bei Essen auf Rädern. Im nächsten Jahr, im Budget 2003, werden diese Zuschüsse für Essen auf Rädern um 500 000 EUR gekürzt. Daher steigen im nächsten Jahr auch die Beiträge, die den Menschen für die Betreuung zu Hause vorgeschrieben werden, gegenüber heuer um etwa 6 Millionen EUR.

Im nächsten Jahr, im Budget 2003, wird auch die Rücklagenauflösung im Krankenanstaltenverbund wirksam. Herr Stadtrat, Sie wissen, dass der Krankenanstaltenverbund auf Grund gewisser Entwicklungen heuer mehr Rücklagen als geplant auflösen musste. Auch im nächsten Jahr wird sich diese Entwicklung fortsetzen. Im nächsten Jahr werden die letzten Rücklagen des Krankenanstaltenverbunds angegriffen. Ab dem Jahr 2004 ist mit diesem Budgetzuschuss daher auch die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems nicht mehr garantiert.

Meine Damen und Herren! Frau GRin Stubenvoll hat hier in ihrem Beitrag wieder vom Sozialmodell in Wien gesprochen. Im Budget 2003 ist von diesem sozialen Modell nichts zu bemerken. Es ist in den Zahlen des Voranschlags nicht nachzuvollziehen, ganz im Gegenteil, es wird im Voranschlag 2003 dieses Wiener Belastungspaket budgetwirksam. Die freiheitliche Fraktion wird schon deswegen diesen Voranschlag ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es ist für einen Freiheitlichen in dieser Stunde nicht leicht, diesem Wahlergebnis auch einen positiven Aspekt abzugewinnen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist schwer!) Es ist wirklich nicht leicht. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das kann man nicht!) Positiv für Österreich ist aber zweifelsohne, dass Rot-Grün in diesem Land verhindert werden konnte. Positiv für Österreich ist, dass unserem Land das Schicksal unserer deutschen Nachbarn erspart bleiben wird. Positiv ist vor allem, dass Österreich hoffentlich auch ein sozialistischer Finanzminister erspart werden kann, ein sozialistischer Finanzminister, der die Belastungspolitik von Vranitzky und Klima fortsetzt, jene Belastungen, die ja auch im "Netzwerk Innovation" der Sozialdemokratie vorgezeichnet waren. Es sind jene Belastungen, die die sozialistischen Wirtschaftssprecher - Frau Kubitschek, Herr Marterbauer - vorgezeichnet haben ("Grasser!"-Zwischenrufe bei den GRÜNEN.), diese alten Ideen wie die Besteuerung von Weihnachts- und Urlaubsgeld, die Besteuerung der Abfertigung und Überstunden, die Erhöhung der Grundsteuer und die Erhöhung der Erbschaftssteuer, also jene Belastungen, die etwa auch - und das sollten wir nicht vergessen - der wirtschaftspolitische Berater der Sozialdemokratie, der neue alte Berater Androsch, zwei oder drei Tage vor der Wahl bestätigt hat. Er hat ja bestätigt, dass, sollte es wieder einen sozialistischen Finanzminister in diesem Land geben, drastische Einschnitte und drastische Maßnahmen kommen werden. Androsch will das Pensionsalter erhöhen, er will die Wohnbauförderung für die Länder - damit auch für Wien - kürzen und er will die Leistungen an die Familien aus dem Familienlastenausgleichsfonds kürzen.

Meine Damen und Herren! Es ist dieser Tage, vor einer Woche, von der Europäischen Kommission ein Verfahren gegen unser Nachbarland Deutschland eingeleitet worden, der so genannte "blaue Brief". Die rot-grüne Koalition in Deutschland und ein sozialistischer Finanzminister haben Deutschland zum Schlusslicht gemacht. Österreich profitiert davon: Fast 100 Betriebsansiedlungen aus Deutschland laufen derzeit bei uns, weil die deutschen Firmen vor diesem rot-grünen Belastungspaket ins Ausland absiedeln. In Österreich werden dadurch hoffentlich 3 000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden können.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Entschuldigung, ich muss kurz unterbrechen: Die Redezeit ist um. 

StR DDr Eduard Schock (fortsetzend): Ich komme daher zum Ende.

Herr Vizebürgermeister! Wir brauchen uns vor dem Kassensturz, den Sie gefordert haben, nicht zu fürchten. Die bleibenden Verdienste dieser Bundesregierung sind gesunde Staatsfinanzen und ein wieder attraktiver Wirtschaftsstandort Österreich. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe Verständnis dafür, dass die Oppositionsparteien den Budgetvoranschlag kritisieren. Das haben wir alle nicht anders erwartet. Ich habe auch Verständnis dafür, dass die Oppositionsparteien ihre Regierungsparteien auf Bundesebene loben. Auch da war nicht schwer zu erraten, dass das kommen wird. Aber ich würde sagen, der Gerechtigkeit halber müssen Sie dann akzeptieren, dass auch wir, wenn wir zum Budgetvoranschlag in Wien sprechen und Sie ständig über die Bundesregierung und die Erfolge Ihrer Bundesregierung sprechen, hier den einen oder anderen Kritikpunkt aufzeigen. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Ich werde mir erlauben, das auch so zu tun. Ich habe kein Verständnis dafür, wenn Frau Dr Rothauer herauskommt und sagt: Nein, wir sollten uns nur über das Wiener Budget unterhalten, und hier ausschließlich davon spricht, dass es in Wien ständig Abgaben- und Gebührenerhöhungen gibt. Daher lasse ich mir kein Redeverbot erteilen, wenn es um die Budgetsituation auf Bundesebene geht. 

Das habe ich schon vor einiger Zeit einmal von dieser Stelle aus ganz klar gesagt, und ich wiederhole es heute: Wenn Sie hier einen Wettbewerb darüber veranstalten wollen, wie es mit den Gebührenerhöhungen aussieht - ich habe mir das sehr genau angeschaut! Ich habe mir die Presseaussendungen angeschaut, von Herrn Dr Schock, von Frau Dr Rothauer und so weiter und so fort, auch von Ihnen, Herr Klubobmann, worin Sie sich immer darüber beklagen, welche Gebührenerhöhungen es in Wien gibt. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!) Ich habe nachgesehen, habe das zusammengezählt und bin bei Ihnen, Herr Dr Tschirf, auf vier, und bei Ihnen, Herr Dr Schock, auf fünf gekommen. Dann habe ich mir die Mühe gemacht, mir die Gebühren-, Abgaben- und Steuererhöhungen auf Bundesebene anzuschauen. Wenn wir davon sprechen, dass dies Auswirkungen auf Kaufkraft, Wirtschaftsstandort und so weiter hat, dann müssen wir diese vier oder fünf Erhöhungen, über die Sie sich so mokieren, dem gegenüberstellen, was auf Bundesebene über die Österreicherinnen und Österreicher und natürlich auch über die Wienerinnen und Wiener hereingebrochen ist.

Ich werde jetzt nicht alle 31 Punkte, die ich hier stehen habe, vorlesen, aber ein paar müssen Sie sich schon gefallen lassen: Erhöhung der motorbezogenen Versicherungssteuer um 51,4 Prozent, zweimalige Erhöhung der Tabaksteuer um zirka 0,36 EUR pro Packung, Erhöhung der Biersteuer, deutliche Erhöhung diverser Gebühren, zum Beispiel Pass und Personalausweis werden doppelt so teuer, Gerichts- und Grundbuchgebühren wurden erhöht, eine dreimalige Erhöhung der Rezeptgebühr um 26 Prozent, zwölf höhere Selbstbehalte bei Heilbehelfen, höhere Pensionsversicherungsbeiträge der kleinen Gewerbetreibenden, Einführung von Ambulanzgebühren, höhere Einkommenssteuervorauszahlungen, Besteuerung und Kürzung von Unfallrenten und Invaliditätspensionen, Kürzungen beim Arbeitslosengeld und bei der Arbeitsmarktförderung, Einführung von Studiengebühren und last but not least - das alles wissen auch Sie ganz genau - die höchste Steuer- und Abgabenquote, die es in der Geschichte dieser Republik je gegeben hat.

So geht es nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien schaut hier ganz anders aus, und diesem Wettbewerb, in dem es um Budget-, Steuern- und Abgabenpolitik geht, stellen wir uns gerne. Denn wir können auf Daten und Fakten zurückgreifen, die zeigen, dass Wien im Wiener Budget in den Standort Wien, in die Arbeitsplätze und in die Wirtschaft Wiens investiert. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Herr Dr Aichinger seitens der ÖVP hier herauskommt und sich über die Gebühren und Abgaben Gedanken macht (GR Dr Matthias Tschirf: Zu Recht!), dann ist das selbstverständlich sein gutes Recht. Aber Herr Dr Aichinger, der in seiner Funktion auch der Spartenobmann des Handels in Wien ist, weiß ganz genau, wovon ich jetzt gesprochen habe. Denn es ist noch nicht so lange her, da hat es eine Meldung gegeben, dass es dem Handel gerade im heurigen Jahr sehr schlecht geht und dass die Aussichten, was eine Verbesserung betrifft, nicht sehr rosig sind. Ich kann das nur bestätigen. Wir müssen auf das Weihnachtsgeschäft hoffen, da sind wir uns einig. Aber warum ist das so? Was sind denn die Ursachen? - Weil ganz einfach Kaufkraft fehlt, weil die Leute belastet wurden! Aber nicht, weil sie von der Stadt Wien belastet wurden, sondern weil es diesbezüglich massive Belastungen auf Bundesebene gegeben hat!

Da hier von Rednern der Opposition, vor allem von ÖVP und FPÖ, davon gesprochen worden ist, dass es auf Bundesebene ein Konjunkturpaket gibt, ja schon zwei Konjunkturpakete gegeben hat, kann ich Ihnen auch dazu etwas sagen. Hier ist eine Umfrage unter Klein- und Mittelbetrieben darüber, was diese Konjunkturpakete der Bundesregierung bei den Klein- und Mittelbetrieben bewirkt haben oder ob es überhaupt Auswirkungen gegeben hat, diese Umfrage ist eine Woche alt. Wir haben sie also nicht zwischen den Konjunkturpaketen durchgeführt, sondern sehr wohl abgewartet, dass auch das zweite - wie man so schön sagt - "greifen" könnte. Diese Zahl ist heute, vielleicht zu Ihrer Überraschung, schon einmal genannt worden: 88 Prozent der Klein- und Mittelbetriebe sehen keine Auswirkungen des Konjunkturpakets!

Das hat auch Gründe, das ist ganz klar: weil die meisten Ankündigungen in diesem Konjunkturpaket eben nichts anderes als Ankündigungen sind und in Wirklichkeit nichts dahinter ist! Wenn Sie davon sprechen, dass man die Konjunktur ankurbeln muss, dann sage ich Ihnen: Wir brauchen in Wien grundsätzlich keine zusätzlichen Konjunkturpakete, weil wir eine Konjunkturankurbelung im Budgetvoranschlag berücksichtigen. Das machen wir im Budgetvoranschlag 2003, und das haben wir in der Vergangenheit auch für das heurige Jahr so gemacht. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Sie über den Wirtschaftsstandort Wien oder auch über den Wirtschaftsstandort Österreich sprechen, wenn Sie hier vor allem den Wirtschaftsstandort Wien und die Maßnahmen der Wiener Stadtregierung ständig kritisieren, dann muss ich Ihnen auch dazu etwas sagen. Das gilt genauso in Wien wie auf Bundesebene, wo Herr Dr Schüssel ständig davon gesprochen hat, dass man doch nicht den Standort schlecht machen soll, weil das schlecht für die Wirtschaft ist. Was diesbezüglich auf Bundesebene gilt, das gilt auch auf Wiener Ebene: Machen Sie den Wirtschaftsstandort Wien nicht schlecht! Reden Sie nicht davon, dass es in Wien keine Betriebsansiedlungen gibt! Reden Sie nicht davon, dass keine internationalen Betriebe nach Wien kommen! Das stimmt ganz einfach nicht, und Sie alle wissen das, weil Sie auch die Unterlagen durchlesen können; ich nehme doch an, dass Sie das hin und wieder tun. Da werden Sie feststellen, dass gerade bei den internationalen Betriebsansiedlungen die Stadt Wien führend in Österreich ist. Mehr als doppelt so viele internationale Betriebe haben sich, im Vergleich zu ganz Österreich, in Wien angesiedelt. Wien hat überhaupt die höchste Neugründungsrate in Österreich. Das ist auch ein Erfolg sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik, und darauf sind wir, glaube ich, zu Recht stolz! (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich ganz kurz auf meine Vorredner eingehen, im Besonderen auf Herrn Dr Schock, der in seinen Ausführungen davon gesprochen hat, dass das Ziel Nulldefizit auf Grund der Hochwasserhilfe nicht ganz erreicht wurde. (StR DDr Eduard Schock: Und der Rezession!) Herr Dr Schock, ich kenne Sie jetzt schon einige Jahre und weiß, dass Sie sich sehr intensiv mit den Unterlagen beschäftigen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das irgendwie übersehen haben. Wenn wir davon sprechen, dass es 1,3, 1,5, 1,8 Prozent oder vielleicht sogar ein noch höheres Defizit gibt, dann hat das nichts mit dem Hochwasser zu tun. Der Anteil, der auf das Hochwasser entfällt, beträgt in etwa 0,25 Prozent. Da müssen wir schon bei der Wahrheit bleiben. (StR DDr Eduard Schock: Und die Rezession, habe ich gesagt! - GR Dr Matthias Tschirf: Und Deutschland? Herbeigeführte Rezession!)
Wenn Sie immer wieder Deutschland nennen - und das wurde auch in der Vergangenheit ständig getan -, dann sage ich Ihnen auch etwas dazu. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja! Das ist sehr peinlich!) In Deutschland hat man, glaube ich, eine wesentlich niedrigere Steuer- und Abgabenquote als bei uns. Diese ist wesentlich niedriger. (GR Dr Matthias Tschirf: Dass Sie das deutsche Beispiel noch lobend erwähnen, ist unglaublich! Da wissen Sie, dass es anders ist!) Ich sage es noch einmal, hören Sie mir zu, vielleicht können Sie dabei noch etwas lernen. Wenn Sie es sich anschauen und wenn Sie die Arbeitslosenrate vergleichen, die es in Deutschland gegeben hat ... (GR Dr Matthias Tschirf: Ein Desaster haben die erzeugt!) Die ist in Deutschland nicht erfreulich, die ist in Österreich nicht erfreulich, das ist ganz klar, aber diese viel kritisierte Regierung unter Gerhard Schröder hat, soweit ich mich erinnern kann, vom damaligen Kanzler Kohl einen Stand übernommen, der noch höher als der derzeitige Stand war. (GR Dr Matthias Tschirf: Schröder hat gesagt, er wird die Zahl der Arbeitslosen halbieren! Das wissen Sie ja!)
Aber bleiben wir beim Standort Wien und reden wir weiterhin über Budgetpolitik und Wirtschaftsförderung in Österreich und in Wien. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, das verstehe ich! Darüber würde ich auch gern reden!) Es wurde vom Herrn Vizebürgermeister und von Herrn Klubobmann Oxonitsch schon erwähnt, wie die Wirtschaftsförderung auf Bundesebene ausgesehen hat - da hat es Kürzungen gegeben - und wie das, im Vergleich dazu, in Wien ausschaut, wo es zu einer Erhöhung kommt. Wenn Sie, Herr Dr Schock, sagen, es gibt eine Kürzung der Wirtschaftsförderung in Wien, dann ist das ganz einfach wahr! Das stimmt nicht, und das können Sie auch in dem grünen Buch deutlich nachlesen. (GRin Ursula Lettner: Das interessiert sie nicht!)
Bei der Diskussion zur Wirtschaftspolitik - das sage ich jetzt auch zum wiederholten Male - fehlt mir von den so genannten Wirtschaftsvertretern der Oppositionsparteien ganz einfach eine klare Aussage zur Politik auf Bundesebene zum Beispiel für die Klein- und Mittelbetriebe. Wo ist denn diese Aussage von Ihnen? - Die gibt es nämlich nicht! Sie reden immer nur davon, wenn es bei Interessenvertretungswahlen darum geht, die Leute auf Ihre Seite zu bekommen, und dann sagen Sie: wir sind für sie da. Aber wenn es um reale Politik und um Maßnahmen geht, um diese Gruppe zu unterstützen, dann hört man nichts mehr.

Wir in Wien machen das anders und wir machen es erfolgreich anders. Deswegen haben wir auch diese Zahlen aufzuweisen, die es auf Bundesebene nicht gibt. Wir investieren in die Klein- und Mittelbetriebe, wir investieren damit auch in Arbeitsplätze und wir investieren damit in Jugendausbildung. Denn es kann nicht sein, dass man sich damit zufrieden gibt, dass in Österreich zum Beispiel 40 000 Jugendliche ohne Arbeitsplatz und ohne Ausbildungsplatz sind, und dass man irgendwann kurz vor der Wahl sagt: na gut, wir machen ein Maßnahmenpaket, dann wird sich schon etwas tun, und jetzt schalten wir seitenweise Inserate darüber, wie erfolgreich wir diesbezüglich sind. - Wir alle, die wir diese Daten zur Verfügung haben, wissen, dass das eben nicht so ist. Es sind immer noch Tausende, Zigtausende Jugendliche ohne Arbeits- und Ausbildungsplatz. Im Übrigen geht diese Zahl in Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern zurück, das muss man auch einmal sagen! (Beifall bei der SPÖ.)
Dass es im Bereich der Bauwirtschaft Schwierigkeiten gibt, haben sogar Sie schon bemerkt. Aber Sie haben offensichtlich nicht bemerkt, dass die Stadt Wien hier schon seit längerer Zeit wirklich gegensteuert. Das erwarte ich mir auch auf Bundesebene, das wurde in den vergangenen zweieinhalb Jahren total versäumt. Herr Klubobmann Oxonitsch hat es schon gesagt: Damals hat es nur Diskussionen darüber gegeben, ob es eine Konjunkturdelle gab oder ob das, wie der Herr Bundeskanzler gesagt hat, eine Stagnation auf hohem Niveau war. Das alles sind keine Maßnahmen. Da muss man gegensteuern, und das sagen Experten auf der ganzen Welt. Sie sind sich darüber einig: Wenn es Schwierigkeiten gibt, wenn es einen Konjunktureinbruch gibt, dann muss ein Signal der öffentlichen Hand kommen, dann muss es zusätzliche Investitionen geben! In Wien haben wir das gemacht. Auf Bundesebene ist das ausgeblieben, und das können auch kleine Konjunkturpackerln nicht ändern.

Ganz kurz noch eine Aufzählung zum Budgetvoranschlag: Die Investitionsquote ist um 12 Prozent gestiegen, wir haben da 1 372 Millionen EUR. Die nachfragewirksamen Ausgaben steigen von 2 192 Millionen EUR auf insgesamt 2 378 Millionen EUR, das ist eine Steigerung um 8,5 Prozent. Das sind Investitionen, die - wie ich schon erwähnt habe - vor allem für das Bau- und Baunebengewerbe wichtig sind. 

Wien ist - und das ist ganz klar - der Wirtschaftsmotor Österreichs. Wien liegt in allen Wertungen im innerösterreichischen Vergleich ganz klar vorne. Wien ist die siebent reichste Region Europas. Die Ausgaben für Forschung und Entwirklich liegen in Wien 140 Prozent über dem Österreich-Durchschnitt. 50 Prozent der Technologieausgaben ganz Österreichs werden in Wien getätigt, 44 Prozent aller Beschäftigten im Forschungs- und Entwicklungsbereich arbeiten in Wien. Wien ist das Biotech-Zentrum Österreichs, drei Viertel der Unternehmen in diesem Bereich sind in Wien angesiedelt.

Schon erwähnt habe ich, dass 57 Prozent der österreichischen Betriebsansiedlungen in Wien stattfinden. Wien ist weiterhin Spitzenreiter bei den Unternehmensgründungen, es sind über 6 500 Unternehmensneugründungen in Wien im Jahr 2002. Was die Kaufkraft betrifft, liegen die Wiener 15 Prozent über dem Österreich-Durchschnitt. Wien ist - und auch das ist eine Meldung, auf die wir stolz sein können - die zweitwichtigste Kongressstadt: nicht Österreichs, nicht Europas, sondern der Welt! Das vermisse ich immer, wenn Sie in Ihren Ausführungen über den Wirtschaftsstandort Wien reden.

Aber noch einmal, ich habe Verständnis dafür, dass Sie unsere Vorschläge nur kritisieren und die Maßnahmen Ihrer Regierung loben. Das ist schon klar. Aber dann dürfen Sie, bitte, nicht empfindlich sein, wenn es auf der anderen Seite umgekehrt ist.

Auf Grund all dieser Überlegungen und aus all diesen Gründen - dass wir in Wien eben erfolgreich wirtschaften - können wir dem Budgetvoranschlag 2003 mit Stolz und Zuversicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon am Wort. Ich erteile es ihr. Frau Kollegin, ich sehe, dass Sie noch 7 Minuten 52 Sekunden zur Verfügung haben. - Bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte hier über die Ängste einer Bevölkerungsgruppe in unserer so sicheren Stadt sprechen. Jetzt werden Sie sagen: Was hat das mit dem Budget zu tun? Ich kann nur sagen, es wundert mich, dass für diese Problematik im Budget noch kein Betrag vorgesehen ist.

Wien ist eine der sichersten Städte, haben wir Wiener erst kürzlich wieder vom Herrn Bürgermeister in den Medien versichert bekommen. Ja, das mag schon stimmen - und doch leben hier Menschen, die Angst haben und Angst haben müssen! Das müssen sie, nicht weil es ihnen gefällt oder weil sie paranoid sind, sondern weil es immer noch vorkommt, dass auf dieser Insel der Seligen Menschen bedroht werden. Vielleicht wissen Sie schon, von welcher Bevölkerungsgruppe ich spreche: Ich spreche von der jüdischen Bevölkerung.

Ich habe vor kurzem von der Israelitischen Kultusgemeinde gehört, dass sie im Jahr 1,6 Millionen EUR für Sicherheitsvorkehrungen ausgeben muss, und das bei einem schmalen Budget, das noch mit Schulden belastet ist. Man muss dazusagen, dass der Bund Polizei abstellt. Ich meine, wenn gar keine Bedrohung vorhanden wäre, würde der Bund das Geld dafür sicherlich gerne sparen. Er trägt auch manchmal zu technischen Einrichtungen bei, die für Sicherheitsvorkehrungen vorgesehen sind. Allerdings kam auf ein Ansuchen der IKG um finanzielle Unterstützung die Antwort: Der Bund hat kein Geld.

Jetzt werden Sie sich vielleicht fragen: Wieso hat denn die IKG solche Angst? Warum gibt sie so viel Geld für Sicherheitsvorkehrungen in einer der sichersten Städte der Welt aus? - Dazu kann ich Ihnen nur ein paar Fakten aufzählen. In zweieinhalb Jahren erhielten die IKG und ihre Mitglieder 250 Drohbriefe. Vor zwei Jahren kamen sehr häufig Anpöbelungen vor, besonders gegen die religiöse jüdische Bevölkerung. Und man hat mir versichert: Von Ohrfeigen, die sie einfach so auf der Straße bekommen, redet man gar nicht mehr. Ich muss sagen, das ist eine erschütternde Feststellung!

Dass die Ängste dieser Bevölkerungsgruppe aus den vergangenen, schrecklichen Erfahrungen unter dem Nazi-Regime und aus neuen Erfahrungen verständlicherweise groß sind, müsste eigentlich jedem hier einleuchten, umso mehr, als es in dieser Demokratie leider immer noch Menschen - um nicht zu sagen: Politiker - gibt, die immer noch versuchen, Kleingeld aus antisemitischen Äußerungen zu lukrieren.

Besonders gefährdet ist der Präsident der IKG. Geschützt werden müssen Einrichtungen, Besucher und Angestellte in der Zentrale, im Maimonides-Elternheim - das ist das Pflege- und Pensionistenwohnheim der jüdischen Bevölkerung -, vier Schulen vor der ESRA - das ist das psychosoziale Zentrum in der Tempelgasse -, eine kleine Schule in der Tempelgasse und 14 Bethäuser, und diese besonders zu den Feiertagen. 50 000 Sicherheitsstunden sind das im gesamten Jahr, wovon 40 000 allein in und vor Gebäuden anfallen und 10 000 zum persönlichen Schutz angesetzt sind. Das Jüdische Bildungszentrum für Lehrlinge im 20. Bezirk bekommt einen Zuschuss für die Sicherheit von ungefähr 7 500 EUR, und das Jüdische Museum bekommt auch einen kleinen Zuschuss. Da drängt sich mir allerdings ein sehr makabrer Gedanke auf, nämlich: Es sind dort ja auch kulturelle Güter zu schützen. Zu sagen wäre noch, dass die IKG nur Menschen und Objekte in Wien schützt.

Daher stellen wir den Antrag, dass die Stadt zu diesem Aufwand an Sicherheitsvorkehrungen sehr wohl einen finanziellen Beitrag leisten soll, da sie unserer Meinung nach dazu verpflichtet ist.

Ich möchte die Stadt nur kurz daran erinnern, dass sie immer noch von dem Vermögen, das die jüdische Bevölkerung durch "Arisierung" verloren hat, sehr wohl zehrt beziehungsweise darauf aufbaut. Bis jetzt wurden 5 bis 7 Prozent dieses Vermögens zurückgezahlt, und nicht mehr! Wir meinen auch, dass die Stadt Wien in diesem Fall ganz besonders für die Sicherheit dieser Bevölkerungsgruppe verantwortlich ist. Ich hoffe sehr, Sie alle sehen das auch so! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr VBgm Dr Rieder zum Wort gemeldet. Auch Sie sind einer Redezeitbeschränkung unterworfen, Herr Dr Rieder: Laut Vereinbarung zum Voranschlag 2003 stehen Ihnen 20 Minuten zu. - Bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zu den Ausführungen in der Spezialdebatte Stellung nehmen und erlaube mir dann, zu einer allgemeineren Bemerkung im Hinblick darauf, dass Herr GR Schock hier noch einmal auf das Thema der Wahlen zu sprechen gekommen ist, kurz etwas zu sagen - vielleicht in der Reihenfolge der Beiträge.

Herr GR Margulies hat sich hier noch einmal - nachdem er das schon in der Generaldebatte angesprochen hatte - den Kopf darüber zerbrochen, warum wir in der letzten Zeit von den Direktinvestitionen zur Unterstützung nicht nur von Unternehmungen, sondern auch von gemeinnützigen Einrichtungen wie etwa dem Haus der Barmherzigkeit zur Gewährung von Darlehen übergegangen sind. Das hat zu einem wesentlichen Teil natürlich damit zu tun, dass wir in unserer Gebarung den Spielregeln von Maastricht unterworfen sind und danach die direkte Investition, die Ausgabe durch entsprechende Einnahmen gedeckt werden muss, während die Darlehensgewährung nach Maastricht in dem Sinn aufkommensneutral ist. Das ist, glaube ich, ein wesentlicher Punkt, die Investitions- und Förderungsmöglichkeiten zu erweitern, was uns sonst nach den Spielregeln von Maastricht nicht möglich wäre. Es geht also nicht darum, zu sagen, dass wir weniger fördern wollen, sondern wir haben damit die Möglichkeit, mehr Förderung zu machen, als uns sonst nach dieser Balance von Ausgaben und Einnahmen tatsächlich möglich wäre. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die Zuschüsse werden gekürzt!)
Das zweite Thema Ihres Debattenbeitrags war der Technologiefonds und die Stiftung. Ich kann nur das wiederholen, was ich mehrfach auch auf Journalistenfragen hin gesagt habe: Der prinzipielle Unterschied gegenüber jemandem, der Aktien erwirbt, um damit zu spekulieren - also in der Hochphase kauft und dann auf die nächste Hochphase warten muss -, ist hier, dass es nicht um ein kurzfristiges, spekulatives Börsengeschäft, sondern um eine - wie es bei Aktienkäufen eigentlich zu empfehlen ist - längerfristige Anlage geht. Tatsache ist, dass im Augenblick viele große, internationale Banken - nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland, dort aber alle drei Großen - Probleme in ihren Aktienkursen haben. Dass sich das auch in der Verunsicherung der Aktionäre ausdrückt und für diejenigen, die sozusagen auf Verkauf, auf Wiederverkauf und auf kurzfristige Anlagen aus sind, Probleme schafft, ist absolut richtig.

Für die Stiftung selbst entscheidend ist die Frage der Dividende, das ist völlig richtig. Hier wird es für den Technologiefonds kein Problem geben, er ist ja mit einem Grundkapital ausgestattet und könnte selbst ein oder zwei dividendenlose Jahre lang - zwei Drittel des Ertrags der Stiftung gehen an den Fonds - durchkommen. Daher sehe ich für die Stiftung nicht diese Dramatik, die Sie sehen. Denn wenn man Ihren Maßstab anlegen würde, dann müssten ja weltweit auf den Aktienmärkten in diesen Jahren Milliarden verloren gegangen sein. Diese Rücktrittswelle an Aktienbesitzern, die gekauft und ihr Geld in die Fonds eingebracht haben, wäre ja unglaublich. Wenn ich das Problem, das Sie ansprechen, weltweit betrachte, dann sehe ich, dass wir uns im Augenblick weltweit in einer Phase des Niedrigstandes der Aktienkurse befinden. Wenn ich das in Zusammenhang bringe zum Beispiel mit den großen Pensionsfonds in Amerika, dann zeigt sich, dass die Dramatik, die dort gegeben ist, unvergleichlich größer ist als jene, die hier in diesem Fall angesprochen wird, ohne dass das in einem börsengewohnten Land sofort zu einem Aufschrei führt: Wo sind jetzt die Rücktritte! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Da sind genug Leute in den Pensionsfonds drinnen!)
Tatsache ist, dass jede Fondskonstruktion, die ausschließlich auf Aktien angelegt ist, ein gewisses Risikoelement enthält, das nur eine langfristige Kapitalanlage gewährleistet, und daher kurzfristige Annahmen nicht günstig wären. Aber so gesehen glaube ich, dass Ihre Dramatik in diesem Zusammenhang nicht begründet ist und insgesamt für das, was uns für den Technologiefonds wichtig ist, keine wirkliche Gefährdung besteht.

Dritter Punkt: Kollege Aichinger hat hier die Situation der Wiener Bäder angesprochen. Ich schicke voraus, dass wir durchaus an einem Reorganisations- oder Erneuerungskonzept für diesen Bereich arbeiten. Aber man sollte es sich nicht so leicht machen. Ich erinnere daran, dass beispielsweise - um einen Fall außerhalb der Stadtgrenzen zu nehmen - in Vösendorf draußen die Pyramide als Bad ausgedient hat und dass sich der dortige Betreiber, der Club Mediterranee, von dieser Funktion verabschiedet hat, weil damit sozusagen kein Geschäft zu machen ist.

Ein Beispiel in Wien: Tropicana betreibt das Penzingerbad. Ich brauche Ihnen nicht zu erklären, wie dort die wirtschaftliche Situation ist. Einfach sind Bäder - und zwar nicht nur Kinderfreibäder, diese gehören natürlich auch dazu - nicht zu führen. Die Erwartungshaltung, dass man auf der einen Seite einen Standard wie bei dem Lebensstandard in einer Großstadt, den wir gewohnt sind, mit den Möglichkeiten, Bäder zu besuchen, Bezirksbäder zu besuchen, in einer rein privatwirtschaftlichen Form einfach aufrechterhalten kann, ist, glaube ich, eine Illusion. Dass man sich mit der Frage des Deltas zwischen den Ausgaben und den Einnahmen beschäftigen muss, ist allerdings unbestritten. 

Der vierte Punkt: Kollege Schock hat das angesprochen. Dazu möchte ich zwei Dinge sagen, zunächst einmal zur Frage der Budgetgebarung in der Stadt und der Budgetgebarung auf der Bundesebene. Das wäre wirklich ein Beispiel für Taferln, man kann an einer Grafik sehr gut darstellen, dass die Veränderung der Budgetpolitik in Wien 1996 eingesetzt hat. Es war damals ein Vorgänger von mir, StR Edlinger, der diese Korrektur und Änderung sehr deutlich erkennbar vorgenommen hat.

Für den Bund kann man sagen, dass in all den Diskussionen merkwürdigerweise - oder nicht merkwürdigerweise - vergessen wird, dass die Steuerreform 1999 einen Ausgabeneinbruch und damit auch eine Verschuldungskomponente von über 30 Milliarden S - in Schilling ausgedrückt - mit sich gebracht hat. Wenn man das herausrechnet, wenn man sich erinnert, dass der damalige Finanzminister Edlinger fast mit dem Rücktritt gedroht hat, um diese Steuerreform - im Hinblick auf die damit verbundene Mehrverschuldung - aufzuhalten, dann ist einem schon klar, dass eine Bilanz umgekehrt bedeutet, dass vieles von dem, was an Mehrbelastungen von der letzten Regierung gebracht worden ist, viel schmerzhafter empfunden worden wäre, hätte es nicht vorher, 1999, die Steuerreform gegeben. - Aber das nur sozusagen zur Frage der Entwicklung.

Sie haben hier die Investitionsquote angesprochen. Wir haben eine Gesamtquote unter Heranziehung aller Unternehmungen der Stadt - ich habe das in meinen einleitenden Worten kurz erwähnt - von 2,4 Milliarden EUR. Das betrifft zunächst einmal den Komplex der Wiener Holding mit 168 Millionen EUR, dieser gliedert sich in Hafen, Stadthalle, Gesiba, EBS, weiters das Wiener Wohnen als eigenes Unternehmen - nicht jedoch den Krankenanstaltenverbund, dieser wird hier nicht mitgezählt -, ferner die Wiener Stadtwerke mit 611 Millionen, auch "TownTown" mit immerhin 23 Millionen, und jene Investitionen, die nicht durch Finanzmittel der Stadt im Rahmen des Wirtschaftsförderungsfonds gedeckt sind - also dort, wo es um Public Private Partnership geht, hast du dann eine Größenordnung von 25 Millionen -, weiters den Teil des Messeprojekts, der auf das Jahr 2003 entfällt, mit 90 Millionen, und dazu kommen schließlich die Investitionssummen aus dem Budget, sodass wir insgesamt - als Stadt, als Ganzes einschließlich der im Eigentum der Stadt stehenden Unternehmungen - auf ein Investitionsvolumen von 2,4 Milliarden EUR für 2003 kommen.

Das ist ohne doppelten Boden und ohne irgendwelche Doppelverrechnungen schlicht eine Summe, die gewaltig ist und genau so in die Unternehmungen einfließt. Ich kann mir nur wünschen, dass ähnliche Investitionsanstrengungen in den anderen Gebietskörperschaften, horizontal und vertikal, getätigt werden. Dann wird das sicherlich den von uns allen gewünschten wirtschaftlichen Aufschwung ergeben. 

Die Bezirksbudgetfrage geht bereits an die Grenzen der Belastbarkeit meines Finanzdirektors, daher muss ich ihn hier zur Erhaltung seiner Gesundheit doch noch einmal daran erinnern, dass die prinzipielle Frage darin besteht: Welche Aufgaben überträgt man den Bezirken, und stellt man ihnen die dazu notwendigen Mittel zur Verfügung? - Die prinzipielle Entscheidung darüber, was die Bezirke abzuwickeln haben, ist vor einigen Jahren getroffen worden. Es ist damals ein Paket zusammengestellt worden, von dem ich nicht in allen Punkten sage, dass es super ist, aber es ist so.

Und für diese Aufgaben wurde ein Betrag errechnet, der zunächst auf der Ebene der Bruttoverrechnung, also einschließlich der Mittel, die man für die Umsatzsteuer braucht, zugestanden worden ist. Seit dem vergangenen Jahr gibt es nicht mehr die Bruttoverrechnung, sondern die Nettoverrechnung, es müssen also in den Ansätzen die Umsatzsteuersätze nicht mehr berücksichtigt werden, weil sie auch nicht gezahlt werden müssen, und daher ist das heuer um diesen Betrag abgesenkt. 

Zweiter Punkt: Wir haben bei den Aufgaben der Bezirke die Radwege herausgenommen. Also, das ist der zweite Punkt. Den kann man ja nicht belassen und sagen, wir brauchen ununterbrochen ein Körberlgeld, denn das wäre ein anderer Ansatz. Das würde ja nicht bedeuten, dass wir den Bezirken weniger Geld geben, sondern das wäre ja die Forderung, weniger Aufgaben für die Bezirke, aber ihnen mehr Geld geben. Das kann doch nicht in Zeiten wie diesen wirklich eine berechtigte Forderung sein. 

Dritter Punkt: Wir haben in einem Begleitprogramm einen durchaus substanziellen Betrag aus Zentralbudgetmittel zur Verfügung gestellt, um Anreize zu schaffen, noch mehr als bisher in den Schulbereich zu stecken. Mehr noch als bisher, denn ein beachtlicher Teil wird ja jetzt schon für die Schulerhaltung in den Bezirken geleistet. Das halte ich unter dem Gesichtspunkt "Erhaltung der Schulen" für wichtig und ich erinnere daran, dass wir im Februar dieses Jahres 35 Millionen EUR aufgestellt haben, um damit Generalsanierungen im Schulbereich sicherzustellen. Und das ist wie ein kommunizierendes Gefäß auch mit den Belastungen der Bezirke verbunden und ich habe heute bei der Rede darauf hingewiesen, dass es natürlich für die Bezirke auch ein Vorteil ist, wenn sie über ein regionales Wirtschaftsservice verfügen, weil sie damit auch mehr gestalten und sozusagen auch mehr an wirtschaftlichen Impulsen im regionalen Bereich setzen können. Also, ich hoffe, dass damit diese Frage einmal endgültig erledigt ist.

Kollege Schock, Sie haben auch das Thema des Krankenanstaltenverbunds angesprochen. Da ich, wie Sie wissen, lange Jahre auch für diesen Bereich verantwortlich war und alle Vereinbarungen, die ich damals ausgearbeitet habe, von mir nicht vor dem Hintergrund eines Wechsels in das Finanzressort erarbeitet worden sind, können Sie mir glauben, dass es so ist, dass man damit nicht nur gut leben kann, sondern auch sehr gut investieren kann. Wir haben eine Vereinbarung mit einer Abgeltung von 0,8 Prozent. Zeigen Sie mir irgendeinen Bereich, wo du automatisch um 0,8 Prozent mehr zuerkannt bekommst pro Jahr, ohne Frage, wie die Inflationsrate ist oder nicht. 

Ich kenne eher nur gegenteilige Entwicklungen der Deckelungen und Restriktionen, wie beispielsweise seitens des Gesamtkonzepts der Finanzierung im Gesundheitswesen. Also ich glaube, dass man hier durchaus darauf vertrauen kann, dass eine vernünftige Führung und ein vernünftiges Management des Krankenanstaltenverbunds mit den vorhandenen beachtlichen Reserven durchaus sehr gut handeln können und wäre es nicht so gewesen, hätte nicht heuer im Februar die Entscheidung getroffen werden können, um 40 Millionen aus der Reserve des Krankenanstaltenverbunds für Verbesserungen, Investitionen heranzuziehen. Also, da ist für Investitionen Geld eingesetzt worden, und zwar durchaus mit 40 Millionen. Also, ich glaube, dass das durchaus eine beachtliche Sache ist.

Wirtschaftsförderung: Bei der Wirtschaftsförderung gibt es sicherlich einen seinerzeit aufgebauten Überhang an Förderungen, der außer jeder Relation steht, den wir einfangen müssen. Wir haben uns vorgenommen, das im Verhältnis zur Einnahmensituation der Stadt und im Verhältnis zur Entwicklung in der Wirtschaft sinnvoll zu tun. Wir werden sehen, was von dem Zusatzbudget, das derzeit den Sperren unterliegt, zur Verfügung steht, um das auch noch 2003 zum Beispiel ausgleichen zu können. Aber zu verlangen, dass man möglicherweise in allen anderen Bereichen runterfahren und nur in der Wirtschaftsförderung oben bleiben soll, das wird man nicht vertreten können, daher ist hier eine Bilanz erforderlich.

Ich komme zu einem Punkt, der mir persönlich sehr nahe liegt. Auch deswegen, weil ich mit dieser Frage der Unterstützung der Israelitischen Kultusgemeinde natürlich mehrfach in Berührung stehe - dies auch schon seinerzeit als Gesundheitsstadtrat -, wo es um das Maimonides-Zentrum gegangen ist und wo es um die Förderungen der Sozialeinrichtungen geht.

Ich muss jetzt Folgendes dazu sagen: Es hat in den Verhandlungen über den Restitutionsfonds und über das Restitutionsfondsgesetz, an denen auch der Präsident der Kultusgemeinde, wenn er auch nicht unterschrieben hat, so doch sehr aktiv mitgewirkt hat, einen Punkt gegeben, und das war die Frage, ob man aus dem Fonds jene Mittel herausnehmen kann, die für die Kultusgemeinden und ihre Schäden als Restitution in Betracht kommen. Die Entscheidung, die damals getroffen wurde und schmerzlich auf Seiten der Kultusgemeinden war, ist, dass man nicht zu Lasten der individuellen Opfer Mittel abzweigen kann. 

Es hat damals schon die relativ ungenaue Zusage seitens des Bundes gegeben - sprich Bundeskanzler -, das in der Folge zu regeln. In der Folge ist es zu einem zweiten Abkommen, mit den Bundesländern, gekommen, an dem ich im Verhandlungskomitee der Bundesländer selbst mitgewirkt habe und hier war eine der Voraussetzungen für diese substanzielle weitere Restitution, dass auch der Bund mitmacht. Und es hat uns Präsident Muzicant mehrfach versichert, dass es die Zusage - möglicherweise bisher noch nicht eingelöste Zusage seitens des Bundes in der Person der Frau Minister Gehrer, die vom Bundeskanzler mit diesen Verhandlungen betraut war - gibt, dass für den Sicherheitsaufwand und auch noch für andere laufende Mehrbelastungen der Kultusgemeinde der Bund zu sorgen hat und sorgen wird. Ich kann daher, so sympathisch mir dieser Antrag ist, nicht empfehlen, dass man diesen Antrag hier beschließt, weil das im Klartext bedeuten würde, dass wir akzeptieren, dass der Bund eine Zusage, die er gemacht hat, einfach nicht einhält und der Wiener Steuerzahler dafür einspringt. Dafür muss ich um Verständnis bitten. Das hat nichts mit der Sache zu tun, das ist eine klare Linie, die wir hier einhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme jetzt zu der Bemerkung, die ich zum Schluss stellen möchte, die nicht mehr genau genommen zur Spezialdebatte gehört, aber ich muss es schon sagen: Mir ist es schon aufgefallen und ich weiß nicht, ob es den anderen Kollegen hier im Raum auch aufgefallen ist, wie es plötzlich eine durchgängige Formulierung seitens der Mandatare der Freiheitlichen Partei gibt, die jetzt schlichthin erklären, Schuld seien die inneren Streitigkeiten, dass sie sozusagen derart runtergerutscht sind. 

Ich habe mir gedacht, wieso gibt es das. Wenn du dich erinnerst, ist es doch so gewesen und uns auch öffentlich so erklärt worden - insbesondere von dem einfachen Parteimitglied Haider in Kärnten unten -, dass er das Gefühl gehabt hat, durch Meinungsumfragen bestätigt, dass die Tätigkeit der Freiheitlichen Partei in der Regierung immer weniger Zustimmung findet. Und wer sich an die letzten Tage vor den Knittelfelder Exkursionen erinnert, der kann doch auch wissen, dass das damals der Punkt war, dass er rebellisch eingefordert hat, dass endlich die Dinge in der Regierung gemacht werden, die in der Regierung nicht getan worden sind. Das war ja der Hintergrund, warum es zu der Knittelfelder Exkursion gekommen ist.

Und jetzt, vor dem Eindruck sozusagen auch mancher Strafmaßnahmen, die jetzt da gesetzt werden, kommt es mir sehr komisch vor, dass nun behauptet wird, das seien nur die inneren Streitigkeiten. Warum mir plötzlich klar ist, warum es nur noch die inneren Streitigkeiten sind, ist sozusagen das Ringelspiel des Herrn Haider und heute die Mitteilung, jetzt von Mittag, "Haider" - wörtlich - "absolut für die Fortsetzung der Regierungsarbeit".

Nun, natürlich, dann kann es ja nicht der Inhalt der Regierungsarbeit gewesen sein, weswegen man runtergefallen ist, sondern es müssen halt nur die inneren Streitigkeiten sein, die jetzt durch gewisse Parteiausschlussverfahren absolut ins Gegenteil gekehrt werden, wenn ich das richtig verstehe. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte einige, aus meiner Sicht sehr wichtige grundsätzliche Entwicklungen der Stadtplanungspolitik und der Verkehrspolitik hier zur Sprache bringen, von denen ich glaube, dass wir uns die genauer anschauen sollten. Nicht zuletzt auch, weil vom Kollegen Gerstl, glaube ich, dann ein Antrag eingebracht wird, was Public Private Partnership betrifft und nicht zuletzt auch wegen der, glaube ich, sehr interessanten Diskussion, die wir im Ausschuss über den Donaukanal geführt haben, möchte ich mich ein bisschen mit notwendigen Reformen zur Ermöglichung von Public Privat Partnership auseinander setzen. 

Unstrittig ist, dass Widmungsgewinne auftreten und theoretisch unstrittig ist es, dass man eigentlich versuchen sollte, diese Widmungsgewinne in einer gewissen Weise, in einem gewissen Prozentsatz, zum Nutzen der Stadt einzusetzen. Da geht der Konsens sogar bis hin zur Immobilienwirtschaft. Nur, wie man es macht, da scheiden sich bisher die Geister. 

Wenn es dafür keine klaren Strukturen gibt, treten eine Reihe von Problemen auf, die einmal besser, einmal schlechter gelöst werden. Jetzt möchte ich einen Bereich nennen, und ich danke noch einmal den Mitarbeiterinnen im Büro Schicker, dass sie kurzfristig die Zahl recherchiert haben. 

Eine sehr einfache pragmatische Lösung, wo ich mich frage, warum das nicht öfter passiert, passiert rund um die neuen Widmungen rund um die Gasometer. Da wird schlicht und einfach festgehalten, dass für jeden Quadratmeter Nutzfläche, der über die bisherige Widmung hinausgeht, die doch beträchtliche Zahl von 145 EUR gezahlt werden muss, um einen Park zu finanzieren. Ich finde das deswegen bemerkenswert - positiv bemerkenswert -, weil bisher in langmächtigen Diskussionen immer gesagt wurde, das ginge rechtlich alles gar nicht. Also, ich erinnere mich an eine sehr interessante Diskussion, eine Fachenquete im Juni dieses Jahres, Modell Planwertabgabe, wo der Berichterstatter, Herr Buchinger, schlicht und einfach gesagt hat, dass fiskalisch definiert die Planwertabgabe irrelevant sei und er deswegen empfiehlt, dieses Thema im Rahmen der Stadtplanung nicht mehr weiter zu verfolgen. Das halte ich für falsch. Und nicht zuletzt, um notwendige Projekte von Public Privat Partnership - und ich nenne jetzt nicht primär Straßenprojekte, sondern sinnvolle, wie zum Beispiel im Bereich des Donaukanals und andere - herzuführen, brauchen wir klare Bedingungen. 

Zum Beispiel, und das wurde klar bei der Diskussion um den Donaukanal, welche Kompetenzen hat man vor einer allfälligen Entscheidung eines Planungsausschusses oder eines Gemeinderats. Und das ist nicht leicht zu beantworten, weil man ja in der Tat politische Gremien nicht präjudizieren kann und soll, da würde ich mich am meisten aufregen, aber trotzdem bedarf es gewisser Sicherheiten, bedarf es der Beantwortung der schwierigen Frage, wenn es eine Willenserklärung gibt, ja sollte es zu dieser Widmung kommen, dass das und jenes mitfinanziert wird, an wen soll das bezahlt werden, welche Kompetenzen sollen diese Personen im Magistrat haben, wer regelt das. 

Also, da gibt es bessere Beispiele. Ich nenne jetzt das Gebietsmanagement rund um die KDAG, bei allen Schwächen, die da passieren und es gibt einfach Bereiche, wo es überhaupt nicht funktioniert. Und dann gibt es den Fall Simmering, wo ich mich frage, ja, das ist eine schlaue Variante, aber nach welchen Kriterien wird einmal der Weg A, einmal der Weg B und einmal der Weg C gegangen und welche Strategie verfolgt da die Stadt, wissend, dass viele dieser Entscheidungen weit über das Ressort der Stadtplanung hinausreichen. 

Also, ich halte das für eine ganz wichtige Sache und sehe zum Beispiel Public Private Partnerships, die sich darin erschöpfen, Tochtergesellschaften zu gründen - ich nenne jetzt die STEG, die WED und andere -, die dann oft vollkommen abseits allgemeiner Ziele der Stadtplanung arbeiten, für nicht der Weisheit letzter Schluss. Ich fände es einmal vernünftig, dass wir, ich weiß nicht im Rahmen der Stadtentwicklungskommission, einmal darüber diskutieren, wie wir das angreifen wollen. Ich glaube, dass sich da durchaus ein Konsens über die Parteigrenzen finden lässt und vielleicht so etwas wie ein Hochhauskonzept, ein Konzept Privat Public Partnership, ein Konzept, wie man mit Widmungsgewinnen umgeht, um auch Klarheit zu schaffen. Also, was ich aus vielen Immobilienbereichen höre, ist, dass man durchaus bereit wäre zu finanzieren, wenn es dafür Klarheit gäbe. 

Und es soll uns zu denken geben, wenn einige meinen, bisher sind wir durchaus günstig davongekommen, denn es ist unstrittig, dass es diese Widmungsgewinne gibt und freilich kann das ein konstruktiver Ausweg sein, dass nicht auf der - ich sage es jetzt bewusst - Mauschelei zwischen Bezirksinteresse, zwischen dem Interesse einer Abteilung, die Stadt nie ihr prioritäres Interesse formuliert, sondern je nachdem, wer gerade die Nase vorne hat, wird da mal ein Kindergarten mitfinanziert, dort mal eine Schule, dort mal eine Straße, dort mal ein Grünraum, dort mal ein Betrieb, ein Management, dort mal ein was auch immer, aber die Stadt als Stadt tritt nie auf. 

Und das ist auch die Stärke letztlich der Investoren, dass sie sich aussuchen können, mit welchem Teil der Stadt sie welche Geschäfte unter der Decke machen, aber nie eine Transparenz herrscht. Und das führt dann genau zu jenen schlechten, zu Recht vom Untersuchungsausschuss untersuchten Dingen rund um den Herrn Vokaun, weil da keine Transparenz herrscht. Was ich mir wünschen würde, ist, dass sehr wohl Prioritäten gesetzt werden. Ja, wenn es dort zu Widmungsgewinnen kommt, dann wünscht sich die Stadt in folgender Reihenfolge A, B, C, D. Und dann wird ein Mitarbeiter des Hauses, ein externer Projektmanager, auch mit einer gewissen Kompetenz ausgestattet, diese zu verhandeln und Verhandlungsergebnisse dem Planungsausschuss mitzuteilen, wo man dann sagen kann, ist es ausreichend, ja oder nein. Ich weiß, dass das schwierig ist, aber wie es jetzt rennt, ist es schlecht und wir sollten uns einmal Prioritäten überlegen. Ich hielte das für nächstes Jahr relevant, auch für sehr budgetrelevant. 

Bereich 1, über den ich sprechen wollte, war eben dieser. Ich erwarte mir hier vielleicht eine erste Antwort, wie wir das einmal breiter diskutieren könnten, welche Konsequenzen, produktive Konsequenzen nämlich, aus dem Fall Simmering gezogen werden. Das halte ich für eine sehr praktikable, einfache Möglichkeit, aber es gibt, wie gesagt, weitere auch und wir sollten uns dem widmen, auch um Geld zu sparen. 

So, nun ein Sprung zu einem weiteren sehr, sehr relevanten Thema: Im Zuge der EU-Erweiterung, die kommt, völlig unabhängig, wie die nächste Bundesregierung aussehen wird, wird der Raum Wien-Bratislava eine der dynamischsten Regionen nicht nur ... (GR Mag Gerald Ebinger: Preßburg!) Ich sage weiter Bratislava und Sie haben, glaube ich, momentan andere Sorgen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Dieser Raum ist einer der dynamischsten Räume nicht nur in Österreich, sondern in Zentraleuropa und es wird hier eine Siedlungstätigkeit stattfinden, was ich für ganz besonders schlecht halte, ja ganz, ganz schlecht, und da kann Wien einmal gar nichts dafür. 

Mit der Kompetenzverteilung, dass wir im Rahmen des SUP-Prozesses die Auswirkungen im Wiener Raum diskutieren, auf der anderen Seite Niederösterreich Siedlungsschwerpunkte festlegt und zum Beispiel Herr Stronach mit seinem Einfluss einen Gewerbepark, einen Industriepark an der österreichisch-tschechischen Grenze vorsieht, hier Brücken diskutiert und hier also vollkommen punktuell, ohne übergeordnetes Konzept vorgegangen wird, findet der Wahnsinn statt, den Politik eigentlich eingrenzen und ihm Richtung geben sollte. 

Das ist für mich eine der wichtigsten Erkenntnisse aus dem SUP-Prozess, dass wir am Schluss sagen, bitte, einen derart vergleichbaren Prozess für den gesamten Raum Wien-Bratislava vorzunehmen, mit den Wienern, mit den Niederösterreichern, mit den verantwortlichen Stellen in Bratislava, weil wir wissen, dass in den nächsten 20 Jahren dort sehr viel an Entwicklung stattfinden wird und auch stattfinden soll. 

Entlang welcher Achsen, mit welchen Prioritäten, mit welcher öffentlichen Erschließung, das ist eine ganz wichtige Aufgabe, und ich sehe momentan nur eine zahnlose PGO, die kaum Kompetenzen hat und ein berechtigtes Wettrennen Wien-Niederösterreich und von einzelnen Gemeinden, die sich Kommunalabgaben und anderes erwarten, durchaus aus ihrer Sicht eben rational, aber das, was an übergeordneten Prinzipien erst erkämpft und erstritten wird, ist in keinster Weise absehbar.

Weil gerade Raumplanung leider, leider in der Umweltpolitik eine viel zu geringe Rolle spielt, aber aus meiner Sicht Raumplanung fast ein Herz von Umweltpolitik sein muss, ist zu sagen, wenn dieser Zersiedelungswahnsinn die nächsten 20 Jahre weitergeht und der gesamte Raum Wien-Bratislava so ein Patchwork von mal da und mal dort werden wird, wie halt gerade die Beziehungen sind, und sogar große Wirtschaftsmagnaten ihre eigenen Brücken bauen dürfen, um dann Gewerbeparks anzusiedeln, dann wird die Öffentlichkeit die Folgekosten dessen zu tragen haben. 

Wir hätten längst beginnen sollen, und das geht wahnsinnig schnell, wenn 2004, 2005 der Beitritt ist, dauert es noch einmal fünf, sechs Jahre, dann sind alle Übergangsfristen ausgelaufen, und dann ist das ein Wirtschaftsraum, dann ist das ein Verkehrsraum. Da sind wir überhaupt nicht vorbereitet. 

Was ist überhaupt die Hauptachse? - Bis heute diskutieren wir, wo die Hauptverkehrsachse, nämlich im Schienenverkehr, funktioniert, wo ich noch einmal sage, meine Damen und Herren, fahren Sie mit der Bahn nach Bratislava, nach Bratislava, und dann denken wir darüber nach, warum so viele mit dem Auto fahren. 

Und wenn wir zum Beispiel diskutiert haben und wenn wir uns zum Beispiel seit Jahren den Mund fusselig reden über die Kooperation der Flughäfen, so überholt uns einmal mehr die Wirklichkeit und trifft uns am völlig falschen Fuß. Wir haben gesagt, es wird hier kooperiert, der Flughafen sagt, nein, die Bahnverbindungen funktionieren nicht, es geht nichts weiter. 

Die Wirtschaft ist eine Spur schneller. Die ganzen Billigfluglinien sind längst in Bratislava und bieten längst Flüge an um 29 EUR von Bratislava nach London, nach Zagreb - ich habe mir das angeschaut -, nach Split, nach Venedig. 

Und wie wird das angeboten? - Nun, der Bus fährt hinüber. Und das wird zunehmen, das ist eine Entwicklung, die zunimmt. Bratislava wird der Nebenflughafen Wiens. Die Frage ist, findet das mit einer gesamtkoordinierten Geschichte statt, wo primär eine Bahnverbindung das erschließt und vielleicht Wien auch etwas davon hat, oder findet das anarchisch statt, wo dann nach Schwechat, von dem viele zu Recht sagen, wenn man das einmal in 5 000 Jahren archäologisch ausgraben wird, werden viele sagen, das ist ein großer Parkplatz mit angeschlossenem Flughafen. 

Ob dasselbe Projekt auch in Bratislava stattfindet? - Dort gibt es die Kapazitäten, dort findet einiges statt, darum sind auch die Gebühren billiger, darum gehen diese Fluglinien auch dorthin. 

Was macht hier die Planung? - Ich sage zu Recht, das ist eine Überforderung der Wiener Stadtplanung. Da brauchen wir gebietskörperschaftsübergreifende Strategien und auch Kompetenzen und da wird dann auch Wien etwas abgeben müssen. Aber dieser Streit, wenn man dann demütig den Herrn Zibuschka fragt, was der jetzt für Überlegungen hat, muss der Vergangenheit angehören. 

Ich gestehe, dass ich hier nicht sehr optimistisch bin. Jetzt habe ich noch 5 Minuten 57 und ich komme zur Fortsetzung einer Diskussion gestern im Planungsausschuss: Der Radverkehr. Wir haben gestern über einen Antrag gesprochen, der über die Sanierung des Ringrund-Radwegs eingebracht wurde, wo wir gehört haben, dass es eine Begehung gegeben hat und dass Sanierungsmaßnahmen, insbesondere bei der Markierung gesetzt werden und insbesondere Schritte gesetzt werden, mittels Pflasterung oder Ähnlichem, um in einigen Schlüsselbereichen den Radverkehr zu bremsen, dass die Finanzierung einiger Dinge primär beim Bezirk passiert und das heißt also, dass einmal mittelfristig wenig bis gar nichts passiert.

Und ich habe Folgendes angemerkt, und bringe das auch jetzt hier noch einmal an: Meine Damen und Herren, die Dimension des Radverkehrs wird von Ihnen nach wie vor sträflichst unterschätzt. Jedes sechste Fahrzeug auf dem Ring ist bereits ein Fahrrad, und Situationen wie vor dem Bristol würde sich niemals irgendein Autofahrer unter Ihnen gefallen lassen. Und wenn wir das Ziel erreichen, ein Ziel, das auch Herr StR Schicker zu Recht verfolgt, eine Verdoppelung des Radverkehrs: Wie soll auf diesen Anlagen am Ring eine Verdoppelung des Radverkehrs stattfinden? Das ist undenkbar! 

Da kann der Herr Kollege noch so viel markieren lassen, das ist zu wenig. Wir brauchen einen Qualitätssprung und den müssen wir jetzt angehen. Dass entsprechende Angebote auch Nachfrage schaffen, hat der Zweierlinienradweg gezeigt. Nichts ist billiger in der Verlagerung des Verkehrs als der Radverkehr, keine Investition. Ich rede gar nicht von der U‑Bahn, ich rede nicht von der Autobahn, ich rede auch nicht darüber, dass wir jetzt Menschen aus Transdanubien primär mit dem Rad ansprechen wollen, aber ich nenne nur einmal die Zahl: Die Hälfte aller mit dem Auto zurückgelegten Kilometerfahrten ist kürzer als fünf Kilometer, die Hälfte! 

Da ist sehr, sehr viel verlagerbar, wenn wir die Voraussetzungen schaffen, und da brauchen wir unglaublich wenig Geld. Und wenn es nicht einmal gelingt, den Symbolbereich Radring-Rund sichtbar und deutlich auszubauen, um zu zeigen, ja wir verdoppeln die Kapazitäten, ob das jetzt der Plan, auf den Nebenfahrbahnen zu fahren, ist, ob das auf dem äußeren Bereich ist, oder ob es das ist, dass man die Radwegbenützungspflicht aufhebt, und anstatt die Radler zu bremsen, die schnellen Radler auf der Straße fahren lässt, nämlich dort, wo sie hingehören. Das wäre ein Gesamtpaket, das wir einmal schnüren sollten. Noch einmal, ein Sechstel des Verkehrs am Radring-Rund sind bereits Radfahrer, und hier sollten wir einen großen Schritt weitergehen. 

Ich habe das gestern sehr bedauert, dass jetzt ein Spitzenbeamter des Hauses, Dr Deix, das irgendwie führen muss und ich habe wiederholter Maßen Herrn StR Schicker gefragt, der hat immer gesagt, na, ja, bitte. Als wäre das eine technische Frage. Das ist keine rein technische Frage, das ist eine Frage politischer Priorität. Ich habe gestern wieder nachgefragt, und darum mache ich das jetzt hier, weil Sie sich gestern trotz zweimaliger Nachfrage hier dazu nicht geäußert haben, nämlich über die Prioritäten. Das ist nämlich nicht Ihre Aufgabe, wie breit der Strich dort oder dort ist, oder ob er fünf Zentimeter rechts oder sieben Zentimeter links ist, das ist nicht Ihre Aufgabe, aber Ihre Aufgabe, Herr Stadtrat, ist, dem Prioritäten zu geben. Und ich frage Sie noch einmal, wie wollen Sie eine Verdoppelung des Radverkehrs anstreben, wo jetzt bereits am Ring unzumutbare Zustände herrschen? 

Das Bristol habe ich genannt, ich habe aber noch eine zweite Stelle: Allein das Abbiegen vor der Oper. Müssen wir warten, bis dort von der Straßenbahn der Erste abgeschossen wird? Und ich stehe dort oft. Andere stehen im Stau und denen gelingt es, bei den entsprechenden Stellen, wie ÖAMTC, Kurier und Krone, vierspaltige Artikel aufzubauen, wie: "Heute wieder im Stau, wir müssen Straßen bauen." 

Schauen Sie sich die Abbiegerelation Ring - Operngasse an. Das ist unzumutbar. Das ist eine Frage kurzer Zeit, bis es dort einen schweren Unfall gibt, und das sage ich jetzt schon, bevor es passiert ist. Das ist nicht, weil zu viele Radler dort sind, sondern weil dort eine inferiore Planung, Verkehrsplanung, passiert und wo man jetzt vorgezogen hat, den Fußgängerstreifen und die Touristenbusse dort hinzustellen, wo auf einem derart schmalen Streifen drei Relationen einander begegnen, Rad in beide Richtungen und die Abbiegerelationen und die, die warten, dass sie rüberfahren. Das ist indiskutabel und ich werde darauf weiter pochen, dass da etwas passiert, und die Öffentlichkeit versteht das. 

Das ist eine symbolische Geschichte, und das ist nicht, weil ich ein verrückter Radler bin, sondern ich glaube, dass es eine der billigsten, einfachsten Möglichkeiten ist, zu verlagern. Und was in München möglich ist, nämlich ein 15‑prozentiger Anteil des Radverkehrs am Gesamtverkehr, sollte auch für Wien möglich sein. Wir haben noch nicht einmal 5 Prozent erreicht, und in München regnet es auch nicht mehr als in Wien und es ist auch nicht hügeliger und es sind die Leute auch nicht depperter. Dort gibt es nur schon relativ lange Rot-Grün und da gibt es Prioritäten für den Radverkehr, was ich Ihnen in den letzten 28 Sekunden nicht schildern werde, außer, machen Sie es endlich! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Neuhuber am Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie auch mir zuerst ein paar Bemerkungen zur Vordebatte und zur allgemeinen politischen Situation, das ist ja jetzt ein paar Tage nach einer Wahl kein Wunder. 

Für den Fall, dass dies Teile der sozialdemokratischen Fraktion noch nicht ganz bemerkt haben: Der Wahlkampf ist vorbei, Herr Kollege Strobl vorhin, da ist natürlich Friedrich Strobl gemeint, wir haben heute den 27.11., letzten Sonntag war Wahl. Ich glaube, man könnte jetzt langsam aufhören, bei jeder Gelegenheit die Bundesregierung anzukübeln, so wie heute wieder mit seiner Liste, es hat Ihnen ja eh nicht viel genützt. Sie sind jetzt nach 32 Jahren an den Platz verwiesen worden, der Ihnen zusteht, nämlich an die zweite Stelle, meine Damen und Herren. Es nützt Ihnen nichts, ja, wenn es wenigstens etwas nützen würde. 
Soweit einmal zum Kollegen Strobl. Herr Margulies, wenn ich das richtig heute mitbekommen habe, haben auch Sie wieder bekrittelt, dass die ÖVP damals in eine Bundesregierung mit den Freiheitlichen eingetreten ist und wenn ich das auch weiter richtig in Erinnerung habe, so sind vor allem Ihre Fraktion und der Herr Margulies im Besonderen Gegner von Schwarz-Blau und Blau im Besonderen gewesen. 

Eigentlich hätte ich mir dann erwartet, wenn Sie so große Gegner sind von Blau und Haider, dass einmal einer von Ihnen heute herauskommt und sich beim Bundeskanzler Wolfgang Schüssel bedankt. Denn, dass nämlich das Phänomen Haider jetzt sehr bald nur mehr ein wissenschaftlich-medizinisches ist und kein politisches mehr, diese Marginalisierung der FPÖ ist einzig und allein Wolfgang Schüssel und nicht Rot-Grün zu verdanken, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Besonders bemerkenswert finde ich es, was sich heute schon gezeigt hat und den Medien in den letzten Tagen zu entnehmen war, dass jetzt zwei Parteien im Schmollwinkerl stehen. Die SPÖ und die GRÜNEN. Beide habe auf verschiedensten Ebenen erklärt, dass sie sich in die Opposition zurückziehen werden und mein Klubobmann Matthias Tschirf hat ja heute auch einen entsprechenden Leserbrief aus der Kronen Zeitung vorgelesen. Der Wähler versteht das nicht, meine Damen und Herren, dass man sich zwar Wahlen stellt, das ist ja Teil der Demokratie, aber den anderen Teil der Demokratie, auch einmal Mitverantwortung zu tragen, verweigert. 

Ich weiß schon, dass Sie Angst haben davor, dass Sie Ihre Pläne oder Teile Ihrer Pläne einmal umsetzen müssen, weil Sie zum Teil so unrealistisch sind. Aber das geht nicht auf Dauer, man kann sich nicht immer verweigern. Aber es soll nicht unser Problem sein. Wenn das wirklich passiert, meine Damen und Herren, wird es am Schluss vielleicht wirklich nur mehr eine Kraft geben in diesem Land, die bereit ist, Verantwortung zu tragen und dann kann es durchaus sein, dass sie der Wähler auch einmal alleine dazu beauftragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt komme ich aber zu unserer eigentlichen Debatte: Weil ich zuletzt die GRÜNEN angesprochen habe, darf ich sagen, ich bin mit Chorherr einig, was die Widmungsgewinne betrifft. Wir haben ja schon in der Entstehungsgeschichte zum Hochhauskonzept lange darüber philosophiert. Auch ich glaube, dass es gerade für die Developer, für Investoren und für die Immobilienwirtschaft von Vorteil wäre, wenn es klare, ganz transparente Verfahren gäbe, wie Widmungsgewinne letzten Endes berechnet werden. Das würde beiden Seiten dienen. Also, da kann ich durchaus mit Chorherr mitgehen.

Sie werden vielleicht ein kleines Déjà-vu-Erlebnis haben bei dem einem oder anderem, was ich heute sage, weil ich Ähnliches hier an dieser Stelle schon einmal ausgedrückt habe. Und auch ich hatte so ein Erlebnis bei Chorherr, weil ich wollte nämlich auch auf die EU-Erweiterung eingehen und auf die besondere Rolle der Vienna Region. 

Wir sind uns alle einige, dass wir in den nächsten Jahren ein unglaubliches politisches Ereignis direkt vor unserer Haustür, nämlich nur wenige, 50 oder 100 Kilometer von Wien entfernt, haben werden, dessen volle Auswirkungen wir uns zum Teil noch gar nicht vorstellen können. Aber diese EU-Erweiterung wird Auswirkungen nicht nur auf die Welt, auf Europa, auf Österreich haben, vor allem aber auch auf Wien, weil wir eben so nahe dran sind. Es gibt unglaubliche Chancen, aber es gibt natürlich auch Risken und ich glaube noch immer, dass hier Wien viel zu wenig tut, um sich auf diese Osterweiterung vorzubereiten. Das ist jetzt nicht allein die Schuld von Herrn StR Schicker - die Stadtplanung ist eine Querschnittsmaterie -, die gesamte Stadtregierung ist dazu aufgefordert, sich über die Rolle Wiens in den nächsten Jahren im großen Europa viel stärker Gedanken zu machen. Ich lasse es heute einmal bewenden, eben weil Chorherr auch schon darauf eingegangen ist. 

Gerade in dieser Beziehung hat die ÖVP Recht behalten. Ich habe am Anfang des Amtsantritts von Herrn StR Schicker moniert und befürchtet, dass er vielleicht zwar ein guter Detailverwalter wäre, aber dass es ein bisserl an Dynamik und Vision fehlen könnte, aber ab und zu die eine oder andere kleine Idee zur Osterweiterung wäre, glaube ich auch, aus dem Planungsressort durchaus zu begrüßen.

Eine zweite Materie, die ich nur kurz streifen will, weil sie auch nicht 100‑prozentig allein ins Stadtplanungsressort fällt, aber eben auf Grund der Aktualität aus dem gestrigen Ausschuss, ist der Ankauf der Waagner-Biro Gründe im letzten Jahr durch die SPÖ, also Stadt Wien natürlich, vertreten durch die Stadtregierung und die SPÖ. Das war nämlich wirklich erstaunlich, dass wir gestern im Ausschuss - auf Grund der Beantwortung einer Anfrage, die von mehreren ÖVP-Gemeinderäten eingebracht wurde - erfahren haben, dass die Zentrale der MA 48 vom Einsiedlerplatz oder der Einsiedlergasse in Wirklichkeit jetzt gar nicht auf die Waagner-Biro Gründe abgesiedelt werden soll. 

Ich verstehe das völlig, wir haben das ja damals schon überlegt, dass es unmöglich sein wird, vom Fuhrpark im Norden Wiens aus etwa den gesamten Süden von Wien mitzubetreuen. Es wurde aber immer vom Herrn Bürgermeister und von den zuständigen Stadträten gesagt, dass es hier Platzbedarf gäbe und dass man deshalb diese 140 000 Quadratmeter um über 40 Millionen EUR ankaufen würde. 

Jetzt heißt es auf einmal ganz anders. Ich darf nur sagen, es hieß gestern, es werde lediglich die Verwaltung dort hinkommen und vielleicht eine Waschanlage. Also, wozu man das wirklich um 40 Millionen EUR angekauft hat, meine Damen und Herren, auf diese Erklärung warte ich wahrlich noch. Vielleicht waren es sonstige Gründe, die wir von der Opposition nicht kennen, die für diesen Kauf ausschlaggebend waren. Auch hier hat die Volkspartei in dieser Frage Recht behalten.

Auch gestern kurz im Ausschuss andiskutiert und ein wichtiges Thema: Das Hochhauskonzept. Jetzt habe ich immer in der Entstehungsgeschichte dieses Konzepts befürchtet, dass es letzten Endes dazu führen wird, dass in Wien in Zukunft fast keine oder gar keine Hochhäuser mehr gebaut werden. Seit einem drei viertel Jahr gibt es das Konzept, es ist in Kraft, bis jetzt gibt es keine spektakulären Neuprojekte. 

Der Herr Stadtrat hat gestern den Saturn-Tower genannt, also bitte, der ist im WED-Masterplan seit urdenklichen Zeiten drinnen. Das wissen wir alle, dass der kommt, aber wo sind sonst die faszinierenden Projekte mit Sexappeal, die letzten Endes den Wirtschafts- und den Arbeitsstandort Wien, den Büroflächenstandort Wien weiterbringen. Nichts gibt es momentan, weil sich, abgesehen von der Konjunkturlage - aber ich habe ja mein Ohr, wie Sie wissen, an der Immobilienwirtschaft -, sehr viele sagen, dieser Prozess ist uns zu schwierig, zu bürokratisch, zu unternehmerfeindlich, wir wollen uns auf das gar nicht einlassen. 

Also, das Hochhauskonzept, das geht genau, meiner Befürchtung gemäß, leider jetzt ins Schwarze, das ist ein Verhinderungskonzept. Auch da haben wir, leider sage ich für die Stadt Wien, Recht behalten.

Viertens möchte ich noch einen Punkt ansprechen, auch nicht zum ersten Mal, aber es hat wieder einmal Aktualität: Das ist der Wiener Prater. Sie wissen, denn ich habe es hier schon einmal gesagt, ich habe hier geradezu eine persönliche Betroffenheit, weil ich mich von Anfang für das Prater Development interessiert und mir den Prozess genau angesehen habe. Jetzt werden die Probleme, die die Nichtumgestaltung des Praters aufreißt, immer virulenter, weil die Nächtigungszahlen im Wiener Fremdenverkehr in diesem Jahr zurückgehen, wie Sie wissen. 

Das heißt, wir würden zusätzliche Attraktionen brauchen, beziehungsweise könnte auch der Wiener Prater mehr Besucher brauchen. Das ist eine natürlich wechselseitige Abhängigkeit. 

Zur Geschichte: Die Planungen und Diskussionen laufen ja schon Jahrzehnte, aber seit 1997 gibt es sehr konkrete Ansätze. Es wurden dann von StR Görg und StRin Ederer, die ich durchaus auch positiv in dem Zusammenhang erwähnen will, 1999 die Herrn Schwarz und Sallaberger als Team eingesetzt, um ein Konzept zu erarbeiten, eine Art Masterplan, also Suche nach Ideen für den Prater, womit soll es mit Leben gefüllt werden, welche Investoren kommen dafür in Frage et cetera.

Den Endbericht gibt es, er ist alles andere als dünn, er ist sehr komplex, sehr detailliert, geht auf die gesamte Praterthematik ein und es wird eine Unmenge von Ideen und auch von Investoren geschildert. Das geht von Themenparks über Zirkusshows und Dinershows, bis hin zur Walzerwelt, zu einem Legoimagination-Center, zu einem Donarium, zu einer Ausstellung "Wien um 1900", Madame Tussaud, und so weiter. Ich könnte Ihnen da stundenlang weiter aufzählen, welche Ideen letzten Endes von dem Pratermanagement gefunden wurden. 

Umso erstaunlicher ist es, meine Damen und Herren, alles neu macht eine neue Regierung. Kaum ist die Sozialdemokratie wieder alleine am Ruder in Wien, wird das alles eingestampft, beiseite geschoben und es geht wieder von vorne los, meine Damen und Herren. (GR Christian Oxonitsch: Geht schon, passt schon!) Es sind noch 11.35.

Alles geht wieder von vorne los, meine Damen und Herren. War alles Alte schlecht? - Es wird ein neuer Wettbewerb ausgeschrieben. Wir wissen gar nicht, ob er EU-konform ist. Die Zeit, zwei Monate für einen Wettbewerb, ist geradezu lächerlich. Das Honorar von 25 000 EUR, viel zu wenig und es sind nur fünf eingeladen. 

Eines ist auch noch bemerkenswert, selbst StR Rieder hat sich aus der Sache schon völlig verabschiedet. Anfang 2001 war er noch groß auf einer Praterbroschüre und dem Masterplan drauf, jetzt ist von StR Rieder nichts mehr zu sehen, dafür ist Frau VBgmin Laska dazugekommen. 

Darüber kann man sich natürlich seine Gedanken machen, warum dem so ist. Die offizielle Version, werden Sie mir erzählen, ist natürlich, dass dort die Sportstätten sind, aber man kann sich so seine Gedanken machen. Es ist ein Schelm, der Schlechtes dabei denkt und seine Schlüsse zieht. Wir werden ganz genau horchen, welches, sagen wir einmal, Echo, da aus dem Prater herausschallt und welche Firmen im Dunstkreis dann letzten Endes mit der Realisierung dessen, was in diesem Prozess herauskommt, beauftragt werden, meine Damen und Herren. 

Dass parallel dazu auch noch Peichl mit Studenten sich damit befasst, ist jetzt übrigens sehr interessant und gut. Ich kann jedem nur empfehlen, sich die Ausstellung anzuschauen und die Broschüre durchzulesen. Am Praterplan trägt dies aber zur weiteren Verwirrung bei. 

Das ist wirklich ein ungelöstes Problem, das die Sozialdemokratie jetzt schon seit Jahren verschleppt, meine Damen und Herren, und ich kann Sie nur alle auffordern, machen Sie endlich etwas aus diesem ungeschliffenen Juwel Prater und lassen Sie es im Sinne der Wiener Wirtschaft und des Wiener Tourismus nicht länger brachliegen. (GR Mag Christoph Chorherr: Jetzt spielt der Herr Gerstl eine Rolle!) 

Auch da haben wir leider völlig Recht behalten. Wir sind ja, wie du weißt, eine paritätische Partei. Ich habe genau meine knapp 10 Minuten eingehalten und darf damit an meinen Kollegen dann übergeben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Kollegin Trammer. Ich erteile es ihr. Sie haben 20 Minuten Redezeit.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nun, ich muss meine Redezeit nicht teilen und bevor Sie übergeben, Kollege Neuhuber, an Ihren Kollegen Gerstl, bin halt vorher noch ich dran. Gut. 

Nach dem Märchenbudget 2002 und dem Gruselrechnungsabschluss 2001 wird uns nun von der Mehrheitsfraktion ein schauriges Belastungspaket aufs Auge gedrückt. (GR Christian Oxonitsch: Ihr Budget erst!) Und wie wird es gemacht? - Wir haben es heute schon gehört. Aber ich denke, man kann es nicht oft genug wiederholen. (GR Christian Oxonitsch: Ihr Budget!) Leistungen werden gekürzt, Einnahmen erhöht, die Investitionsquote in Wien gesenkt, gespart wird auf Kosten der Bezirke. 

Und was bleibt, ist der Verlust von 30 000 Arbeitsplätzen in Häupl’s Amtsperiode. Jeder zweite österreichische Arbeitslose ist bereits ein Wiener und als Zukunftsstandort in Westeuropa rangiert Wien im hinteren Drittel im internationalen Vergleich. Nun, nicht besonders günstig. (GR Christian Oxonitsch: Welche Studie ist das?) 
Faktum ist, Wien bleibt wirtschaftlich das Schlusslicht in Österreich, da hilft nun auch kein Schönreden und keine Selbsthypnose, Kollege Oxonitsch. (GR Christian Oxonitsch: Darf ich fragen welche Studie das ist?) Die SPÖ-Finanzpolitik ist und bleibt der größte Hemmschuh für die heimische Wirtschaft. Auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen. (GR Christian Oxonitsch: Sagen Sie, welche Studie ist das, ich will nur die Studie wissen!)

Stadtentwicklung und Verkehr: Ein großes Ressort mit immer weniger Geld. In der Stadtentwicklung, meine Damen und Herren, geht es ja nicht nur ums Wann, sondern auch ums Wo, ums Wie und vor allem ums Wovon. In allen diesen vier W‑Fragen haben die zuständigen Wiener Ressortchefs bislang versagt. Im Zeitplan, speziell was den Straßen- und U‑Bahn-Bau betrifft, hinkt man Jahrzehnte hinterher, und wenn es nach dem Kollegen Chorherr ginge, bauen wir wahrscheinlich vierspurige Radfahrspuren bis hin nach Bratislava oder sonst wohin. Ja, meine Güte, um den Straßenbau haben sich die GRÜNEN ja noch keine Gedanken gemacht. 

Mühsam und quälend gehen die U‑Bahn-Realisierungen in die Stadterweiterungsgebiete voran. Dass man überhaupt zuerst Monstersiedlungen an den Stadtrand gebaut hat und sich dann im Nachhinein erst Gedanken über den öffentlichen Verkehr gemacht hat, spricht für ein Planungschaos ersten Ranges. Der Ausbau der U‑Bahnen in die Wiener Umlandgemeinden mit der Errichtung von Park-and-ride-Anlagen, auch nichts Neues, ist eine altbekannte freiheitliche Forderung. Dazu kommt, dass sich die Ausgaben für die Wiener U‑Bahn-Bau schon seit Jahren auf niedrigem Niveau bewegen. So fallen sie von 247 Millionen EUR von 2002 auf 218 Millionen EUR im kommenden Jahr. Die Stadt spart somit am falschen Platz, denn 100 Millionen EUR an öffentlichen Infrastrukturinvestitionen schaffen nach Studien der Wirtschaftsforscher etwa 2 200 neue Arbeitsplätze. Doch durch die falsche Investitionspolitik der Stadt Wien gingen in den letzten vier Jahren allein 2 900 Arbeitsplätze verloren. Ohne Moos nichts los. Diesen Spruch werden selbst die Sozialdemokraten kennen und so sehe auch ich mit großer Sorge den geplanten U 1- und U 6-Verlängerungen entgegen. 

Wird es eine U 6-Verlängerung zum Rendezvousberg geben oder nur die von den Grünen sehr präferierte halbherzige Ulf-Variante. Zugegeben, bei der Ulf-Lösung spart man Beträchtliches. 80 Millionen EUR stehen 510 Millionen EUR für den U‑Bahn-Ausbau gegenüber. Nur ist die billigste Variante, sehr geehrte Damen und Herren, nicht unbedingt immer die günstigste. 

Der Ulf hätte katastrophale Auswirkungen auf ganz Wien, es gibt auch derzeit noch keinen Ankaufsplan. Aus anderen Bezirken müssten Ulf-Garnituren abgezogen werden, und von der Stausituation rechts und links des Korridors Brünner Straße ganz zu schweigen. 

Bei der U 1-Verlängerung Richtung Rothneusiedl gibt es nur zwei von sechs der gesamten Planungsvarianten, die die Anbindung der Per-Albin-Hansson-Siedlung vorsehen. Und so hoffe ich, man hört auf den Rat von OSR Binder und bindet diese Wohnsiedlung an und plant nicht wieder am Bürger vorbei. 

Aber in der Stadtplanung ist derzeit ja alles beim Alten und man könnte fast meinen, so wie beim Lotto, alles ist möglich. Was passiert also mit unseren Steuergeldern in Wien? - Tatsache ist, dass der Wienerberg noch immer kein gescheites ÖV-Konzept hat. Null Straßenbahn, null U‑Bahn. Zu den Twin Towers nur einen Linienbus, der zur Geisterstunde den Fahrdienst einstellt, ausgerechnet dann, wenn die Kinos schließen.

Projekt Gürteldreieck Spittelau versus Badner-Bahn-Verlängerung nach Klosterneuburg auf den Stadtbahnbögen. Ein gut gemeinter Vorschlag, aber leider auch nicht mehr. Die alten Gleisanlagen wurden schon teilweise abgetragen, eine Neuinstallierung würde Unsummen kosten. Aber man hat den Versuch gewagt und am 11.11., also zu Faschingsbeginn, wurde simuliert, wie sich das Einschieben von Zügen der Badner Bahn auf den Frühverkehr auswirkt. Freilich, statt der Badner Bahn fuhren nur zwei Kurzzüge der U 6 zwischen 7 und 8 Uhr früh. Die Fahrgäste waren verständlicherweise verärgert und hielten diese Aktion für einen verfrühten Faschingsscherz, denn der beginnt ja bekanntlich erst um 11.11 Uhr. 

Möglich in der Stadtplanung wurden bereits Hochhausbauten ohne U‑Bahn-Anschluss. Jetzt werden Hochhausstandorte an fast jeder markanten U‑Bahn-Station möglich sein. Kagraner Platz, Flugfeld Aspern, Endstelle U 6, Brünner Straße. Das eine ist genauso unsinnig wie das andere, wenn ohne Maß und Ziel munter mit Steuergeldern vor sich hingeplant wird.

Ebenso hat man den Straßenausbau im Hinblick auf die Osterweiterung verschlafen. Was passiert mit der Nordostumfahrung? - Die SUPer NOW macht Exkursionen ins Bearbeitungsgebiet auf Kosten der Steuerzahler. Nun, mal sehen, was dabei herauskommt. Schicker kann sich laut Zeitungsmeldungen alles vorstellen, auch die Nullvariante. Es lebe Rot-Grün. 

Wie man aus der Donaustädter Bezirksvertretung hören kann, zimmern die Genossen Effenberg und Schicker an einem neuen Schildbürgerstreich. Statt einer Variante Nordostumfahrung an die Stadtgrenze soll es eine Hochleistungsstraße geben, vom Biberhaufenweg mitten durch Aspern und Eßling durch. Ein Plan, der bereits 20 Jahre alt ist. Ein alter Hut auf neuen Köpfen oder nur ein Brainstorming der beiden Herren ohne Brain? Eine Schnapsidee ist dies auf alle Fälle. 

Auch Stadtentwicklungspläne werden auf Kosten der Steuerzahler erstellt. Doch bevor sie noch realisiert werden, werden sie bereits ad acta gelegt. So wird es 2005 wohl einen neuen STEP geben, der STEP 94 wandert in die Mottenkiste. Gut so. Oder doch nicht? Denn meist kommt ja nichts Besseres nach. Wo im STEP 94 noch Kultur-, Wohn- und Einkaufszentren geplant waren, wird nun die MA 48 hineingepflanzt, oder vielleicht doch nicht. So geplant mitten in Stadlau, mitten auf dem Waagner-Biro Gelände. 

Nebenbei wird noch der Genochmarkt geschliffen, wahrscheinlich weil zur Erreichung des Wiener Stabilitätsziels eine Drittelung der Wiener Nahversorgungsaktion stattgefunden hat. Beginnt so die sozialistische Attraktivierung von Stadlau? 

Wie auch immer, die Attraktivierung des Donaukanals ist ebenfalls eine sozialistische Meisterleistung. Man versetzt einen unbequem gewordenen Beamten in ein stilles Kämmerlein, überantwortet ihm die Planungen für den Donaukanal, verleiht ihm den Titel Donaukanalkoordinator, gibt ihm aber kein Geld, um diese Planungen auch realisieren zu können. Also werden Sponsoren gesucht, um für PPP, Public Private Partnership, die Finanzierungen auf die Beine zu stellen. 

Verständlicherweise wollen diese Investoren auch eine Gegenleistung. Beste Grundstücke in bester Lage, Hochhausvarianten sind im Gespräch, wieder einmal im 3. Bezirk, wieder einmal nicht in einer potenziellen Hochhauszone. Porr, Strabag, Haselsteiner, haben sich bereits angestellt. 

Es gibt also nur zwei Möglichkeiten: Entweder ein Hochhaus für die Sponsoren mit Attraktivierung des Donaukanals oder kein Hochhaus, dafür bleibt der Donaukanal so wie er ist und für den derzeitigen Donaukanalkoordinator muss bald eine neue Beschäftigungspolitik-Therapie gefunden werden. Aber die Liste der Fehlplanungen und Fehlentscheidungen in der Stadtentwicklung auf Kosten der Steuerzahler ist noch lang. Die Frage ist doch, was bekommt der Steuerzahler für sein Geld. Schlechte Planung, viel zu hohe Kosten, gefährliches Material, wie das Kontrollamt beispielsweise die Dachkonstruktion am Urban-Loritz-Platz beurteilt. 

Elf Dienststellen waren für Planung und Auftragsvergabe zuständig, jede einzelne Planstelle hat Sachkredite aufgenommen. 

Was bekommt der Steuerzahler sonst noch: Ein neues Konferenzzentrum für die UNO, eine neue Halle für die Stadthalle, für kleinere Veranstaltungen. Nun, man wird sehen.

Ein denkmalgeschütztes Nebengebäude der Klimt-Bilder wurde abgerissen, eine umstrittene Genehmigung für den Hilton-Ausbau sofort erteilt, trotz der Doppelrolle des Hans Hollein. Als Vorsitzender des Fachbeirats und Planer des Hilton-Umbaus konnte er sicher sein, dass der Fachbeirat kein Veto gegen seine Planungen einlegt. 

Unser Unmut steigt weiter. Die Stadt verlangte selbstverständlich zunächst einmal keine Genehmigung für die abstrakten Bauklötze, trotz der massiven Aufstockung um 7 Meter. Dem 69er sei Dank. Dieser Paragraph, so legte man die Bauordnung aus, hätte den futuristischen Aufsatz gerechtfertigt, doch dann bekam man schließlich kalte Füße und stoppte im letzten Moment die Hollein-Wolke. Man hat wohl genug von den ewigen Weltkulturerbe-Diskussionen, denn die UNESCO, ja, denn die UNESCO, die schwebt ja noch immer wie ein Damoklesschwert über Wien. (Zwischenruf von der SPÖ.) Ich diskutiere nicht mit Ihnen, ich lese ohnedies weiter.

Ja nun, Herr StR Schicker, jetzt haben Sie Ihre 97 Meter hohen Türme. Sie setzen das Weltkulturerbe aufs Spiel und die Betreiber werden wohl keine Käufer finden, wenn sie nicht exorbitant mit den Quadratmeterpreisen nach unten gehen. Außer Spesen also nix gewesen. Aber diese Planungsgeschichte, die so unendliche, diese Planungsgeschichte von Wien-Mitte, die gebe ich Ihnen trotzdem noch. 

1989, Februar: Die "Z" plant einen Neubau über dem Bahnhof Wien-Mitte, Hochhaus ist keines geplant, Planungskonzept Roland Rainer. Gut, hat uns nicht gefallen. 

1992, März: Das veränderte Siegerprojekt von Ortner sieht 9 Hochhäuser, 43 bis 78 Meter, vor, hat uns auch nicht gefallen. 

1992, Juni: Reduktion der Gesamtkubatur. 5 Türme, 75, 71, 64, 57 und 57 Meter, auch nix. 

1993, Februar: Flächenwidmung beschlossen, maximale Gebäudehöhe 65 Meter, auch nicht gut. 

1995, Juli: Die Bauherrn fordern wegen sinkender Büromieten die Aufhebung der Höhenbeschränkung, siehe da. 

1998, Jänner: Neue Planung, ein Turm mit 120 Meter Höhe, auch nicht gut. 

1999, Juni: Umplanung. 4 Hochhäuser 56 - 76 Meter und ein massiver Block mit 28 Metern Höhe. Der Fachbeirat lehnt ab. 

1999, November: Fachbeirat unter Hans Hollein stimmt Änderungen zu. 5 Wien-Mitte Türme und wenige Meter daneben ein 87 Meter Turm. Proteste. 

2000, Mai: Widmung für 3 Türme, 97, 87 und 87 Meter und der Vienna City-Tower 87 Meter. 

2001, Dezember: Die Innere Stadt wird in die Liste des UNESCO-Welterbes eingetragen. 

2002, März: Bauherr lehnt ab, den höchsten Turm von 97 auf unter 90 Meter zu kürzen. 

2002, Oktober: Die Stadt meint in einem Bericht an die UNESCO, das Projekt beeinträchtige das Weltkulturerbe nicht. Und hoffentlich stehen Sie mit Ihrer Meinung nicht ganz alleine da, Herr Stadtrat. Aber diese Art und Weise, wie, was, wo und wovon geplant wird, machen diese ganzen Planungen im Bereich Wien-Mitte sehr deutlich. Und jetzt weiß auch der Steuerzahler, was passiert mit seinem Geld oder was nicht passiert mit seinem Geld, weil jeder Mensch zahlt in Wien, und der Mensch nicht zählt, auch nicht in der Stadtplanung. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Frau Kollegin Trammer, Ihre Rede hat genau mit denselben Worten des letzten Jahres begonnen und der Inhalt war gleich lautend. Ich nehme daher schon einmal vorweg, dass Sie sich gar nicht das Budget 2003 angeschaut haben, sondern grundsätzlich nur über das gesprochen haben, was Sie in einer vorgefertigten Rede haben, denn es gibt ein paar Dinge, über die ich Sie gleich aufklären kann. 

Dass wir zum Beispiel beide im Stadtentwicklungsarbeitsausschuss waren und was Sie hier erzählt haben, gar nicht dort mit diesen Worten erklärt wurde. Jetzt könnte ich feststellen, entweder Sie haben kurzzeitig nicht aufgepasst oder Sie haben das Ergebnis nicht mitbekommen. Aber das ist ein anderes Thema. 

Ich könnte Ihnen hier auch ganz aktuell sagen, der Versuch mit der U 6 war eine Einschubgarnitur, die zum normalen Planbetrieb mitgefahren ist, also sogar noch eine Mehrleistung des Verkehrs, für diese eine Stunde, um Auswirkungen kennenzulernen. 

Sie sehen, wie praxisnah die Stadt arbeitet und Sie sagen, es wäre eine Verschlechterung. Das sollte man sich überlegen, wenn man sich Ihre gesamten Worte anhört. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber, meine Damen und Herren, ich will gar nicht über die anderen Dinge, die uns Kollegin Trammer jetzt erzählt hat, reden. Sie hat ja selber gesagt: "Märchenbudget". Ich nehme an, sie schreibt an einem Märchenbuch und will da verschiedenes unterbringen. Ich will wirklich über das Budget reden, über das Budget im Bereich Stadtentwicklung und Verkehr. Es ist diesmal wirklich von einem Investitionsschub geprägt, der sehr groß ist. Ein Investitionsschub, und wenn wir uns die Zahlen anschauen, die nackten Zahlen, dann bedeutet das, dass wir im nächsten Jahr hier eine wesentliche Konjunkturbelebung im Bereich des Bauens finden werden. 

Ich könnte jetzt natürlich mit Detailzahlen kommen und könnte mir es leicht machen, aber ich will sogar das Steckenpferd von manchen Kollegen ein bisschen näher betrachten, zum Beispiel auch Radwege. Kollege Chorherr ist da ja immer sehr aktiv. Rund 5,9 Millionen EUR werden nächstes Jahr im Bereich der Radwegverbindungen, der zentralen Radwegverbindungen vorgesehen sein. Er hat selbstverständlich hier sofort den Ringrund-Radweg angesprochen, aber eines hat er verschwiegen: Es wird nächstes Jahr der Beginn des Innenring-Radweges sein, eine Verbindung zwischen Oper und Schottengasse. Und glauben Sie mir, da gibt es auch eine Erleichterung des Ringrund-Radweges und man sollte sich dann vielleicht weiter Gedanken machen, ob man diesen Weg, der ja etwas kürzer ist, auch in anderer Form fortsetzt. 

Aber es gibt sicher in dieser Stadtplanung noch ganz wesentliche Dinge. So denke ich ganz besonders an den Weiterbau Schwarzenbergplatz. Also hier entsteht, neben den Radwegverbindungen, auch hier ein Verkehrsbauwerk, das für die Stadt eine ganz wichtige Drehschreibe ist. Genauso werden die Ergänzungen der Donaustraße, der B 3 im 22. Bezirk, aber auch Perfekta- und Brunner Straße entsprechend erweitert und verbessert.

Aber die Stadt bietet auch andere Dinge. Die Stadt hat im Elektronikbereich eine Vorreiterrolle in der Europäischen Union. Sie hat vor kurzem den 2. Preis der EU bekommen, weil elektronische Government-Lösungen, "eVienna", das Wiener Bildungsnetz oder der elektronische Akt hier bereits so weit fortgeschritten sind, dass es einen wesentlichen Beitrag in dieser Stadt gibt. Lassen Sie mich nur von einer Magistratsabteilung ein Musterbeispiel bringen, wie weit wir in Wien bereits gekommen sind. Was die Anwendung der Elektronik betrifft, möchte ich das 3D‑Stadtbild hervorheben. Sie können sich alle davon überzeugen. Ein paar Meter weiter ist eine dementsprechende Ausstellung, was das für die Bevölkerung bedeutet, was das auch für uns bedeutet. Das bedeutet die direkte Vorstellungsgabe, wie nach einer Stadtplanung gearbeitet wird, wie in Zukunft die Umgebung ausschaut und wie die Einbindung von Planung und Realität zusammenkommt. 

Eines der wichtigsten Ziele des Jahres 2003 wird der Masterplan Verkehr sein, wobei die Stadt hier die offenen Wege geht, indem sie Bezirksverbünde gegründet hat, wo die Bürgerinnen und Bürger beteiligt sind, in ihrer Umgebung mitgestalten, aber auch überregionale Anregungen geben können. Basis dieses Masterplans "Verkehr 2003" ist der weitere Ausbau der U‑Bahn, die vierte Phase, sicher auch eine Phase, wo die U 1‑Verlängerung, die man ganz genau abwägen muss, hingehen soll, was sie alles zu berücksichtigen hat und wie wichtig es ist, die Verkehrsströme abzufangen. Genauso wird es wichtig sein, ein Gut, das wir in dieser Stadt haben, ein funktionierendes Straßenbahnnetz, ein Gut, das andere Städte abgeschafft haben, an dem wir aber nach wie vor partizipieren, in dieser Phase einzubringen und Netzergänzungen im Straßenbahnnetz durchzuführen. 

Meine Damen und Herren der Opposition, an und für sich ist es so, dass wir Sie hier eigentlich davon überzeugen sollten, dem Budget 2003 zuzustimmen und auch darüber nachzudenken, ob wir nicht den richtigen Weg haben. Ich weiß schon heute, dass Sie nicht zustimmen werden und auch ich hier keine Überzeugungsarbeit leisten kann, weil Sie den Fortschritt in dieser Stadt ganz einfach nicht goutieren.

Aber in einem Bereich möchte ich mich bedanken, nämlich bei allen Beamten, die 2003 mithelfen werden, dieses Budget zum Wohle der Stadt und zum Ausbau der Stadt in die Realität umzusetzen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. - 10 Minuten Redezeit.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich bin sehr froh, dass wir nun wieder bei den Sachthemen sind und dass wir die Sachthemen bearbeiten, denn es sind diejenigen, für die wir Verantwortung tragen. Kollege Chorherr hat ganz richtig darauf hingewiesen, dass wir in einem sehr dynamischen Wirtschaftsraum leben, in einem sich sehr entwickelnden Wirtschaftsraum. Dieser Raum wird in Kürze über 5 Millionen Menschen verfügen. Wir werden bis zum Jahr 2010 eine Steigerung des Verkehrsaufkommens in diesem Raum, der Wiener Region, um 40 Prozent zu verzeichnen haben. Wir werden den Kfz-Bestand um 20 Prozent erhöht haben. Wir werden den Luftverkehr um rund 100 Prozent erhöht haben. Das bedeutet, dass wir auf diese Herausforderungen auch reagieren müssen, auf diese Herausforderungen, denen man nicht nur antworten kann, indem man die bestehenden Systeme verbessert, indem man die U‑Bahnen verlängert, indem man in kürzeren Intervallen auf den Straßenbahnlinien fährt, auf den S‑Bahn-Linien fährt, sondern es wird auch notwendig sein, dass man neue Zugänge eröffnet, wie zum Beispiel das vor kurzem in Probe gegangene Zweischienensystem, das heißt, das Setzen der Badner Bahn auch auf die U 6 mit einer weiteren Verlängerungsmöglichkeit nach Klosterneuburg. Das sind alles Dinge, die man nicht nur so nebenbei machen sollte und vielleicht nicht nur in einem Wahlkampf, sondern man sollte sie, glaube ich, wirklich ernsthaft verfolgen.

Ernsthaft sollte man auch eine S 7‑Taktverdichtung auf 15 Minuten verfolgen und nicht sozusagen andere Systeme in einer Form bevorzugen, dass nichts für den Pendler übrig bleibt, aber nicht nur bis zum Flughafen Schwechat. Auch da geht es darum, dass diese Linie weiter hinaus gedacht wird, dass sie bis in die Slowakei gedacht wird, dass eine EU‑Erweiterung auch in unseren Gedanken Platz greift, was die Verkehrsinfrastrukturprojekte betrifft. 

Aber nicht nur diese Schienensysteme sind zu verbessern, wie auch noch die S 80 oder ein Schnellbahnring rund um Wien, sondern es geht ebenso darum, neue Gedanken in den ruhenden Verkehr einfließen zu lassen. Wir haben mit der Parkraumbewirtschaftung vor knapp zehn Jahren einen, glaube ich, aus heutiger Sicht gesehen, jedenfalls richtigen Schritt gesetzt. Aber wir merken auch, dass wir mit der Parkraumbewirtschaftung wieder an einem Plafond angelangt sind. Hier sind neue Gedanken notwendig, denn die zusätzlichen Kraftfahrzeuge, die in Hinkunft in Wien angemeldet werden, werden das Stadtbild wesentlich prägen und man muss sich darüber Gedanken machen, wohin man diesen ruhenden Verkehr verlagert.

Ein Ausbau des Garagensystems innerhalb der Kernstadt, das heißt, innerhalb des Gürtels, und ein Park-and-ride-System am Stadtrand werden dazu unbedingt notwendig sein. Aber vor allem ist, glaube ich, eine offensive Infrastrukturplanung erforderlich. Wenn wir uns die Stadterweiterungsgebiete im 21. und 22. Bezirk ansehen, dann merken wir, dass dort derzeit manchmal gebaut wird, ohne zu beachten, welche Infrastruktursysteme man in Zukunft bei dieser Wohndichte, die man dort erhält, brauchen wird. Das trifft nicht nur für den 21. und den 22. Bezirk zu, das trifft vor allem auch für die Region von Wien bis Bratislava zu.

Wenn man neue Systeme einführt, wie ein SMS-System für die Parkraumbewirtschaftung, dann möchte ich Sie, meine lieben Stadtverantwortlichen der SPÖ, schon darauf aufmerksam machen, mit diesem System schaffen Sie es, dass die Benützer viel leichter länger in den parkraumbewirtschafteten Zonen stehen als zuvor! Das heißt, das System, das man angedacht hat, dass der Parkplatz mehrfach verwendet wird, und zwar nicht nur von einer Person, reduzieren Sie! Es wird daher der Fall sein, dass es noch schwieriger werden wird, einen Parkplatz in der Innenstadt zu finden. Ich glaube, dass Sie sich darüber noch nähere Gedanken machen müssen. Vielleicht zeigt das auch schon der Pilotversuch, der nun im Jänner gestartet wird, dass man damit noch weniger Umschlag auf den Parkplätzen hat, als man vielleicht gedacht hat. 

"SUPer NOW" ist bereits angesprochen worden. Da erwarten wir uns alle, glaube ich, nicht nur wir als politische Vertreter, sondern auch alle Bürger dieser Stadt, dass diese Genehmigungsprozesse in Verkehrsinfrastrukturprojekten schneller passieren, schneller ablaufen und schneller entschieden werden, denn es kann nicht sein, dass es bei UVP-Verfahren, bei Genehmigungsverfahren, jahrelang dauert, bis man eine Straße weiterbauen kann, bis man ein Schienensystem neu errichten kann. Es muss daher eines unserer Ziele sein, diese Systeme so zu verändern, dass wir mit einer kürzeren Verkehrsgenehmigungsprojektzeit rechnen können.

Wir schlagen daher vor, dass man diese Verfahrensabläufe einfacher, klarer und effizienter gestaltet. Wir schlagen ein Verkürzungssystem vor, das in einer ersten Stufe vorsieht, dass man die verkehrswirtschaftlichen Notwendigkeiten für den Ausbau von Korridoren zuvor festlegt und gegebenenfalls eine Strategische Umweltprüfung durchführt. Das ist sozusagen die ökologische Machbarkeit in der ersten Stufe. In der zweiten Stufe wollen wir, dass dann die grundsätzliche Genehmigung zu dem Projekt mit einer erschöpfenden Abhandlung aller Nachbar- und Umweltschutzbelange erfolgt und am Ende, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, eine umfassende Projektgenehmigung erteilt wird. In der dritten Stufe erfolgen dann die Detailgenehmigungen. Dabei können auf der Basis der grundsätzlichen Projektgenehmigungen einzelne Teilprojekte gesondert genehmigt werden. Bei diesen Verfahren ist es besonders wichtig, dass mit jeder Stufe, die bereits entschieden ist, man die Rechtssicherheit darauf hat, dass man von dieser Stufe nochmals zurücktritt. Das heißt, dass die Projekte schneller durchgezogen werden können. Ich glaube, das ist im Hinblick auf die dynamische Entwicklung, die wir in unserem Raum zu verzeichnen haben werden, unbedingt notwendig. Noch dazu wird eine solche Verkürzung der Verfahren dazu führen, dass wir uns viele Kosten ersparen. Wenn man sich das durchrechnet, bei all den Projekten, die im Generalverkehrsplan angedacht sind, so kann man davon ausgehen, dass wir hier eine Kostenersparnis von rund 1 Milliarde EUR zu verzeichnen haben werden. Mit dieser 1 Milliarde EUR sind viele andere Projekte wieder zusätzlich zu finanzieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sagen, die Zeit der Wahl ist vorbei und nun sollen sich alle wieder ernsthaft den Zukunftsprojekten zuwenden. Wir stellen daher einen Beschlussantrag, in dem wir die Stadt Wien auffordern, in Kooperation mit dem Bund und den Ländern - ich lege Wert auf die Feststellung, in Kooperation mit dem Bund und den Ländern -, die anstehenden verkehrstechnischen Infrastrukturprojekte dringend einer Realisierung unter Heranziehung aller öffentlichen und privatwirtschaftlichen Finanzierungsmöglichkeiten zuzuführen. Es ist uns wichtig, dass wir - das wurde im Wahlkampf sehr oft gesagt - für die Menschen arbeiten, denn wir tragen Verantwortung für die Zukunft unseres Landes und ihrer Bürger! Das geht eindeutig über Parteigrenzen hinweg! Zu diesem Stil der Arbeit, gemeinsam in Wien und im Bund, sollten wir wieder kommen! 

Herzlichen Dank. - Ich übergebe den Beschlussantrag. (Beifall der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Stadtplanung ist kein Wert für sich. Entscheidend ist, was geplant wird, mit wem geplant wird und wie sich die Rahmenbedingungen dafür entwickeln. Wien spürt die dynamischen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklungen, die in Europa seit mehr als zehn Jahren Platz greifen. Wien ist ein gestaltender Faktor in der Städtepolitik der Europäischen Union geworden und nimmt an den Förderprogrammen der Europäischen Union aktiv teil. Mit der sehr nahen Erweiterung der Europäischen Union erfolgt die Integration der osteuropäischen Nachbarstaaten. Daraus ergeben sich völlig neue Perspektiven im Bereich der Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung, der Siedlungs- und Verkehrs-entwicklung für Wien und sein Umfeld. Darüber hinaus liegt in der Globalisierung menschlichen Lebens eine weitere Herausforderung an die Stadtentwicklung. Die Region Wien wird, mehr noch als die Stadt selbst, zum impulsiven Wachstumsmotor für die Wirtschaft, dies umso mehr, wenn Chancen und Risken selbst in dieser Entwicklung erkannt und systematisch bearbeitet werden. 

Damit bin ich eigentlich schon bei der Aufgabenstellung für den zukünftigen Stadtentwicklungsplan. Wesentlich stärker soll die Region Wien in ein räumliches Leitbild eingebunden werden. Stärkere Berücksichtigung der regionalen Wirtschaft sowie eine Validierung und eine Weiterentwicklung des bisherigen Zentrenachsenmodells zu einem Achsennetz, sowie von Beginn an Gender Mainstreaming und Bürgerbeteiligung als grundsätzliche Planungsprinzipien seien hier erwähnt. Aufbauend auf aktuellste Studien wird daher das Jahr 2003 die Intensivierung der Arbeit am neuen Stadtentwicklungsplan und den Startschuss zur öffentlichen Diskussion bringen. 

Was ich leider in der Diskussion vermisse, sind fantasievolle Ideen zum Stadtentwicklungsplan seitens der Oppositionsparteien. Wem ich aber fantastische Eingebungen nicht absprechen kann, das ist die Kollegin Trammer. Wenn ich mir vom sprachlichen her die Summe der Negativbilanz anschaue, was die Kollegin Trammer hier schwarzgemalt hat, dann könnte man zuerst glauben, es handelt sich um die - unter Anführungszeichen - "Erfolgsbilanz blauer Infrastrukturminister". (GRin Heike Trammer: Ich hatte leider nur 20 Minuten zur Verfügung! Ich hätte noch stundenlang sprechen können!) Ich muss aber dazusagen, für alle Freunde blauer Märchenstunden habe ich eine schlechte Nachricht. Auch das Gemeinderatsmandat der Frau Trammer hat ein klares Ablaufdatum und damit gibt es keine weiteren Erzählungen einer Märchentante!

Zur Bürgerbeteiligung und zum Gender Mainstreaming sei festgestellt, dass diese schon bisher in laufenden stadtplanerischen Vorhaben, die uns ins Jahr 2003 begleiten, als wesentliche Gestaltungselemente dienen. So etwa im Projekt "Zielgebiet Gürtel", bei dem in einer breiten Befragung Veränderungswünsche insbesondere zu den Bereichen Grünraum, Verkehr und Parkplatzsituation geäußert wurden. Dabei sind weiters an die 300 Personen bereit, im neu zu gründenden Gürtelbeirat als Anrainer mitzuwirken. Die Aufwertung und Attraktivierung der Gürtelzone ist im 100‑Punkte-Programm der Wiener Stadtregierung festgehalten und wird von der MA 21A massiv vorangetrieben, um die Lebensqualität von Menschen in 55 000 Wiener Haushalten und Betrieben spürbar zu verbessern. 

Zu einer Erfolg versprechenden Schiene der Bürgerbeteiligung hat sich in Wien mittlerweile die "Lokale Agenda 21" entwickelt. Nach positiven Erfahrungen im 9. Bezirk kann das Projekt nun auf fünf Bezirke ausgedehnt werden. 

Bemerkenswert sind die Erfahrungen mit Gender Mainstreaming, also der Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebensbedingungen und Chancen von Männern und Frauen, aber auch von Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Es freut mich, wenn StR Schicker meint, dass damit ein alltags- und frauengerechtes Planen und Bauen zu einer Selbstverständlichkeit in unserer Stadt wird. Dazu gibt es mittlerweile ein höchst engagiertes Projekt im 6. Bezirk, das Mariahilf zu einem Musterbezirk der menschen- und geschlechtssensiblen Gestaltung des öffentlichen Raums macht. Hier anschließend möchte ich auf die Folgestudie "Leben in Wien 2" verweisen, ein engagiertes, vor allem aber geschäftsgruppenübergreifendes Projekt, das mittels umfangreicher Befragung unter anderem folgende Themen analysieren wird: Gesundheitsinfrastruktur im Wohnbereich, Kinderbetreuungseinrichtungen, Kultur- und Sportangebot, Bürgernähe der Verwaltung sowie Verkehr und Umwelt. Das sind wirklich Kernfragen der Lebensqualität. Daran sehen Sie, dass wir in einer Stadt leben, in der wirklich der Mensch zählt, und das ist gut so! (Beifall bei der SPÖ.)

Im Zukunftsressort Stadtplanung und Verkehr reifen allerdings auch Großprojekte zur Gestaltung neuer Stadtviertel. Mit großer Spannung warten Anrainer wie auch Investoren auf den Baubeginn des Projekts "Eurogate" auf den Aspang Gründen. Erstellt durch die MA 21A liegt nun ein aktualisierter Strukturplan vor, der das strategische, städtebauliche Leitbild einer innerstädtischen Zone definiert, einer Zone, die mit der schrittweisen Realisierung den Wienerinnen und Wienern zur umfassenden Nutzung zurückgegeben wird, einer Zone, die schon von ihrer Lage her ein hohes Entwicklungspotenzial besitzt, was noch durch die federführende prägnante Gestaltung des höchstrenommierten Architekturpapsts Norman Foster unterstrichen wird. Die Erwartungshaltung ist allgemein hoch, auch international. 

Ein weiteres faszinierendes Projekt, das mir persönlich große Freude bereitet, ist das städtebauliche Leitbild "Mehrwert Simmering". Es handelt sich hier einerseits um eine höchst sinnvolle Ergänzung des gefeierten Revitalisierungsprojekts "Gasometer", andererseits geht es um eine völlige Neuentwicklung einer bisher wenig genutzten, sogar ein bisschen verschlafenen Vorstadtzone. An die Erfolgsstory der Gasometer könnte allerdings sehr leicht angeschlossen werden, denn das Entwicklungspotenzial der Zone ist bedingt durch den Anschluss an das U‑Bahn-Netz durch zwei Stationen, die Nähe zur Autobahn A 23, aber auch die relative Nähe zum Flughafen Wien-Schwechat sehr hoch. Bemerkenswert an dem Projekt ist weiters die konsequente Umsetzung des Prinzips "Public Private Partnership". Entsprechend neuer und partnerschaftlicher Modelle zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor werden frühzeitig Projektentwickler und private Investoren in den Planungsprozess einbezogen, auch in eine umsetzungsorientierte Gebietsentwicklung nach den Zielen der Stadtplanung - damit soll vor allem Nachhaltigkeit erzielt werden -, einbezogen allerdings auch im Hinblick auf eine Konsensuierung der Mehrwertabschöpfung, ein Mehrwert, der durch die Aufwertung des Gebiets sehr rasch entstanden ist. 

Bei der Mehrwertabschöpfung von Widmungsgewinnen soll es tatsächlich Transparenz geben. Das ist ein klarer Wunsch, auch seitens des Ressorts, was allerdings geschaffen wird, was finanziert werden soll, das ist von Fall zu Fall unterschiedlich zu bewerten. Das kann einmal eine Straße sein, das kann einmal eine Schule sein, das kann andererseits eine Erholungsgrünzone sein. Hier muss man differenzieren. Das sollte projektorientiert von Mal zu Mal angeschaut und verhandelt werden. (GR Mag Christoph Chorherr: Wer soll das entscheiden?) 

Für das Projekt "Gasometer" gilt das gerade für ein großzügiges Grünraumkonzept mit Zentralpark und Teichlandschaft. Das ist die konkrete Vorgabe der Stadt an die privaten Investoren. Wien geht damit neue Wege. Wien wird Erfahrungen sammeln und dieses Modell weiter konkretisieren. Eine multifunktionale urbane Nutzung aus Wohnen, Dienstleistung, Freizeiteinrichtungen und Betrieben ist hier längerfristig vorgesehen.

Mit der raschen Realisierung von Impulsprojekten soll eine maßvolle Dynamik zur eigenständigen Entwicklung des Planungsgebiets eingeleitet werden.

Wenig erfreulich ist hingegen streckenweise das Projekt "Zentralbahnhof". Die Vorarbeiten seitens der Stadt Wien und der Österreichischen Bundesbahnen, basierend auf dem städtebaulichen Wettbewerb von 1995, begannen hoffnungsvoll mit der Orientierung, zwischen dem bestehenden Süd- und Ostbahnhof in diagonaler Lage die Errichtung eines Durchgangsbahnhofs vorzusehen. Allein die wiederholten Abnutzungserscheinungen blauer Infrastrukturminister waren für dieses zentrale Wien-Projekt höchst kontraproduktiv. Nach dem jüngsten Warten auf einen gesunden Minister warten wir jetzt überhaupt auf einen neuen Minister. 

Glücklich ist hingegen, wer nicht von blauen Ministern abhängig ist. Das ist das Projekt "Donaukanal neu" zum Beispiel, wo eine Vielzahl an Ideen, wie zum Beispiel die Wildwasserstrecke, der mädchengerechte Park und die zusätzliche Querung Haidingersteig in das Abenteuer Donaukanal einladen, und das mitten in der Stadt.

Zeitbedingt muss ich mich auf einige Projekte aus einer Fülle von innovativen und bürgernahen Ideen der Geschäftsgruppe Stadtplanung und Verkehr konzentrieren. Nach eineinhalb Jahren StR Schicker kann ich erfreut feststellen, dass mit optimaler Fachkompetenz, schöpferischer Kreativität sowie politischem und sozialem Augenmaß ein Ressort aufgeblüht ist. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr amtsf StR Dipl Ing Schicker hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich freue mich, dass die Diskussion über Stadtplanungs- und Stadtentwicklungspolitik in Wien doch in einem verhältnismäßig sachlichen Ton geführt worden ist und wir damit feststellen können, dass die Zukunft dieser Stadt nicht mehr so im Streit steht, wie das möglicherweise oder aus meiner Sicht in vergangenen Jahren noch geklungen hat. Ich bin auch sehr froh darüber, dass ganz offensichtlich die Großprojekte des nächsten Jahres, die es in diesem Ressort gibt, unumstritten sind, denn der Masterplan Verkehr mit seinen Diskussionen in den Bezirken und das Ergebnis, das wir nächstes Jahr zur Beschlussfassung vorlegen werden, scheint in seinen Grundfesten unbestritten. Es scheint auch unbestritten, dass der Weg der Beteiligung der Menschen und Bürger und der Bezirksvertretungen im Wege der begonnenen Bürgerbeteiligungsverfahren ganz gut ankommt und dass die Wienerinnen und Wiener merken, dass es Sinn macht, sich hier zu beteiligen, weil Ideen und Vorstellungen, soweit sie in ein Gesamtkonzept hineinpassen, übernommen werden. 

Ein zweiter Bereich scheint weitgehend unbestritten, außer bei der Kollegin Trammer, die darauf hingewiesen hat, dass damit wieder etwas Altes beiseite gelegt wird. Aber das wissen wir ja bei der FPÖ, dass sie Altes nicht so gerne beiseite legt, sondern immer wiederkehren lässt. Das beginnt schon bei ehemaligen Vorsitzenden. 

Der Stadtentwicklungsplan aus dem Jahr 1994 ist aus einem ganz bestimmten Grund so entstanden und nicht anders. Damals war ein hoher Anteil an Zuwanderung in diese Stadt. Damals gab es den Bedarf nach 10 000 Wohnungen jährlich. Hierfür die Flächen bereitzustellen, hierfür ein Konzept zu haben, dass nicht irgendwo und ausschließlich auf der grünen Wiese gebaut wird, das war damals die Grundanforderung für die Erstellung eines neuen Stadtentwicklungsplans in sehr kurzer Zeit.

Jetzt liegen die Dinge anders. Jetzt geht es darum, eine Stadtentwicklungsperspektive aufzustellen, die sich damit beschäftigt, wie Wien in diesem erweiterten Europa seinen Platz, seine Position findet, welche Vorkehrungen hierfür im städtischen Gefüge notwendig und wo Erweiterungszonen vorzusehen sind, wohin wir die Entwicklung steuern und mit welchen Instrumenten wir Fehlentwicklungen verhindern wollen. Genau das wird Inhalt des Stadtentwicklungsplans 2005 sein und wir werden sofort mit Fertigstellung des Masterplans Verkehr, also noch im nächsten Jahr, intensiv darüber zu diskutieren haben, wie die Stoßrichtungen, wie die Inhalte des Stadtentwicklungsplans künftig positioniert werden und wie wir versuchen wollen, die notwendige Flexibilität für diese Stadt offen zu halten, damit der Nutzen für alle hier Wohnenden, für alle hier Arbeitenden getroffen und gefunden werden kann.

Ein weiterer Bereich scheint offensichtlich auch außer Streit zu stehen, und das freut mich ganz besonders, weil er normalerweise ein besonders intensiv diskutierter Themenbereich dieser Geschäftsgruppe ist. Das sind die vielen Baustellen. Ganz offensichtlich wird anerkannt, dass überall dort, wo gehobelt wird, auch Späne fallen, dass überall dort, wo Straßen saniert werden, es auch zu Behinderungen kommt. Wenn wir nächstes Jahr im Angesicht einer konjunkturell sehr schwachen Situation, angesichts der 320 000 Arbeitslosen im Winter, mit der Möglichkeit, im städtischen Straßenbaubudget der Bezirke und mit den Straßenbauvorhaben auf den ASFINAG-Strecken eindeutig beschäftigungswirksam tätig werden, werden wir gleichzeitig das Straßennetz so ertüchtigen, dass wir zu Rande kommen, aber nicht um zusätzlichen Verkehr zu erzeugen. Wenn das hier nicht kontroversiell diskutiert wird, sondern im Grunde anerkannt ist, dass das notwendig ist, dann bin ich sehr froh darüber. Dann werden wir auch die 39‑prozentige Steigerung, die wir im Verkehrsbudget haben, wenn man Bezirke, ASFINAG und Stadt Wien zusammenrechnet, nächstes Jahr in Ruhe und hoffentlich mit nicht allzu großen Behinderungen für den Verkehr umsetzen können. 

Ich möchte noch ein paar Punkte zu den Dingen sagen, die in der Diskussion gekommen sind. Es freut mich, dass die Region Wien - Bratislava - Györ - Brno hier diskutiert wird. Und es freut mich, dass sie in einer Weise diskutiert wird, dass Chancen und Hoffnungen gesehen werden und nicht Konflikte und klaustrophobische Äußerungen gefallen sind, denn man muss sagen, mit dieser Erweiterung der Europäischen Union und mit diesen beiden Hauptstädten an der Grenze ergeben sich große Chancen für die gesamte Region. Diese 5 Millionen Einwohner haben natürlich eine ganz besondere Möglichkeit, sich international und innerhalb der Europäischen Union zu positionieren. 

Wenn hier Kritik geäußert würde, dass wir uns zu wenig damit beschäftigen, so möchte ich doch darauf hinweisen, dass wir seit vielen Jahren, eigentlich seit 1993 und 1994, sowohl auf städtischer Ebene als auch auf Ebene vieler Bezirke sowie in Kooperation mit den Bundesländern Burgenland und Niederösterreich, eine ganz enge Zusammenarbeit mit den Nachbarn gepflogen haben, vorbereiten und aufbereiten. Es gibt seit vielen Jahren die Kooperationsebenen der österreichisch-ungarischen Raumordnungskommission, der österreichisch-slowakischen Raumordnungskommission und der Zusammenarbeit auf informellem Wege mit Tschechien. Wir haben gerade mit Bratislava - weil das so hervorgehoben wurde - ganz enge Kontakte. Da gibt es sogar Kooperationsverträge zwischen den beiden Städten. Es gibt ganz konkrete Zusammenarbeitsvorhaben, was den Umweltbereich betrifft, was den Bereich der Technologiepolitik betrifft. Es gibt sogar ein gemeinsames regionales Entwicklungskonzept. 

Das, was hier von manchen Diskutanten eingefordert wurde, liegt tatsächlich vor und ist auch nachlesbar und nachsehbar im Internet. Auf den Seiten der Stadtplanung der Stadt Wien kann man dieses Konzept sehen. Damit ist die Stadtplanung von Wien nicht überfordert, im Gegenteil, wir leisten auch Vorleistungen für unsere Freunde und Kollegen jenseits der Grenze, in der Slowakischen Republik. Wir haben auch ein gemeinsames Verkehrskonzept dafür in diesen Räumen diskutiert, nämlich im Landtag. Wir haben ein gemeinsames Verkehrskonzept für diese Region. Wir wissen, mit den Niederösterreichern und mit den Burgenländern, ganz genau, welche Ausbaumaßnahmen wir im Schnellbahnbereich, welche Ausbaumaßnahmen wir im Straßenbereich für diese Region benötigen. Es gibt auch das Mediationsverfahren zum Flughafen. Im Rahmen dieser Konzepte und im Rahmen dieser Kooperationsschienen ist ganz klar, wohin die Reise gehen soll, nämlich in die Erstellung eines Schnellbahnrings zwischen Wien und Bratislava, der vom Ostbahnhof kommend, über Petrzalka, über den Flughafen und Zentralbahnhof in Bratislava und weiter über Marchegg wieder über den nördlichen Ast der Ostbahn zurück zum Ostbahnhof in Wien und hoffentlich dann schon Zentralbahnhof führen wird.

Es freut mich auch - das so nebenbei gesagt -, dass die Idee des Zentralbahnhofs außer Streit steht. Ich kann dem Antrag von Kollegen Gerstl und Kollegen entnehmen, dass offensichtlich in der ÖVP eine Einkehr stattgefunden hat. Sie haben selbst gesagt, der Wahlkampf ist vorbei. Für Sie hat er offenbar schon im Februar dieses Jahres begonnen gehabt, denn schon damals war im Masterplan-Verkehr-Positionspapier diese Forderung an alle enthalten. 

Ich werde meiner Fraktion daher empfehlen, diesem Antrag zuzustimmen. Er ist eine Wiederholung dessen, was im Masterplan-Verkehr-Positionspapier vom 1. Februar schon steht.

Ein weiterer Punkt, der angesprochen wurde, ist der U‑Bahn-Bau. Frau Kollegin Trammer, ich denke, Sie haben sich in den diversen Runden ein bisschen verhört! Wir planen diese U‑Bahn ganz exakt und genau. Wenn Sie der Sozialdemokratie vorwerfen, dass wir den ULF gegenüber der U 6 präferieren (GR Christian Oxonitsch: Sie hat nicht aufgepasst!), so wird Ihnen der aktuelle Vorsitzende sicher auch persönlich erklären, dass wir ganz sicher für den Ausbau der U 6 eintreten, dass wir das im Wahlprogramm stehen gehabt haben und dass wir das noch einmal im Regierungsprogramm stehen haben. 

Sie wissen aber genauso gut wie ich, dass nahezu 100 Prozent der Experten der Meinung sind, es würde dort eine Super-Bim ausreichen. Ich stehe aber auch als Politiker nicht an, dass man solche Fragen, selbst wenn Experten so eindeutiger Meinung sind, noch einmal diskutiert. Ich kenne die Nachteile, die das hätte, ich kenne auch die Vorteile, die das hätte. Aber wir sollten das gerade in dem Bezirk, der davon betroffen ist, und mit den Menschen, die davon betroffen sind, mit den Pendlerinnen und Pendlern von Stammersdorf Richtung Wien und von noch weiter draußen Richtung Wien, diskutieren und nicht so tun, als gäbe es Entscheidungen, die es in dieser Form, wie Sie es dargestellt haben, überhaupt nicht gibt.

Zur Frage der Anbindung der Per-Albin-Hansson-Siedlung: Über Jahre hindurch war überhaupt in Streit, ob die U 1 nach Süden verlängert werden soll. Mittlerweile ist das außer Streit gestellt. Die U 1-Südverlängerung ist fix und sie wird dorthin führen, wo wir eine Verknüpfung mit der S 1, nicht mit der Schnellbahn, sondern mit der Schnellstraße S 1, schaffen und den Pendlern eine optimale Umsteigemöglichkeit in die U‑Bahn bieten können.

Ein weiterer Bereich wurde angesprochen, wo ich de facto nur sagen kann, es macht Spaß, ein richtiges Konzept zur Beschlusslage gebracht zu haben, denn so wie die Diskussion läuft, kann man nur sagen, offensichtlich haben wir genau den richtigen Punkt und die Mitte ge-troffen. Wenn einerseits Angriffe vom Kollegen Neuhuber kommen, dass das Hochhauskonzept die Immobilienentwicklung drückt und ich auf der anderen Seite wieder höre, dass mit diesem Hochhauskonzept überall Hochhausbau zugelassen wird, dann kann ich nur sagen: Liebe Kolleginnen und Kollegen, hätten Sie es gelesen! Ich kann nur sagen, wir haben überhaupt nicht vor, bei jeder U‑Bahn-Station ein Hochhaus zu bauen, so wie es Kollegin Trammer darstellt. Wir haben aber auch nicht vor, den Hochhausbau in Wien abzudrehen, wie es Herr Neuhuber darstellt, im Gegenteil, wir haben fünf Zonen ausgewählt, bei denen ein städtebauliches Konzept von der Stadt selbst erarbeitet werden soll. Es ist doch sonnenklar, dass das die priorisierten Zonen sind.

Ich kann Ihnen auch eine andere Kritik vorlesen. Darin heißt es, Herr Kollege Neuhuber, von einem Architekturkritiker: "Das Wiener Hochhauskonzept wird schon allein deshalb in nächster Zeit keine regulierenden Auswirkungen haben, weil vor seiner Veröffentlichung bereits 30 Projekte fertig gewidmet waren." Herr Kollege Neuhuber, wenn 30 Projekte gewidmet sind, damit die Baubewilligung erreichen können und nicht gebaut werden, wer ist dann schuld? Das Hochhauskonzept oder die Immobilienbranche, die zurzeit selbst keine ausreichenden Investitionsmöglichkeiten hat, weil der Markt zusammengebrochen ist? Hör mir doch auf mit der Polemik gegen das Hochhauskonzept, die in diesem Punkt eindeutig falsch ist!

Kollegin Trammer, Sie haben - das war der einzige Angriff bei der ganzen Debatte, den ich so nicht stehen lassen möchte - Herrn Architekten Hollein, dem Vorsitzenden des Fachbeirats für Stadtplanung, vorgeworfen, dass er dort seine eigenen Projekte genehmigt und dass die Aufstockung des Hotels Hilton nur deswegen so leicht durchzubringen ist, weil Architekt Hollein dort Vorsitzender ist. Ich halte das für eine bodenlose Gemeinheit! Architekt Hollein ist einer der international renommiertesten Architekten, den es überhaupt auf der Welt gibt. Ich bin froh, dass er sich bereit findet, beinahe um Gottes Lohn, nämlich für eine kleine Aufwandsentschädigung, die nicht einmal die Kosten einer Fernreise deckt, schon die zweite Periode hindurch den Vorsitz im Fachbeirat für Stadtplanung zu führen und dass wir einen so renommierten Wiener an dieser Position haben. Ich bin sehr froh darüber, denn die Qualität, die dabei in der Wiener Architektur herauskommt - das ist mittlerweile unbestritten -, wird überall und weltweit gelobt, insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland, wo man geradezu nach österreichischen Absolventen von den Hochschulen giert. Zu sagen, Architekt Hollein hätte es sich gerichtet, weil er dort den Vorsitz führt, ist so etwas von bodenlos gemein, wo doch jeder nachlesen kann, dass der Fachbeirat für Stadtplanung eine Geschäftsordnung hat. In dieser Geschäftsordnung ist klar festgelegt, wenn jemand befangen ist, dann enthält er sich der Stimme und diskutiert nicht einmal mit. Genau das - im Protokoll nachzulesen - hat der Professor bei all seinen Projekten gemacht, alle anderen Mitglieder gleichfalls. (GRin Heike Trammer: Ich habe auch nichts anderes behauptet!) Wenn Sie hier sagen, dass es sich Architekt Hollein im Fachbeirat gerichtet hat, weil er Vorsitzender der Fachbeirats ist, dann ist das schlichtweg falsch und gelogen! (Beifall bei der SPÖ.) 
Es gibt noch ein paar Punkte, die Sie erwähnt haben und die nicht ganz so richtig waren, wie Sie geglaubt haben. Ich kann nur darauf hinweisen, es ist nicht nur das Straßenbaubudget, sondern es ist auch so, dass wir im U‑Bahn-Bau nächstes Jahr deutlich mehr ausgeben werden als heuer. Im Budget stehen Zahlen, die ungefähr gleich hoch sind in beiden Jahren. Die Differenz ist nicht einmal 1 Prozent. Die tatsächlichen Ausgaben, die heuer und nächstes Jahr stattfinden - mit Vorbelastungen geht das alles -, werden um 50 Prozent höher sein als sie heuer waren.

Eine Kleinigkeit hätte ich ganz gerne auch beim Kollegen Gerstl korrigiert. Die S 7 im 15‑Minuten-Takt wäre wunderbar. Ich bin sofort dafür zu haben. Aber wissen Sie, was der Preis dafür ist? - Auf der Schnellbahnstammstrecke würde man vom 7,5‑Minuten-Takt auf einen 15‑Minuten-Takt verdünnen, weil die Bundesbahnen nicht in der Lage sind, die im 30‑Milliarden‑S-Paket schon fix vereinbarte Signalverbesserung auf der Schnellbahnstammstrecke zu machen. Damit kann ich schlicht und einfach nicht einverstanden sein, dass man auf der Schnellbahnstammstrecke den Takt verdünnt.

Zur Frage der Offenlegung von Planungsgewinnen und des "Mehrwert Simmering": Ich glaube, dass wir mit dieser Form, "Mehrwert Simmering", einen Weg gefunden haben, wie wir noch größere Erfahrung mit der so genannten Abschöpfung von Planungsgewinnen machen können. Es gibt beinahe keinen Großwohnbau, wo nicht Kindergarten und Schule automatisch vom Bauträger mitzunehmen sind. Wenn ich an das andere Masterplan-Projekt von Norman Foster mit den Aspang Gründen, also dem "Eurogate"-Projekt denke, muss dort der Investor sogar dafür sorgen, dass die Abfahrt von der Autobahn unterirdisch geführt und damit die Straßenbahnlinie 18 vom Verkehr befreit wird. 

Wir haben mittlerweile eine Vielzahl von Möglichkeiten ausprobiert und entwickelt, auch KDAG-Gründe, wenn du dich erinnerst. Ich denke, dass wir mit "Mehrwert Simmering" erstmals eine Form finden, die auch die richtige Offenlegung der Transaktionen ermöglicht und eine Nachprüfbarkeit gewährleistet, die bisher nur dadurch gegeben war, dass im Akt des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans die privatrechtlichen Erklärungen der Bauträger enthalten waren. Ich denke, wir haben hier ein Stück mehr Sicherheit gewonnen. Ich denke, dass wir dieses Projekt auch weiterentwickeln können. 

Es gäbe noch eine Reihe von Dingen zu sagen, zu erwidern, aber ich will Sie hier nicht länger aufhalten. Ich möchte nur abschließend meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Geschäftsgruppe dafür danken, dass wir dieses Jahr derart weit vorankommen konnten. Ich bin davon überzeugt, dass die Arbeit für Sie nicht weniger werden wird und wir im nächsten Jahr genau dieselben Leistungen von Ihnen einfordern werden. - Herzlichen Dank dafür. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat, bezüglich der klaren Aussagen zu wichtigen Projekten unserer Stadt, wie zum Beispiel der U 6. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe mit Postnummer 4 (04691/2002-GGS), das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2003, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt und den Wirtschaftsplan "Wiener Krankenanstaltenverbund" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen. 

Wir kommen jetzt zur Beratung dieser Geschäftsgruppe. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen!

Der Wirtschaftsplan 2003 liegt vor und er stellt uns nicht zufrieden. Der Wirtschaftsplan für das Unternehmen Krankenanstaltenverbund lässt nämlich sehr viele Fragen ungelöst und schlägt keine strukturellen Veränderungen vor, wo sie notwendig wären.

Ich möchte Ihnen das jetzt an zwei konkreten Beispielen verdeutlichen. Ich nehme die zwei Häuser des Krankenanstaltenverbunds heraus, die die teuersten sind, das Allgemeine Krankenhaus und die Semmelweis-Frauenklinik. 

Fangen wir einmal beim Allgemeinen Krankenhaus an: Das Allgemeine Krankenhaus ist mit Recht hoch geschätzt und sehr anerkannt für die Spitzenleistungen in der Medizin, die dort erbracht werden. Wir Grüne schätzen es auch in dieser Rolle, aber es ist mit großem Abstand das teuerste Haus im Krankenanstaltenverbund und es saugt Geld von den anderen Krankenhäusern und Pflegeheimen ab, die dieses auch dringend brauchen würden. 

Das AKH hat 2 100 Betten und hat als Ergebnis aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit im Wirtschaftsplan einen Verlust von 9 273 000 EUR ausgewiesen. Dieser Verlust errechnet sich aus all den Einnahmen, aus Land, Bund und Sozialversicherung. Das ist das, was sozusagen aus den Rücklagen finanziert werden muss. Man muss wissen, wenn man sich diese Summe anschaut, dass dieser Betrag fast das Doppelte von dem Betrag ist, den die anderen Häuser im Krankenanstaltenverbund zusammen, meine sehr verehrten Damen und Herren, an Verlust erwirtschaften, und die anderen haben immerhin 12 500 Betten! Das ist keine Kleinigkeit! Wir können nun natürlich sagen, das ist die Spitzenmedizin wert, das müssen wir dafür ausgeben, weil das Allgemeine Krankenhaus eine Rolle hat, die über die enge Grenze Wiens hinausgeht, das ist anzuerkennen, das ist notwendig. Als Zentralkrankenhaus für die ganze Region hat es auch eine große Aufgabe. Trotzdem entsteht dieser Verlust nicht nur aus dieser großen Aufgabe, sondern auch aus einer Reihe ungelöster Strukturprobleme, für deren Lösung längst schon politische Vorschläge gemacht werden und Lösungen seitens der zuständigen Stadträtin angedacht werden sollten. Leider ist das nicht der Fall. Es ist zum Beispiel das Faktum zu nennen, dass das AKH Routineaufgaben erfüllt, wo es für Spitzenmedizin ausgestattet und finanziert ist. Es ist nicht so, dass jeder Blinddarm, jede Mandelentzündung auch im AKH zu höheren Kosten operiert werden soll, wenn eine Leistung genauso gut in den anderen Häusern erbracht werden könnte. 

Der Umstand, dass es für das Allgemeine Krankenhaus eine geteilte Zuständigkeit zwischen der Tatsache, dass es eine Universitätsklinik und damit in Bundeszuständigkeit ist, aber auch ein Krankenhaus der Gemeinde Wien darstellt, gibt, ergibt in der Umsetzung der Entscheidungen Reibungsverluste, die uns teuer zu stehen kommen und die die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen nicht tragen sollten. Es wäre dringend an der Zeit, die Führung des AKH in eine Hand zusammenzulegen. 

Wenn man jetzt sieht, welche Aufgaben auf das AKH zukommen, dann hat Herr Dior Krepler das im letzten Gesundheitsausschuss auch schon gut benannt, was es zum Beispiel heißt, das medizinische Curriculum in der Ausbildung der Ärzte und Ärztinnen, wie es jetzt ansteht, umzusetzen, nämlich Bedside-Teaching zu machen, was wir für sehr vernünftig, für gut halten, wenn die Ärzte nicht akademisch-theoretisch ausgebildet werden, sondern am Krankenbett bei den Patienten und Patientinnen. Aber die dazu notwendige Infrastruktur ist noch ausständig, ist nicht geschaffen und wird etwas kosten. Zuwendung zu den Patienten und Patientinnen wird etwas kosten und Aufmerksamkeit zur Ausbildung der auszubildenden Ärzte wird etwas kosten. 

Ein weiteres Strukturproblem, das sich im AKH ergibt, ist schlicht und einfach die Tatsache, die alle wissen, die aber seit Jahren nicht in Angriff genommen wird, nämlich - wie auch der ärztliche Dior Dr Krepler lapidar feststellt - im AKH gibt es Ärzte, die sich - wie er nobel ausdrückt - aus dem Hauptstrom der Arbeit heraushalten. Das ist eine höchst freundliche Formulierung für die Tatsache, dass die Herren und Damen Oberärzte und Professoren auch ihre eigenen Ordinationen betreuen, die ebenso gut betreut werden sollen. Damit stehen sie schlicht und einfach nur zeitlich eingeschränkt für ihre Aufgabe im AKH zur Verfügung. Dass das sehr lukrativ sein kann, beweist die Tatsache, dass es immer noch Ärzte gibt, die im AKH Oberärzte oder Professoren sind und gleichzeitig eine Privatordination mit einem Kassenvertrag der Wiener Gebietskrankenkasse haben. Das ist so gut wie eine doppelte Pragmatisierung. Die Frage, ob wir uns das leisten können und angesichts dieser Defizite leisten sollen, muss zu stellen sein und politisch angegangen werden. Das steht aber aus. Dazu fehlen offensichtlich der Wille und die politische Entscheidungskraft. 

Es gibt im AKH gleichzeitig Überversorgung und Unterversorgung. Das zu wissen und zu sehen, bedarf einer Handlung. Wer je in den Feldern, die sehr nachgefragt sind, in den Ambulanzen, gesessen ist, weiß, wovon ich spreche. Ich rede jetzt nicht von den Gebühren, sondern schlicht von dem Faktum, dass auf der Orthopädie die Menschen warten. Oft haben sie Kreuzleiden und sitzen schlecht, aber sie warten einfach stundenlang, weil der Bedarf so groß ist. Das heißt, dass die Klinik gebraucht wird. Sie sollte in der nötigen Weise ausgestattet sein und es soll nicht so sein, dass Ärzte und Ärztinnen - ohne ihre Namen zu nennen oder die mich ersuchen, ihre Namen nicht zu nennen - mir dann sagen, Operationen, die teuer sind und die heuer zeitlich eigentlich zu machen sind, müssen auf das kommende Jahr verschoben werden. Den Patienten gibt man den Grund, der tatsächlich dahinter steckt, nicht an. Die Begründung: Es ist im heurigen Jahr kein Geld für diese teure Operation zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen und Kolleginnen, das kann doch nicht sein, dass wir in Wien solche Zustände dulden! Auf uns kommt ein wachsendes, ein schleichendes Problem aus dem Faktum zu, dass das Wiener AKH mit rund zehnjährigem Bestehen dringend Reinvestitionen braucht, Reinvestitionen in Geräte, die erneuert werden müssen, weil sie abgenutzt sind, oder die erneuert werden müssen, weil sie sich überholt haben. Für diese Reinvestitionsquote stehen rund 150 Millionen S zur Verfügung. Das ist aber lediglich ein Zehntel von dem, was tatsächlich gebraucht wird. Wenn die Reinvestitionsquote zwischen 800 Millionen S und 1 Milliarde S liegt, dann muss man sich fragen, was bei den Reinvestitionsvorhaben passiert, die notwendig sind, aber vertagt werden müssen. Es erhebt sich die Frage, ob wir in diesem Bereich nicht ins Hintertreffen kommen, was die Spitzenmedizin, die uns gut und teuer ist, bieten sollte, weil wir mit alten Geräten arbeiten. 

Das heißt, im AKH gibt es Mangel und Verschwendung parallel nebeneinander. Ich denke, es ist an der Zeit, das abzustellen und es ist ein Auftrag an die Politik, mit dem Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds Weichen zu stellen, aber die fehlen uns hier. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das zweite Haus, von dem ich heute sprechen möchte, ist die Semmelweis-Frauenklinik. Frau StRin Pittermann hat ihr Bestehenbleiben, ihre Weiterexistenz, die so sehr in Frage steht, damit begründet, dass dieser Luxus für die Wiener Frauen gewährleistet werden soll. Die Worte hör' ich wohl, allein es fehlen die Fakten dazu, denn wenn man mit dem Personal und den Frauen spricht, die in der Semmelweis-Frauenklinik sind, dann hat man eher den Eindruck, dass dieses renommierte Haus mit vollem Tempo an die Wand gefahren wird, und zwar deshalb, weil es seit vergangenem Oktober eigentlich schon eine vorbereitende Entscheidung für die Führung des Hauses mit der Departmentleitung gibt. Allein der Departmentleiter ist noch nicht ernannt. Die Verhandlungen stehen, niemand weiß etwas Gewisses, das Personal ist demoralisiert. Die Struktur mit dem Fernprimariat von Prof Grünberger in der Rudolfstiftung hat durchaus ihre Mängel. Es macht nicht wirklich Sinn, ein so entferntes Haus quasi überzustülpen. Die anderen Bewerber haben aufgegeben und gefunden, unter diesen Bedingungen wollen sie die Führungsfunktion gar nicht wahrnehmen. 

Dass die Semmelweis-Frauenklinik gründlich in die falsche Richtung geht, ist auch aus dem Auftrag zu ersehen, den Frau StRin Pittermann gegeben hat. Einerseits wird die Gynäkologie zugesperrt, dafür kann es gute medizinische Gründe geben. Vor allem was die Onkologie betrifft, wollen wir uns gar nicht dagegenstellen. Aber wenn es so ist, dass man letztlich an der Personalsituation nichts ändert, dass man letztlich sagt, die Semmelweis-Frauenklinik muss ihre Kostenstruktur verbessern, muss sozusagen mehr Einnahmen machen, man ihr gleichzeitig Aufgaben entzieht und der Geburtshilfe eine ungewisse Zukunft gibt, dann wird sich an den Zahlen etwas ändern. Aber an den Zahlen der Frauen, die dort gebären wollen, wird sich eher etwas nach unten ändern. Das wird dann das langsame Erwürgen dieses wichtigen Hauses und kein Auftrag an die Zukunft sein. Wir glauben, dass die Semmelweis-Frauenklinik längst eine klare politische Antwort verdienen würde. 

Dass die Dinge auch inhaltlich in die falsche Richtung gehen, beweisen zwei Dinge, die seit der ungeklärten Nachfolge von Primar Wagenbichler Faktum sind. Da gibt es jetzt eine neue Order im Haus. Diese möchte ich Ihnen zur Debatte stellen. Frauen, die sich in der 20. Schwangerschaftswoche für eine Geburt anmelden, bekommen ein Blatt zu unterschreiben, ein Papier, auf dem steht, dass eine Epiduralanästhesie, ein Dammschnitt oder ein Kaiserschnitt Methoden sind, die bei der Geburt zur Anwendung kommen können, und sie unterschreiben dieses Blatt. Hebammen bezeichnen das als Revers. Juristische Spitzfindigkeiten würden wohl sagen, es ist ein Informationsblatt, das die Frauen unterschreiben. Da erhebt sich natürlich die Frage, warum sie nicht auch unterschreiben könnten, dass Geburten mit dem Tod des Kindes oder mit Kindbettfieber enden können. Geburten haben viele, meistens haben diese hoffentlich eine gute Beendigung. Wenn unterschrieben wird, dass Kaiserschnitt, Epiduralanästhesie und Dammschnitt Möglichkeiten in der Geburt sind, schaut es so aus und wird auch von den Frauen so verstanden, dass man in der 20. Schwangerschaftswoche den Ärzten und Ärztinnen praktisch einen Persilschein ausstellt, wie in der Geburtssituation umgegangen werden kann. Das ist das Gegenteil der frauenemanzipatorischen, hebammenorientierten sanften Geburt, für die die Semmelweis-Frauenklinik eingetreten ist.

Das Zweite, was ich Ihnen als Negativentwicklung noch vor Augen führen will, ist, dass es in der Ambulanz der Semmelweisklinik jetzt einen Aushang gibt, der Folgendes sagt: "Frauen mit 25 Jahren werden nur sterilisiert, wenn sie bereits drei Kinder geboren haben. Frauen mit 30 werden nur sterilisiert, wenn sie zwei Kinder geboren haben. Frauen mit 35" - Sie werden mitrechnen können - "werden nur sterilisiert, wenn sie ein Kind geboren haben. Frauen mit 40" - erraten - "dürfen sich sterilisieren lassen, wenn sie keine Kinder haben."

Das ist wohl ein starkes Stück! Ich bin sicher nicht jemand, der es für eine gute Idee hält, 25‑jährige Frauen mir nichts dir nichts zu sterilisieren, aber es kann doch nicht sein, dass eine - jetzt verwende ich ein hartes Wort - Wurfquote die Frage ist, ob so eine Sterilisation angemessen ist oder nicht. Wer sagt, dass man 25 sein und drei Kinder haben muss oder 30 und zwei Kinder und so weiter. Es gibt gute Gründe, 25‑jährigen Frauen von der Sterilisation abzuraten und es gibt gute Gründe, das sehr genau und sehr lange zu thematisieren, aber einen Aushang zu machen und den Frauen sozusagen mit einem Herrschaftsgestus vorzuschreiben, wie viele Kinder sie haben, bevor so eine Frage zur Debatte steht, halten wir doch für unglaublich! Das sind Entwicklungen in der Semmelweisklinik, die die Frauen vertreiben und nicht motivieren werden, sich dort behandeln zu lassen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte nicht mehr sehr lange reden, ich möchte Ihnen nur noch sagen, Frau Stadträtin, machen Sie einen geburtshilflichen Plan in Wien. Machen Sie einen Plan, in dem klar ist, wer wofür steht, wer welche Angebote in dieser Stadt hat, wo sanfte, frauenorientierte, hebammenorientierte Geburt und wo Spitzenmedizin geboten wird, aber erwürgen Sie nicht ein gutes Haus auf Kosten aller Beteiligten!

Das Letzte, und das will ich nicht mehr sehr weit ausführen, denn meine Zeit neigt sich dem Ende zu und Martin Margulies soll auch noch Gelegenheit haben, zu sprechen, ist das Pflegeheimgesetz. Das Pflegeheimgesetz, das wir noch ausführlich debattieren werden, ist uns in einem ersten Entwurf vorgelegt worden. Ich will nur auf den Punkt, der die Wirtschaftlichkeit betrifft, eingehen. Hinten steht nämlich, was es kostet, es umzusetzen. Es handelt sich um eine kleine Summe von irgendwelchen 44 000 EUR pro Jahr. Ich habe versucht, die wirklichen Zahlen zu finden und habe das Ganze vier Mal durchgeblättert. Die wirklichen Zahlen kommen gar nicht vor. Die wirklichen Zahlen würden nämlich bedeuten, dass man Geld in die Hand nimmt - davon müsste sich etwas bereits im kommenden Jahr im Wirtschaftplan finden -, um die skandalösen Zustände in den Pflegeheimen zu beenden, indem man bauliche Maßnahmen vorsieht, die die Misere der Achtbettzimmer endlich beseitigen, die für die Menschen, die dort hochbetagt leben, Tagesräume, Rückzugsmöglichkeiten, Lebensqualität und Ausstattung zur Verfügung stellen. 

Frau StRin Pittermann, da werden Sie sehr viel Geld in die Hand nehmen müssen! Nichts davon steht im Entwurf. Alles wurde uns für die Verordnung, die erlassen wird, versprochen, aber gleichzeitig erklären Sie, Frau Stadträtin, immer wieder, die Menschen brauchen Anregung. Wie Recht Sie haben, Frau Stadträtin, alle Menschen, auch demente Menschen, brauchen Anregung! Aber Achtbettzimmer sind keine Anregung, sondern eine Zumutung für alle Menschen, die sozusagen noch im Vollbesitz ihrer Lebenskräfte sind und umso mehr eine Zumutung für schwache, für demente Personen!

Fazit unter dem Wirtschaftsplan für 2003: Es werden die wichtigen Steueraufgaben nicht wahrgenommen. Es ist ein Flickwerk. Es ist kein Planungsvorhaben, das über den konkreten Handlungsbedarf, der sich aufdrängt, hinausgeht. Und es ist hoch an der Zeit, Frau Stadträtin, dass Sie Perspektiven, Politik und Entscheidungskompetenz entwickeln! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Entschuldigen Sie, meinen Antrag, die Spitze meiner Aussagen, hätte ich fast vergessen. Ich habe zum Wirtschaftsplan natürlich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, der sich damit beschäftigt, dass wir es nicht hinnehmen wollen, dass die Krankenanstalten im Wirtschaftsplan so total und allgemein ausgewiesen sind. Wir wollen Häuserbudgets, Budgets, die durchrechnen, welche Personal-, Infrastruktur- und Investitionsausgaben wir pro Haus in Wien ausgeben. Wir ersuchen sehr um Zustimmung, denn nur durch Klarheit und Analyse wissen wir, wohin wir steuern sollen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: 2 Minuten und 30 Sekunden bleiben dann noch. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Vielleicht verwende ich sie gar nicht!)

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Das Budget 2003 ist, in Zahlen gegossen, eine trostlose Fortschreibung einer trostlosen, weil einfallslosen, auf Entwicklungen eigentlich nicht reagierenden Gesundheitspolitik. Meine Vorgängerin hat das, glaube ich, in etwas charmanteren Worten gesagt. Ich komme da gleich auf den Punkt. Diese Trost- und Einfallslosigkeit gipfelt etwa in folgender Aussage, die ich heute mit - ich muss sagen - Heiterkeit aufnehmen habe müssen. Ich saß im Klub und habe Frau Präsidentin Stubenvoll gehört, wie sie unter anderem gesagt hat, dass die objektiv vorhandene Zunahme der Lebenserwartung in den Achtzigerjahren praktisch ein Verdienst des SPÖ-Kanzlers und der SPÖ-Regierung gewesen sein sollte. Also, das bringt zum Ausdruck und auf den Punkt, wo offensichtlich heute die Gesundheitspolitik der SPÖ schon ist, nämlich nirgends, dass sie zu so skurrilen Vergleichen greifen muss. Da könnte man auch sagen, Schüssel ist dafür verantwortlich, dass jeden Tag die Sonne aufgeht (Beifall und Bravo-Rufe bei der ÖVP.), was ja gegenwärtig auch der Fall ist. (GR Godwin Schuster: Drum ist es so diesig! - GR Christian Oxonitsch: Der Nebel geht gar nicht mehr weg!) Aber es hat eines bewirkt: Ihr seid alle aufgewacht. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber die Entwicklung der Lebenserwartung ist kein Naturgesetz, sondern eine soziale Errungenschaft! Und das ist ein Unterschied!) Ja, aber die soziale Errungenschaft ist nicht auf das gnädige Wirken der SPÖ-Kanzler zurückzuführen, sondern dieses Phänomen gibt es in anderen Ländern der Welt Gott sei Dank auch, und ich würde sagen, das ist eine allgemeine Entwicklung. (GR Franz Ekkamp: Aber der Vergleich war gut!)

Die einzige Dynamik in diesem Budget, die ich allerdings feststellen konnte, war - das ist bezeichnend für das Gesundheitsbudget der Stadt Wien -, dass die Druckkostenbeiträge relativ dramatisch zunehmen. Umgekehrt - und das ist der negative Aspekt schlechthin - ist der Umstand festzustellen, dass es zu einer deutlichen Reduktion der Abgangsdeckungsmittel für die Ordensspitäler kommt, nämlich um nahezu 20 Prozent. 

Ich weiß schon, Frau Stadträtin, Sie könnten sich jetzt auf den formalen Standpunkt zurückziehen und sagen, das ist nicht Ihre Geschäftsgruppe. Das ist formal in der Tat richtig, das ist das Ressort Rieder, aber in einer gesamthaften Schau gehört es insgesamt ja wohl doch zu der Frage der gesundheitspolitischen Situation der Stadt Wien. Hiefür haben Sie nun einmal primär die politische Verantwortung, und es kann nicht im Sinne der Stadt sein, wenn Einrichtungen, die ganz objektiv eine hervorragende Performance liefern, damit bestraft werden, dass ihre Abgangsdeckung um nahezu 20 Prozent reduziert wird, was zweifellos à la longue Auswirkungen auf ihre wirtschaftliche Existenz haben wird. 

Es gibt auch in diesem Budget wiederum keine wie immer gearteten signifikanten Aktivitäten in Richtung einer echten Verlagerung von stationären Leistungen in den ambulanten Bereich. Ich habe das hier schon mehrfach gesagt. Ich weiß schon, dass im ambulanten Bereich primär die Wiener Gebietskrankenkasse oder die Sozialversicherungen insgesamt federführend sind, aber Sie haben in Wien - jedenfalls von der politischen Farbenlehre her - ja durchaus die Möglichkeit, hier zu Kooperationen zu kommen. Es hält Sie nämlich nicht wirklich jemand auf, dafür zu sorgen, dass es zu besseren Zusammenarbeitsmöglichkeiten zwischen dem ambulanten und dem stationären Bereich kommt, sodass es eben echt zu Verlagerungen in den an sich ja kostengünstigeren ambulanten Bereich kommt.

Apropos Arbeitsplätze. Wir diskutieren ja immer wieder auch die Frage und die Situation eines Pflegenotstands, nicht nur im stationären, sondern auch im ambulanten Bereich. Sie, Frau Stadträtin, haben im Frühjahr dieses Jahres mit Recht eine Kampagne für mehr Pflegekräfte in Wien initiiert - ich weiß zwar noch nicht, was dabei praktisch herausgekommen ist, aber immerhin, es hat eine Initiative gegeben -, und da sagen Sie, die Stadt wird pro Jahr 600 Arbeitsplätze für Pflegekräfte schaffen, und zwar durch Ausbildung diplomierter Gesundheits- und Pflegefachkräfte. Das Problem, das es in dem Zusammenhang gibt, ist, dass es einfach Schwierigkeiten gibt, qualifiziertes Personal zu bekommen. Es gibt Schwierigkeiten, gegebenenfalls ein ausbildungsmäßiges Upgrading vorhandenen Personals vorzunehmen. Es gab insbesondere von den ambulanten Organisationen, gleich welcher Couleur, durch Jahre hindurch Bestrebungen und Bemühungen, Möglichkeiten zu schaffen, sodass in der Tat eine Ausbildung für diplomierte Gesundheits- und Pflegefachkräfte durchgeführt werden kann, eine Ausbildung, die normalerweise zwei Jahre dauert, die in der Berufsbegleitung etwa drei Jahre dauert, je nachdem, wie intensiv man das neben dem Beruf machen kann. 

Dann ist es tatsächlich gelungen - wie gesagt, unter Mitwirkung aller wesentlichen Trägerorganisationen -, im Bereich des Wirtschaftsministeriums eine Lösung zu finden. Bartenstein ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber einen Monat vor der Wahl erst, obwohl wir schon zwei Jahre darüber geredet haben!) Moment! Ich habe ja noch gar nicht ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Einen Monat vor der Wahl!) Nur keinen Stress! Es ist zustande gekommen, aber was war die Aussage der Frau Stadträtin? Was hat die Frau Stadträtin gesagt? - Frau StRin Pittermann hat gesagt, sie steht für eine derartige Ausbildung nicht zur Verfügung, denn es handelt sich hier um eine Schmalspurausbildung. Es handelt sich jedoch um genau dieselbe Ausbildung, die es seit Jahren gibt, nur haben wir endlich eine Möglichkeit gefunden, dass mit Hilfe von AMS-Geldern hier tatsächlich berufsbegleitend Derartiges gemacht werden kann. 

Nun liegt es an der Stadt, eine sinnhafte Kofinanzierung zu finden, in einer Größenordnung, die nicht dramatisch ist, die pro Jahr wahrscheinlich nicht einmal 2 Millionen EUR ausmacht, und es wäre wirklich wünschenswert, wenn es schnell eine Erklärung der Stadt Wien gäbe, dass hier tatsächlich diese Ausbildung stattfinden kann, sodass wir wenigstens einen kleinen Beitrag zum Abbau unseres Pflegenotstands leisten könnten. (Beifall von StRin Karin Landauer. - Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Ein letztes Wort noch zum Thema Arbeitsplätze. Frau Stadträtin, Sie haben - das zum Stichwort Wahlkampf - eine Imagekampagne für das Wiener Gesundheitswesen unter dem Schlagwort "Ihre Gesundheit ist in besten Händen" gestartet. - Na, da kann ich nur sagen: Gute Nacht! Das erfüllt ja fast den Tatbestand der gefährlichen Drohung, wenn ich an die Situation der Herzchirurgie in Wien denke. Und das ist eigentlich das zentrale Thema, mit dem ich mich kurz beschäftigen möchte. 

Wie Sie wissen, gibt es in Wien zwei Einrichtungen, wo Herzchirurgie durchgeführt wird, nämlich in Lainz und am AKH, und wir stehen in der Tat vor der Situation, dass wir in Wien in akuten Fällen bei herzchirurgischen Operationen eine Wartezeit von bis zu sechs Wochen haben. International, meine Damen und Herren, ist der Standard ein bis zwei Wochen und wir haben sechs Wochen. Bei normalen Herzoperationen sind es vier Monate, zum Teil gibt es sogar Wartezeiten bis zu sechs Monaten.

Meine Damen und Herren! Das ist ein unhaltbarer Zustand. Insbesondere was akute Herzoperationen anbelangt, ist es eine Situation, die unerträglich und untragbar ist. Hier geht es um Menschenleben. Frau Stadträtin, Sie als Ärztin wissen besser als ich, wovon wir hier reden. Und es ist eine Situation, die eigentlich nur an der Nichtverfügbarkeit von drei OP-Schwestern hängt. 

Die zuständige kollegiale Führung im AKH hat diese Problematik bereits im August 1999 erkannt. Man hat bereits im Jahre 2000 mit ungefähr 4,6 Millionen S die Adaptierung eines notwendigen Akut-OPs vorgenommen. Es haben auch die Ärzte, die ja Bundesbedienstete sind, Vorkehrungen getroffen, dass aus ihrem Bereich heraus diese zusätzliche Verfügbarkeit für den OP vorhanden ist. Was aber bis heute fehlt, sind lächerliche - ich darf das in dem Zusammenhang sagen -, lächerliche drei OP-Schwestern, die gewährleisten würden, dass wir diese Operationen durchführen könnten. Wir haben gegenwärtig eine Situation, dass permanent etwa 15 akut erkrankte Personen auf eine Herzoperation warten und diese 15 Personen schweben in akuter Lebensgefahr, wenn sie nicht schleunigst diese Operationen bekommen. 

Frau Stadträtin! Ich darf Sie hier von dieser Stelle aus wirklich auffordern, dass Sie alles Erdenkliche ergreifen, und zwar schleunigst, damit dieser Zustand behoben und sichergestellt wird, dass es in Wien, zumindest was die Akut-Herz-OPs anbelangt, keine Wartezeiten gibt und dass nicht Wienerinnen und Wiener in andere Bundesländer gehen müssen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet: Herr GR Mag Kowarik. Dann Frau Lakatha. Sie hat noch 10 Minuten.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vor uns liegt der Voranschlag für 2003, und ich möchte hier sagen, dass er sich im Vergleich zum Vorjahr noch weniger transparent präsentiert, als wir es erlebt haben. Dies ist nicht zuletzt deshalb so, weil gerade im Gesundheitsbereich nicht nur der Voranschlag bedeutungsvoll ist, sondern weil wir auch den Wirtschaftsbericht des Krankenanstaltenverbunds betrachten müssen. Und dieser Wirtschaftsbericht ist eben besonders wenig transparent. Wir haben schon gehört, dass er eigentlich ein Globalbericht ist. Wir erfahren sehr wohl, wie viel Geld das gesamte Krankenanstaltenwesen und die Pflegeheime kosten, was hier bewegt wird, aber wir erfahren nicht im Einzelnen, was mit den Häusern los ist und was hier geschieht. 

Das ist ausgesprochen bedauerlich, weil wir ja zu Beginn der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbunds eigentlich gehofft haben, dass wesentlich mehr Transparenz auftreten wird und dass auch die einzelnen Häuser wesentlich mehr Möglichkeit haben, über eigene Budgets zu verfügen. Dies ist nicht zuletzt im Hinblick darauf bedauerlich, dass man weiß, dass, wenn Eigenverantwortung gegeben ist, wesentlich wirtschaftlicher und rationeller gewirtschaftet wird, als wenn zentral etwas vorgegeben wird. 

Wir bedauern das ganz außerordentlich und meinen, dass es unbedingt notwendig ist, dass in Zukunft dieser Wirtschaftsplan des KAV wesentlich ausführlicher und übersichtlicher und vor allem aufgeteilt auf die einzelnen Krankenhäuser und Pflegeheime präsentiert wird. Es ist uns eigentlich nicht möglich, hier überhaupt über einen Voranschlag zu diskutieren. 

Dieser Wirtschaftsplan zeigt auch sehr deutlich, dass das Gesundheitssystem in Wien augenscheinlich in einigen Jahren nicht mehr zu finanzieren ist. Es ist zwar auch aus dem Voranschlag nicht zu erkennen, in welcher Art und Weise man in Zukunft die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems sicherstellen wird, aber aus dem Wirtschaftsplan geht eindeutig hervor, dass bei weiterer Auflösung der Rücklagen - damit ist ja heuer schon sehr entscheidend begonnen worden - die Finanzierbarkeit des Wiener Krankenanstaltenwesens nicht mehr gegeben ist. Es fehlt hier im Voranschlag ein Hinweis oder auch Budgetposten, in welcher Art und Weise das in Zukunft geschehen soll. 

Es hat StR Rieder wohl repliziert auf eine Aussage unseres StR Schock, was mit den Rücklagen ist, aber er hat lediglich festgestellt, dass heuer 40 Millionen für Investitionen vorgezogen worden sind. Das ist sicher interessant, löst aber nicht das Problem, dass wir in Zukunft keine Rücklagen mehr haben und dass dieses Gesundheitssystem auf andere Art und Weise finanziert werden muss. 

Wir vermissen bei der Debatte über das Gesundheitssystem in Wien überhaupt eine Debatte über die zukünftige Finanzierung. Es hat wohl einmal eine Gemeinderätliche Kommission gegeben, in der darüber debattiert worden ist, leider ist diese Kommission sang- und klanglos entschlummert. Es ist zwar damals sehr hochwertig diskutiert worden, sehr wohl auch über die Fananzierungsmöglichkeiten des Gesundheitssystems, es ist auch davon gesprochen worden, dass es ein Modell wäre, wenn man die verschiedenen Finanzierungsmittel zusammenlegen würde, wenn man Steuermittel und Mittel der Krankenkasse in eine Hand legen und diese Mittel dann eben auch aus einer Hand verteilen würde. 

Wir haben damals dieses Modell der Wiener Holding vorgestellt, und ich möchte darauf hinweisen, dass in Vorarlberg und in Salzburg Versuche gestartet werden, damit man Erkenntnisse gewinnt, in welcher Art und Weise eben dieses System der Einhandfinanzierung umzusetzen ist. 

Es wundert mich ganz besonders, dass man sich von Seiten der sozialdemokratischen Stadtverwaltung und Gesundheitsverwaltung hier in Wien mit diesem Thema "Finanzierung aus einer Hand" nicht mehr beschäftigt, denn wer den Wahlkampf genau verfolgt hat, weiß, dass der Kandidat Gusenbauer dieses Finanzierungssystem sehr heftig propagiert hat, und es ist auch im Wahlprogramm der Sozialdemokratischen Partei enthalten. Es wurde ein einheitlicher Zahler gefordert, weiters soll eine vernetzte Finanzierung herbeigeführt werden. Das sind klare Forderungen, die wir als Freiheitliche schon vor Jahren gestellt haben und die die SPÖ im Wahlkampf übernommen hat. 

Und es scheint, im Wahlkampf wurden auch noch andere Dinge festgehalten von Seiten der SPÖ. Ich erinnere an die Zusammenlegung der Krankenkassen, wo im Wahlprogramm drinnen steht, dass es keine Verländerung dieser Krankenkassen geben soll, sondern dass regionale Einheiten einer Gesamtkrankenkassa geschaffen werden sollen. Auch alles Forderungen, die wir seit Jahren stellen und für die wir vielfach geprügelt worden sind. Ich meine, es hat den Anschein, dass auch hier in Wien die Freiheitlichen einmal an die Regierung kommen müssen, damit die Forderungen der Sozialistischen Partei erfüllt werden, so wie es im Bund ja geschehen ist. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN und Heiterkeit bei der FPÖ selbst.)

Vom Allgemeinen Krankenhaus ist schon gesprochen worden, und auch da möchte ich sagen, dass eigentlich im Hintergrund festzustellen ist, dass die zukünftige Finanzierung keineswegs gesichert ist. Ich möchte hier festhalten, dass das Allgemeine Krankenhaus sehr wohl Spitzenmedizin erbringt, dass es die größte Ausbildungsstätte Österreichs ist und dass es daher auch sehr wohl notwendig ist, dass man vielleicht den einen oder anderen Bagatellfall eben zwecks Ausbildung bearbeitet. Das ist sicherlich sehr problematisch für das Allgemeine Krankenhaus, vor allem für die Organisation und für die weitere Zukunft; noch dazu, wenn man weiß, dass das Allgemeine Krankenhaus aus dem Krankenanstaltenverbund ausgegliedert werden soll und letztendlich in die große Einheit einer medizinischen Universität eingegliedert werden soll. 

Wir haben im letzten Gesundheitsausschuss über den Wirtschaftsplan und auch über das Allgemeine Krankenhaus eingehend diskutiert, und da ist mir etwas aufgefallen, was mich eigentlich tief erschüttert hat. Es wurde unter anderem gefragt, wie man sich vorstellt, dass man die Finanzierung des Allgemeinen Krankenhauses in Zukunft vornehmen kann. Und da wurde mitgeteilt, dass man beginnen wird - noch mehr als bisher -, die Aufgaben des Bundes, die er im Rahmen des Allgemeinen Krankenhauses zu erledigen hat, festzuhalten und festzuschreiben und den Bund zur Kasse zu bitten. In diesem Fall möchte ich auch sagen, dass ich mich wundere, dass nach zehnjähriger Tätigkeit des Allgemeinen Krankenhauses noch immer nicht ganz klar ist, was der Bund zu zahlen hat und was die Stadt Wien zu zahlen hat. Es wäre eigentlich schon höchst an der Zeit gewesen, das festzuhalten, um dem Bund endlich klare Vorgaben und Zahlen geben zu können. 

Aber was mich besonders erschüttert hat, war eine Feststellung von Herrn Prof Krepler, der unter anderem auch gesagt hat, es wird eine Redimensionierung des Allgemeinen Krankenhauses geben. Auf die Frage, was das heißt, hat er keine befriedigende Antwort gegeben, aber ich interpretiere das so, dass eindeutig die Leistungen im Allgemeinen Krankenhaus zurückgenommen werden. Und das ist meiner Ansicht nach eine ausgesprochen bedauerliche Feststellung und zeigt, dass eigentlich das Wiener Gesundheitssystem nicht mehr zu finanzieren ist. 

Das Wiener Gesundheitssystem zeichnet sich auch dadurch aus, dass es verschiedentlich Ankündigungen gibt. So möchte ich auf die jahrelange Ankündigung des Krankenanstaltenplans hinweisen. Während der Bund bereits nach kurzer Zeit einen Krankenanstaltenplan vorgelegt hat, war die Stadt Wien sehr lange nicht in der Lage, einen entsprechenden Krankenanstaltenplan zu präsentieren, was ich an sich ganz unverständlich finde. Vor allem ist mir unklar, wie voriges Jahr ein Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds ausgearbeitet werden konnte, wenn es keinen Krankenanstaltenplan gab, aus dem hervorgeht, welche Krankenhäuser gesperrt werden sollen und welche nicht. 

Wir haben nun einen Krankenanstaltenplan auch in Wien, aber der steht meiner Ansicht nach auf tönernen Füßen, denn verschiedentlich wird kolportiert, dass das eine oder andere Krankenhaus gesperrt werden soll, obwohl es jetzt noch im Krankenanstaltenplan als gesichertes Haus vorgemerkt ist. Ich denke hier nur an die Klinik Gersthof, wo wir uns sicher in ein, zwei Jahren unterhalten werden, wie die Zukunft aussehen wird. Es gibt auch noch andere Häuser - ich möchte davon nicht sprechen, um keine Verunsicherung hervorzurufen -, von denen es gerüchteweise heißt, dass sie gesperrt werden und dass auch die Frau Stadträtin die Absicht hat, deren Sperre vorzunehmen. 

Ein anderes Gesetz, das sehr lange angekündigt wurde und das wir jetzt im Herbst vorgelegt bekommen haben - allerdings nur einen Entwurf -, ist das Pflegeheimgesetz, über das schon etwas gesprochen wurde. Dass dieses Pflegeheimgesetz sehr, sehr dringend und notwendig ist, haben wir ja bei der ersten Sitzung der neu etablierten Pflegeheimkommission erkennen können, wo von den versammelten Pflegedirektoren - ich glaube, es waren die Pflegedirektoren von drei Heimen anwesend - dieses Pflegegesetz eingefordert wurde. Es wurde dort übrigens auch noch einiges anderes eingefordert, was allerdings, so scheint mir, in Wien dann still und heimlich verschwunden ist und womit sich niemand mehr beschäftigt hat. 

Eine ganz besondere Forderung war eine bessere Ausstattung der Pflegeheime mit Personal. Das ist etwas, was ganz dringend notwendig ist und wo die Stadt Wien meiner Ansicht nach säumig ist. Es wurde zu Beginn des Jahres - es ist schon davon gesprochen worden - eine Kampagne gestartet, aber viel mehr, als dass die einzelnen Häuser, an denen Schwesternschulen sind, durch einen Tag der Offenen Tür an die Öffentlichkeit gegangen sind, ist meiner Ansicht nach nicht geschehen. Da gäbe es sicherlich eine Fülle von Forderungen, deren Verwirklichung dazu beitragen würde, dass die Personalsituation sich entspannen könnte. Ich denke zum Beispiel auch daran, dass es möglich sein sollte, die Ausbildung der Krankenschwestern vielleicht doch in einer anderen Art und Weise vorzunehmen, sodass es eine Art Diplom gibt, das auch Maturareife hat, sodass der Beruf attraktiver wird. 

Es ist sicherlich auch notwendig - und da frage ich mich, warum das immer wieder geschieht -, dass für die vielen provisorisch hier in Wien Beschäftigten, also für jenes Pflegepersonal, das nur einen befristeten Dienstvertrag hat, diese Dienstverträge in definitive Dienstverträge umgewandelt werden. (StRin Karin Landauer: Da ist die Frau StRin Pittermann nicht einverstanden!) Wenn wir hören, dass aus dem Jahre 2001 noch eine große Zahl von befristeten Dienstverhältnissen existiert, auf der anderen Seite aber jede Menge an Personal notwendig ist, dann ist das eigentlich unerklärlich. 

Es ist auch so, dass auch in diesem Jahr wiederum nur 172 KrankenpflegeschülerInnen einen unbefristeten Dienstvertrag bekommen werden, obwohl 304 SchülerInnen ein Diplom erhalten und angeblich alle bei der Stadt Wien unterkommen werden. 

Es ist sicherlich auch notwendig, dass die Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals verbessert werden. Die Mitarbeiterbefragung, die 2001 durchgeführt wurde, zeigt ja eine Fülle von Dingen auf, was falsch ist und was geändert hätte werden sollen. Vor allem das große Frustrationspotenzial einerseits und die große Überlastung des Personals andererseits zeigen, dass hier wesentliche Dinge noch erledigt werden müssen. 

Es ist zum Beispiel unverständlich, wenn auf der einen Seite im Wahlkampf festgestellt wird, "Weil der Mensch zählt" - und nicht nur in Wahlzeiten -, auf der anderen Seite viele Maßnahmen der Stadt Wien weitergeführt werden, obwohl sie eigentlich zum Schaden der Mitarbeiter sind. Ich möchte hier nur die Forderungen aufzählen, die vielfach schon gebracht worden sind, die aber nicht behandelt werden:

die Forderung nach einer Pflegeheimzulage, die sicherlich auch dazu beitragen würde, den dramatischen Pflegermangel zu beseitigen; 

die Abschaffung der Mitarbeiterbeurteilung in der jetzigen Art und Weise, etwas, was die Mitarbeiter vielfach verunsichert und zu Frustration führt; 

auf der anderen Seite klare Richtlinien für den Einsatz von PflegehelferInnen, denn in den einzelnen Spitälern werden die PflegehelferInnen mit verschiedenen Aufgabe betraut, ob sie diese durchführen dürfen oder nicht, steht auf einem anderem Blatt.

Eine finanzielle Abgeltung für Sonderausbildungen ist notwendig, um die Sonderausbildung entsprechend wirklich attraktiv zu machen.

Eine Reduktion der Pflegedokumentation ist ebenfalls notwendig. Es wird vielfach bekrittelt, dass die Bürokratie nicht zuletzt durch die Pflegedokumentation ausufert, was der eigentlichen Tätigkeit der Krankenschwestern, des Pflegepersonals abhold ist. 

Es wird notwendig sein, dass diese Forderungen nicht nur diskutiert, sondern auch tatsächlich umgesetzt werden. 

Ich möchte hier auch noch auf etwas anderes hinweisen, das im Zusammenhang mit dem Wiener Gesundheitssystem zu betrachten ist und wo die sozialistische Stadtverwaltung eigentlich, muss ich sagen, gerade, was die finanzielle Ausstattung betrifft, sehr hart an die Dinge herangegangen ist. Ich denke hier nur an die dramatische Situation des PSD. Durch die Pensionsregelung und durch die Zahlungen, die auf Grund eines Vertrags zwischen dem PSD und der Stadt Wien gemacht worden sind, kommt es hier zu einem ausgesprochenen Engpass der Finanzierung, wodurch viele Vorhaben des PSD nicht mehr durchgeführt werden können. Damals bei der Vorlage des neuen Budgets wurde sogar festgestellt, dass man verschiedenen Stellen keinen Stellenplan geben kann, weil man nicht weiß, wie weit man die eine oder andere Position noch finanzieren kann. 

Alles in allem zeigt sich, dass dieser Voranschlag nicht geeignet ist, die Finanzierung des Wiener Gesundheitswesens auf Dauer sicherzustellen. Wir lehnen den Voranschlag ab und wir lehnen ebenso auch den Wirtschaftsplan des KAV ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Lettner zum Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Ursula Lettner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja kein Geheimnis, dass die Erstellung des Wiener Budgets sehr schwierig war, weil sich natürlich die Vorgaben des Bundes gerade für Wien nicht positiv dargestellt haben. Lieber Kollege Hahn, du hast gesagt, wir machen als Wiener Politiker zum Schluss noch den Herrn Schüssel dafür verantwortlich, ob die Sonne aufgeht oder nicht. Ich denke, der Herr Schüssel hat es für viele Menschen sowohl in dieser Stadt als auch in ganz Österreich in der Hand, ob die Sonne aufgeht oder nicht, denn nicht nur er selbst, sondern die ÖVP hat sich einen Koalitionspartner geholt, wo Minister und Ministerinnen dabei sind, die die Sonne oft verschwinden haben lassen.

Ich habe in meiner Lade vom letzten Mal noch eine Annonce aus der "Kronen Zeitung" von Mag Herbert Haupt gefunden, und da steht: "Unfallrenten: Holen Sie sich Ihr Geld zurück!" Das ist ein Beispiel, wie für Menschen die Sonne untergegangen ist. Nicht nur, dass man Menschen, die einen Unfall hatten, die das Pech gehabt haben, einen Unfall zu haben, auch noch besteuert hat, ist das noch dazu - und das ist die Spitze der Grauslichkeiten oder der Gemeinheiten, würde ich sagen - eine über das Budget bezahlte Anzeige von Herrn Bundesminister Mag Herbert Haupt. 

Also, das finde ich schon ein starkes Stück. Von der FPÖ sind wir das ja schon gewohnt, aber besonders die Wiener ÖVP habe ich eigentlich das letzte Mal, als wir eine Koalition gebildet haben, als sehr korrekt eingeschätzt, und ich denke, Sie müssen sich in Ihrer Vorgangsweise auch ein bisschen Gedanken machen. 

Was ich noch zur Sonnenfinsternis sagen möchte, die die ÖVP heraufbeschworen hat, und weil davon die Rede war, dass während des Wahlkampfs nicht gelogen worden ist: Da habe ich auch eine Annonce - die hat zum Glück wenigstens die ÖVP bezahlt, also das Geld für diese Unwahrheit ist wenigstens aus dem Sack der ÖVP in die Zeitung geflossen (GRin Marie Ringler: Das ist auch Steuergeld!) - und da heißt es: "Rot-Grün heißt Freigabe weicher Drogen."

Unsere Stadträtin hat nicht einmal, sondern sehr oft hier erklärt, dass eine Freigabe der Drogen überhaupt nicht in Frage kommt. Sie wissen ganz genau, dass sie diese Worte hier gesprochen hat und dass sie das öffentlich kundgetan hat. Für sie als Primarärztin kommt es schon überhaupt nicht in Frage, dass sie Menschen ins Unglück stürzt und für die Freigabe irgendwelcher Drogen plädiert und sich zu einer Koalition hergibt, die diese Forderung aufstellt. 

So weit zur Sonnenfinsternis der ÖVP, wobei wir befürchten müssen, dass die Sonne in diesem Land in den nächsten Jahren noch weiter untergehen wird.

Ich möchte auch eine Richtigstellung treffen, weil da von der Warteliste für Herzoperationen gesprochen worden ist. Im Krankenhaus Lainz kann innerhalb weniger Tage eine Herzoperation vorgenommen werden. Ich denke, das ist für viele Patienten schon wichtig, denn gerade Patienten in so einem Zustand sind natürlich von Angst umgeben, und es ist ganz wichtig, dass sie wissen, dass es für sie in dieser Stadt auf jeden Fall Hilfe gibt, wenn es notwendig ist. 

Ich glaube, Sie wissen auch, dass es verschiedene Dringlichkeiten bei Herzoperationen gibt. Da gibt es eine Dringlichkeitsliste. Das geht von unter 24 Stunden, wenn es ganz schnell gehen muss, wenn ein Organ zur Verfügung steht. Das kann natürlich auch vier bis sechs Wochen dauern. Und warum gibt es überhaupt eine Warteliste - das passiert uns in anderen Bereichen auch -: Es kommen immer wieder dringliche Fälle aus Ostösterreich, die wir natürlich in Wien auch nicht warten lassen, sondern die bei uns in Wien gleich behandelt werden und betreut werden. 

Ich denke, wir bräuchten über das Wiener Budget gar nicht mehr so viel zu sprechen, denn es ist schon seit Jahren bekannt, dass Wien viele Verpflichtungen der anderen Bundesländer ganz einfach übernimmt und für sie einspringt. Also, so schlecht kann die Budgetsituation in Wien eigentlich gar nicht sein.

Ich möchte noch betonen, dass alle Menschen, die in unserer Stadt leben, egal, ob Besucher, Besucherinnen, ob Bewohner, Bewohnerinnen, ob Migranten, Flüchtlinge, Menschen, die das Schicksal hierher verschlagen hat, gesundheitlich betreut werden, dass bei uns in Wien niemand vor der Tür stehen bleibt und niemand sich selbst überlassen bleibt. 

Ich darf Frau StRin Pittermann gratulieren, denn ich bin überzeugt davon und ich weiß, dass Wien, dass die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener bei ihr wirklich in den besten Händen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ganz besonders traurig bin ich immer, wenn über die Geriatrie, über die MA 47, über den Bereich der pflegebedürftigen Menschen negativ berichtet wird, weil gerade das ein Bereich ist, der besonders sensibel ist, weil es gerade ältere Menschen sind, die natürlich immer wieder von Ängsten geplagt werden, dass sie nicht oder zu wenig betreut werden. Wir haben in Wien wirklich genügend und ausreichend Einrichtungen, wo diese Menschen gepflegt werden können, auch wenn ich dazusage, dass wir noch nicht überall die Qualität haben, die wir gerne hätten. Die MA 47 bezahlt sehr viele Leistungen im außerstationären und im stationären Bereich und sie bezahlt natürlich auch Ausbildungen im zweiten Bildungsweg, damit wir genug Pflegepersonal haben. Also es ist ein Märchen, wenn Sie sagen, die Stadt Wien macht zur Ausbildung oder zur Weiterbildung ihrer Beschäftigten nichts. Das ist auf keinen Fall so.

Die MA 47 sponsert natürlich auch private Träger und Vereine. Es werden diese Leistungen auch immer wieder erweitert und ausgebaut. Ich darf noch daran erinnern, dass die Leistungen des Sozialen Dienstes seit 1996 keine Erhöhung erfahren haben. Das heißt, die Kosten sind nicht höher geworden. 

Zur besseren Beratung in diesem Bereich bietet die MA 47 flächendeckend Donnerstag-Nachmittag-Sprechstunden an. Diese Sprechstunden sind nicht nur für die Betroffenen zur Beratung gut, sondern sie helfen auch vielen pflegenden Angehörigen. Diese Sprechstunden gibt es schon seit längerer Zeit im Kaiserin-Elisabeth-Spital und im Sophien-Spital. Sie werden ab dem Jahr 2003 auch im Kaiser-Franz-Josef-Spital möglich sein.

Ein wichtiger weiterer Bereich in der außerstationären Betreuung sind die Gesundheits- und Sozialzentren. Vor kurzer Zeit wurde das siebente Gesundheits- und Sozialzentrum für den 3. und für den 11. Bezirk eröffnet. Ich weiß aus Erfahrung aus meinem Bezirk, weil wir für den 2. und 20. Bezirk auch so ein Zentrum haben, wie wertvoll das ist. Ich möchte Herrn Mag Kowarik daran erinnern, dass die FPÖ dagegen gestimmt hat, was mir besonders wehgetan hat, weil es mein politischer Bezirk ist. Ich darf auch den Herrn Kollegen Wagner, der Mandatar des 2. Bezirk ist, herzlich einladen, sich einmal dorthin zu bemühen und zu schauen, wie sehr dieses Zentrum angenommen und gebraucht wird, und zwar nicht nur von den Menschen, die zu Hause gepflegt werden, sondern es ist auch eine besondere Hilfe für die Angehörigen, weil es nicht ganz einfach ist, wenn man zu Hause einen Angehörigen pflegen muss und wenn man dann keine Betreuung und keine Beratung hat. 

Die Mitarbeiterinnen und die Mitarbeiter dieser Geriatrie- und Sozialzentren leisten wirklich ganz besondere Arbeit. Ich möchte mich auf diesem Wege bei allen Beteiligten, bei allen Verantwortlichen recht herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es wird in dieser Stadt natürlich auch in der Geriatrie im Spital, im Pflegeheim eine besonders wertvolle qualitative Arbeit geleistet. Ich möchte ein Beispiel nennen, wie unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieser Stadt immer wieder ausgezeichnet werden. Und das ist kein Zufall, sondern ich denke, dass es auch eine Art des Klimas in dieser Stadt und in diesem Spitalsbereich ist.

So wurde vor kurzer Zeit Prof Tragl, der ärztliche Direktor im SMZ-Ost, der mit Fug und Recht als Vorreiter für die Geriatrie bezeichnet werden kann, mit dem Wiener Preis für humanistische Altersforschung ausgezeichnet. Ich denke, wir können auf solche MitarbeiterInnen seitens der Stadt Wien und als Politiker - und da meine ich uns alle - sehr, sehr stolz sein. Ich darf für meine Fraktion sagen: Wir sind es auch. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch erwähnen, dass das Geriatriezentrum Donaustadt schon 20 Jahre seines Bestehens hat feiern können, und ich möchte die Kolleginnen und Kollegen von den anderen Fraktionen ersuchen, zu solchen Anlässen auch hinzugehen. Nicht nur, dass man dem Personal dort zeigt, dass wertvolle Arbeit geleistet wird und dass wir nicht unzufrieden, sondern sehr, sehr zufrieden damit sind, kann man sich auch informieren, was in solchen Geriatriezentren alles möglich gemacht wird und was alles geleistet wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich bei der MA 47 recht herzlich bedanken, weil - außer dem Essen auf Rädern - trotz der Anspannung dieses Budgets mehr Leistungen angeboten werden konnten. 

Ich wollte an und für sich eigentlich auch noch zur Frauengesundheit reden, weil das für uns ganz positiv ist, aber die Zeit drängt, sonst bleibt dem Kurt Wagner nichts mehr übrig. 

Ich möchte mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch des Wiener Krankenanstaltenverbunds namens meiner Fraktion sehr herzlich bedanken. Ich möchte Sie einladen, dem Budget zuzustimmen. Ich möchte noch mit einer Bemerkung schließen: Das Gesundheitswesen ist bei unserer StRin Dr Elisabeth Pittermann-Höcker in den besten Händen. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor Kollege Margulies jetzt zu Wort kommt, möchte ich bekannt geben, dass Kollege Wagner noch 8 Minuten hat. Kollege Margulies hat 2 Minuten und 30 Sekunden. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Da freue ich mich aber über diese Kürze. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wir auch!) Gut. Ich werde versuchen, es kurz und knapp zu machen.

Das Wiener Gesundheitssystem erinnert an eine Mängelverwaltung auf relativ hohem Niveau (GR David Ellensohn: Noch!), noch auch relativ hohem Niveau, denn wenn man die Wirtschaftspläne des KAV liest und auch diejenigen Summen, die im Bereich des Wiener Budgets bereitgestellt werden, dann ist, wenn es nicht zu einer generellen Änderung kommt - ich werde das später noch kurz skizzieren -, binnen der nächsten fünf Jahre damit zu rechnen, dass dieses Niveau nicht aufrechtzuerhalten sein wird. Leidtragende sind gegenwärtig sowohl die Bediensteten in den Spitals- und Pflegeberufen - weil zum Teil Planposten nicht besetzt werden, Karenzvertretungen gemacht und Überstunden geleistet werden müssen und so weiter -, als auch die Patienten. Wir alle wissen, dass man mittlerweile auf Operationen länger wartet, wir alle wissen, dass man in Ambulanzen länger wartet als früher. Es gäbe also noch viele Verbesserungsmöglichkeiten auch im Bereich der Wiener Krankenanstalten. 

Im Bereich der Krankenanstalten wäre das insbesondere die gemeinsame Koordination und Abstimmung eines Wiener Krankenanstaltenplans, der tatsächlich einem Wiener Krankenanstaltenplan entsprechen würde und nicht ein Papierl ist, aus dem letztendlich weder Leitlinien einer Wiener Gesundheitspolitik herauszulesen sind noch tatsächlich Entwicklungsszenarien der Wiener Spitäler für die Zukunft. - So viel zu Wien.

Nachdem für das Unternehmen KAV - wie Kollegin Pilz ja auch schon in ihrem Antrag klargestellt hat - ein Budget vorliegt, das eigentlich nicht wirklich zu lesen ist, weil sämtliche detailliertere Information fehlt, und aus den zuvor genannten Gründen, lehnen wir diesen Wirtschaftsplan ab.

Aber jetzt zu den Weihnachtsmannwünschen von ÖVP und FPÖ. Da glaube ich ja manchmal, ich bin in einem schlechten Film. Ihre Bundesregierung verspricht permanent: Wir senken die Steuer- und Abgabenquote auf 40 Prozent!, gleichzeitig fordern Sie aber das, das und das im Gesundheitssystem ein. Ihre Landeshauptleute sind mitverantwortlich dafür, dass es in Wirklichkeit keine sinnvolle Abstimmung des österreichischen Gesundheitswesens gibt, eine Koordination wirklich österreichweit. Das wäre notwendig. Man muss gerade im Gesundheitssystem endlich einmal wegkommen von diesem Grätzeldenken. Das betrifft aber nicht nur die Landeshauptleute, sondern das geht weiter in die einzelnen Primariate et cetera. 

Ein letzter Punkt - denn ich sehe, das Lamperl blinkt - zu Ihren Weihnachtsmannwünschen. Wenn Sie tatsächlich glauben, die Steuer- und Abgabenquote auf 40 Prozent senken zu können und ein Gesundheitssystem aufrechterhalten zu können, das das gegenwärtige Niveau tatsächlich verbessert, dann ist das die Quadratur des Kreises. Und ich unterstelle Ihnen jetzt: Das, was Sie wollen, ist eine Zweiklassenmedizin. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte, den Schlusssatz.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. 

Sie wollen eine Zweiklassenmedizin, denn anders geht es nicht. Das Gesundheitssystem wird etwas kosten, und entweder bezahlen wir es durch unsere Steuern und Abgaben oder wir bezahlen es privat. Wenn wir es privat bezahlen, so wie Sie es wünschen, können sich die Ärmeren in diesem Land das Gesundheitssystem nicht mehr leisten. (Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Schlusssatz!) Daher lehnen wir Ihre Gesundheitspolitik ebenso ab. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet: Frau GRin Lakatha. Ich darf bekannt geben: Sie haben 10 Minuten, die Sie sich mit Herrn Kollegen Pfeiffer teilen müssen. Wie auch immer, das ist nicht mein Problem. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Dass Sie der Meinung sind, dass das Wiener Gesundheitssystem ein ausgezeichnetes ist, das ist verständlich. Aber wie erklären Sie dann, dass bei Herzpatienten in der Akutchirurgie derartige Probleme entstehen? Wieso ist es in einer Stadt möglich, dass bei der Orthopädie Leute, die Schmerzen haben, sechs bis zwölf Monate wenn nicht länger auf eine Operation warten müssen? (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Weil bis zu 35 Prozent aus den Bundesländern kommen!) Sie sterben sicher nicht, aber sie haben die ganze Zeit Schmerzen. Und bei dem Punkt, wo wir leicht Geld einsparen können, nämlich bei der Vernetzung der Krankenhäuser, wodurch Doppelbefundungen, und zwar sinnlose und kostspielige Doppelbefundungen, eingespart werden könnten, geht auch nichts weiter.

Ich würde sagen, das Gesundheitssystem ist gut, aber es bedarf noch einer wesentlichen Verbesserung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte jetzt noch kurz auf einen Bereich eingehen, für den Sie auch zuständig sind, Frau Stadträtin. Bis zum Jahre 2010 werden die Zahlen der Pflegebedürftigen in Österreich von 600 000 auf 800 000 steigen, bis zum Jahre 2010 wird also mehr Pflegepersonal benötigt werden. Statistisch gesehen - aber das wird Sie wahrscheinlich dann nicht mehr betreffen in dieser Funktion - rechnet man damit, dass man bis zum Jahre 2040 um 30 000 bis 35 000 Menschen mehr als Pflegepersonal braucht. 

Es ist ganz klar, dass kein Land und selbstverständlich auch nicht der Staat ohne die unbedankte Mithilfe der Angehörigen bei der Pflege kranker Menschen auskommt. Die Feststellung, dass das Pflegegeld alles ausgleicht, ist etwas, was man nicht gelten lassen kann, denn Pflege, psychische Belastung, Sorgen um die Kranken und Angehörigen können nicht mit Geld ausgeglichen werden, sondern es bedarf eines gesellschaftspolitischen Umdenkens, für das vor allem die Politiker zuständig sind, dass Menschlichkeit anerkannt wird. Es ist sicher kein Budgetposten, sondern das ist, so wie die ÖVP meint, ein Miteinander der Generationen.

Wir hatten im vorigen Jahr das Jahr der Ehrenamtlichkeit, der freiwilligen Arbeit. Im Österreichischen Nationalkomitee sind auch Mitglieder der SPÖ. bei einer Dankveranstaltung vor einigen Tagen, die den Privaten und den kleinen Vereinen gegolten hat, die im Katastropheneinsatz beim Hochwasser Unwahrscheinliches geleistet haben, war kein einziger Vertreter der Sozialdemokratischen Fraktion anwesend, oder er war so klein wie ein Mauserl, dass er nicht gesehen wurde. (GRin Marianne Klicka: Wir haben keine Einladung bekommen!) Das kann nicht möglich sein, denn die Mitglieder des Nationalkomitees haben sie ganz sicher bekommen. (GRin Ursula Lettner: Nein!) Das, was ich Ihnen daher auch zum Vorwurf mache, ist Folgendes: Die SPÖ, die uns die soziale Kälte vorwirft, ist in ihrer ... (GRin Ursula Lettner: Na, wenn wir keine Einladung bekommen!) Dann würde ich sagen, ich erkundige mich gerne. Aber ich kann es wirklich nicht einsehen. Es waren Beamte verschiedener Couleurs dort, es waren andere Aktionen ... (GRin Marianne Klicka: Wir haben keine Einladung bekommen, Frau Kollegin!) Dann fragen Sie bitte die Nationalrätin Lapp, ob sie eine bekommen hat oder nicht. Die habe ich jedes Mal bei den Veranstaltungen gesehen und sie war 100‑prozentig nicht da. 

Jetzt möchte ich noch einmal darauf zurückkommen, dass Sie, die Sie uns soziale Kälte vorwerfen, mit Ihrer so genannten sozialen Wärme nicht fähig sind, Menschlichkeit anzuerkennen und auch zu ehren. Das betrifft auch das Pflegepersonal und vor allem auch die pflegenden Angehörigen. Wenn Sie diesen Menschen nicht die soziale Anerkennung zuteil werden lassen, die sie verdienen, werden Sie es auch nicht schaffen, Pflegepersonal für die Gemeinde Wien zu finden. 

Der ÖVP ist es ein Anliegen, Menschen Ideale zu geben und diese zu erhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Jetzt kommt Kollege Kurt Wagner mit 8 Minuten. Herr Pfeiffer hat dann noch 5 Minuten zur Verfügung. 

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich in meiner Rede zum Budget mit dem Krankenanstaltenverbund beginnen, aber die Aktualität der politischen APA-Pressemeldungen zwingt mich, eine kleine Umstellung vorzunehmen. Ich habe immer geglaubt, dass Kinder den 24. Dezember nicht erwarten können und schon besonders neugierig sind, was sie bekommen. Jetzt weiß ich, wenn eine politische Partei einen Wahlsieg feiert, dann gibt es halt manche Mandatare, die es auch nicht erwarten können, dranzukommen. Aber, Herr Pfeiffer, dass gerade Sie es heute sind, der uns bereits um 13.12 Uhr über die Austria Presseagentur erklärt, was er jetzt dann in 8 Minuten nach mir hier erzählen wird, das finde ich ein bisschen dreist und das wäre formell nicht unbedingt notwendig gewesen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das wäre ja nicht das erste Mal!) Ich sage Ihnen, wenn ich mehr Zeit hätte, dann hätte ich jetzt zitiert, was da drinnen steht, dann hätten Sie sich vielleicht sogar Ihre Wortmeldung ersparen können.

Nur etwas halte ich für an den Haaren herbeigezogen: unserer Stadträtin vorzuwerfen, dass ihr ihre linke Position wichtiger erscheint, als der Schulterschluss mit anderen gegen das Drogenelend. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ausgerechnet "Schulterschluss"!) Das hat sich die Stadträtin nicht verdient und auch nicht all jene, die im Wiener Drogenbeirat schon seit Jahren sehr konstruktiv zusammenarbeiten. 

Herr Kollege Pfeiffer! Wenn Sie es mir nicht glauben, vielleicht glauben Sie es Experten, die am 21. November ebenfalls eine Pressekonferenz abgehalten haben, an der auch Herr Prof Dr Max FRIEDRICH teilgenommen hat, der im Prinzip erklärt hat, die Frage ist, welche Präventionsmethoden wir basteln. Im Endeffekt müsse man akzeptieren, dass jeder Mensch in irgendeiner Weise abhängig sei: von Nikotin, von Alkohol, von der Arbeit und eventuell auch von illegalen Drogen. Ganz verhindern wird man das nie können. Das wird man nie erreichen. Das stammt nicht von mir, sondern von Univ Prof Dr Max FRIEDRICH. Die drogenfreie Gesellschaft, die Sie sich vorstellen, wünsche ich mir auch, nur wird es sie halt nicht geben.

Meine Damen und Herren! Ebenfalls noch zum Bereich der Drogenpolitik: Hier ist natürlich der Schulterschluss gefordert, aber auch jener der Bundesdienststellen. Bei dieser Pressekonferenz spricht Univ Prof DDr Christian Kopetzki vom Institut für Staats- und Verwaltungsrecht der Universität kritisierend auch über den Bund und sagt, es sei die Substitutionstherapie für Opiatabhängige mit Methadon beziehungsweise anderen Morphinen gesetzlich zwar weitgehend liberalisiert worden, durch den Substitutionserlass werde sie aber modifiziert und begrenzt. So sei die Vidierung der ausgestellten Suchtgiftrezepte durch den Amtsarzt eine weit gehende Verletzung des Datenschutzes. Noch ein Punkt: Der Substitutionserlass ist laut Kopetzki von den Bundesstellen nicht einmal ordnungsgemäß verlautbart worden. Von langer Hand vorbereitet könne man ihn wahrscheinlich aus den Angeln heben. - So viel zu Ihrer konkreten Politik auf Bundesebene im Drogenbereich.

Meine Damen und Herren! Im Gesundheitsbereich und damit auch im Wiener Krankenanstaltenverbund setzt unsere Frau StRin Dr Pittermann ihren erfolgreichen und kontinuierlichen Weg für die Wienerinnen und Wiener fort. Sie hat bei den notwendigen Budget-verhandlung wieder erreicht, dass es ein Stück des Weges weitergehen kann. Im Gesundheitsbereich werden für den ausgegliederten Wiener Anstaltenverbund 635 Millionen EUR als Zuschuss vorgesehen. Für die Ordensspitäler - also das, was Sie da vorher gerade so kritisiert haben - stehen 44 Millionen EUR zur Verfügung. Ich schaue mir jedes andere Bundesland hier in dieser Republik Österreich an, das so großzügig mit den Ordnensspitälern umgeht. 

Meine Damen und Herren! Ich hätte Ihnen jetzt von den Zahlen her noch einiges zu sagen und natürlich auch meinem lieben Freund Gio Hahn. Wenn du da jetzt gerade vorher erklärt hast, dass dies eine trostlose Fortschreibung des Budgets sei, dann dürfte sich bei dir etwas eingestellt haben, was auch schon der Bundeskanzler hat, nämlich ein bisschen Gedächtnisschwund. Ich darf dich daran erinnern, dass du in der abgelaufenen Funktionsperiode auch Koalitionspartner unserer Fraktion warst und dass diese Budgets und Beschlüsse auch mit Zustimmung deiner Partei gefasst wurden.

Meine Damen und Herren! Wir sind aber insgesamt sehr stolz auf das Wiener Gesundheits- und Krankenanstaltensystem. 23,3 Prozent aller Hüftendoprothesen wurden in Wien eingepflanzt. 44,92 Prozent aller Nierentransplantationen und 33,1 Prozent aller herzchirurgischen Operationen werden in Wien durchgeführt. Jetzt kann man über die Wartezeit streiten, aber, lieber Freund Hahn, liebe Kollegin Lakatha, ich schaue mir das auch in anderen Bundesländern an, wie lange die Wartezeiten in St. Pölten, im Landeskrankenhaus Klagenfurt, in Graz, in Linz sind. Wir sind mit diesem Standard, mit dieser Situation nicht zufrieden, aber lassen Sie bitte die Kirche im Dorf. Schauen Sie einmal, wie viele Fremdpatienten aus Niederösterreich wir in Wien behandeln. Da sind wir wirklich stolz auf unsere medizinischen Leistungen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Und wenn Sie es noch genauer wissen wollen, auch für das Budget 2003: Im Jahre 2002 haben wir einschließlich AKH bis jetzt, nämlich bis zum 23. November, 10 891 Herzoperationen durchgeführt, 25 348 orthopädische Operationen, 5 884 neuchirurgische Operationen und 275 Transplantationen wie Leber et cetera. Hier sieht man, wie eindrucksvoll diese Statistik insgesamt ist. 

Wir geben mit diesem Budget im nächsten Jahr aber auch einen Beschäftigungsimpuls für die gesamte Wiener Wirtschaft, und zwar durch den Neubau des Geriatriezentrums und Pflegeheims Favoriten mit einem Investitionswert von 5 615 500 EUR, Inbetriebnahme nächstes Jahr, mit dem Neubau einer Vollversorgungsküche des Kaiser-Franz-Josef-Spitals mit 3 944 300 EUR, Inbetriebnahme ebenfalls nächstes Jahr, mit dem Neubau der Küche im Wilhelminenspital in der Höhe von 102 883 EUR - das ist die letzte Rate - und mit der Instandsetzung der Pavillons 3, 5 und 11 im Kaiserin-Elisabeth-Spital in der Höhe von 363 700 EUR. Im Otto-Wagner-Spital ist für den Umbau des Pavillons Austria eine Summe von 3 590 000 EUR vorgesehen und auch im AKH werden 13,1 Millionen EUR für Teilprojekte ausgegeben. Meine Damen und Herren! Erfolgreicher könnte man im Investitionsbereich mit Budgetmitteln nicht umgehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Nun noch zum Bereich Soziales Wien, zum Fonds Soziales Wien. Da könnte ich jetzt viel, viel aufzählen. Ich darf mich aber an dieser Stelle nicht nur für die abgelaufene Arbeit, sondern auch für das nächste Jahr bei Dr Alexander David und bei unserem Kollegen Peter Hacker bedanken, die es geschafft haben, dass unsere Drogenprävention und die Wiener Drogenpolitik als ein Vorreitermodell in ganz Europa fungieren. 

Meine Damen und Herren auch der Österreichischen Volkspartei! Auch wenn Ihnen das nicht passen sollte: Wir sind international anerkannt und akzeptiert. Das zeigen auch alle internationalen Statistiken. Die Drogentoten - leider gibt es noch immer welche - werden aber älter, werden rapid älter, und das ist gut so. 

Meine Damen und Herren! Wir haben aber auch im Bereich der Wiener Rettung ganz, ganz wichtige Investitionen vor. Die MA 70, die Krankenbeförderung, ist ebenfalls meist unbedankt. Für die zahlreichen Einsätze - sie gehen in die Zehntausende -, die täglich, wöchentlich und monatlich durchgeführt werden, gebührt unser besonderer Dank, und ich darf dem Kollegen Chefarzt Kaff von dieser Stelle aus sehr, sehr herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Zum Schluss möchte ich mich noch bei einem persönlichen Freund bedanken. Bei der Budgetrede habe ich jetzt nur mehr ganz kurz die Möglichkeit, mich von unserem OSR Dr Graf zu verabschieden, der es heuer vorzieht, in den wohlverdienten Ruhestand zu geben. Ich darf Ihnen persönlich sagen, Sie waren für mich ein Lehrmeister. Ich habe bei Ihnen die ersten Schritte im Psychotherapiegesetz machen dürfen, das Sie mir von A bis Z erklärt haben. Herzlichen Dank! Wir werden Sie vermissen. Ganz scheiden Sie ja noch nicht aus, aber Sie werden uns abgehen. Damit wird diese erfolgreiche Budgetpolitik fortgesetzt. Ihre Person war jahrelang, jahrzehntelang in der MA 15 tragend mit dafür verantwortlich. Noch einmal herzlich Danke dafür! (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren! Jetzt bleibt mir nichts mehr übrig, als Sie zu bitten, diesen erfolgreichen Kurs unserer amtsf StRin Dr Pittermann mit dem Budget zu unterstützen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Sie haben 5 Minuten Redezeit. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Schön, dass Sie heute da sind. Das letzte Mal bei der Diskussion Ihres Budgetkapitels mussten wir Sie ja mehrfach auffordern, hier Platz zu nehmen. 

Es ist angenehm zu hören, dass die Drogentoten immer älter werden, lieber Herr Kollege Wagner, aber das ist nicht unbedingt das, was man im deutschen Sprachgebrauch tatsächlich als realistisch empfinden kann. 

Einem schlechten Beispiel folgend - und ich befinde mich da in absolut schlechter Gesellschaft, muss ich Ihnen sagen (GR Christian Oxonitsch: Was wollen Sie damit sagen?) - habe ich diesmal die Presseaussendung vor der Rede gemacht. Aber ist Ihnen nicht aufgefallen, dass Herr StR Rieder die Pressekonferenz auch vor der heutigen Budgetdiskussion gemacht hat? - Das ist Ihnen nicht aufgefallen, gell? Na ja, macht ja nichts. (GRin Ursula Lettner: Das ist schon ein Unterschied!) 
Ich rede zum Kapitel Drogen ganz kurz. Ich möchte im Rückblick sagen, dass wir seit 1990 immer eine gemeinsame - ob innerhalb oder außerhalb der Koalition - und eine, wie ich glaube, sehr gute Drogenpolitik gemacht haben, indem wir in der Ablehnung des Drogenmissbrauchs, in der Ablehnung jeglichen Konsums, in der Ablehnung der Freigabe von Suchtgiften, in der persönlichen Verantwortung des Einzelnen unser Heil suchen wollten und die Achtung vor der Würde des Mitmenschen als den Mittelpunkt gesehen haben. 

Das alles steht im Drogenkonzept, das wir gefordert haben und das durchgeführt wurde. Und das einheitliche Budget versus einer Aufsplittung der Mittel ist ja nunmehr im Fonds "Soziales Wien" seit 2001 Wirklichkeit. Es ist damit ein modernes, ein dynamisches und ein erfolgreiches Konzept gegen die Drogenprobleme entstanden. 

So. Und nun kommt eine von den bisherigen Vorgangsweisen uninformierte Stadträtin, phantasiert öffentlich von Fixerstuben, lässt zu, dass in einem Drogenbeirat alles kritisiert wird, was nicht ausschließlich der Verharmlosung der Drogen dient, und gibt unreflektierte Presseaussendungen von sich, die mit der Realität sehr wenig zu tun haben. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist unklug! "Der ARBÖ hat durch seine Stellungnahme maßgeblich dazu beigetragen, dass im Parlament eine Zweidrittelmehrheit diesem Gesetz zugestimmt hat", schreibt Herr Dr Wachter, ein unverdächtiger Zeuge. Die Frau Stadträtin macht eine Aussendung: "Der Entwurf zur Novelle der StVO sei nicht nur unzureichend, sondern sogar kontraproduktiv."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist Ihre Drogenpolitik! So arbeiten Sie, so arbeitet die Frau Stadträtin! (GR Kurt Wagner: Besser als Sie!) 

Und zur Budgetposition des Fonds "Soziales Wien", der sowieso ganz versteckt, ungenannt, in der MA 15 vorzufinden ist (GR Kurt Wagner: Sie können das nachlesen!), kann ich sagen, dass es absolut nicht ausreicht, um die notwendigen Maßnahmen und die Aufgaben, die der Fonds hat und die drinnen stehen, zu verwirklichen. So ist es halt. Denn nach der Gründung und Konsolidierung des Fonds im vorigen und vorvorigen Jahr wäre es nunmehr notwendig, Maßnahmen zu setzen für einen Präventionsplan, für einen Repressionsplan und für einen Therapie- und Resozialisierungsplan, meine sehr geehrten Damen und Herren, und endlich auch einen jährlichen Bericht zu machen, wie alle anderen Institutionen, die sich mit Drogen befassen.

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Eines muss ich Ihnen sagen: Außer verzichtbaren öffentlichen Nachdenkens ist Ihnen zur Drogen- und Suchtgiftbekämpfung nichts Neues und Zielorientiertes eingefallen, und darum lehnen wir auch in dieser Position Ihren Ansatz ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau amtsf StRin Dr Pittermann am Wort. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Vorsitzende! Hohes Haus!

Ich werde gleich mit dem letzten Redner beginnen, der sich offensichtlich medizinisch sehr weitergebildet hat. Als Medizinerin sage ich als Hämatologin den Psychiatern nicht, wie sie ihre Therapie gestalten sollen, lasse mir aber von Psychiatern auch nicht sagen, wie ich hämatologische Therapien gestalten soll. Wohl reden wir aber miteinander, was zielführend und richtig ist. 

Wenn ich höre, dass die Anzahl der Herzklappenoperationen steigt, weil sich zum Teil die Fixer eben unreine Sachen spritzen und dadurch eine gewaltige Gefährdung für das Personal gegeben ist, weil diese Menschen häufig HIV-krank sind und Hepatitis C erkrankt sind, auch Hepatitis B erkrankt sind, und damit für das Personal bei den Operationen im Brustkorb die Gefahr einer Infektion relativ hoch ist, dann muss man sich überlegen, ob man nicht Wege gehen soll, wo man die Gefährdung von dem Personal nimmt. Und da ist die Frage: Wenn einer nicht entziehbar ist, und das bestätigen alle Psychiater, das hat auch Staatssekretär Waneck bestätigt, muss man manchmal palliativ handeln, weil eben nicht jeder entziehbar ist. Das heißt, man muss die Drogen geben. 

Das ist aber nicht einmal was Neues. Das habe ich schon bei der Pharmakologieprüfung gelernt, dass Abhängige sehr wohl über den Amtsarzt ein Dauerrezept erhalten können. Das ist Schnee von gestern. 

Es gab einen sehr, sehr renommierten, angesehenen Professor an der Klinik - der Name ist heute noch bekannt -, der war ein bekannter Morphinist und hat daneben sein Amt als Ordinarius ausgeübt. Auch das ist möglich. Es geht darum, wie man die Menschen gesellschaftlich zurückführt. 

Für eine Freigabe der Drogen sind wir nicht. Aber wir sind immer dafür, dass man Menschen behandelt, und zwar so behandelt, dass sie damit auch sozial existieren können und nicht andere gefährden. 

Mir geht es darum, mein Personal der Stadt Wien, das behandeln muss, möglichst wenig einer Infektionsgefahr mit HIV, mit Hepatitis C auszusetzen. (GR Gerhard Pfeiffer: Wo ist Ihr Gesundheitsprogramm?) 

Und meine religiöse Zugehörigkeit sagt mir, dass man alle Menschen behandeln muss. Vielleicht sind Sie der Meinung, dass man bei Drogenabhängigen keine Herzoperationen machen soll. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, nein!) Das kann ich nicht nachvollziehen. Ich bin dafür, dass wir alle Menschen behandeln, aber ich schaue, wenn es vermeidbar ist, dass sie gar nicht erkranken und dass ich dem Personal die Chance gebe. (Beifall bei der SPÖ.) 
Darauf bezog sich damals das, wo wir gesagt haben, man muss das überlegen, auch, dass infizierte Nadeln nicht irgendwo herumliegen, und auf sonst gar nichts. Es ist niemals, aber auch niemals eine Sekunde von mir an eine Freigabe von Drogen, dass jeder machen kann, was er will, gedacht worden.

Und zur Verkehrsordnung. Nun, bis heute weiß man nicht, welche Drogenmengen wirklich eine Beeinträchtigung hervorrufen. Auch das haben sowohl Psychiater als auch Gerichtsmediziner und Labormediziner gesagt. Das sagt vielleicht einer anders, der irgendeine Verbindung hat mit jenen, die vorgeben, das messen zu können. Aber die Relation, wie der Promillegehalt, auch die Beeinträchtigung, ist bis heute wissenschaftlich nicht verifiziert. Und für mich als Ärztin gilt immer noch das, was die Wissenschaft sagt. Ich weiß nicht, wann Sie Ihre Studien absolviert haben, ich weiß, wann ich meine absolviert habe. (GR Gerhard Pfeiffer: Über die Materie haben Sie sich nicht informiert!)

Nun zur Kollegin Pilz. Sie haben die Sterilisation angesprochen. Natürlich ist es ein Eingriff in die Selbstbestimmung, wenn man sagt, eine Frau soll schon zwei Kinder haben. Auf der anderen Seite ist eine Sterilisation ein schwerer Eingriff in die Integrität des Körpers, und ich weiß wirklich nicht, ob man mit 25 so 100‑prozentig abschätzen kann, wie irreversibel das ist. Und es sind viele Menschen, die versuchen, eine Sterilisation, unter welchen Umständen auch immer, selbst wenn sie zwei Kinder haben, auch da kann etwas passieren, oder es kann eine neue Partnerschaft kommen, dann wieder rückgängig zu machen. Daher bin ich viel, viel mehr, außer wenn ein Kinderwunsch aus gesundheitlichen Gründen nicht erfüllt werden soll, immer dafür, dass man andere Methoden anbietet als die Sterilisation, weil ich das prinzipiell für einen so schwer wiegenden Eingriff in den Körper halte, dass ich eher nicht dafür bin. Aber, wie gesagt, es ist eine Privatleistung im Spital, es ist keine Krankenkassenleistung, es muss jeder mit sich ausmachen. Und es ist auch nicht gesagt, dass ausgerechnet die Semmelweis-Klinik die Sterilisierklinik sein soll. Aber es fällt uns sicher schwer, Eingriffe an gesunden Menschen zu machen, die eher irreversibel sind.

Zum AKH. Ich werde das AKH sicher nicht herunterfahren. Das AKH hat die beste Infrastruktur. Jede Leistung, die ich dort nicht erbringe, die dort erbracht werden soll, macht die Kosten für die anderen noch teurer. 

Dass man Appendektomien oder Tonsillektomien im Allgemeinen Krankenhaus nicht durchführt, ist selbstverständlich. Wenn sich aber manche Ärzte ihre Patienten hineinlegen, werde ich das nicht verbieten.

Was Sie gesagt haben zu den Ärzten, die sich wegstehlen: Das wäre eine gute Rede für das Parlament gewesen. Die Ärzte unterstehen mir in keiner Weise dienstrechtlich. Und auch mit den Krankenkassenverträgen habe ich überhaupt nichts zu tun, und das ist auch gut, selbst wenn der Obmann Bittner und ich die gleiche politische Zugehörigkeit haben. Aber es ist gut, wenn ich nicht von da eingreifen kann, welcher Arzt einen Kassenvertrag kriegt oder nicht. Das sind Verträge, die besprochen werden zwischen Ärztekammer und Krankenkasse. Es gibt in der Zwischenzeit schon Reihungslisten.

In der Gemeinde Wien haben wir festgelegt, dass ein Spitalsarzt nicht eine Krankenkassenpraxis haben darf. Ich weiß, dass es vereinzelt Fälle an der Klinik gibt. Ich bin nicht dafür. Ich wäre auch nie dafür im Bereich der Gemeinde Wien, denn es gibt sehr viele arbeitslose Ärzte, die sollen eine Chance auf ein Volleinkommen haben. Aber ich kann mich da in keiner Weise, und das will ich auch gar nicht, einmischen. Das wäre ebenfalls etwas, was mir als Recht nicht zustünde.

Strukturveränderungen im AKH wird es geben. Bis zum Jahr 2004 muss es eine eigene Betriebsgesellschaft sein. 

Weil Sie gesagt haben, Operationen können nicht durchgeführt werden. Auch ich habe das gehört und Weisung gegeben, dass ab sofort das volle OP-Programm natürlich bis Jahresende läuft, denn es ist verrückt, eben eine Infrastruktur wie das AKH nicht zu nützen und dann alles im Jänner zu operieren. Es hat daher der Herr Generaldirektor Schritte ergriffen, und ich kann Ihnen versichern, nach der Rückmeldung werden alle orthopädischen Operationen, alle Augenoperationen und auch alle Herzoperationen ausgeführt. Der eine Herz-OP war für wenige Tage gesperrt, weil dort mehrere Krankenstände waren - das kann wirklich immer passieren -, und dann war er wieder offen. 

Und wenn Sie gehört haben vom GR Wagner, dass 33 Prozent der Herzoperationen in Wien gemacht werden, dann muss ich sagen, wir leisten eigentlich sehr, sehr viel an Operationen, denn Wien hat nicht 33 Prozent der Einwohner Österreichs. Ich frage mich, wo die anderen Bundesländer bleiben, wo sie ihre Herzeingriffe durchführen. 

Nun noch einmal zu den Kaiserschnitten und zur Episiotomie. Es ist eine Forderung der Medizinjuristen, dass man die Patientinnen sehr frühzeitig aufklärt, nicht erst unmittelbar vor dem Ereignis, dass nur im akuten Notfall etwas sein kann. Da gibt es eigene Bögen, A 4-Seiten. Wenn ich das als Patientin bekäme, würde ich den Eingriff auch nie machen lassen. Ich bin nicht begeistert davon. Leider sind das die Absicherungsvorschriften, die wir jetzt haben. Wir versuchen, sie in der 20. Woche auf die Möglichkeit, dass so etwas passieren kann, hinzuweisen. Wahrscheinlich wird ihnen das auch ihr Gynäkologe sagen. Auch meiner hat mich gefragt, ob ich einverstanden wäre bei diesen und diesen Ereignissen mit einer Sektio oder ob ich unbedingt dann eine übliche Geburt haben will. Also, das wird ja üblicherweise mit den Frauen besprochen, nur, das Spital ist verpflichtet, das wirklich ganz, ganz genau zu erklären. Ich sehe darin also nicht so ein Problem. 

Man muss natürlich nicht nur den Bogen hergeben, sondern wirklich besprechen, was sein kann, ob eine Frau, wenn sie eine Beckenendlage hat, operativ oder vaginal entbinden soll. Ich würde sagen, aus Sicherheitsgründen für das Kind hätte ich mich immer für die operative Entbindung entschlossen, denn es gibt - und eine der harmlosesten ist noch die Plexuslähmung - fast immer Schwierigkeiten bei der vaginalen Entwicklung einer Beckenendlage. Und durch vermehrte Kaiserschnittfrequenz haben auch die Ärzte und Hebammen immer weniger Erfahrungen mit der Entwicklung einer Beckenendlage. Es gibt immer weniger Geburten, man entbindet immer weniger komplizierte Geburten so, daher fehlt die Erfahrung. Aus Sicherheit für das Kind hätte ich mich also sicher in so einem Fall für einen Kaiserschnitt entschieden und würde auch jeder Frau, die mich fragt, nie zu einem prophylaktischen Kaiserschnitt raten, weil es geschwinder geht und man keine Schmerzen hat, aber sehr wohl bei nicht ganz normal vorliegenden Geburten so entscheiden. 

Zur Frage der Kooperation stationärer - ambulanter Bereich, Herr GR Kowarik. Es wird jetzt eine Studie gemacht, gemeinsam mit der Wiener Gebietskrankenkasse, niedergelassenen Ärzten, einem Ordensspital, dem Hanusch-Krankenhaus und dem Wilhelminenspital, um eben zu pilotieren, wie man noch besser vernetzen kann. Wir versuchen es ständig. Es ist von allen Seiten nicht ganz einfach, aber es sind auch Apotheken mit einbezogen. Es war auch Herr Präsident Burggasser, sage ich Ihnen, dort dabei, und ich hoffe, dass wir sehr erfolgreich sein werden. 

Was die Reduktion der Pflegedokumentation betrifft, Kollege Kowarik, da sprechen Sie mir aus dem Herzen. Sie wissen, das bringe ich gebetsmühlenartig vor. Es ist auch nicht unbedingt ein Gesetzesauftrag. Es wird manchmal ein bisschen übertrieben. Das ist aber der Wunsch der Vorgesetzten im Pflegebereich. Es ist sicher nicht meiner. Ich bin dafür, dass wir die Dokumentation überall im Spitals- oder Geriatriebereich auf das unbedingt nötige, gesetzlich vorgeschriebene Ausmaß zurückdrängen. Alles Zuviel macht Krankengeschichten unleserlich und führt eher noch zu Gefahren. 

Weil Frau GRin Lakatha die Pflege und die Menschlichkeit angesprochen hat. Nun, wir haben auch manchmal Probleme, wenn Antidekubitusmatratzen zu spät eingesetzt worden sind, wie Frau GRin Pilz erst vor ein paar Sitzungen gesagt hat. Auch das ist eine Frage, ob und wie man das Personal entlastet. Es ist beim marantischen Patienten ja fast nicht mehr möglich, durch ständige Bewegung den Dekubitus zu verhindern, und dann müssen auch private Pflegebereiche diese ausgezeichneten Antidekubitussysteme zur Verfügung stellen. 

Mein Zeitbudget ist sehr knapp. Ich werde die Fragen nur mehr ganz, ganz kurz umreißen. 

Es ist uns wichtig, weiterhin die Qualität, die Leistungsfähigkeit und die Versorgungssicherheit zu steigern und eine noch stärkere Patientenorientierung zu erreichen. 

Die Diskussionen über die Finanzierung des Gesundheitswesens beschäftigen uns alle, nicht nur die Politik, auch die Medizin. Alle Kongresse sind voll mit Fragen der Medizinökonomie, der Medizinethik. Das zieht sich jetzt wie ein roter Faden durch. Das war vor fünf bis zehn Jahren noch undenkbar. Es ist auch zu einem Umdenken bei den Ärzten gekommen, und wir wissen, dass wir mit den Herausforderungen des steigenden Alters, den zunehmenden Krankheiten und dem Mehr an medizinischer Leistung immer mehr in eine Kostenschere kommen werden. 

Unser Wunsch ist aber ein Zugang unabhängig vom Einkommen, unabhängig vom Geschlecht, unabhängig vom Alter, wirklich für alle Menschen. Wir werden im Spitalswesen Synergien nützen mit dem niedergelassenen Raum, mit allen WIKRAF-Spitälern, mit den niedergelassenen Apotheken, mit den Pflegediensten und allem, was extramural angeboten wird, um möglichst kostengünstig, soweit es kostengünstig geht, die Versorgung der Menschen wahrzunehmen. Im ganzen westlichen Raum, in der ganzen technisierten Welt treten natürlich die gleichen Probleme wie bei uns auf. Die lassen sich nirgendwo verändern. Wir haben überall das Problem des geringen jugendlichen Nachwuchses und der zunehmenden älteren Bevölkerung. 

Die Pflegeschulen in Wien, die der Stadt Wien, sind ausgebucht. Wir haben durch die Pflegekampagne erreicht, dass sich wieder mehr junge Menschen gemeldet haben und dass kein einziger Ausbildungsplatz frei ist.

Ich bin eine Vertreterin dessen, dass ich sage: Eine breite Grundausbildung, dann kann man aufschulen. Es muss den Pflegepersonen die Möglichkeit geboten werden, in andere Sparten wechseln zu können. Es kann nicht sein, dass einer 30, 40 Jahre immer in derselben Sparte arbeiten muss, wenn er es auch nicht aushält. 

Ich möchte aus Zeitgründen jetzt nur mehr ganz, ganz wenig sagen. 

Sie wissen, dass wir die höchste Qualität haben und verbindliche Strukturqualitätskriterien für die Intensivbereiche, für die onkologische Versorgung, für die Stammzellentransplantation, für die Herzchirurgie. All das verursacht, nachdem wir uns daran halten, natürlich Kosten. Wir haben es oft in der Strukturkommission erlebt, wie sehr sich die Bundesländer wehren, diese Strukturqualitätskriterien einzuhalten oder sie überhaupt zu erreichen. Also, da ist wirklich Wien vorbildlich. 

Wir wollen im Bereich der Akutgeriatrie die Remobilisation ausbauen, um die Menschen vermehrt wieder nach Hause entlassen zu können. Es sind 471 Betten bis 2005 dafür geplant. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass das AKH nicht nur Spitzenmedizin erbringt, sondern durchaus auch in den Nachtstunden, Feiertags- und Sonntagsstunden eine sehr große allgemeinmedizinische Leistung, was auch aus Ausbildungsgründen gut ist. Es ist der niedergelassene Raum, was auch verständlich ist, in dem Maße nicht so verfügbar, und daher bin ich allen, die dort ihre Tätigkeit verrichten, sehr dankbar. 

Die Sicherstellung eines Alterns in Würde haben wir ebenfalls durchgeführt. Es war damals das Anliegen des Gemeinderats. Die MA 47 hat ein steigendes Budget. Und wie schon GRin Lettner ausgeführt hat: Wir haben überall steigende Nachfrage und Angebote. Es ist nur der Umfang von "Essen auf Rädern" geringer geworden. 

Wir betreiben im Bereich der Gemeinde Wien die Geriatriezentren, wo wir neben der pflegerischen Versorgung auch eine medizinische Versorgung haben, und ich hoffe, dass wir es schaffen, im Laufe der nächsten Dekade wirklich die baulichen Veränderungen so durchzuführen, dass auch ich mich damit einverstanden erklären kann. 

Die Gesundheitsförderung ist ebenfalls ein wichtiger Bereich in meiner Geschäftsgruppe. Ich bin sehr froh über all das, was wir den Menschen nahe bringen können. Krebsvorsorge, Herzvorsorge, Bewegung, Osteoporose sind die Themen und wir führen immer entsprechende Veranstaltungen durch. 

Besonders wichtig ist mir auch noch die Frauengesundheit mit dem Brustkrebsprogramm, mit der Versorgung und der Evaluierung der postnatalen Depression. 

Die MA 15 nimmt einen sehr großen Bereich in der Gesundheitsvorsorge ein, sie hat ebenfalls Programme. 

Ein besonders wichtiger Teil ist die Ambulanz für sexuell übertragbare Erkrankungen und die Begleitung durch Streetworker bei der Prostitution, um die Ausbreitung von Infektionskrankheiten zu verhindern. 

Ich möchte jetzt, da ich sehe, Sie sind schon alle nervös, weil Sie sich ausrechnen, dass es lange dauern wird - ich muss genauso lang bleiben, weil der Wirtschaftsplan dann erst beschlossen wird -, meine Rede vorzeitig beenden, ohne auf alle meine Geschäftsgruppen eingegangen zu sein. Ich hoffe, Sie sind darüber nicht böse. 

Ich möchte mich bei allen meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ganz, ganz herzlich bedanken für die Arbeit, die sie verrichten, die sie so ausgezeichnet verrichten, dass die Gesundheit der Wiener wirklich in den besten Händen ist. Ich danke auch dem Gesundheitsausschuss für seine konstruktiven Vorschläge, und ich hoffe und ich bin überzeugt, dass wir mit dem Wirtschaftsplan und mit dem Budget wieder einen Schritt weiter in der bestmöglichen Versorgung machen werden. - Herzlichsten Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Als Erste ist Frau StRin Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Es ist ja nicht das erste Mal, dass ich hier heraußen stehe und bei einer Budgetdebatte rede. Ich glaube, das ist das siebente Mal, und jedes Mal habe ich im Wesentlichen dieselben Dinge gesagt. Das werde ich auch heute tun. Aber da ich davon ausgehe, dass jeder hier im Haus das schon öfter als einmal gehört hat, was ich anzumerken habe, habe ich mir gedacht, ich werde versuchen, mich möglichst kurz zu halten, denn epische Breite ist heute wohl nicht angesagt.

Wir haben uns in den letzten zweieinhalb Jahren doch des Öfteren mit der Ausländerpolitik, muss ich sagen, also ganz bewusst Ausländerpolitik, denn das war keine Integrationspolitik der Bundesregierung von ÖVP und FPÖ, auseinander gesetzt und vielleicht auch ein bisschen weniger mit der Integrationspolitik der SPÖ in Wien, wohl auch deswegen, weil die SPÖ-Alleinregierung in Wien ja doch verhältnismäßig frisch war und somit es, zumindest mir, unfair erschien, gleich zu Beginn erneut alle Kritikpunkte zu wiederholen und alles Mögliche zu verlangen, was man ja bekanntlich nicht sofort umsetzen kann in dem Moment, wo man in die Regierung kommt. Inzwischen aber ist die SPÖ auch in Wien seit über eineinhalb Jahren allein in der Regierung, und ich denke, das ist der Zeitpunkt, der sich schon eignet, durchaus eine kleine erste Bilanz zu ziehen und sich einmal anzuschauen, was ist von all dem, das versprochen worden ist, was ist von all dem, das so vielfach diskutiert worden ist in diesem Haus, bis jetzt erledigt worden. Und dieser Bilanz möchte ich gleich vorausschicken: Die werde ich leider auch heute mit "nicht erledigt" abschließen müssen, denn vieles ist nach wie vor unerledigt.

Ich möchte exemplarisch ein paar Punkte kurz anführen, damit Sie mir folgen, also diejenigen, die überhaupt folgen, denn es scheint "Kaffeetscherl-Zeit" zu sein, und so mancher könnte unter Umständen die Gespräche, die dringenden Gespräche bitte, bitte, bitte in der Kaffeepause fortsetzen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Darf ich die hinter den Bankreihen Stehenden bitten, dass sie etwas leiser sind. - Danke. 

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Danke, Frau Vorsitzende.

Also erster Punkt, unerledigt, Sozialhilfe, Sozialhilfe für alle Wienerinnen und Wiener, ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft, zu denselben Bedingungen - etwas, was die SPÖ bereits im Wahlprogramm angekündigt hat, ich glaube, "Visionen für Wien" hat es geheißen, etwas, was sogar schon in der letzten Funktionsperiode, in den letzten Monaten vor dem Wiener Wahlkampf versprochen wurde, etwas, das mehrfach angekündigt wurde: Gleich wird es kommen. Ja, es gibt demnächst eine Harmonisierung der Sozialhilferegelungen der verschiedenen Länder. Aber dann wird es kommen. Inzwischen sind wir gegen Ende 2002 und es ist noch immer nicht gekommen. 

Eine Vielzahl grüner Anträge zu diesem Thema ist im Wesentlichen im Sozialausschuss stets ohne Debatte abgeschmettert worden. Wir haben einen derartigen Antrag auch heute eingebracht, und ich höre nicht auf, zu hoffen, dass dieser Antrag zumindest heute angenommen wird, auf dass endlich in Wien Sozialhilfe für alle Wienerinnen und Wienern zu denselben Bedingungen zu beziehen sein wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) Wie gesagt: Bis jetzt unerledigt.

Zweiter Punkt: Öffnung des Gemeindebaus. Und auch hier muss ich sagen: Leider bisher unerledigt. Selbstverständlich spricht in Wien gerade die SPÖ seit Jahren von der so genannten sanften Öffnung des Gemeindebaus. Nun, wir wissen alle, Sprache kann viel. Ich möchte, vielleicht ein bisschen polemisch, nicht so gern von der sanften Öffnung des Gemeindebaus sprechen, das klingt zwar sehr nett, ich möchte lieber sprechen von dem, was es ist, nämlich die zögerliche Öffnung des Gemeindebaus. Und wenn man schon den Gemeindebau nur zögerlich öffnen kann: Darf es bitte ein bisschen schneller sein? 

Not ist in Wien nach wie vor vorhanden, gerade bei Familien im Zuwandererbereich, und ich habe - und im Übrigen nicht nur ich, ich gehe davon aus, auch viele von Ihnen - monatein, monataus mit vielen, vielen Zuwandererfamilien zu tun, die ganz, ganz dringend eine Wohnung brauchen, die nach wie vor zu fünft, zu sechst in Kellerwohnungen wohnen, also unter unerträglichen Verhältnissen, muss man sagen, hausen und die mit diesen 1 000, vielleicht werden es heuer 1 500 Gemeindewohnungen, die für Notfälle zu Verfügung stehen, ganz sicher nicht das Auslangen finden können. Das heißt, auch in Sachen Öffnung des Gemeindebaus muss ich sagen: Leider zu zögerlich, leider unerledigt.

Punkt 3: Schule, Schulpolitik. Also ich könnte fast wetten, dass nach meiner Rede jemand von der SPÖ herauskommen wird und sagen wird: Es ist empörend, was ich hier behauptet habe über das Schulsystem, es funktioniert doch hervorragend, wir können stolz sein auf unsere Schulen und unsere Schulpolitik ist doch ein Vorzeigeprojekt, nach wie vor kommen Delegationen aus anderen Ländern, um sich unser System der Betreuung von Zuwandererkindern in der Schule anzuschauen. 

Es kann sogar im Einzelnen und fallweise der Fall sein. Aber eine Studie der UNICEF - die im Übrigen, wenn ich mich nicht irre, diesen Montag veröffentlicht wurde - spricht eine ganz andere Sprache. Und erlauben Sie mir hier zu zitieren, denn ich finde das sehr, sehr spannend, was in dieser Studie gestanden hat.

Also Titel: "Österreichs Schulen: Migrantenkinder benachteiligt." Erster Absatz: "Kinder aus Migrantenfamilien sind an österreichischen Schulen stärker benachteiligt, als in den meisten anderen OECD-Staaten. Zu diesem Schluss kommt eine Studie des UN-Kinderhilfswerks UNICEF." Und weiters, obwohl Österreich verhältnismäßig gut, also im Mittelfeld sozusagen, abschneidet: "Einen Ausreißer bei den relativ guten Ergebnissen Österreichs bildet der Umstand, dass die Benachteiligungen für Kinder aus Migrantenfamilien dreimal so hoch wie in anderen Staaten sind. So liegt der Prozentsatz von Migrantenkindern, die nur schlecht lesen können, in Österreich bei rund 40 Prozent." 

Und des Weiteren wird in dieser Studie festgestellt, dass kein Zusammenhang besteht zwischen dem, wie ein Land abschneidet, und wie hoch die Bildungsausgaben sind in dem entsprechenden Land. Also, ein Beispiel: So sind etwa die staatlichen Ausgaben pro Schüler in Südkorea und Griechenland etwa gleich hoch, Südkorea rangiert im UNICEF-Vergleich allerdings auf Rang eins, Griechenland am vorletzten Platz. Österreich ist, wie gesagt, knapp irgendwo über Griechenland zu finden. 

Nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte nicht vorschlagen, dass wir allesamt eine Reise nach Südkorea antreten, um uns dort anzuschauen, wie es funktioniert und was die denn machen, dass sie so viel besser abschneiden. Aber zum Beispiel Finnland wäre ja auch ein bisschen näher und Finnland schneidet hervorragend ab. 

Und was ich nicht richtig finde, ist, wenn man jahrein, jahraus hier herauskommt und sich hochzufrieden selbst lobt, selbst lobt für ein Schulsystem, das aber nach wie vor Zuwandererkinder stark benachteiligt. 40 Prozent, rufe ich noch einmal in Erinnerung, haben gröbere Schwächen beim Lesen. 

Und Migrantenkinder sind nicht irgendeine kleine Gruppe, gerade im Wiener Schulsystem, sie sind jedes dritte Kind. Das heißt, in Wien, und das belegt diese Studie, haben wir ein größeres Schulproblem zu lösen. Dieses Schulproblem ist, und das belegt diese Studie auch, nicht notwendigerweise mit höheren Ausgaben zu lösen, sondern dadurch, dass man sich hinsetzt, dass man nachdenkt, dass man sich anschaut, wie machen es andere Länder besser, wie schaffen sie es, dass es dort besser funktioniert, und dass man die entsprechenden Konzepte auch für Wien entwickelt. 

Ich denke, nach eineinhalb Jahren SPÖ-Alleinregierung ist es an der Zeit, dass man sich hinsetzt und etwas überlegt. - Wir GRÜNE stehen übrigens zum Mitüberlegen jederzeit zur Verfügung.

4. Punkt: MigrantInnen im öffentlichen Dienst. Nach wie vor: Nur ein verschwindend geringer Anteil von Zuwanderern arbeitet im Dienst der Stadt Wien, und das noch dazu konzentriert auf nur ein paar wenige Sparten. Ausgenommen natürlich davon jetzt der Gesundheits- und Pflegebereich, wo ja doch dort eine andere Situation, aber auch eine spezifische Situation vorliegt.

Ist es oder ist es nicht Aufgabe einer ernst gemeinten Integrationspolitik, noch dazu in einer Stadt mit 25 Prozent Zuwandereranteil in der Bevölkerung, dafür zu sorgen, dass diese langsam, aber sicher auch im öffentlichen Dienst repräsentiert sind? - Das ist es schon. Und wie schafft man so etwas? - Das wissen wir alle. Indem es MigrantInnen-Förderungspläne in der Stadt gibt und indem es endlich ein dazu passendes Antidiskriminierungsgesetz gibt, das diese MigrantInnen-Pläne einerseits vorschreibt und andererseits reguliert, wie sie denn umzusetzen sind und was passiert, wenn sie nicht eingehalten werden. 

Meine Damen und Herren! Ein Antidiskriminierungsgesetz ist ebenfalls zu Beginn dieser Legislaturperiode angekündigt worden. Bis heute haben wir außer einer Pressemeldung vor ungefähr eineinhalb Jahren nichts mehr gesehen und nichts mehr gehört. 

Auch da muss ich sagen: Ja, gute Bekenntnisse, gute Vorsätze, aber aus Sicht der Opposition und nach Informationsstand der Opposition heute leider unerledigt. 

Ein letztes Problem, das ich noch anmerken möchte und das auch so in diese Bilanz des Unerledigten hineinfällt: Einbürgerungspolitik. Ja, es stimmt und es macht mich auch sehr froh, dass Wien Spitzenreiter, Spitzenreiterin ist bei den Einbürgerungen in Österreich. Doch diejenigen, die sich damit auseinander setzen in dem Bereich wissen auch, dass es in der MA 61, die für Einbürgerungsverfahren zuständig ist, einen enormen, einen massiven Andrang gegeben hat im vergangenen Jahr, nicht zuletzt auch darauf zurückzuführen, dass die ehemaligen bosnischen Flüchtlinge jetzt langsam diese etwa 8‑Jahres-, 9‑Jahres-, 10‑Jahres-Marke überschreiten und nun sozusagen fast alle - jetzt will ich es plakativ formulieren - nicht unbedingt gleichzeitig, aber fast gleichzeitig den Antrag auf die österreichische Staatsbürgerschaft stellen. Und da hat es Szenen gegeben im letzten Jahr, ich war selbst dort, ich habe mich überzeugen können, wo ich mich echt gefragt habe: Wie schaffen es die Leute, im Warteraum nicht ohnmächtig zu werden? 

Ich höre, dass die Überstundensituation dramatisch gewesen sein muss. Ich denke, dass es doch an der Zeit wäre, unter Umständen die MA 61 entsprechend aufzustocken.

Nun habe ich mich bemüht im letzten Jahr, zu Daten zu kommen. Also, ich habe mehrfach im Büro der Frau Stadträtin nachgefragt, hochoffiziell: Wie sieht es jetzt mit der Überstundensituation aus? Wie viele Leute sind dort beschäftigt? Ist jetzt daran gedacht, das Personal entsprechend aufzustocken? - Ich warte bis heute auf eine Antwort. 

Ich denke, einmal unabhängig davon, dass es mich nicht interessiert, weil ich sozusagen auf morbide Art und Weise neugierig bin, sondern weil ich auch meine Arbeit tun möchte und weil es doch Arbeit der Opposition und Aufgabe der Opposition ist, in solchen Bereichen zu überprüfen und da, wo sie kann, auch für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien Interessenvertretung zu betreiben, dass ich nach meinem derzeitigen Informationsstand sagen muss: Ebenfalls leider unerledigt. 

Wir wissen alle, dass sich diese Situation, so sich nichts ändert, in diesem Jahr und auch im nächsten Jahr fortsetzen wird. Also, der Trend ist ganz sicher nicht rückläufig bei den Anträgen, die gestellt werden.

Ich könnte genauso fortsetzen mit weiteren Beispielen, aber ich erspare uns das. 

Ein Letztes möchte ich noch erwähnen: Das kommunale Wahlrecht für Zuwanderer. Das soll nun endlich kommen. Allerdings, es wird schon auch an der Zeit, bitte. Angekündigt war es zuletzt für die Landtagssitzung am 13. Dezember. Die Tagesordnung ist ausgesandt, es ist noch immer nicht darauf. 

Schön langsam beginnen wir uns zu fragen: Wieso und woher all diese Verschiebungen? Denn ursprünglich hätte es ja noch im Jahr 2001 beschlossen werden sollen. (GR Heinz Hufnagl: Wann werden wir denn wieder wählen?) Angekündigt war es zunächst einmal noch für 2001, lieber Kollege. Dann für 2002. Bald sind wir im Jahr 2003. (GR Heinz Hufnagl: 2006 wird wieder gewählt! Vorher ist es nicht so dramatisch!) Diese Änderung, die wir beschließen möchten, ist doch nicht viel länger als drei bis vier Sätze in Wahrheit. Ich weiß, diese drei bis vier Sätze müssen wohl überlegt sein und müssen auch ausdiskutiert sein. Aber allmählich habe ich das Gefühl, wir haben es uns alle 100‑mal angeschaut, wir haben viel diskutiert und wir haben viel überlegt. 

Und Sie wissen im Übrigen, dass wir Ihrem Vorschlag, Zuwanderern erst nachdem sie fünf Jahre lang in Wien gelebt, das Wahlrecht zu gestatten, sehr, sehr skeptisch und sehr kritisch gegenüberstehen. Denn auch das ist leider zögerlich und auch das ist leider halb erledigt. Sie sind gerade dabei, endlich einen historischen Schritt zu setzen für die Stadt, doch auch diesen leider nur halb und leider viel kleiner, als er hätte ausfallen können. Denn mit diesem Schritt wird schon wieder eine Gruppe von Zuwanderern diskriminiert. 

In diesem Sinne, wie gesagt, leider unerledigte Bilanz, und daher können wir auch heuer diesem Voranschlag nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Ich möchte Frau Kollegin Cordon sagen, dass Ihnen die Frau nichtamtsführende Stadträtin 4 Minuten überlassen hat.

Als Nächster ist Herr GR Dr Ulm zum Wort gemeldet.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Frau nichtamtsführende Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist schon richtig, dass in diesem Kapitel sehr oft immer wieder die wesentlichen Dinge debattiert werden. Aber heute gibt es doch einen wesentlichen Unterschied: Es ist erst drei Tage her, dass wir gewählt haben und dass wir bundesweit die SPÖ überholen konnten. Das liegt wohl auch zu einem Gutteil daran, dass wir uns in wesentlichen inhaltlichen Fragen so positioniert haben, dass der Wähler sich bei uns besser aufgehoben gefühlt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir sprechen hier von einem Ressort, in dem die Bundespolitik besonders große Bedeutung hat. Fragen der Integration und Fragen der Sicherheit haben in diesem Wahlkampf eine besonders große Rolle gespielt. Es ist leicht nachvollziehbar, wieso der Erfolg der Sozialdemokratie sich nicht in dem Maß eingestellt hat, wie man das als Wahlziel formuliert hat. Die Integrationspolitik der SPÖ ist nämlich schlicht und einfach unglaubwürdig. 

Sie haben sehr heftig die sinnvolle Integrationspolitik der ÖVP kritisiert, Ausdrücke verwendet, die sicherlich nicht angemessen waren, und der Wähler hat das nicht goutiert. 

Sie haben aber vor allem in ganz wesentlichen Bereichen, wie beispielsweise bei der Asylwerberzuweisung, wo es darum geht, dass man nach dem Bundesbetreuungsgesetz Quoten festlegt für die einzelnen Bundesländer (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.), Herr Kollege, und da werden Sie mir Recht geben, dass das nach dem Bundesbetreuungsgesetz so ist, leider Gottes das nicht getan, was Wien machen hätte können, und das stimmt mit der angeblichen Ausländerfreundlichkeit der SPÖ halt überhaupt nicht überein. Da hat man einfach seine Verpflichtungen nicht erfüllt.

Der Quotenerfolg am 18. Oktober 2002 war so, dass Wien 1 218 Asylwerber hätte aufnehmen sollen. Tatsächlich aufgenommen worden sind 789. Wir haben sohin eine Differenz von 429, und es ist nur dem Druck der öffentlichen Diskussion zu verdanken - das ist ja immerhin auf Seite 1 in einigen Tageszeitungen gestanden -, dass man dann versucht hat, nachzujustieren. (GR Godwin Schuster: Reden wir einmal von Vorarlberg! Wie viele Prozente sind es dort?) Monatelang hat es gedauert, bis die Stadt Wien ihren Verpflichtungen nachgekommen ist. Es ist leider Gottes nicht wahr, dass die SPÖ die bessere Ausländerpolitik macht. Sie macht sie leider nicht in Wien, wo das ein Leichtes wäre, wo sie alle Möglichkeiten in der Vergangenheit dazu gehabt hätte. (GR Godwin Schuster: Herr Ulm, wie hoch ist die Quote in Vorarlberg? Null!) Ja, wir können auch über Vorarlberg reden. Ich kann Ihnen sagen: Es sind ausschließlich ÖVP-dominierte Länder, wo die Quote erfüllt wird, und es ist richtig, dass auch Vorarlberg mit 131 fehlenden Plätzen seiner Verpflichtung nicht nachkommt. Aber in Wien waren es immerhin 429, in welchem Ausmaß die Stadt Wien nicht ihrer Verpflichtung nachgekommen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber es sind viele Punkte, bei einigen stimme ich ja der Frau nichtamtsführenden Stadträtin zu, die Sie in Wien einfach nicht machen, ob es um menschenwürdiges Wohnen geht, um die Anzahl der Außenstellen im Integrationsfonds, um ein wirklich skurriles Wahlrecht, bei dem Sie mich bitte ein bisschen stehen bleiben lassen wollen. 

Ich möchte mich jetzt wirklich nicht nur auf das Juristische konzentrieren, wenn ich dieses beabsichtigte Ausländerwahlrecht kritisiere. Es ist auch politisch einfach nicht sinnvoll, hier Bezirksräte erster und zweiter Klasse zu schaffen. Denn was soll sich der Migrant, der in die Bezirksvertretung gewählt worden ist, denken, der neben einem Kollegen mit österreichischer Staatsbürgerschaft sitzt, aber einfach nicht die Berechtigungen hat wie sein inländischer Kollege? - Er wird enttäuscht sein. (GR Godwin Schuster: Lassen wir 180 000 nicht wählen!) Sie führen eine Polarisierung herbei, die absolut nicht notwendig ist. 

Aber Sie haben ja auch noch ganz andere Probleme im Zusammenhang mit diesem Wahlrecht. Es gibt ja mittlerweile Rechtsgutachten von Universitätsprofessoren und es gibt auch die Stellungnahme des Verfassungsdienstes, die uns sagt - ich habe sie da, ich empfehle Ihnen sehr, sie ausführlich zu studieren -, dass Ihr Entwurf verfassungswidrig ist. 

Dass das aktive Wahlrecht verfassungswidrig ist, geht daraus hervor, dass die Homogenität des Wahlrechts in diesem Fall nicht gewährleistet ist, wenn Sie für dieses Wahlrecht eines allgemeinen Vertretungskörpers das Ausländerwahlrecht vorsehen. 

Was das passive Wahlrecht betrifft, so braucht man kein Kronjurist zu sein, um den Artikel 3 Staatsgrundgesetz richtig zu interpretieren. Dort heißt es mit ganz einfachen Worten, weil im 19. Jahrhundert noch sehr schön Gesetzestexte und leicht lesbar und leicht verständlich formuliert worden sind, dort heißt es ganz einfach: "Die öffentlichen Ämter sind für alle Staatsbürger gleich zugänglich. Für Ausländer wird der Eintritt in dieselben von der Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft abhängig gemacht." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Glauben Sie wirklich, dass das Mandat in der Bezirksvertretung kein öffentliches Amt ist? - Nach dem Blick, den Sie mir zuwerfen, schließe ich, Sie glauben es nicht einmal selber. Und das ist natürlich auch sehr verständlich, denn sogar Univ Prof Mayer kommt eigentlich, obwohl er dann einen anderen Schluss zieht, zu dem Ergebnis, dass immer dann, wenn eine hoheitliche Kompetenz gegeben ist, selbstverständlich ein öffentliches Amt zuständig ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Können Sie keine eigenen Schlüsse ziehen?) Herr Kollege, ich habe überhaupt kein Problem damit, eigene Schlüsse zu ziehen. Es sind auch meine eigenen Schlüsse. Aber zur Fundierung meiner Meinung darf ich also sehr wohl auf Gutachten des Verfassungsdienstes oder auf Universitätsprofessoren verweisen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Bezirksvertretung kann Verordnungen erlassen. Das sagt sogar Univ Prof Mayer. Das ist natürlich ein hoheitlicher Akt, und wer einen hoheitlichen Akt setzen kann, hat auch hoheitliche Kompetenz, und das ist natürlich nur bei einem öffentlichen Amt möglich.

Aber lassen Sie mich noch kurz zur Sicherheit kommen. Auch hier empfehle ich Ihnen eine andere Wortwahl, als das in der Vergangenheit war. Es könnte sein, dass der Wähler das nicht besonders goutiert. 

Der Sicherheitssprecher der SPÖ ist der Meinung, dass die ÖVP einen Kaputtsparkurs bei der Exekutive fährt. Tatsache ist, dass wir gesagt haben, der Sicherheit Vorrang geben, und dass die Bürger uns das auch geglaubt haben. Herr Kollege Sicherheitssprecher von der SPÖ, es glaubt Ihnen der Wähler nicht, wenn Sie da Aussendungen machen und mir unterstellen, Märchen zu erzählen, weil ich endlich erklären soll, wo denn die mehr Polizisten auf Wiens Straßen herkommen. Vom Jahr 2000 bis ins Jahr 2002 haben wir 145 Polizisten mehr auf Wiens Straßen. Sie haben mir unterstellt, Märchen zu erzählen, und ich sollte Ihnen genau vorrechnen, wo denn in welchen Bezirken wir diese Polizisten jetzt mehr haben. Sehr geehrter Herr Kollege, es war nicht besonders schwierig für mich. Ich habe sie hier alle. Ich kann es Ihnen auch von Ihrem Bezirk sagen. Von diversen, von allen 23. (GR Godwin Schuster: Können Sie mir die Liste geben? Das wäre spannend!) Es war mir auch leicht möglich, eine Aussendung zu machen. Ich würde mich freuen, wenn wir dieses sachliche Niveau der Auseinandersetzung nun regelmäßig erreichen könnten. Ich glaube, es wäre im Interesse der Bürger. 

Ich kann Ihnen versichern: Das Wahlergebnis war für uns eine Bestätigung dafür, dass wir den Weg unserer Politik, nämlich für Sicherheit, Rechtsschutz und Rechtsstaatlichkeit, ganz sicher weitergehen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau GRin Lakatha, Ihr Kollege hat Ihnen 11 Minuten überlassen. 

Ich darf nun bitten, der Kollege Strache ist schon hier. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme auch gleich eingangs zum Wahlsonntag ganz kurz noch zu sprechen. Selbstverständlich muss man hier klar und deutlich auch festhalten, dass ein Streit, so wie er bei uns, bei den Freiheitlichen, vorgekommen ist, von den Wählern nicht goutiert wird und auch nicht goutiert wurde. Wenn eine Partei ein zerstrittenes Bild in der Öffentlichkeit darstellt, so ist es nicht verwunderlich, dass man letztlich auch eine Wahlniederlage zur Kenntnis zu nehmen hat. Wir haben diese auch zur Kenntnis genommen und wir werden die Lehren daraus ziehen. 

Entscheidend ist aber, dass der Wähler am Wahlsonntag nicht wollte, dass es einen roten Bundeskanzler namens Gusenbauer gibt, und dass er nicht wollte, dass es zu einer rot-grünen Koalition in diesem Land kommt. Für diese Modelle hat er eine klare Absage erteilt, aber keine inhaltliche Absage an die letzte und jetzige Bundesregierung. Und das muss auch festgehalten werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich möchte also zu besagtem Integrationsausschuss und den Inhalten festhalten, dass wir jedes Jahr natürlich hier Wiederholungen vornehmen, und ich werde mich daher auch kurz fassen. 

Die Kritikpunkte richten sich einerseits an den Integrationsfonds beziehungsweise der Integrationsfonds hat ja selbst Kritik an der SPÖ-Stadtregierung geäußert. Ich erinnere daran. Es hat ja eine Reduktion der Integrationsfondsaußenstellen in dieser Stadt gegeben, von sieben auf fünf Stellen. 

Ich frage mich: Wo ist die soziale Betreuungsverantwortung in dieser Stadt in diesem Bereich? Wo ist die Dezentralisierung in diesem Bereich? Man hat offensichtlich hier nicht ganz so funktionierende Elemente, die halt zu eigenständig waren, reduziert, um ja die Kontrolle auf diesen Bereich weiter von Seiten der Stadtregierung aufrechtzuerhalten und zu haben. Das ist etwas, was nicht unserer Intention entspricht. 

Die Asylbundesbetreuungsrichtlinien hat schon Kollege Ulm vor mir erwähnt. Das ist also auch ein Zeichen, dass hier zwar immer in dieser Stadt fadenscheinig davon gesprochen wird, dass man alles in diesem Bereich unternimmt, aber wenn es darauf ankommt, dann merkt man, dass es ja doch nicht ganz so ist, wie das auch in den letzten Monaten der Fall war, dass man die Betreuungsstellen einfach nicht ausgeschöpft hat und hier letztlich Mitverursacher war an den Problemen, die in der öffentlichen Debatte behandelt worden sind. 

Wir alle sollten eigentlich einfordern, dass die vielen Subventionen, die der Integrationsfonds erhält, viel, viel zielgerichteter auch für Deutschkurse letztlich aufzuwenden wären und zur Unterstützung von Sprachkursen einzubringen wären, noch stärker in diese Richtung zielgerichtet vorzugehen. Vor allem sollten auch in den Kindergärten und Schulen die Sprachkurse und die Spracherweiterung durch Deutschunterrichte ausgebaut werden, weil, wie Kollegin Vassilakou auch festgehalten hat, wir heute wissen, dass 40,4 Prozent aller Wiener Zuwandererkinder im Schulbereich letztlich mit der deutschen Sprache immense Schwierigkeiten haben, Lesedefizite auch da sind und wir wirklich schauen sollten, schon im Kindergartenalter anzusetzen, hier Verbesserungen herbeizuführen.

Der Integrationsvertrag der Bundesregierung hat hier einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung getan. Auch hier sollten Sie sich überlegen, ob Sie den Integrationsvertrag letztlich nur torpedieren oder ob Sie nicht auch hier unterstützend eingreifen sollten und sich auch überlegen sollten, von Seiten der Stadt Wien, die 50 Prozent Selbstanteile in irgendeiner Art und Weise zu schmälern. Der Integrationsfonds bekommt ja bekanntlicherweise sehr, sehr viele Subventionsgelder. Da könnte man ja vieles zweckgebunden in diesem Bereich zwecks Unterstützung einführen und einbringen. 

Der Bereich Frauen und Frauenrechte auch ganz kurz angesprochen. Es gibt nach wie vor in dieser Stadt viele Zuwandererfrauen, die natürlich in ihrer eigenen Familie sehr wohl unter Druck geraten, was Selbstbestimmung und Emanzipationsrechte betrifft. Auch hier sollten wir uns überlegen, wie wir diesen Frauen helfen können, dass sie zu ihren Selbstbestimmungsrechten und zum Emanzipationsrecht geführt werden können und aus einer Situation herausgerissen werden, die ihnen oftmals verbietet und untersagt, in die Gesellschaft hinauszugehen, ja sogar Deutschkurse zu besuchen, denn da könnten sie ja letztlich aus diesem Gefüge herausgerissen werden.

Zum Abschluss zwei Punkte. Zunächst zur Einbürgerungspolitik der Stadt Wien, die heute schon kurz angesprochen worden ist. Zur Erinnerung: In den letzten zehn Jahren wurden allein in der Stadt Wien über 102 000 Zuwanderer eingebürgert. Das ist eine sehr hohe Zahl. Wir wissen aus persönlichen Beispielen und Erfahrungen, dass viele Eingebürgerte der deutschen Sprache nicht wirklich mächtig waren. Das ist etwas, wo man sehr wohl darüber nachdenken sollte, ob man in Zukunft nicht wirklich darauf achten sollte, Staatsbürgerschaftsverleihungen erst dann vorzunehmen, wenn die Kriterien auch wirklich erfüllt sind. Ich denke, nach zehn Jahren Aufenthalt sollte die deutsche Sprache ja doch etwas sein, das man zu diesem Zeitpunkt beherrschen sollte. Es kommt immer wieder vor an den österreichischen und Wiener Gerichten, dass viele eingebürgte Staatsbürger vor Gericht einen Dolmetscher verwenden, weil sie eben der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Und das sollte uns zumindest zu denken geben, sehr wohl dafür Sorge zu tragen, dass wir den Menschen wirklich sichern, dass sie die deutsche Sprache nach zehn Jahren auch wirklich können, indem man ihnen ausreichend Unterstützung angedeihen lässt.

Und zum Wahlrecht zum Abschluss. Es sollte ja am 13. Dezember soweit sein, dass im Wiener Landtag dieses Demokratiepaket beschlossen wird. Ich nehme überrascht zur Kenntnis, dass es diesmal nicht in der Tagesordnung aufscheint für den nächsten Integrationsausschuss, wie wir das alle erwartet haben. Ich nehme daher an, dass es zu einer Nachdenkpause bei der SPÖ gekommen ist, dass man hier doch noch einen Umdenkprozess stattfinden lässt und in dieser wichtigen Frage, die die Staatsbürgerrechte betrifft, noch einmal verfassungsrechtlich etwas überdenkt, auch vielleicht an eine Volksabstimmung denkt und die Bevölkerung einbindet, nämlich die Staatbürger, die es ja auch betrifft. Denn verfassungsrechtlich gibt es massive Bedenken gegen die Einführung des Wahlrechts auf Bezirksebene für Nicht-EU-Bürger. 

Ich möchte ganz kurz auch das darlegen: Es ist nun einmal so, dass die österreichische Bundesverfassung hier Schwerpunkte festgesetzt hat. Man könnte also nur mit einer Verfassungsänderung dieses Wahlrecht nach unserer Meinung durchsetzen, anders ist das nicht möglich. Warum? - Weil die österreichische Bundesverfassung natürlich vom Bundesvolk, vom Landesbürger und Staatsbürger spricht, nämlich als den Souverän. Das heißt, dass das Wahlrecht für Bund, Länder und Gemeinden einheitlich festgelegt ist, indem es an die Staatsbürgerschaft beziehungsweise an die Gegenseitigkeit angelehnt ist, wie das in der Europäischen Union der Fall ist, wo EU-Bürger, die hier eine Hauptwohnsitz haben, selbstverständlich auch in der Gegenseitigkeit auf Bezirksebene ein Wahlrecht besitzen, genauso umgekehrt ein Österreicher, der in ein anderes EU-Land übersiedelt und dann dort hauptwohngemeldet ist, auf Bezirksebene ein Wahlrecht genießt. Es beinhaltet letztlich auch die Gebietskörperschaften, was entscheidend ist, denn würde man dieses fundamentale Recht des aktiven und passiven Wahlrechts aus dem Staatsbürgerschaftsrecht herausnehmen, dann käme es zu einem Missverhältnis von Rechten und Pflichten gegenüber den Gebietskörperschaften, nämlich von mehr Rechten und weniger Pflichten. 

Das Wahlrecht ist eben Ausdruck und Akt des Souveräns, die Identität letztlich auch der Bevölkerung, der Staatsbürger, wie das auch dargelegt ist, und das ist eben etwas, das man nicht so ohne weiteres antasten sollte.

Deshalb haben wir hier eine klare Meinung, haben in der Vergangenheit klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, dass wir so etwas in einer Bundesregierung über den Ministerrat zu Fall bringen würden, letztlich auch den Verfassungsgerichtshof anrufen würden. 

Ich denke, wenn Sie jetzt eine Nachdenkpause einlegen, dann wäre das schön und wünschenswert. Sie sollten auf alle Fälle bei so einer einschneidenden Entscheidung die Bevölkerung befragen, und da werden wir auch weiterhin klar und deutlich für eine Volksabstimmung eintreten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Tomsik, bitte.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Unsere Nachdenkphase ist zu Ende. Ich kann Ihnen hier mitteilen - die Einladungen werden noch ausgesprochen -, dass wir im Wiener Landtag am 13. Dezember das Wahlrecht für alle einbringen werden. Somit ist die Nachdenkphase zu Ende, und ich sage es Ihnen gleich, dass Sie nicht noch mehr nachdenken müssen, weshalb Sie ein Wahlrecht für alle hier ablehnen. Ich meine jetzt für alle, die halt hier wählen gehen sollen, das sind nicht nur die 16‑Jährigen, sondern auch die Menschen ausländischer Herkunft, die ihren Wohnsitz seit mehr als fünf Jahren in Wien haben. Hier wird es noch eine Nachdenkphase geben, ob man sagt ununterbrochen oder sieben Jahre und vielleicht nicht ununterbrochen. Das ist das Einzige, Herr Kollege Strache, wo wir noch nachdenken, wie das sein sollte.

Wenn Kollege Strache hier den Integrationsvertrag anführt und sagt, die Wähler haben ihm Recht gegeben, dann muss ich Ihnen sagen, aber vielleicht merkt man sich das halt nicht so gut: In Wien und im Burgenland und auch zum Teil in Kärnten haben die Wähler diesen Integrationsvertrag nicht so angenommen, wie Sie das meinen. Vielleicht sind es die zwei Bundesländer und das dritte, das ist sozialdemokratisch jetzt auch wieder an erster Stelle, dass dort Menschen mehr nachdenken als vielleicht Sie oder einige von uns hier in diesem Hause. Dass ein Integrationsvertrag nur dann ein Vertrag sein kann, wenn zwei Partner sind, das brauche ich Ihnen wahrscheinlich nicht zu sagen, Sie wissen das sehr genau. 

Und wenn in diesem Integrationsvertrag vor allem auf den Spracherwerb Wert gelegt wird, von dem Sie ja meinen, dass das das Wichtigste ist, dass der Spracherwerb sein muss, nicht kann oder soll, sondern sein muss, sonst wird der ausländische Mitbürger, der hier arbeitet, hinausgeworfen, so habe ich unlängst ein Gespräch mit einem Wissenschaftler über Sprachforschung geführt. Der Geschäftsführer des Integrationsfonds ist mein Zeuge. Wissenschaftler meinen, eine Sprache kann man lernen in 3 000 Stunden und nicht in 100 Stunden. Und ich glaube, Norwegen ist das einzige Land, das den Spracherwerb so anbietet, dass man sagt: Dann kann jemand die Sprache genau lernen.

Natürlich wird es sehr wichtig sein, dass wir sagen, Sprachgebrauch ist etwas Wichtiges, dass man nicht stumm ist, denn hier kommt nämlich auch dann das Wahlrecht dazu. 

Wenn Sie hier die Frauen so beweinen, die Migrantinnen-Frauen, die ja in den eigenen Familien so überhaupt nichts zum Reden haben oder nur zu Hause etwas reden dürfen und da wahrscheinlich keine politischen Dinge, dann möchte ich nur sagen: Frauen insgesamt, und ich wollte vor allem nur über unsere Frauenprojekte sprechen, wer, wenn nicht wir, haben vor zehn Jahren ein Frauenbüro - vor mehr als zehn Jahren - bei der Stadt Wien errichtet?

Wer, wenn nicht er, war schuld daran, dass es ein Frauenministerium nach drei Jahrzehnten nicht mehr gibt, sondern ein Männerministerium installiert wird? (GR Dr Helmut GÜNTHER: Aber einen Frauenminister!) 

Wer, wenn nicht wir, haben hier auch wirklich alles dazu beigetragen, dass alle Frauen in dieser Stadt, egal von wo sie herkommen, lernen können, besser qualifiziert sind und hier eine bessere Berufsausbildung haben?

Wer, wenn nicht er, war auch zuständig, dass zum Beispiel Subventionen für verschiedene Fraueninitiativen gestrichen wurden, weil sie ach so unnütz sind?

Wer, wenn nicht wir, haben auch die Kosten des Bundes übernommen, damit Fraueninitiativen weiter bestehen können, die für alle Frauen, die in dieser Stadt wohnen, aufgemacht werden? (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich könnte das jetzt so weiter machen, weil das schöne Wortspielereien sind und Sie wissen alle, so Wortspielereien gefallen mir immer. 

Ich könnte jetzt sagen: Wer, wenn nicht wir, haben den ersten Frauenpreis einer Stadt hier vor wenigen Tagen an Frauen überreicht, die etwas für die Gesellschaft tun? 

Wer, wenn nicht er, hat sogar darüber nachgedacht, den Käthe-Leichter-Preis nicht weiter fortzusetzen?

Wer, wenn nicht wir, haben hier bei der Stadt 1 100 Zivildiener aufgenommen?

Wer, wenn nicht er - unter seiner Ägide -, hat gemeint, Zivildiener können sein, aber drei Wurstsemmeln sind eh für den Tag genug und mehr braucht ein Zivildiener nicht? Ich glaube, das sollten wir auch sagen!

Wer, wenn nicht wir, hat hier auch im Rahmen des Frauenbüros eine Vernetzung mit Ost-West durchgeführt, nämlich "Milena", wo die Menschen aus Bratislava, Prag, Budapest und so weiter mit Wien vernetzt werden und hier auch verschiedene Seminare besuchen können? 

Wer, wenn nicht er, ist für eine Öffnung der Grenzen und klarerweise so wie auch wir für ein vereintes Europa, aber die, die jetzt kommen, sollen möglichst nur wirtschaftlich interessant sein? Aber Menschlichkeit und dass man Demokratie hier auch weitergibt, das ist wieder die Aufgabe der Wiener Sozialdemokraten oder der Stadt Wien insgesamt! (GR Gerhard Pfeiffer: Wer, wenn nicht ihr, hat die Wahlziele verfehlt?)
Wer (GR Gerhard Pfeiffer: Wer, wenn nicht ihr, hat die Wahlziele verfehlt?), wenn nicht wir, haben hier Förderungen beschlossen, die für Frauenprojekte jetzt drei Jahre gelten und nicht mehr nur ein Jahr, damit nicht mehr jedes Projekt zittern muss, ob es nächstes Jahr im Jänner überhaupt noch etwas gibt, sondern eben für drei Jahre, weil es für uns so wichtig ist? 

Wer, wenn nicht er, hat die Lehrlingsausbildung gestoppt? 

Wer, wenn nicht wir, hat hier mehr Lehrlinge aufgenommen und die Stadt Wien hat hier sehr viel dazu beigetragen, dass auch mehr Lehrlinge in der Wirtschaft aufgenommen werden? (GR Dr Matthias Tschirf: Frau Vorsitzende, das ist Ihrer nicht würdig!) Das kann schon sein. Laut Ihnen ist das nicht meiner würdig, aber glauben Sie mir das eine: Sind Sie wirklich so vermessen, dass Sie hier bundesweit meinen, außer - ich sagte es schon - in Wien, im Burgenland und auch in Kärnten, dass das die Menschen sind und alle Wähler repräsentieren, denn auch die SPÖ hat hier um 4 Prozent mehr bekommen und Sie haben halt das große Glück gehabt? (GR Gerhard Pfeiffer: 2 Lehrlingsoffensiven! 2 Lehrlingsoffensiven!) 

Ich bin nicht einmal so weit, dass ich sage, ich gratuliere Ihrem Bundeskanzler Schüssel. Was der für Zick-Zack-Kurse macht, das kann ein Sozialdemokrat nie im Leben, aber seine Zick-Zack-Kurse (GR Walter Strobl: Ha, ha, ha! - Heiterkeit bei der ÖVP.) sind ja sehr arg! 

Aber wir sind hier beim Wiener Budget und ich glaube, dass es hier wichtig ist, dass wir bereit sind, den Menschen in unserer Stadt zu einem Miteinander zu verhelfen. Das ist gerade in unserer Gruppe sehr vertreten.

Wenn ich denke, dass hier vor allem auch das Personal der Stadt Wien alles unternimmt, dass auch Sprachen erlernt werden, dass die Sprachen dann auch in den Magistratsabteilungen gesprochen werden, die die Menschen auch verstehen, nämlich alle Sprachen, die in Wien beheimatet sind und das ist ja nicht nur deutsch und wienerisch und brigittenauerisch, sondern eben auch vielleicht türkisch, serbokroatisch, englisch, chinesisch und so weiter. Margaretnerisch natürlich auch noch, weil ja die Frau Stadträtin von dort ist. 

Ich glaube, dass ich mit dem kurzen Überblick über ... (GR Gerhard Pfeiffer: Burgenländisch ist aber nicht zugelassen, salzburgerisch oder tirolerisch auch nicht, die dürfen alle nicht wählen!) Wählen dürfen sie schon. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber wo denn!) Wir reden von der Nationalratswahl! (GR Gerhard Pfeiffer: Wenn sie Ihren Wohnsitz hier nicht haben!) Aber dass ein Burgenländer nicht in Wien wählen kann, wenn er da nicht seinen Lebensinhalt hat, oder ein Tiroler oder ein Steirer, Herr Kollege Pfeiffer - also dann verstehe ich die Welt nicht mehr, wenn Sie das nicht begreifen, wenn Sie das nicht verstehen, was es heißt, den Lebensinhalt in dieser Stadt zu haben: Das heißt hier arbeiten, hier wohnen und hier auch das Geld ausgeben. Genau das ist der Lebensinhalt in einer Stadt!

Nachdem nach mir die Kollegin Yilmaz da ist und - keine Frage - sie noch viel mehr zur Integration sagen wird, höre ich jetzt auf. 

Danke für Ihr Vertrauen und für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Kollegin Yilmaz hat noch 9,30 Minuten. 

Als Nächste kommt die Kollegin Cordon und die Frau Cordon hat bitte 4 Minuten. 

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hatte vor kurzem das Vergnügen und die Ehre, zu einer Preisverleihung eines neu geschaffenen Preises für Frauen eingeladen zu sein. Zwei mutige Frauen mittleren Alters bekamen den Preis. Sie kämpfen beide für Gleichberechtigung und Rechte der Frauen.

Ich stehe hier heute, um für Frauen zu kämpfen, denen Mut erst wieder zugesprochen werden muss, damit sie nicht endgültig zu den Verlierern dieser Gesellschaft gehören, zu denen sie durch den Umgang der Gesellschaft mit älteren Frauen gestempelt werden. Im Rahmen ... Nein, ich muss noch vorher sagen, man hat sie in der Gesellschaft, in der Arbeitswelt und in der Wirtschaft zum alten Eisen erklärt. Und ich rede hier nicht von Frauen über 60, sondern bereits ab einem Alter von 45, wenn nicht gar nicht 35. 

Im Rahmen einer Studie interessierte sich die Hälfte der befragten Unternehmen nur für Bewerberinnen bis 45. Mit über 50‑Jährigen wollte überhaupt nur ein Fünftel der Unternehmen sprechen. Gegenwärtig hat Österreich zusammen mit Italien die geringste Erwerbsbeteiligung Älterer und im heurigen Oktober waren gegenüber dem Vorjahr 32,2 Prozent mehr Frauen der Altersgruppe zwischen 55 und 60 arbeitslos gemeldet.

Die Politik der Bundesregierung hat auf den Anstieg der Arbeitslosigkeit gerade bei den über 50‑jährigen Frauen überhaupt nicht reagiert. Ich gebe zu, sie hatte andere Sorgen, zum Beispiel mit der hohen Lehrlingsarbeitslosigkeit, die ein tragisches Ergebnis einer verfehlten Finanz- und Wirtschaftspolitik ist und - wie heute schon einmal gesagt wurde - kein Schönheitsfehler ist. 

Dafür haben wir von verschiedenen Regierungsmitgliedern gehört, dass das Pensionsalter angehoben werden müsste. Bei der Arbeitslosigkeit und bei der Behandlung von älteren Menschen ist das der reinste Hohn. Und die verflossene und vielleicht auch künftige - aber Gott behüte - Regierung hat unter ihren Beamten Frauen bereits ab 55 gezwungen, in Pension zu gehen. Es kann von Chancengleichheit für ältere Frauen weder in der Politik noch in der Gesellschaft die Rede sein. Wenn die Erfahrungen, die Kreativität und der Einsatz von Frauen jeden Alters im öffentlichen und privaten Bereich angemessene Beachtung finden würden, dann könnten viele Probleme älterer Frauen vermieden oder zumindest reduziert werden. 

Zu allem Überfluss hatte die heutige Generation der älteren Frauen leider auch nicht die Möglichkeiten und die Chancen schulischer und beruflicher Bildung und Ausbildung so wie die Männer gleichen Alters. Wenn ich mehr Redezeit hätte, würde ich Ihnen hier einige Beispiele anführen. Und ich muss leider auch sagen, nicht in vielen Fällen, sie haben leider auch nicht das Selbstbewusstsein. 

Auch das AMS gibt sich bei der Arbeitslosigkeit von über 50‑Jährigen kaum mehr Mühe, irgendwelche Fortbildungs- oder Weiterbildungskurse anzubieten. Also auch hier könnte ich Ihnen wirklich Beispiele aufzählen, die haarsträubend sind. Aber ich kann dem AMS nicht einmal einen Vorwurf machen. Die Erfahrung hat gezeigt, Frauen ab 50 bringen sie einfach nicht unter. 

Die älteren Frauen sind von einem überdurchschnittlichen Risiko der Erwerbslosigkeit und Frühverrentung betroffen. Armut im Alter ist weiblich. Besonders allein stehende Frauen sind davon betroffen, da sie oft während ihres Erwerbslebens weniger verdienten durch Kindererziehung, durch Pflege ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen.

GRin Waltraud Cecile Cordon (fortsetzend): ...oh je, und Enkelkinder. 

Ja gut, das Nächste möchte ich noch sagen, auch wenn es um Unternehmensgründung geht. 

Es gibt ein Unternehmungsgründungsprogramm für ältere Frauen. Aber nach einem Jahr Arbeitslosigkeit kann ich mir vorstellen, dass da kaum Rücklagen möglich sind. 

Wir stellen daher den Antrag, dass die Stadt Wien - und zwar sehe ich das als Chance für Wien und auch für die SPÖ, muss ich schon sagen - auf Grund der Benachteiligung von älteren Frauen in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft Maßnahmen setzt.

Ja ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Das war jetzt der Schluss.

GRin Waltraud Cecile Cordon (fortsetzend): Nein, der kommt erst. 

Bekanntlich werden wir ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Der Schlusssatz bitte. Frau Cordon, halten wir uns bitte daran.

GRin Waltraud Cecile Cordon (fortsetzend): ... älter als die Männer und wir wehren uns dagegen, zum alten Eisen gezählt zu werden, denn man wird uns noch dringend brauchen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Lakatha zum Wort gemeldet. Sie hat noch 11 Minuten. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! 

Nach der etwas eigenartigen oder sagen wir blütenreichen Rede der Frau GRin Tomsik würde ich allen Demokraten empfehlen, ein demokratisches Wahlergebnis anzuerkennen, ob es sie freut oder nicht, und von weiteren Wahlreden und sinnlosen Agitationen abzusehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme aber auch auf den Wahltag zurück, und zwar nicht mit einer Wahlanalyse, sondern mit einer ganz, ganz herben Kritik. 

Die MA 62 und sämtliche Wahlangelegenheiten fallen in den Kompetenzbereich von Frau StRin Brauner. Das, was sich am Wahltag abgespielt hat, war sagenhaft: Dass viele Wählerinnen und Wähler diese Wahlinformation nicht erhalten haben, die sie sonst bekommen, ist vielleicht ein Pech. Eine gute Begründung, die man nicht anerkennt, aber als Ausrede gelten lassen kann, ist, dass die Post in Wien nicht funktioniert. 

Auffallend allerdings ist, dass bei dieser Mitteilung Wahlsprengel falsch angegeben waren. Auch das lässt sich noch innerhalb eines Hauses problemlos erledigen. Was aber ein Gipfel der Schlamperei ist, dass die Wahllokale zum Teil falsch waren und dass die Bürger und Bürgerinnen den Wahlort wechseln mussten, was vor allem älteren Menschen wirklich schwer gefallen ist. 

Wie das zustande gekommen ist, weiß ich nicht, aber, Frau Stadträtin, das ist wirklich eine Forderung an Sie, diese Sachlage zu klären und auch die Verantwortlichen zur Verantwortung zu führen! 

Was noch zu Ihrem Bereich gehört: Es waren Behindertenlokale - ich kann Ihnen eines im 12. und eines im 11. Bezirk anführen -, die im 2. beziehungsweise 3. Stock untergebracht waren, wo kein Aufzug ist! Es waren nachweislich im 1. Stock oder ebenerdig Zimmer frei! Das ist eine Ignoranz gegenüber Menschen mit besonderen Bedürfnissen -, da müssen Sie ganz vehement einschreiten! Das ist unwahrscheinlich, was diesmal passiert ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Etwas, was zwar nicht in Ihr Ressort fällt, aber ich bleibe noch ein wenig bei der Wahl, waren die Wiener Linien, die besonders gästefreundlich zumindest in meinem Bezirk mit einer roten Nelke am Scheibenwischer plus einem schönen roten Mascherl durch die Gegend gefahren sind. Ist man gutmütig, sagt man: Wir wollen die Stadt etwas hübscher machen, begrünen. Ansonsten könnte man sagen, dass das eine Wahlwerbung ist! Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen: Sämtliche Wienerinnen und Wiener zahlen für dieses Defizit der Wiener Linien gleichmäßig, und zwar nicht nur Anhänger der SPÖ! 

Ich habe mir daher vorgenommen, und ich hoffe, die Oppositionsparteien werden mir vielleicht dann ihre Zustimmung geben, dass wir bei der nächsten Wahl einen gemeinsamen Antrag einbringen, dass die Wiener Linien nicht nur mit einer roten Nelke für die SPÖ fahren, sondern mit einer Sonnenblume für die ÖVP, für die FPÖ momentan vielleicht mit einem Vergissmeinnicht (GR Gerhard Pfeiffer: Kornblume!) oder einer Kornblume, und die GRÜNEN dürfen sich auch eine Blume aussuchen, damit wir diese Stadt gemeinsam etwas fröhlicher gestalten. Also ich hoffe, dieser Antrag bekommt dann Ihre Zustimmung! (Beifall bei der ÖVP. - GR Gerhard Pfeiffer: Für die GRÜNEN einen Kaktus!)
Zum Budgetansatz der MA 57 möchte ich sagen, dass er ziemlich gleich geblieben ist, dass er wenig erhöht wurde. Da aber sehr, sehr viele Mittel bereits für die Frauenhäuser und für Vereine, die immer ihre Subvention bekommen haben, gebunden sind, wäre es wirklich notwendig gewesen, einen höheren Ansatz zustande zu bringen. Das ist Ihnen leider nicht gelungen. 

Was aber sehr erfreulich ist und was auch Frau Kollegin Tomsik vorhin erwähnt hat, ist, dass die gute Idee des ehemaligen StR Marboe auch in die MA 57 Einzug gehalten hat und jetzt mehrjährige Verträge für Subventionen erteilt werden. Ich meine, damit können die Vereine drei Jahre vorplanen und das ist wirklich eine ausgesprochen gute Idee, die Sie von der ÖVP übernommen haben! 

Völlig unverständlich ist mir allerdings, weil ich das voriges Jahr auch schon kritisiert habe, dass sich die MA 57 wieder nicht um eigene EU-Projekte bemüht hat. Dieser Ansatz ist ein Stricherl oder eine Null. Aber da wären bestimmt viele Möglichkeiten, zu Geldern für die Stadt zu kommen.

Frau Stadträtin, Sie haben bei einer Pressekonferenz am 15. November festgestellt, was die SPÖ alles für Wien, für die Wiener Frauen getan hat, und wie viel Geld für die Frauenförderung ausgegeben wurde. Sie haben eine Summe von 5,5 Millionen EUR genannt und gesagt, dass der Bund insgesamt nur 3 Millionen EUR ausgibt. Abgesehen davon, dass ich diese 5,5 Millionen im Budget nicht nachvollziehen kann - aber ich bin davon überzeugt, dass Sie mir das à la longue erklären können -, so kann ich Ihnen insofern helfen, dass Sie bei Ihrer nächsten Pressekonferenz richtig stellen können, dass Sie in der Hitze des Gefechts, was ja bei einer Wahl wirklich oft möglich ist, die Interventionsstellen gegen Gewalt der Frauen, die einen Betrag von 1,37 Millionen EUR erhalten, in die Summe nicht einbezogen haben. Er fällt aus dem Grund extra heraus, weil diese Fraueninterventionsstellen jetzt fünfjährige Verträge erhalten und daher separat angeführt werden. Sie haben die Möglichkeit, auch diese Zahl zu korrigieren. 

Dass SPÖ und ÖVP und vor allem die GRÜNEN, die ja in die Richtung der SPÖ tendieren, völlig andere Schwerpunkte in der Frauen- und Familienpolitik haben, ist etwas, was nichts Neues ist. Wir treffen uns zwar sehr oft, aber wir haben dann immer andere Bezeichnungen dafür. 

Für uns ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein ganz besonderer Schwerpunkt. Familie bedeutet auch viel für die Frauen. In der verkürzten Zeit der Regierungsperiode konnte nicht alles durchgeführt werden, aber es wurde das Karenzgeld für alle eingeführt, die Familienbeihilfe wurde erhöht, es gab einen Zuschlag für behinderte Kinder. Vor allem will ich auch die Familienhospiz erwähnen. 

Ich kann noch viel erzählen, aber für Wien möchte ich mich jetzt ein wenig an die Frau Tomsik anlehnen und nur sagen: Wer, wenn nicht Sie - das ist die SPÖ -, hat die Kindergartenbeiträge für viele Eltern erhöht und hat den Wiener Familienzuschuss um 959 000 EUR gekürzt? Es kam zu Kürzungen im Sozialbereich und die Sondernotstandshilfe grundelt so wie im Jahre 2002 auch für 2003 bei einem Stand von 363 000 EUR herum, und das ist alles wenig.

Die Wahlentscheidung am 24. November hat bewiesen, dass unsere Familienpolitik auch die beste Frauenpolitik ist, sonst wäre dieser Wahlerfolg nicht zustande gekommen. Die ÖVP wird auch in Zukunft diese Politik weiterführen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau Kollegin Yilmaz ist die Nächste, die zum Wort gemeldet ist.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich möchte nur vorweg eines klarstellen, Maria, weil du auch die Notfallswohnungen, Gemeindebauten und die zögerliche Eingliederung der ausländischen Mitbürger betont und kritisiert hast. Die Idee, Notfallswohnungen für ausländische Mitbürger, aber auch historische Wiener, die in Not geraten sind, zur Verfügung zu stellen, ist zirka zwei Jahre alt. Man ging damals davon aus, dass wir 1 000 Wohnungen pro Jahr brauchen werden. Jetzt ist es aber so, dass 2002 bereits 2 000 Wohnungen übergeben wurden und weiterhin, wenn Not ist, wenn Wohnungen gebraucht werden, zur Verfügung gestellt werden, ohne ein Minimum an Anzahl. Jede, die es braucht, wird eine auch bekommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei allen Unterschieden, die es in diesem Wahlkampf gegeben hat, gibt es für alle Parlamentsparteien einen gemeinsamen Nenner, nämlich das Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft. Die Tatsache ist so selbstverständlich, dass uns der Begriff Marktwirtschaft oft gar nicht mehr bewusst ist. Mit "sozial" können wir alle etwas anfangen, für uns Sozialdemokraten ist es sogar ein Grundwert, aber dass die Preisbildung auf den Märkten der Hintergrund unseres Wirtschaftsgefüges ist, das ist im modernen Berufs- und Arbeitsleben längst aus dem Blickpunkt der Aufmerksamkeit verschwunden.

Tatsächlich spiegelt sich auf den Märkten so deutlich wie nirgendwo anders das Spiel von Angebot und Nachfrage wider. Fällt also die Ernte schlecht aus, kosten die Äpfel eben mehr. Die Konsumenten sind entweder bereit, diesen Preis für die Äpfel zu bezahlen oder sie weichen auf andere Produkte aus, bis der Preis wieder sinkt. Dieses Grundprinzip des marktwirtschaftlichen Handelns tritt nirgendwo so klar hervor wie auf den Märkten.

Die Wiener Märkte sind aber mehr als ein Beispiel für Marktwirtschaft. Wien ist stolz auf seine Märkte. Unsere 21 Wiener Märkte stehen für Frische, Vielfalt, Qualität und kompetente Beratung vor Ort. Aber auch der eigene Charme der Wiener Märkte macht sie so einzigartig. Jeder einzelne Markt hat seine eigene Ausstrahlung, seine eigene Seele.

Ein Marktbesuch ist ein Ausflug in eine andere Welt. Auch deshalb fördert die Stadt Wien ihre Märkte in einem hohen Ausmaß. Mit einer Marketingkampagne haben wir die Qualität und das Angebot der Märkte thematisiert. Auf acht Wiener Märkten werden Konsumententage abgehalten. Eine eigene Homepage im Internet wurde ebenso eingerichtet wie eine Hotline für dringende Fragen. Diese Aktivitäten ergänzen den Marktbesuch. Sie werden ihn aber niemals ersetzen, denn der Marktbesuch ist ein Gesamterlebnis. Hier geht es nicht um Shopping und Preisvergleich, sondern um Lebensgefühl. 

Wir dürfen aber auch die wirtschaftliche Dimension der Märkte nicht vergessen. Einerseits als Nahversorger, die stets frische Waren anbieten, und andererseits als Wirtschaftsfaktor. Immerhin arbeiten etwa 4 000 Menschen in den ungefähr 1 100 Familienbetrieben auf Wiens Märkten. Insgesamt beträgt die Gesamtfläche der Wiener Märkte 128 000 Quadratmeter. Der Immobilienwert, den das Marktamt verwaltet, liegt bei 180 Millionen EUR. Das Marktbudget inklusive Großmarkt Inzersdorf liegt bei jährlich 20,5 Millionen EUR.

"Tu' Gutes und rede darüber" - diese Devise gilt auch für die Wiener Märkte. Sie wurden im letzten Jahr durch werbliche Maßnahmen ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt. Unter dem Slogan "Einkaufen mit Charakter - Ihre Wiener Märkte" wurden die Wienerinnen und Wiener umfassend informiert, unter anderem durch Citylight, Infoscreen und Homepage der Wiener Märkte.

Eine wichtige Funktion übt natürlich das Marktamt aus. Ohne die Tätigkeit der Kolleginnen und Kollegen hätten die Kunden nicht die Gewissheit, hygienisch einwandfreie Ware zu bekommen. So wie der Markt als Wirtschaftssystem brauchen auch die Wiener Märkte eine gewisse Ordnung, damit sowohl Auswahl als auch die Zufriedenheit der Kunden gewährleistet ist.

Die Wiener Märkte erfüllen aber auch umweltrelevante Vorgaben. Auf 14 Märkten finden auch Bauernmärkte statt, auf denen man vorwiegend Saisongemüse, Fleisch und Wurstwaren sowie Eier erhält. Dadurch werden umweltbelastende Transporte aus anderen Kontinenten und Ländern eingespart. Darüber hinaus kann man die meisten Waren auf Märkten offen kaufen. Verpackungen dagegen benötigen Energie bei der Erzeugung und müssen wieder auf Kosten der Umwelt entsorgt werden.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch auf ein Thema hinweisen, das unmittelbar mit den Märkten zu tun hat. Die Bundesregierung hat durch ihre Zuwanderungsgesetze nicht nur den Pflegebereich in Wien in große Schwierigkeiten gebracht, sondern auch die Wiener Märkte stehen dadurch mittelfristig vor Problemen. Die äußerst strengen Bestimmungen sehen unter anderem ein Mindesteinkommen vor, das in diesen Bereichen nur von einer Minderheit erreicht werden kann. Das führt bereits jetzt im Pflegebereich zu Engpässen und in Zukunft auch bei den Wiener Märkten.

Das ist eine absichtlich von der Bundesregierung herbeigeführte Entwicklung, die wir ablehnen, weil es die Nahversorgung der Wienerinnen und Wiener betrifft. Trotz dieser unangenehmen Entwicklung werden sich die Wiener Märkte mit Unterstützung der Stadt Wien den neuen Herausforderungen erfolgreich stellen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Integrationsvertrag der schwarz-blauen Regierung tritt in einem Monat in Kraft. Er ist eine Scharfmacherei gegen ausländische Mitbürger. Wer die Deutschprüfung nicht schafft, wird abgeschoben. Auch wer kein Geld für diese Deutschprüfung auftreiben kann. Die Botschaft heißt klar und deutlich: Wir wollen euch nicht. Das ist nichts anderes als staatlich verordnete Fremdenfeindlichkeit. 

Wir Sozialdemokraten finden diese Politik verachtenswert. Wer wirklich Integration will, setzt ganz andere Maßnahmen. Wir tun das in Wien seit vielen Jahren und der Erfolg gibt uns Recht. Jeder Besucher aus einer anderen Millionenstadt sieht sofort den Unterschied: In Wien gibt es weder Slums noch Gettos wie in anderen Millionenstädten. Rassenkrawalle und ethnische Spannungen, wie wir sie von Fernsehbildern kennen, sind hier unbekannt. 

Das kommt nicht von ungefähr, sondern das ist Ergebnis gezielter breit gefächerter Maßnahmen der Stadt, die in alle Lebensbereichen reichen und - das darf man nicht vergessen - es ist das Ergebnis des Integrationswillens der Betroffenen. 

Im gleichen Stil wurde auch die so genannte Saisoniers-Regelung beschlossen. Hier haben sich ausschließlich wirtschaftsorientierte Interessen durchgesetzt. Die zigtausend Betroffenen selbst gelten hier nur als rechtlose Arbeitskräfte. Die ÖVP hat damit ein groß angelegtes Programm umgesetzt, um billige Arbeitskräfte ins Land zu holen. 

Das Saisonier-Modell bringt Nachteile für jene, die zu unfairen Bedingungen ins Land kommen und Nachteile für heimische Arbeitnehmer und auch für jene, die schon länger in Österreich leben.

So schaut die christlich-soziale Politik der ÖVP in Wirklichkeit aus: Menschen zu rechtlosem Verschubmaterial zu machen! (Aufregung bei der ÖVP.) 
Wir meinen, dass Integration auch mit Würde und Chancengleichheit zu tun haben muss! (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir SozialdemokratInnen wollen weiterhin ZuwanderInnen bei der Wahrnehmung ihrer Lebenschancen unterstützen. (GR Gerhard Pfeiffer: Lassen Sie sich eine Presserede schreiben! Das ist eine Zumutung!)

Ihr Integrationsvertrag hat nicht einmal einen Text. Wo ist der Text des Integrationsvertrags? Was wissen wir, was passiert, wenn die Leute die Deutschprüfung nicht bestehen? (GR Gerhard Pfeiffer: Ihre Zeit ist schon lange vorbei!) Ja, Ihre Zeit wird auch kommen, ja. (GR Gerhard Pfeiffer: Derartige Hetzreden sind eine Zumutung hier herinnen, wirklich wahr!) Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau StRin Mag Brauner hat das Wort.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Herren! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen von der Wiener ÖVP im Besonderen! 

Liebe Kollegin Lakatha, du hast gemeint, wir sollen demokratische Wahlergebnisse akzeptieren und hier keine Agitationen gegenüber der Wiener ÖVP machen. Keine Sorge, wir akzeptieren demokratische Wahlergebnisse. Wir wissen ganz sicher, Sie von der Wiener ÖVP haben mit diesem Wahlergebnis sicher nichts zu tun! Keine Sorge, wir agitieren Sie deswegen ganz bestimmt nicht an! (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Es sind ja ganz offensichtlich Sie, die uns dazu verholfen haben!) 
Zum Thema Integrationspolitik. Offensichtlich - und das tut mir ein wenig Leid - ist da die Arbeit, die in der Vergangenheit gemacht wurde und die wir in Zukunft vorhaben - wir reden über das Budget und über zukünftige Ideen -, nicht zur Kenntnis genommen worden und manche sehen die Realität nicht. 

Beim Herrn Kollegen Strache wundert mich das nicht, denn die FPÖ hat sich noch nie dafür interessiert, reale Probleme zu sehen und zu versuchen, diese zu lösen. Im Gegenteil. Ihre Politik war dort, wo es Konflikte gibt, Öl ins Feuer zu gießen und dort, wo es keine gibt, diese zu erfinden, um zu schüren. Insofern ist es kein Wunder, dass er keine Ahnung von dem hat, was wirklich in dieser Stadt passiert:

Dass, wenn man über die Anliegen von Zuwanderer-Frauen spricht, wir eine der wenigen, wenn nicht sogar die einzige europäische Stadt sind, in der es ein eigenes Frauengesundheitszentrum mit dem speziellen Auftrag, sich um Zuwanderinnen-Frauen zu kümmern, gibt. 

Dass 62 Prozent von denen, die unsere Sprachoffensive besuchen, Frauen sind, weil wir ganz besonderen Wert darauf legen, Frauen zu unterstützen, wie wir überhaupt als einen absoluten Arbeitsschwerpunkt die Sprachoffensive haben. Der Integrationsfonds macht Politik für diesen Spracherwerb mit den Geldern, die er von der Stadt Wien bekommt, wo es übrigens früher nur eine einzige Partei gegeben hat, die da dagegen gestimmt hat, nämlich genau die Freiheitlichen, die sich jetzt darüber aufregen. Mittlerweile ist es auch die ÖVP, die hier dagegen stimmt. Das bedaure ich, aber ich weiß wohl zu unterscheiden, dass die ÖVP grundsätzlich hinter diesen Spracherwerbsmaßnahmen steht und die Freiheitlichen nicht. Insofern ist es kein Wunder, dass Sie keine Ahnung haben. 

Genauso wie Sie keine Ahnung von der Kindergarteninformationskampagne haben, die wir zum Beispiel im Moment machen, um möglichst viele Kinder aus Zuwandererfamilien möglichst früh in den Kindergarten zu bringen, weil wir wissen, dass Integration und Spracherwerb, je kleiner die Kinder sind, desto einfacher passiert. Das tun wir alles. Sie haben keine Ahnung davon, Sie ignorieren es! Nun, Hauptsache, die Arbeit passiert. Mit der haben Sie ja noch nie etwas zu tun gehabt.

Wogegen wir allerdings sehr, oder ich als zuständige Stadträtin sehr heftig protestieren möchte und es in aller Schärfe zurückweisen möchte, ist diese Unterstellung, die wir auch das letzte Mal schon gehört haben, dass in dieser Stadt Menschen eingebürgert werden, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Das wäre nämlich nicht gesetzeskonform. 

Ich sage Ihnen, ich lasse nicht zu, dass meinen Beamten und Beamtinnen, von denen ich weiß, dass sie mit genauso großem Herzen, genauso großem Sozialengagement und zumindest genauso großer Korrektheit und Wissen ob der gesetzlichen Grundlagen die Gesetze vollziehen, unterstellt wird, dass sie hier gegen die Gesetze handeln! Das ist eine Schweinerei, das zu behaupten! (Aufregung und Beifall bei der SPÖ.) 
Wo wir allerdings wirklich sehr große Schwierigkeiten bekommen werden beziehungsweise sie schon haben - und da geht es nicht um die Einbürgerung, sondern da geht es um die zukünftigen Fragen des Aufenthaltrechts -, unabhängig davon wie Wien, wie wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen zu dem neuen Fremdenrecht stehen - Frau Kollegin Yilmaz hat die inhaltliche Kritik daran schon formuliert, aber davon abgesehen -, ist, dieses Gesetz zu vollziehen, denn offensichtlich war das Einzige, was den Bundesgesetzgeber interessiert hat, ein Gesetz hinauszugeben, das sich durch Strafen, durch Sanktionen und durch Drohungen gegenüber Zuwanderern auszeichnet. Aber was wir noch nicht haben, sind Durchführungsbestimmungen. Was wir noch nicht haben, ist die Niederlassungsverordnung für nächstes Jahr. Was wir noch nicht haben, sind die Voraussetzungen für die Niederlassungsnachweise. Angeblich soll es irgendeinen Ausweis in Scheckkartenformat geben, aber niemand weiß es. Das Gesetz tritt in allerkürzester Zeit in Kraft! Das ist ein absolutes Versäumnis. Ich bin sehr neugierig, wie man uns hier diese entsprechenden, auch gesetzlichen und verordnungsmäßigen Grundlagen noch zukommen lassen wird. 

Wenn es hier Schwierigkeiten gibt, dann gibt es eindeutig einen einzigen Verantwortlichen dafür und das ist der zuständige Innenminister, der hier Versäumnisse hat und der hier versagt hat!

Es wundert mich schon ein bisschen mehr, dass da auch Kollege Ulm offensichtlich von Dingen spricht, mit denen er sich sehr, sehr wenig befasst hat. Ich sehe noch ein, dass er über das Thema Asylwerber redet, obwohl das auch nicht zu meinem Ressort gehört, aber inhaltlich ist das schon eine wichtige Frage, wiewohl er auch hier falsche Informationen weitergegeben hat. 

Es ist schon wiederholt gesagt worden, dass die Stadt Wien selbstverständlich jeden Asylwerber und jede Asylwerberin aufgenommen hat, die uns zugewiesen wurden, unabhängig von all den vielen, vielen Maßnahmen, die wir setzen, um jenen Asylwerbern, die zum Teil über die Caritas, zum Teil über die Volkshilfe, zum Teil über das Integrationshaus, das wir finanzieren, kommen, auch entsprechend zu helfen, wenn sie nicht in Bundesbetreuung sind. 

So ist da auch wieder einmal so eine Wortmeldung zum Thema Wahlrecht eine - es ist schon in einem Zwischenruf genannt worden - zumindest zynische gewesen. Sie sagen, Sie wollen keine Ausländer erster und zweiter Klasse. Sie wollen aber offensichtlich lauter Ausländer letzter Klasse, die überhaupt keine Rechte haben! Und da, sehr geehrte Damen und Herren, spielen wir nicht mit. Wir wollen gleiche Rechte und gleiche Pflichten! (Beifall bei der SPÖ.)
Noch mehr - muss ich ehrlich sagen - hat mich enttäuscht, dass auch Kollegin Vassilakou Punkte angesprochen hat, die zum einen - das stimmt - nicht neu sind, aber deswegen nicht wahrer geworden sind. Denn all die Punkte, die sie als die so genannte negative Wiener Bilanz aufgezählt hat, sind Punkte, über die wir schon lange diskutieren und die mitten im Vollzug sind. 

Alle wissen ganz genau, dass wir dazu stehen, dass wir die Sozialhilfe für alle gleich gerecht machen, dass wir aber dabei sind, ein österreichweites, gemeinsames, einheitliches Sozialhilfegesetz zu reformieren. Und es ist eine Unterstellung, dass wir im Schulbereich nicht viele Dinge weiterbringen. Es ist eine Reduktion, wenn man sagt, es gibt jugendliche Kinder mit Sprachschwierigkeiten, und dieses allein auf die Situation in der Schule zu reduzieren. Denn was ist denn ein Teil unseres Problems? Warum bin ich denn so dafür, diese starre Regelung der Familienzusammenführungsquote aufzuheben? - Weil wir vor dem Problem stehen, dass diese starre Familienzusammenführungsquote die Familien dazu zwingt, Kinder ewig lange im Ausland warten zu lassen. Sie kommen dann knapp vor Schuleintritt zu uns nach Österreich und da nützen unsere besten Integrations- und Vorbereitungsmaßnahmen nichts, wenn die Kinder so lange im Ausland warten müssen. 

Schon alleine aus diesem Grund, von allen anderen menschlichen, humanitären und integrationspolitischen Gründen abgesehen, wäre es schön gewesen, wenn man zumindest meine Notforderung nach 1 000 zusätzlichen Plätzen für die Familienzusammenführungsquote erhört hätte. Leider war es dem Bundesminister nicht einmal eine Antwort wert. 

Ich denke, dass gerade in diesem Bereich Bildung für Kinder, für Jugendliche sehr viel weitergeht und wir in keinster Weise, so wie es hier dargestellt wurde, selbstgefällig sagen: Alles wunderbar, man muss nichts weiter tun. Wir tun sehr viel mehr. Ich habe schon erwähnt, gerade im Bereich Kindergarten haben wir jetzt gerade eine große Offensive gestartet. 

Es tut mir überhaupt Leid, dass viele Dinge einfach nicht zur Kenntnis genommen werden. Wir tun nichts zum Antidiskriminierungsgesetz? - Ja bitte, wer hat denn die Vorbereitungsarbeiten des Boltzmann Instituts für ein Antidiskriminierungsgesetz bezahlt? - Der Wiener Integrationsfonds, der im Auftrag der Stadt Wien arbeitet! Und er ist jetzt mitten in dieser Diskussion. 

Für welche Organisation ist das Thema Antidiskriminierung heuer und auch nächstes Jahr absoluter Schwerpunkt? - Für den Wiener Integrationsfonds! Und selbstverständlich wollen wir alle ein bundeseinheitliches Antidiskriminierungsgesetz, weil nur das Sinn macht. Aber wenn das nicht passiert, werden wir, wie schon wiederholt angekündigt, in Wien ein eigenes machen. 

Was mir auch Leid tut - ich habe es vorhin schon angesprochen -, ist, wenn gesagt wird, es passiert nichts zum Thema "Situation von Migrantinnen im Gemeindedienst", und dass sogar diese große Studie und diese ganz große Aktivität, die wir jetzt zum Thema "Diversity managing" gestartet haben - Was können wir tun für Zuwanderer als Kunden und Kundinnen und als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Stadt in den Regelbetrieb überzuführen? -, dass diese Diskussion verleugnet wird. Das tut mir wirklich Leid, aber ich nehme das als ein Informationsdefizit, das wir beseitigen werden und möchte unsere Freunde und Freundinnen von den GRÜNEN, wenn sie schon sagen, sie sind gerne bereit mitzuarbeiten, einladen, bei dieser Diskussion dabei zu sein, weil ich glaube, dass das ein ganz entscheidender Fortschritt und eine Weiterentwicklung in der Integrationspolitik dieser Stadt ist. 

Ich glaube, dass zwei Punkte auf der Tagesordnung stehen. Der eine ist eine organisierte Integrationsbegleitung, wie wir das jetzt mit unseren Willkommenspaketen, mit unseren Orientierungsgesprächen, mit unseren Informationspackages und mit unserer Zeitung machen. Das ist der eine Punkt und der zweite Punkt ist "Diversity managing", organisieren, betreuen und die Vielfalt in dieser Stadt als positive Chance nutzen. Dazu lade ich alle, die guten Willens sind, ein, dabei zu sein und mitzumachen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, zwei Bemerkungen noch zum Abschluss: Die eine bezieht sich auf die Bemerkung, die Kollegin Cordon zum Thema "Ältere Frauen" gemacht hat. Ich bin Ihrer Ansicht, dass das ein ganz schwer wiegendes Problem ist, dem wir uns schon gewidmet haben. Wenn Sie sich die Maßnahmen anschauen, die wir seitens des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds gesetzt haben, dann geht es da sehr stark gerade um diese Gruppe von Frauen, gerade wenn es auch um Qualifikation geht, und ich bin auch dafür, dass wir ihren Antrag bei mir im Ausschuss noch genauer behandeln und diskutieren. Wir sollen uns nur keine Illusionen machen: Öffentlichkeitsarbeit ist wichtig, aber das löst das Problem nicht. Sie haben selber gesagt, die Unternehmungen nehmen ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nicht, Frauen schon gar nicht, und sie werden auch schon früher als älter eingestuft. Das heißt, ich denke, hier - und das wird auf Bundesebene gefordert sein, nur bei der momentanen Situation habe ich da leider wieder wenig Hoffnungen - sind strukturelle Maßnahmen nötig, wie zum Beispiel die Senkung der Lohnnebenkosten, aber auf sehr differenzierte Art und Weise für ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Das wäre ein Weg, der aber leider jenseits unserer Möglichkeiten ist. 

Zur Kollegin Lakatha zur Frage der Wahlen. Du hast gesagt, es müssen bei den Problemen, die es gegeben hat, die Verantwortlichen genannt werden oder die Menschen zur Verantwortung gezogen werden. Richtig ist, dass es bei einigen Sprengelnummern, nicht bei den Wahllokalen, aber bei den Nummern einen falschen Druck gegeben hat. Verantwortlich dafür war die Druckerei. Das war auch nicht nachvollziehbar, weil man bei 1,2 Millionen nicht danebenstehen und jede einzelne Ziffer nachrechnen kann. Ihr könnt mir glauben, die haben wir zur Verantwortung gezogen. 

Für das größte Problem, das wir hatten, dass diese Wahlinformationskarten, die amtlichen Informationskarten, nicht überall eingelangt sind - ich zum Beispiel habe auch keine bekommen -, ja, da würde ich gerne die Verantwortlichen auch entsprechend zur Verantwortung ziehen, und das sind diejenigen, die eine funktionierende Struktur der Post ruiniert haben und wir jetzt eine Post haben, die nicht mehr funktioniert und wir alle darunter zu leiden haben! Das ist nämlich ausschließlich ein Problem der Post gewesen. Das können wir nachweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und zum Letzten: Für uns sind, liebe Ingrid Lakatha, Familienpolitik und Frauenpolitik zwei verschiedene Dinge. Wir bekennen uns zur Unterstützung der Familien, wobei Familie für uns jedes Zusammenleben von Menschen auf freiwilliger Basis mit und ohne Kinder ist. Aber Frauenpolitik, da geht es um etwas anderes. Da geht es um Eigenständigkeit, da geht es um Unterstützung. Das ist auch das, was im Zentrum unserer Tätigkeit steht.

Wenn ich mir anschaue, was wir getan haben und was wir weiter vorhaben: Mädchenförderung, Frauen und Arbeitsmarkt, die ganzen Maßnahmenpakete, die wir geschnürt haben, zum Beispiel gegen prekäre Arbeitsverhältnisse, denn ich will nicht nur, dass die Frauen Arbeit haben, ich will auch, dass sie eine anständige Arbeit haben, von der sie leben können, die Existenz sichernd ist, die abgesichert ist und die auch erfüllend für die Frauen ist - das ist unser Verständnis gemeinsam neben anderen Dingen. Aber da weiß ich uns beide ja einer Meinung so wie im Kampf gegen Gewalt an Frauen und Kindern und in vielen anderen Punkten. 

Da möchte ich schon sehr deutlich sagen, hier unterscheiden wir uns. Familienpolitik und Frauenpolitik sind beide wichtig, aber es sind zwei unterschiedliche Dinge. Wir bekennen uns zu einer eigenständigen Frauenpolitik in dieser Stadt und werden das auch weiter tun. 

Lassen Sie mich abschließend, sehr geehrte Damen und Herren, auch noch ein Dankeschön sagen, gerade weil es hier auch Kritik gegeben hat bei der Frage der Wahl und ich wirklich sehr, sehr deutlich sagen kann, dass das Hauptproblem, das es gegeben hat - die Zusendung der amtlichen Wahlinformationen -, wirklich absolut außerhalb des Bereichs der zuständigen Magistratsabteilung war. Die möchte ich nämlich ganz im Gegenteil hier äußerst positiv und dankbar erwähnen. Frau Dr Bachofner und ihr Team haben das ganz, ganz wunderbar gemacht. Diese Abteilung hat sehr viel an Arbeit zu bewältigen gehabt. Sie wissen, dass das Meldewesen zu uns übersiedelt ist. Sie wissen, dass das Passwesen in allernächster Zeit übersiedelt. Es wurden so hochkomplexe Rechtsmaterien wie das Wahlrecht behandelt und so nebenbei hat diese Abteilung, das Team um Frau Dr Bachofner, auch noch diese Wahlen exzellent und ausgezeichnet organisiert! Dafür von dieser Stelle mein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Natürlich bitte ich, dieses Dankeschön auch auf alle anderen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen meines Ressorts auszudehnen. Es ist ja ein sehr breit gefächertes Ressort, wenn wir hier auch fast immer nur über zwei Themen diskutieren: Frauen und Integrationspolitik. Darüber hinaus gibt es aber auch noch den Konsumenten- und Tierschutz, den riesigen Bereich des Personals, wo ich denke, dass wir sehr viel geleistet haben, auch in der Vergangenheit, gerade wenn es darum geht, jungen Menschen Arbeit zu geben und wenn es uns darum geht, dass wir deutlich machen, dass die Stadt Wien hinter ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen steht und das nicht nur mit einem Händedruck, sondern auch mit anständigen Lohnverhandlungen und Gehaltserhöhungen das entsprechend geführt hat.

Ich denke an das breite Feld, das bis zu den Fragen des Katastrophenschutzes und der Feuerwehr reicht. In all diesen Bereichen sind Männer und Frauen tätig, die im vergangenen Jahr so tolle Arbeit geleistet haben, dass ich mich darauf freue, auf Basis des Budgets, das wir hoffentlich alle gemeinsam beschließen, auch in Zukunft mit ihnen zusammenarbeiten zu können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Kulturbudget. Sie erinnern sich, wir haben ja schon im letzten Jahr die eine oder andere Kontroverse zum Thema gehabt. Ist das Budget jetzt eigentlich gestiegen oder nicht? Und bis zum heutigen Tag gibt es ja diesbezüglich unterschiedliche Interpretationen. Ich überrasche Sie heute vielleicht nicht damit, dass ich auch jetzt wieder sage: Von einer Erhöhung ist nichts festzustellen. Mehr Geld für die Kultur gibt’s in der Stadt Wien auch nicht. 

Lassen Sie mich vielleicht kurz ausführen, wie ich zu dieser Analyse komme. Vorausgeschickt sei, dass es ja äußerst schwierig war, an die Zahlen des Wiener Kulturbudgets zu kommen. Im letzten Jahr war der Herr Stadtrat ja so freundlich, uns eine Aufstellung zu geben, die uns durchaus nachvollziehbar gemacht hat, wie sich denn nun die einzelnen Budgetposten verteilen. In diesem Jahr ist das nicht geschehen. Es ist nicht geschehen und es ist mit einer sehr seltsamen Begründung nicht geschehen, die mich doch zweifeln lässt. Es ist nämlich mit der Begründung nicht geschehen, dass im letzten Jahr dann diese Zahlen dazu geführt hätten, dass die Opposition den Herrn Stadtrat kritisiert hätte. Na no na, ja. Das ist ja unsere Aufgabe als Opposition, darauf zu schauen, was in diesem Bereich passiert, wie das Geld ausgegeben wird und unsere Anmerkungen zu machen. Das nennt sich Demokratie. 

Es wundert mich doch sehr und ich bedaure es auch sehr, dass es notwendig ist, einem sozialdemokratischen Stadtrat immer wieder aufs Neue - offensichtlich ist es notwendig - zu sagen: Demokratie ist doch die Basis der Arbeit, die wir hier machen und es doch wohl ganz selbstverständlich, dass die Opposition die Zahlen bekommt, die sie bekommen will. Offensichtlich ist das nicht bis in die MA 7 vorgedrungen beziehungsweise bis zum Herrn Stadtrat und das muss ich sehr bedauern. 

Nun ja, wir haben uns selber auf den Weg gemacht, haben uns selber die Zahlen herausgesucht und haben uns die Aufstellung sehr genau angeschaut. Nicht zuletzt deshalb, weil die Aussage "Na ja, dann werde ich ja kritisiert" uns aufhorchen hat lassen. 

Was gibt’s denn zu verstecken? Wenn alles in Ordnung wäre, dann wäre es doch überhaupt kein Problem, auch der Opposition die Zahlen zu geben, oder? (GR Christian Oxonitsch: Das glauben Sie aber selber nicht!) Ich höre, Herr Klubobmann Oxonitsch hat eine ähnliche Meinung von Demokratie wie Herr StR Mailath-Pokorny. Ich weiß nicht, wer von Ihnen länger in der Stadt ist. Ich glaube Sie. (GR Christian Oxonitsch: Das hat ja damit nichts zu tun! Aber das glauben Sie doch selbst nicht!) Selbstverständlich glaube ich, Herr Klubobmann Oxonitsch, dass das notwendig und sinnvoll ist (GR Christian Oxonitsch: Dann ist es ja gut! - Heiterkeit des GR Christian Oxonitsch.), um eine Diskussion darüber zu führen, was diese Stadt denn tun soll, dass wir Zahlen haben, um mit Ihnen auf einer Ebene mitdiskutieren zu können. Und ich glaube eigentlich, dass bis auf die SPÖ alle Parteien in diesem Haus dieser Meinung sind.

Zum Budget. Wir haben uns das genau angeschaut, sehr kritisch angeschaut und haben festgestellt, dass die ... Wir haben dann dieses grüne Buch gelesen, ja. (GR Christian Oxonitsch: Ja, genau das haben wir ja alle! - Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Das war ja ordentlich geheim!) 

Also ich muss schon sagen, ich bin zutiefst beeindruckt von der unglaublichen Kooperationsbereitschaft der regierenden Parteien dieser Stadt. (GR Christian Oxonitsch: Entschuldigung, wir lesen auch das grüne Buch!) Ich erinnere Sie daran, dass am Wahlsonntag, den 25. März 2001, der Bürgermeister gesagt hat: "Mit Demut nehmen wir dieses Ergebnis an." Und das ist die Demut, die Sie meinen? 

Das Kulturbudget ist nicht gestiegen. Es ist um einen kleinen Betrag gestiegen, und der kommt (GR Christian Oxonitsch: Wir lesen alle das grüne Buch! - Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.) aus dem gesetzlich vorgeschriebenen Kulturförderbeitrag. Das ist Geld, das der Stadt Wien vom Bund zusteht und nicht von der Stadt Wien selber kommt! Und das ist die einzige Erhöhung in diesem Kulturbudget. 

Wenn man dann noch einmal genau hinschaut, dann merkt man, dass der riesige Teil dieser Erhöhung von der Erhöhung der Personalkosten der MA 7 aufgefressen wird. Es ist also festzuhalten: Das, was angeblich eine Erhöhung ist, ist keine Erhöhung, mal wieder keine Erhöhung. Der Kuchen ist nicht größer geworden und die Kuchenstücke sind maximal anders geschnitten worden. (GRin Mag Sonja Wehsely: Falsch gelesen! Falsch gelesen!).

Das ist umso bedauerlicher, weil wir uns ja anschauen müssen, was derzeit auf Bundesebene passiert. Wir wissen alle, die Kulturpolitik der letzten zweieinhalb Jahre hat der Kultur mehr geschadet als sie ihr genutzt hat und sie hat vieles zerstört, was in diesem Land an spannenden und interessanten kulturellen Aktivitäten aufgebaut worden ist. Und dem wollte doch die sozialdemokratische Staatregierung etwas entgegensetzen! Da haben wir doch gehört: Wir brauchen den öffentlichen Diskurs. Wir brauchen neue kritische Räume. Da haben wir ach so viele schöne Worte gehört und nichts davon, sehr geehrte Damen und Herren, ist umgesetzt worden! Das Kulturbudget ist auch nicht erhöht worden.

Wenn ich dem Voranschlag 2003 den Voranschlag 2001, also das Budget des ehemaligen StR Marboe, gegenüberstelle, dann müssen wir feststellen, dass es sogar eher noch gesunken ist. Das ist wohl ein Armutszeichen für die Sozialdemokratie und vielleicht auch mit ein Grund, weshalb viele Leute letzten Sonntag nicht die SPÖ gewählt haben. Das Gegenmodell zu Blau-Schwarz ist also auch in Wien abgesagt worden. Es ist offensichtlich kein politischer Gestaltungswille vorhanden, der klare Ziele und Schwerpunkte erkennbar machen würde. Es ist nach zwei Jahren sozialdemokratischer Kulturpolitik noch immer nicht nachvollziehbar, wer, warum und wie viel Geld eigentlich weshalb bekommt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Falsch!)
Da wird relativ wahllos mal an die Albertina, mal an den Rabenhof und mal ein kleines bisschen an die eine oder andere kritische Initiative vergeben. Aber bei weitem ist da keine klare Handschrift zu erkennen. Es ist auch kein Gegenmodell zu erkennen und es ist keine politische Vision zu erkennen! Und was das Erschütterndste ist - der Herr Stadtrat war ja leider nicht dabei -, zwei Wochen vor der Wahl haben wir eine Podiumsdiskussion gehabt, zu der von der IG Kultur Wien eingeladen wurde und der Kollege Woller, der Kollege Marboe und ich saßen dort und Ernst Woller wird sich wohl noch gut erinnern können, wie unangenehm dieser Abend für die Sozialdemokratie war. Wie viele Kulturschaffende an diesem Abend aufgestanden sind und gesagt haben: Was läuft eigentlich in dieser Stadt? Wieso bekomm' ich eigentlich keinen Termin? Wieso redet niemand mit mir? Wieso will niemand hören, was ich zu sagen habe? - Und das, diese Art, war doch einigermaßen beeindruckend. Auch für mich. Ich muss ehrlich sagen, das war wieder einmal einer dieser Abende, der in seiner ganzen Deutlichkeit gezeigt hat, dass es offensichtlich ein riesiges Problem mit der sozialdemokratischen Kulturpolitik in dieser Stadt gibt und eines, das nicht zu unterschätzen ist. Und dass es offensichtlich viele Kulturschaffende gibt, die das Gefühl haben, dass nicht mit ihnen geredet wird, dass ihnen nicht zugehört wird und dass es keine Transparenz darüber gibt, wer, welche Gelder und vor allem weshalb bekommt.

Das heißt, diese Kulturschaffenden haben ein ähnliches Erlebnis gehabt wie ich im letzten Ausschuss, als ich gesagt habe: Na ja, bekommen wir die Zahlen? Nein, wir haben sie nicht bekommen. Und auf ähnliche Weise werden auch die Kulturschaffenden in dieser Stadt behandelt. Sie bekommen keine Termine. Es wird ihnen auf ihre Briefe nicht geantwortet. Es wird mit ihnen nicht kommuniziert, was passiert, was mit ihren Ansuchen passiert, wann sie behandelt werden und warum auch etwas abgelehnt wird. Es ist völlig legitim, dass man auch einmal kein Geld gibt, aber man muss den Leuten erklären weshalb. Und man muss ihnen das Gefühl geben, dass es einen guten Grund gibt, weshalb sie kein Geld bekommen und weshalb es andere gute Gründe gibt, weshalb andere Geld bekommen. Nur so kann man sicherstellen, dass Politik, die man macht, von den Leuten, bei denen sie ankommen soll, auch verstanden werden kann. Sonst werden Sie noch viele solche Podiumsdiskussionen erleben, wo Leute aufstehen und sagen: Mit mir redet niemand, mir hört niemand zu und ich bin eigentlich ziemlich enttäuscht. 

Ein erster Schritt in die richtige Richtung wären unserer Meinung nach wesentlich häufigere öffentliche Diskussionen zum Thema Wiener Kulturpolitik. Ein erster Ansatzpunkt liegt in einem Antrag, den wir als schriftlichen Antrag heute eingebracht haben, weil es uns wichtig ist, auch ausführlich über diesen Antrag zu diskutieren und ihn nicht einfach hier nur zu beschließen oder - genauer gesagt - nicht zu beschließen. 

In diesem Antrag geht es darum, dass eine Enquete des Kulturausschusses eingerichtet werden soll, die zweimal im Jahr - einmal zum Voranschlag und einmal zum Rechnungsabschluss - unter Einbeziehung der Kulturschaffenden stattfindet und genau dieses Thema hat: das Geld. Es soll dabei also um die Frage gehen: Was wird mit dem Geld warum und in welcher Form gemacht?

Ich hoffe sehr, dass diese unsere Anregung aufgenommen wird und dass wir ab sofort zweimal im Jahr öffentlich und gemeinsam mit den Kulturschaffenden darüber reden, warum und in welcher Form in dieser Stadt Gelder vergeben werden. Ich würde mir sehr wünschen, dass auch der Herr Stadtrat diesem Vorschlag nachkommt und damit zeigt, dass Kommunikation mit Kulturschaffenden in dieser Stadt keine leere Formel bleibt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Was die Kritik an der Kulturverwaltung und an der Art und Weise, wie mit Künstlern in dieser Stadt umgegangen wird, betrifft, kann ich mich, wie fast immer, nur meiner Vorrednerin anschließen. - Was das Gegenmodell zu Blau-Schwarz, das in Wien nicht stattgefunden hat, betrifft, so kann ich dazu nur sagen: Dieses hat nicht nur in Wien nicht stattgefunden, es hat auch beim Wähler nicht stattgefunden!

Aber heute ist ja ein schöner Tag: erstens vor allem deshalb, weil die Budgetdebatte diesmal nur einen Tag dauert - das ist einmal etwas Schönes! -, und zweitens, weil wir - und das ist auch gerechtfertigt - im Gegensatz zu bisher, wo wir ja meistens mehr als 50 Prozent der Kulturdebatte nicht über die Kulturpolitik dieser Stadt diskutiert haben, sondern darüber, dass der Bund an allem schuld ist, jetzt endlich damit beginnen sollten, über die Wiener Kulturpolitik zu sprechen. Ich glaube, das ist das Schöne an der diesmaligen Kulturdebatte: Egal, wie die neue Bundesregierung aussehen wird, sollten wir, glaube ich, die Zeit nicht darauf verschwenden, darüber zu lamentieren, wie böse der Bund ist - das hat ja auch denen, die es betrieben haben, bekanntlich nicht sehr viel gebracht -, sondern damit beginnen, über die Wiener Kulturpolitik zu diskutieren. Was diese betrifft, so ist, wie auch meine Vorrednerin dies bereits zum Ausdruck gebracht hat, festzustellen, dass deren Erfolgsbilanz der letzten zwei Jahre steigerbar ist - um es einmal sehr höflich und zurückhaltend zu formulieren -, und wir sind auch gerne bereit, dazu beizutragen.

Ich habe hier eine Liste, die 17 Punkte umfasst, und ich möchte davon nur vier Projekte herausgreifen, die zum Beispiel deshalb nicht zum Zug gekommen sind, weil viel zu viele Kulturmittel aus dem Kulturbudget in Infrastrukturprojekte geflossen sind oder für Finanzierungen beispielsweise des Rabenhofs, der Albertina und des Strauß-Nachlasses aufgewendet wurden, die wir, mit Ausnahme jener des Rabenhofs, durchaus begrüßen, die aber bisher immer aus Verstärkungsmitteln gekommen sind, was der Herr Stadtrat aber gegenüber der Finanz nicht in derselben Art und Weise durchsetzen konnte wie sein Vorgänger. 

Daher gibt es jetzt zum Beispiel eine Ablehnung eines sehr tollen Projekts unter dem Titel "Point of Music". Ebenso gab es eine Ablehnung des H. C. Artmann-Musikprojekts, eine Ablehnung des Projekts "Chorforum Wien", das nicht weiter unterstützt wird, oder zum Beispiel eines geplanten Gastspiels "Kain und Abel" in hebräischer Sprache in der Kammeroper. Ich könnte noch eine Reihe weiterer Projekte nennen, und ich möchte damit nur aufzeigen, dass es viele spannende Projekte in dieser Stadt gibt, die einfach nicht stattfinden, weil nicht genug Geld dafür vorhanden ist.

Dass auf der anderen Seite genug Geld da ist, haben wir in der letzten Sitzung des Gemeinderats im Zusammenhang mit dem Institut für den Frieden gesehen. Da waren auf einmal 95 000 EUR aus Verstärkungsmitteln, die man sicher hätte anders einsetzen können, für ein Projekt vorhanden. 

Aus Sicht der Volkspartei gibt es viele Themen, die man in Zukunft ansprechen sollte. Zwei Themen sind uns ein besonderes Anliegen; eines davon betrifft die Musikschulen der Stadt Wien. Ich habe dieses Thema schon in der letzten Ausschusssitzung angesprochen und ich werde das hier auch öffentlich tun:

Wir haben ja beschlossen, eine Enquete betreffend den Musikstandort Wien abzuhalten, um den Musiknachwuchs für diese Stadt zu sichern. Ich glaube, dass es jetzt nach der Wahl höchst an der Zeit wäre, diesbezüglich in die Planungen einzutreten, um diese Enquete dann im Jänner oder im Februar durchzuführen. 

Ich glaube zweitens, dass das Thema "Kunst im öffentlichen Raum" ein ganz wichtiges Thema ist. Diesbezüglich ist man in den Bundesländern auf gesetzlicher Ebene wesentlich weiter als in Wien. Es ist hoch an der Zeit, dass wir in Wien auch entsprechende Beschlüsse fassen, um sicherzustellen, dass sozusagen die öffentliche Ästhetik, die Ästhetik im öffentlichen Raum gefördert wird und dass es mehr Kunstaufträge gibt, weil es ja bekanntlich, vor allem für bildnerische Künstler, nicht einfach ist, in der Stadt entsprechend präsent zu sein.

Ich erlaube mir noch einen kurzen Nachtrag betreffend das an sich sehr begrüßenswerte Projekt der Leseförderung mit Frederic Mortons "Ewigkeitsgasse". Ich bin darauf schon in der letzten Aktuellen Stunde zum Thema Lesen eingegangen und ich möchte dies auch heute noch einmal tun. Es ist ja wirklich sehr interessant, wie in dieser Stadt mit öffentlichen Projekten und mit öffentlichen Ideen umgegangen wird und wie eine Partei in dieser Stadt nach wie vor glaubt, dass ihr diese Stadt gehört. 

Sehr "witzig" ist zum Beispiel Folgendes: Es wurde über diese Idee ein eigenes Heft angefertigt - ich weiß nicht, ob es alle Damen und Herren in diesem Haus kennen (Der Redner hält ein Exemplar dieses Hefts in die Höhe.) -, und darin steht zum Beispiel: "Warum Wiener Bezirksvorsteher hinter der Aktion für Frederic Morton stehen". Dann sind die einzelnen Bezirksvorsteher abgebildet, und wenn man es nachzählt, kommt man darauf: Es sind 14 Bezirke. - Wien hat meines Wissens ein bisschen mehr Bezirke, nämlich 23. Wohin die restlichen Bezirke verschwunden sind, weiß ich nicht. Ob sie in der Zwischenzeit verkauft wurden oder ob es dort keine Bezirksvorsteher gibt, wissen wir nicht ganz genau. - Offensichtlich wurden einfach die ÖVP-Bezirke weggelassen. Diese sind also, laut dieser Darstellung, nicht Teil dieser Stadt.

Noch viel spannender ist aber Folgendes - und ich darf dies hier als interessante Neuigkeit für die GRÜNEN schildern, so sie es nicht bereits gesehen haben: 

Unter dem Titel "Warum Wiener Bezirksvorsteher hinter der Aktion für Frederic Morton stehen" ist hier für Neubau - ich habe gar nicht gewusst, dass Herr BV Blimlinger zurückgetreten ist - auf einmal ein Herr Rainer Husty als neuer Bezirksvorsteher oder Bezirksvorsteher-Stellvertreter angeführt. Dass der Bezirksvorsteher ist, ist mir neu! 

Das ist genau die Art und Weise, aus der deutlich wird, wie die SPÖ (GR Dr Matthias Tschirf: Machtmissbrauch!) nach wie vor glaubt, diese Stadt gehöre ihr. Wenn ein Bezirksvorsteher nicht von ihrer Partei ist, sondern eben zum Beispiel von der ÖVP, dann gehört gleich der ganze Bezirk nicht zur Stadt Wien, oder der Bezirksvorsteher wird einfach, wie im Falle des grünen BV Blimlinger, durch den sozialdemokratischen Bezirksvorsteher-Stellvertreter ersetzt. 

Das sollte, glaube ich, auch eine Lehre des letzten Sonntags gewesen sein: Egal ob auf Bundesebene oder auf Wiener Ebene - das ist eine Art von Politik, wie wir sie uns nicht länger gefallen lassen werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich stelle daher auch gleich einen entsprechenden Antrag:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass bei einer Wiederholung der Gratisbuchaktion die politischen Vertreter sich in größtmöglicher Zurückhaltung üben und nicht das Buch als politisches Werbemedium missbrauchen."

Das heißt: ein klares Ja zu dieser Aktion, aber ein Nein zu dem Missbrauch!

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweitens bringe ich folgenden Antrag ein:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, den Beamten der entsprechenden Magistratsabteilung generell zu gestatten, Mandataren aller Parteien für das Rechenwerk des Voranschlags und Rechnungsabschlusses sowie für die Vorbereitung von Ausschüssen und Gemeinderatssitzungen neben der Akteneinsicht die notwendigen Informationen zum Verständnis eines Vorgangs zu geben. Mögliche Ausnahmen von dieser Informationspflicht an die Mandatare sind zu begründen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich habe noch einen dritten Antrag, den ich hiermit ebenfalls einbringe:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dem Theater 'Die Tribüne' eine angemessene Subvention zu gewähren, um dadurch die Fortsetzung des Spielbetriebs zu ermöglichen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Da wir uns in der Kulturdebatte befinden, ist natürlich die Dramaturgie ein wichtiger Bereich. Daher möchte ich jetzt die Spannung betreffend die Frage, wie sich die Österreichische Volkspartei bei der Abstimmung des Kulturkapitels des Budgets verhalten wird, noch aufrechterhalten und werde es meinem Nachredner, Herrn StR Peter Marboe, überlassen, darauf einzugehen. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Mag Sonja Wehsely: Die Spannung ist groß!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!  

In der letzten Ausschusssitzung hat der Herr Stadtrat gesagt, es gäbe eine Steigerung von 2,6 Prozent. Er war sehr stolz darauf, und es hat so geklungen, als würde er das als Kompensation zum Spargedanken des Bundes sehen. 

Frau Ringler sagt, es gibt keine Erhöhung und bemängelt das sehr. 

Ich würde meinen, ob es jetzt prozentuell mehr oder weniger gibt, ist nicht allein ausschlaggebend, sondern wichtig ist eigentlich die Frage: Wofür gebe ich das Geld aus? - Und diesbezüglich, Frau Kollegin Ringler, sind Sie uns aber auch eine Auskunft darüber schuldig geblieben, worin Ihre Richtlinien bestehen. Ich habe sehr aufmerksam zugehört: Sie haben eher gesagt, es sei sehr traurig, dass diejenigen, die gerne mehr Gelder hätten, nicht mehr bekommen. - Das alleine kann ja wohl nicht eine Richtlinie der grünen Kulturpolitik sein! Ich glaube, da müsste man schon Schwerpunkte setzen. 

Ich tue das und setze folgende drei Schwerpunkte:

Der erste Schwerpunkt lautet: Tradition bewahren, kulturelles Erbe bewahren.

Schwerpunkt Nummer zwei: die Gegenwart fördern. Das heißt nicht immer nur, Geld aufzuwenden, sondern das heißt auch: Anreize schaffen, ermutigen, Rahmenbedingungen schaffen, damit sich kreatives Potenzial entwickeln kann. 

Schwerpunkt Nummer drei: in die Zukunft investieren, in unsere Kinder, in die Jugendlichen investieren. Der kulturelle Reichtum einer Gesellschaft besteht nämlich im Heranwachsen von kunst- und kulturbegeisterten jungen Menschen. 

Ich komme nun auf Punkt eins zu sprechen. Was diesen Bereich anbelangt, so sind, glaube ich, wohl sehr, sehr schwere Fehler begangen worden. Was die Bewahrung des Kulturguts angeht, so stehen - wir alle wissen das - im Fischer-von-Erlach-Barock jetzt Betonbunker. Sie sind nicht nur hässlich, sondern sie zerbröselten sogar für einige Zeit, nachdem sie erst vor ein paar Monaten eröffnet worden waren. Baumängel und Planungsfehler waren schuld daran.

Zweiter Punkt: In den Schutzzonen wird aufgestockt, aufgetürmt, aufgebläht - rücksichtslos! (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) - Man muss das ein bisschen dramatisieren, denn genau so ist es! Sie wissen das, Frau Ringler! Ich brauche Sie nicht daran zu erinnern. Wien-Mitte ist ein Beispiel dafür, die Innenstadt ist ein weiteres Beispiel, ebenso die von Ihnen heute bereits erwähnte Albertina. An und für sich haben wir uns ja gefreut, dass hier etwas Gutes entsteht, und wir haben für eine Rekonstruktion - eine behutsame Rekonstruktion - auch Gelder zur Verfügung gestellt. Aber was kommt dazu? - Bullaugen kommen dazu, ein Tankstellendach (Neuerliche ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - ja, es stimmt doch! -, plumpe Fahnenstangen auf dem Schwarzenbergplatz! Lassen Sie mich hier nur einige Beispiele erwähnen, um aufzuzeigen, wie sehr man die Innenstadt immer wieder verschandelt hat. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) - Ich weiß, dass den GRÜNEN das völlig egal ist. Für uns aber ist das ein Wert, und wir wollen, dass unsere Kultur unversehrt an zukünftige Generationen weitergegeben wird. Und wäre da nicht die Furcht vor der drohenden Aberkennung des Prädikats "Weltkulturerbe" für die Innenstadt, würden alle Holleins weiterhin das historische Erbe zerstören. 

Ich freue mich, dass ich in der Zeitung lesen konnte, dass die Hollein'sche "Wolke" (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) - nein, das freut mich schon, muss ich sagen -, dass diese Architekturblähungen am Hilton abgesagt wurden. Ich freue mich über so etwas (GR Günter Kenesei: ... Bierzelt!), denn die Frage, wie man mit dem historischen Erbe umgeht, ist auch im Sinne von Innovation zu sehen, sie bedeutet einen Blick in die Zukunft. Und diesbezüglich - da hat Kollege Serles wirklich Recht -, also nicht nur in wirtschaftlichen Dingen, sondern auch im Kulturbereich haben uns die früheren Ostblockländer, das jetzige Osteuropa, schon den Rang abgelaufen. (Zwischenruf der GRin Marie Ringler.) - Frau Ringler, wir waren zusammen in Moskau, und sogar dort hat man eine Kirche wieder aufgebaut, die in der Stalin'schen Ära ganz einfach in die Luft gesprengt wurde. Eine der großen Kirchen zur Erinnerung daran, dass die Russen Napoleon besiegt haben, hat man in einer Diktatur in die Luft gesprengt! Das wurde wieder aufgebaut. (Neuerlicher Zwischenruf der GRin Marie Ringler.)

Ich möchte damit nur sagen, dass man dort zumindest darüber nachdenkt, wie man mit der historischen Identität umgeht. Ich halte das schon für wichtig, und wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass nicht eine Clique unsere Heimatstadt verschandelt. Und es ist auch nicht zulässig, dass genau diejenigen, die zu Hause, in ihrem Privatleben, in revitalisierten Schlössern, in Barockhäusern (GR Günter Kenesei: Wer? Wer?) oder in Bauernhöfen wohnen, uns dann, wenn es um die Allgemeinheit geht, in die kommunale Hässlichkeit zwingen. Wir werden uns weiterhin dagegen verwahren!

Und was die Moderne angeht, so hat man auch hier versagt, denn dort, wo Raum und Platz gewesen wäre, hat man es nicht gewagt, das kreative Potenzial zu zeigen. Wir kennen alle die Versäumnisse auf der Platte. Auch dort hat man eigentlich nur Allerweltsarchitektur hingestellt. 

Das heißt: Nicht zerstören, sondern neu schaffen!

Nun zu Punkt zwei, den Rahmenbedingungen. Es geht hier um die Frage: Wie fördere ich? - Auch hier, finde ich, wäre es sehr wichtig, dass man Innovation zeigt. Die Vereinigten Bühnen wären ein Beispiel in diesem Zusammenhang. Herr StR Mailath-Pokorny, Sie wissen, dass wir uns freuen, dass das Theater an der Wien jetzt für klassisches Musiktheater zur Verfügung stehen soll, aber wir haben es noch immer nicht gewagt - wir Freiheitliche schon, aber die Sozialdemokratie nicht -, auch darüber nachzudenken, ob es nicht auch neue Strukturen für die zwei verbliebenen Musical-Theater geben könnte. Sie haben im Ausschuss gesagt, für das Raimund-Theater stellen Sie sich internationale Musicals vor, und im Ronacher sollen sich die heimischen Künstler produzieren können. Das klingt sehr gut, aber - wir haben oft darüber diskutiert - es gibt Städte, wo das Kommerz-Musical sogar im Geschäft ist, und wir wagen es nicht einmal, darüber nachzudenken, ob es da nicht auch Möglichkeiten gibt!

Ich bin, was diese Frage betrifft, unverdrossen und stelle diesbezüglich immer wieder Anträge. Wir haben ja auch jahrelang Anträge dafür gestellt, dass das Theater an der Wien für klassisches Musiktheater genützt wird. Darauf ist man jetzt eingegangen. Vielleicht denkt man auch einmal darüber nach, dass bei den zukünftigen Strukturen der Musical-Theater doch marktwirtschaftliche Kriterien Eingang finden könnten. (GR Günter Kenesei: Haben Sie sich schon einmal angeschaut, in welcher Kombination die dort funktionieren?) 

Sehr geehrter Herr Kollege Kenesei! Wir haben uns in London die Situation angeschaut und wir haben sie uns auch in den Vereinigten Staaten angesehen. (GR Günter Kenesei: Haben Sie sich schon die Kombination dessen angeschaut?) - Ich werde auf diese Frage eingehen. Wir wissen ganz genau, wie das funktioniert. Ich sage nicht, dass wir das kopieren müssen, aber wir dürfen doch wohl noch darüber nachdenken! Dort wird das 100‑prozentig privatwirtschaftlich gemacht, ohne eigene Orchester; die Produktionen werden ganz einfach eingekauft. Ich sage nicht, dass das gut ist, aber es gibt vielleicht die Variante einer gemischtwirtschaftlichen Nutzung! (Neuerlicher Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) - Nicht einmal das wird in Erwägung gezogen - nein: Es wird von vornherein jegliche Innovation abgestoppt. Ich finde das nicht richtig. Man könnte zumindest einmal eine Studie durchführen oder Überlegungen anstellen. 

Deshalb stelle ich hiermit noch einmal einen Antrag dahin gehend, dass man in diesem Bereich vermehrt marktwirtschaftliche Überlegungen mit einbeziehen sollte. 

Im Zusammenhang mit den Vereinigten Bühnen und auch mit der Zukunft des Theaters an der Wien möchte ich noch auf eine Sache eingehen, die ich seit 14 Jahren verfolge - vielleicht gibt es da einmal einen Erfolg. Es geht dabei um das Figarohaus hinter dem Stephansdom in der Domgasse. Wir haben uns in dieser Angelegenheit jahrelang bemüht, aber bis jetzt hat man es noch nicht geschafft, zwei leere Stockwerke für ein Mozarthaus zu nützen. Ich versuche es jetzt noch einmal. Infolge dieser jahrelangen Bemühungen von uns Freiheitlichen auf Bezirks- und auf Gemeindeebene gab es ja in der Amtszeit der vorherigen Stadtregierung - Herr StR Marboe, wenn ich Sie daran erinnern darf - bereits Planungen, dass dieses Figarohaus eingerichtet werden soll. Das war, soweit ich mich erinnern kann, vor der letzten Wahl. Jetzt ist das Ganze wieder ins Stocken geraten. 

Ich stelle daher erneut einen diesbezüglichen Antrag und hoffe, dass das endlich einmal in Angriff genommen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was die Förderungen anbelangt, so möchte ich noch ganz kurz auf die Freien Gruppen eingehen. Eigentlich wollte das mein Kollege Harald STEFAN tun, aber er muss leider jetzt weggehen, und deshalb übernehme ich das. 

Es ist nämlich so, dass sich unsere Kritik, die wir jahrelang in Bezug auf den Sektor der Freien Gruppen geübt haben, durch einen Bericht des Kontrollamts bestätigt hat. Es geht dabei um Abrechnungen: Im Zeitrahmen 2000 bis Ende Jänner 2002 hat es 225 Förderungen gegeben. 48 Abrechnungen fehlen völlig. Durchschnittlich elf Monate musste man auf eine Reaktion warten. 42 Abrechnungen sind im Laufen; davon sind nur 12 fristgerecht eingereicht worden. 

Das, was wir immer wieder gesagt haben, nämlich dass die Transparenz fehlt, dass man in Wirklichkeit nicht weiß, wofür die Gelder ausgegeben werden - und das ist einer der größten Budgetbrocken! -, hat sich also bewahrheitet. Ich glaube, dass das auch der Grund dafür ist, dass Herr StR Mailath-Pokorny jetzt eine Studie durchführen lässt. Wir freuen uns darüber. Ich hoffe, dass dann auch die richtigen Konsequenzen daraus gezogen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme jetzt zu unserem letzten Punkt, der die Ausbildung und die Bildung zukünftiger Generationen betrifft. Es ist nämlich sehr wichtig, dass man auch in diesem Bereich die entsprechenden Grundlagen schafft, denn wir sind der Meinung, dass auch das Wissen um die eigene Kultur, Sprache, Geschichte, um die eigenen Werte und Sitten sowie auch die Liebe dazu und die Achtung davor sehr wichtig sind.

Aus der Fülle dieser Themen möchte ich noch einmal, wie ich das seit vielen Jahren tue, die Musikerziehung hervorheben, wie auch mein Kollege Andreas Salcher dies getan hat, denn die Musik und der Gesang sind die Sprache der Seele. Wien soll Musikmetropole bleiben und dazu gehört der Ausbau der Musikschulen in Wien und die Verbesserung ihrer Struktur. Wir haben in den letzten Jahren eine Fülle von Anträgen hiezu eingebracht, aber Frau StRin Laska hat sich nie wirklich ernsthaft um diese Dinge gekümmert. Ich meine, dass auch Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, dafür mitverantwortlich sind, und ich hoffe, dass sich mit dieser geplanten Enquete in dieser Hinsicht etwas verbessern wird.

Ich komme damit zum Schluss: Eine erfolgreiche Kulturpolitik muss Raum für neue Ideen schaffen - ich erinnere daran: neue Struktur für die Vereinigten Bühnen -, sie muss neue Formen möglich machen - ich denke an moderne Architektur dort, wo Platz und Raum ist -, aber gleichzeitig die kulturelle Tradition einer Gesellschaft bewahren - ich erinnere an die Bereiche Musikerziehung oder kulturelles Erbe.

Die sozialdemokratische Kulturpolitik in Wien ist diesen beiden Anforderungen nicht gerecht geworden. Deshalb lehnen wir das Kulturbudget ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Klicka zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kulturstadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Von einem Stillstand in der Kulturpolitik kann bei diesem Budget und bei diesen Vorhaben wirklich nicht die Rede sein! Obwohl die Wiener SPÖ ihren Weg einer sozial verträglichen und aktiven Budgetstabilisierung fortsetzt, wird sie trotzdem mit diesem hohen Kulturbudget ihrem Ruf und ihrer Verpflichtung als Kulturmetropole gerecht. Die Verantwortlichen in der Bundesregierung haben in den letzten zweieinhalb Jahren keinen einzigen Punkt aus ihrer Regierungserklärung erfüllt. Von Kürzungen sind besonders der private Theaterbereich, der Film sowie kritische Kulturinstitutionen betroffen, wo der Bund seine zugesagten Subventionen nicht mehr ausgezahlt hat. Die schwarz-blaue Kulturpolitik hat mit ihren willkürlichen und massiven Kürzungen einen kulturpolitischen Rückwärtsgang eingelegt und mit der Künstlersozialversicherung eine Mogelpackung verkauft. Kunststaatssekretär Morak hat zweieinhalb Jahre Zeit gehabt, steuerliche Maßnahmen zur Kunstförderung umzusetzen, aber es blieb so wie in vielen anderen Bereichen in der schwarz-blauen Bundesregierung auch hier bei leeren Versprechungen.

Erst gestern Abend wurde der "Maecenas" Kunstsponsoringpreis, bei dem auch der ORF als Partner fungiert, verliehen. Auch die ORF-Generalintendantin Monika Lindner kritisierte, dass es nach wie vor keine zufrieden stellenden steuerlichen Absetzbarkeitsmöglichkeiten für Kultursponsoring gibt. Erfreulich ist, dass die Österreichische Beamtenversicherung mit dem Grabenfest, das sie jährlich veranstaltet, den ersten Preis gewonnen hat, nämlich für ein avantgardistisches Musikfestival für neue Kompositionen. 

Doch die Wiener Kulturpolitiker lassen die Kulturschaffenden und die Stadt nicht im Stich. Wir schaffen es weiterhin, jenes offene kulturelle Klima zu schaffen, das für die Stadt Wien immer ein selbstverständliches Markenzeichen war. Wien macht's möglich! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Befürchtung ist jedoch, dass bei einem Beibehalten des schwarzen Kurses, den wir ja jetzt nach der Wahl vorauszusehen haben, im Bund niemand da sein wird, um der zeitgenössischen, kritischen, innovativen Avantgarde zum Durchbruch zu verhelfen.

Sie haben kritisiert, dass wir Steuermittel beziehungsweise Werbung unserer Bezirksvorsteher für das Buch "Ewigkeitsgasse" eingesetzt haben. - Steuermittel wurden vor allem vom Bund und von den Bundesministern für Werbung, und zwar für Wahlwerbung, in den Zeitungen eingesetzt. Das ist viel mehr zu kritisieren als ein Buch, das Hunderttausenden WienerInnen den Zugang zur Literatur ermöglicht hat! (Beifall bei der SPÖ. - StR Dr Peter Marboe: Das ist ja unglaublich!)

Ein sehr deutliches Beispiel für die Kürzung im avantgardistischen Bereich ist Public Netbase. Denn wer Kritik übt, wird mit Geldentzug bestraft. (Ruf bei der ÖVP: Das stimmt aber in Wien ...!) Dabei ist diese Netzkulturinstitution für die innovative Kulturarbeit als Impulsgeber für Zukunftsentwicklungen an der Schnittstelle von Kunst, Wissenschaft und Gesellschaft unverzichtbar. Eingebettet in ein internationales Netzwerk von Kunst, Kultur, Medien und Wissenschaft, erzielt Public Netbase seit 1995 mehr als 150 Millionen Internet-Zugriffe, Hunderttausende VeranstaltungsbesucherInnen und 2 500 internationale Medienberichte. Ein junges Publikum wird angesprochen und Medienkompetenz wird vermittelt. Wien ist wieder einmal eingesprungen und hat die jährliche Belastung in der Höhe von 218 000 EUR übernommen. Der Bund zahlt nicht, aber Wien macht's möglich! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir sozialdemokratischen Kulturpolitiker entwickeln nicht nur langfristige Kulturprojekte, sondern wir setzen sie auch rasch um und übernehmen dafür auch die finanziellen Belastungen für den laufenden Betrieb. Deshalb sind all diese Projekte auch im Ordinarium vorzufinden. Zum Vollbetrieb des Museumsquartiers kommt auch der Betrieb des Architekturzentrums dazu, des Kindermuseums, der Kunsthalle und des "project space" am Karlsplatz und ab 2003 auch das Kindertheaterhaus, das nun zügig finanziert und gebaut wird. Wien macht's möglich! 

Mit der Sicherstellung der Finanzierung steht der Realisierung des Kindertheaterhauses nun nichts mehr entgegen, und wir freuen uns, dass die Kunst für Kinder kein Nebenprodukt ist, sondern dass sie dieselben Qualitätskriterien wie Kunst für Erwachsene erfüllen muss. Welch hohen Stellenwert Theater für Kinder in Wien hat, beweist schon jetzt das Theater der Jugend, das mit einer Auslastung von 92 bis 97 Prozent und einem Eigendeckungsgrad von 50 Prozent das größte Kinder- und Jugendtheater Europas ist. Auch viele GemeinderätInnen besuchen mit ihren Kindern diese Veranstaltungen - Frau GRin Malyar kann dies bezeugen. Auch hier spart die Stadt Wien nicht mit der Subvention und fördert diese wichtige Kinder- und Jugendarbeit. 

Ebenso wichtig wie die Kindertheaterlandschaft ist uns auch die Wiener Theaterlandschaft und Musiktheaterlandschaft. Die Neustrukturierung im Bereich Musiktheater ist eine wichtige Investition in die Zukunft, und sie wird im Jahr 2006, dem Mozartjahr, bereits sichtbar werden. Für ein spartenübergreifendes Jubiläumsprogramm konnte der weltweit anerkannte Regisseur Peter Sellers gewonnen werden. Das Theater an der Wien wird für Opernproduktionen dann weiter zur Verfügung stehen. Raimundtheater und Ronacher werden zu Spielstätten des Musicals und von Produktionen für gehobene Unterhaltung. Eine Privatisierung würde sicherlich vielen Wienerinnen und Wienern den Zugang nicht mehr ermöglichen und vor allem auch Einfluss auf den Spielplan haben. Die Reform dieser Musiktheater ist ein deutliches Bekenntnis der Stadt Wien, auch weiterhin in Kultur zu investieren, denn Wien macht's möglich!

Mit der Festlegung im Ordinarium ist auch die Finanzierung des Theaters in der Josefstadt, des Volkstheaters in den Bezirken und des Rabenhoftheaters gesichert, wobei auch hier die Stadt für die vom Bund nicht gewährten Förderungsmittel in der Höhe von 145 000 EUR einspringen muss. Allein im Theaterbereich musste Wien auf Grund von Bundeskürzungen mit 7,26 Millionen EUR einspringen. Aber Wien macht's trotzdem möglich! (Beifall bei der SPÖ.)

Das Rabenhoftheater konnte in den letzten beiden Jahren den Nestroy-Preis erringen und ist als innovatives Theater mit unverwechselbarem Profil nicht mehr aus der Wiener Theaterlandschaft wegzudenken.

Bedenklich stimmt mich jedoch, dass zeitgenössische Kunst vom Bund nicht mehr gefördert wird und dass anscheinend im Bund auch Debatten über Kultur unerwünscht sind. Bedenklich stimmten mich die Krawalle bei der Gustav-Ernst-Aufführung "Die Frau des Kanzlers", aber auch Reaktionen auf André Hellers Märchen, das er bei der "Nestroy"-Verleihung an Claus Peymann zu Gehör brachte. Es ist dies ein Umstand, der mich bedenklich stimmt, denn die Freiheit der Kunst- und Kulturschaffenden ist dadurch in Gefahr. Es ist traurig, dass wir aus dem Schicksal Nestroys in diesem Falle nichts gelernt haben. Aber die Sozialdemokratie wird nicht nur den Kampf gegen Zensur und Verbot führen, sondern auch für die aktive Förderung der Künstler weiter eintreten. Denn wenn ein Staat und seine Politiker nicht mehr in den Spiegel, den ihnen die Künstler und Intellektuellen vorhalten, blicken können, dann können sie auch ihr eigenes wahres Gesicht nicht mehr erkennen, und das ist schlecht für die Bürger und Bürgerinnen.

Kulturelle Aktivitäten sind ein Lebensmittel für alle. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer hat denn diese Rede geschrieben?) Deshalb sind auch jene Kulturschaffenden und schöpferisch Tätigen zu fördern, die in den Bezirken unentgeltlich und ehrenamtlich arbeiten, und daher wird auch für Basiskultur und basiskulturelle Aktivitäten ein sehr hoher Betrag zur Verfügung stehen, genauso wie für das Volksbildungswerk, das Volksliedwerk, die Bezirksmuseen und das Kulturnetz. Wien ist eine lebendige Kulturstadt und Wien macht's möglich!

Auch die Musikförderung wird im nächsten Jahr nicht zu kurz kommen. Die Wiener Festivals "Osterklang" und "Klangbogen" werden auch im Jahr 2003 mit großem künstlerischem Erfolg und großem Publikumserfolg durchgeführt werden. Zum Abschluss von "Osterklang 2003" bringt das Radio Symphonieorchester unter Bertrand de Billy das "Requiem" von Berlioz zur Aufführung. Der Weiterbestand des Orchesters, eines wirklich außerordentlich wichtigen Klangkörpers in Wien, ist leider nicht gesichert. Wir appellieren daher auch an den ORF, für den Fortbestand dieses so wichtigen Orchesters zu sorgen, denn wir sind stolz darauf, dass wir auch dieses Orchester in Wien haben.

Auch im wissenschaftlichen Bereich gibt es zahlreiche Förderungen, die international bekannt sind, und es werden 2003 auch die Wiener Wissenschaftstage zur Präsentation der Wiener Wissenschaftspolitik und ihrer Forschungseinrichtungen vor einem internationalen Forum durchgeführt.

Nach der Übersiedlung des Stadt- und Landesarchivs, das nun genug Raum in den Gasometern hat, wird nun auch für die Schaffung von Raum für die Stadt- und Landesbibliothek gesorgt. Ganz entscheidend ist dabei der Baubeginn des Depots, wo nicht nur eine Depotfläche, sondern auch Arbeitsräume, Restaurierung und Buchbinderei untergebracht werden.

Ich möchte an dieser Stelle allen Mitarbeitern in der MA 7, in der MA 8, in der MA 9 und in den Museen für ihr großes Engagement danken, vor allem aber auch allen Kulturschaffenden Wiens, die für dieses vielfältige Kulturleben aufkommen und es gestalten. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Stadt Wien gelingt es mit diesem hohen Kulturbudget, einige Versäumnisse des Bundes wettzumachen, aber andererseits auch langfristig kulturpolitische Perspektiven und Investitionen in die Zukunft zu entwickeln. Die Sozialdemokratie in Wien macht's möglich! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin gelangt Frau GRin Sommer-Smolik zum Wort. Sie hat noch 8 Minuten und 38 Sekunden Redezeit.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wie schon in der Rechnungsabschlussdebatte möchte ich auch hier erwähnen, dass sich die bisherige Debatte wieder nur mit der Kultur beschäftigt hat. Eigentlich hätte ich mir erwartet, dass in der Debatte zu dieser Geschäftsgruppe auch ein bisschen etwas - nicht nur ein Satz - zur Wissenschaft in dieser Stadt gesagt wird.

Nicht nur die EU-Erweiterung wird für diese Stadt eine große Chance bieten, sich als Wissenschaftsstadt zu positionieren, sondern auch jetzt könnten wir diese Chance bereits nützen. Ich vermisse in dieser Stadt eine Wissenschaftsstrategie und eine Antwort auf die Frage: Wo wollen wir hin mit unserer Wissenschaftspolitik - wenn es eine solche gibt?

Ich glaube nicht, dass es nur um die Förderung der Wirtschaftsforschung oder der wirtschaftsnahen Forschung oder um die Stärkung des Wirtschaftsstandorts geht. Natürlich sind auch diese Bereiche wichtig, aber es muss uns ebenso um die Stärkung und Förderung der sozial- und kulturwissenschaftlichen Forschung in dieser Stadt gehen. Gerade wenn wir uns die Arbeitslosenzahlen im AkademikerInnenbereich, die jetzt bekannt wurden, ansehen, müssen wir feststellen, dass das Ausmaß dramatisch ist, und es wird sich an dieser Situation wahrscheinlich nichts ändern. Im Oktober 2002 gab es in Wien 3 091 arbeitslose AkademikerInnen, und diese kommen vor allem aus dem sozial- und kulturwissenschaftlichen Bereich, aber auch aus dem wirtschaftswissenschaftlichen Bereich und aus dem Bereich der Rechtswissenschaft.

Ich glaube, das können wir nicht einfach hinnehmen, und wir sollten uns überlegen, wie wir dieser Entwicklung gegensteuern können, denn von Seiten der Bundesregierung, glaube ich, wird da nicht sehr viel passieren. Ich glaube daher, dass Wien hier gegensteuern müsste.

Positiv möchte ich anmerken, dass gerade in diesem kulturellen und wissenschaftlichen Forschungsbereich doch eine kleine Steigerung im Budget zu vermerken ist, nur: Es reicht uns nicht aus. Ich habe hier schon einmal erwähnt, dass die Aufwendung von einem Promille des Gesamtbudgets für die Wissenschaft nicht schlecht wäre und einer Wissenschaftsstadt Wien, wenn wir eine solche gerne hätten, auch nicht schlecht anstehen würde. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Für die Erreichung der selbst gesteckten Ziele, nämlich die Förderung der vielfältigen wissenschaftlichen Szene in Wien, die Förderung junger WissenschaftlerInnen, der intellektuellen Diskussionskultur, die Förderung der kreativen und innovativen Potenziale der Stadt und vieles andere mehr - all diese Ziele gibt es, und es ist auch nachzulesen, dass das Ziele dieser Stadt sind -, reicht das Budget sicher nicht aus. Das muss uns schon bewusst sein. Es wäre daher notwendig, hier eine weitere Erhöhung des Budgets vorzunehmen, und wir schlagen als ersten Schritt einen Anteil von 1 Promille vor.

Ich bringe deshalb folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Gemeinderat möge beschließen: 

Bei der Erstellung des Budgetvoranschlags 2003 wird der Budgetansatz 2891, 'Förderung von Forschung und Wissenschaft', deutlich angehoben, sodass er bei mindestens 1 Promille der Gesamtausgaben liegt."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich möchte noch kurz mit einer Anmerkung zu Kollegen Neuhuber eine Aufklärungsarbeit leisten. Er hat bei der Diskussion zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr erwähnt, die ÖVP sei eine paritätische Partei. - Das ist mir neu. Parität - so wie Sie es gemeint haben, weil Kollege Gerstl darauf gewartet hat, dass er reden darf - bedeutet nicht, dass zwei Männer sich die Redzeit teilen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr StR Dr Marboe zum Wort. Er hat noch 11 Minuten und 51 Sekunden Redezeit.

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Klicka, die ich sehr schätze und mit der ich, glaube ich, sehr gut zusammengearbeitet habe und auch immer noch, dort, wo es sich ergibt, gut zusammenarbeite, hat offenbar heute teilweise eine falsche Rede erwischt. - Es waren inzwischen Wahlen, falls Ihnen das entgangen sein sollte! Wir haben am Sonntag Wahlen gehabt und dort hat eine überwältigende Mehrheit, eine große Mehrheit der Österreicherinnen und Österreicher dieser Art von Alibi-Attacken auf die Bundesregierung eine eindeutige Absage erteilt! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Inge Zankl: ... nicht eindeutig! – Ruf bei der SPÖ: Bei ... ist alles, was weniger wird, ...!) - Nein.

Das gilt natürlich auch für den Kulturbereich. Wir haben jetzt sozusagen wieder eine neue Etappe begonnen, und es steht Ihnen natürlich frei, in Wien mit dieser Verdrängungspolitik fortzufahren. - Wir von der ÖVP wollen gute Kulturpolitik für Wien machen, meine Damen und Herren! (GRin Inge Zankl: Wir auch!) Dann hören Sie auf mit dieser Verdrängungspolitik gegen den Bund! Reden wir doch einmal über Wien und darüber, was wir hier gestalten können! Darum geht es doch! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich kann nur wiederholen, was ich schon einmal gesagt habe: Den Satz "Wer zahlt, schafft an" habe ich nur in Wien gehört, gerichtet gegen die Wiener Kulturpolitik, und ich will diesen Satz, wenn es geht, in unserer Stadt nicht mehr hören! (Beifall bei der ÖVP.)

Nun ist es wieder einmal rein logisch, Herr Stadtrat, dass, weil das letzte Budget das höchste in der Geschichte Wiens war, das nun vorliegende auch wieder das höchste Budget in der Kulturgeschichte der Stadt Wien oder in der Geschichte der Stadt Wien sein muss. In diesem Zusammenhang möchte ich sehr unterstreichen, was Frau Kollegin Ringler gesagt hat. Warum nicht einfach hier herausgehen - diese Frage muss man sich auch stellen, wenn man die heutige APA-Aussendung liest - und sagen: "Meine Damen und Herren, wir sind zufrieden. Es ist gelungen, eine Steigerung zu erzielen. Sie ist nicht so, wie wir es gerne hätten, aber immerhin eine Steigerung. Formal ist es tatsächlich ein höheres Budget als im letzten Jahr; substanziell - es tut mir Leid, das sagen zu müssen - ist es ein Minusbudget"? Warum nicht einfach die Wahrheit so sagen und damit glaubhaft bleiben, weil man ja mit der Aussage, es handle sich um das höchste Kulturbudget in der Geschichte Wiens, wahnsinnige Erwartungen weckt? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber nicht über "glaubhaft bleiben" reden! Bitte!) Aber wissen Sie, wie oft Leute kommen und sagen: "Aus budgetären Gründen bin ich wieder abgelehnt worden!"? - So etwas ist dann beim "höchsten Budget der Stadt Wien" einfach schwer zu erklären. 

Ich möchte daher, weil wir uns auch an die zeitlichen Spielregeln halten wollen, den bereits ausgesprochenen Dank wiederholen: den Dank an die Referenten, an die Kollegen aus der Beamtenschaft und an die KollegInnen, die immer wieder wirklich hervorragende Arbeit leisten, um ein solches Budget zusammenzubringen. Ich glaube, wir sollten aber auch einmal mehr gemeinsam den Künstlerinnen und Künstlern danken, die ja den täglichen Offenbarungseid in dieser Stadt leisten müssen. 

Formal ist das Budget also tatsächlich um 2,64 Prozent gestiegen, das sind 4,5 Millionen EUR. Davon muss man aber gleich 2,8 Millionen EUR für die gestiegenen Personal- und Sachkosten abziehen. - Ich war übrigens auch bei dieser Veranstaltung, bei der ja nicht gerade eine schwarz-blaue Stammklientel als Diskussionspartner zur Verfügung stand, und wir haben beide mit Ernst Woller mitgelitten. Ich kann nur hoffen, dass er unseren Wunsch, die Stimmung, wie sie dort geherrscht hat, an den Herrn Stadtrat weiterzuleiten, erfüllt hat. Ich glaube, das wäre fair und nicht ganz unwichtig. 

Aber er hat dort ganz ehrlich etwas gesagt, was mich auch beeindruckt hat - ich sage das wirklich nicht ironisch. Wir haben nämlich kurz überlegt, ob wir nicht sozusagen eine Art Antrag formulieren sollten, dass man diese formale Erhöhung von 2,64 Prozent den Freien Gruppen, der freien Kulturarbeit zur Verfügung stellt, worauf er ganz entwaffnend und ehrlich gesagt hat: Das geht ja nicht, denn wie Sie, Frau Ringler und Herr Marboe, ja ganz genau wissen, ist diese Erhöhung von den Kollektivverträgen und von der inflationären Abgeltung und so weiter längst aufgefressen.

Ich kann also sozusagen als Kronzeugen Herrn Woller anführen, der gesagt hat, dass diese Erhöhung schon nicht mehr zur Verfügung steht. Das war sehr ehrlich, meine Damen und Herren: Es ist ein Minusbudget! Das ist ja leicht nachzuweisen. 

Das Zweite, was auch bedauerlich ist: Das Budget ist anteilsmäßig am Gesamtbudget zum zweiten Mal in Folge gesunken. Das ist kein guter Trend, weil dieser Anteil zuvor fünf Jahre lang gestiegen ist, und zwar im Durchschnitt all dieser fünf Jahre - die letzten zwei Jahre ausgenommen - um 5 Prozent, meine Damen und Herren. Das ist eine Budgetpolitik, wie wir sie uns vorstellen und wünschen! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun ist - das möchte ich schon einräumen - nicht genug Zeit, um auch das Positive zu erwähnen, und daher wirkt ein solcher Debattenbeitrag immer ein bisschen ungleichgewichtig. Und es gibt Positives: Es gibt immerhin bei der darstellenden Kunst eine Steigerung, bei den bildenden Künsten eine Steigerung, bei den Bezirksmuseen - was mich sehr freut - eine Steigerung, und das soll wirklich nicht unerwähnt bleiben.

Auf der anderen Seite muss es als bedrückend bezeichnet werden, wenn die Altstadterhaltung ein Minus von 1,67 Millionen EUR aufweist, und es muss auch als bedrückend bezeichnet werden, wenn die Sommerveranstaltungen - nämlich der "Klangbogen" und der "Osterklang", zwei der bedeutendsten Festivals in dieser Stadt - mit einem Minus von 571 000 EUR zu rechnen haben. Das ist eine Art von Umverteilung, wie wir sie einfach nicht vertreten können, meine Damen und Herren, und deshalb ist für uns eine Zustimmung zu diesem Budget auch unmöglich. 

Sie haben zu Recht, Frau Kollegin Klicka, auf das RSO verwiesen, und ich unterschreibe das sofort, wenn wir diesbezüglich einen gemeinsamen Appell formulieren sollten. Aber appellieren wir auch gemeinsam dafür, dass wir nicht zwei der führenden Wiener Festivals, nämlich den "Osterklang" und den "Klangbogen", durch eine Kürzung um mehr als 500 000 EUR gefährden! Das können diese Festivals nicht überstehen, ohne dass sich programmatisch etwas verschlechtert. 

Ich möchte nur noch zwei Dinge erwähnen, weil hier ja bereits sehr viel gesagt wurde - lassen wir also die Wiederholungen. 

Das eine ist der Theaterbereich. Es mehren sich Gerüchte, Herr Stadtrat, dass es tatsächlich zu Theaterschließungen kommen soll, die ja zum Teil schon temporär erfolgt sind: "kosmos.frauenraum" steht de facto schon einen Großteil des Jahres leer, das Auersperg-Theater wird nicht bespielt, und nun müssen wir in den Zeitungen lesen, dass auch die "Tribüne", das Ateliertheater und das Liechtenwerd gefährdet sind. Die Liste ist leider noch fortführbar, aber ich hoffe, dass das wirklich unfundierte Gerüchte sind. 

Ich appelliere wirklich an Sie, dass wir gemeinsam alles tun, damit nicht in Wien das große Theatersterben beginnt! Kollege Woller hat bei derselben Diskussion - Sie erinnern sich vielleicht - gesagt: Wenn ein neuer Direktor kommt, dann hat man die Verpflichtung, in der Kulturpolitik darüber nachzudenken, ob es so weitergehen soll wie bisher. - Und es stimmt ja: In der "Tribüne" ist durch den Tod von Herrn Ander, der das fast 50 Jahre lang gemacht hat, eine neue Situation eingetreten. Aber Hand aufs Herz: Würden wir dasselbe auch beim Burgtheater oder beim Volkstheater oder bei der Josefstadt sagen, wenn ein Direktor weg ist oder wechselt? Würden wir dann gleich darüber nachdenken, ob wir das Theater nicht überhaupt zusperren sollen? - Nein! Und ich verlange einfach und erwarte, dass wir den kleinen Theatern in dieser Stadt mit dem gleichen Respekt gegenübertreten wie den großen. Ich glaube nicht, dass das zu viel verlangt ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt nicht auf die Behauptung eingehen, dass zwei Drittel aller künstlerischen Leitungen im Theaterbereich von Frauen besetzt wurden. Ich glaube, wir sind uns einig darüber, dass da im letzten Protokoll ein Fehler unterlaufen ist, und ich würde auch darum bitten, dass man das berichtigt, genauso wie man auch den Zwischenruf der ÖVP berichtigen möge. Da steht nämlich "eine einzige". Es muss richtig heißen: "keine einzige". Auch hier hoffe ich, dass sich das in Zukunft einmal ändern wird. 

Meine Damen und Herren! Wir werden einem Budget im Kulturbereich nicht zustimmen können, das ein Minusbudget ist, das eigentlich keinen Gestaltungsspielraum eröffnet, um wichtige Themen und wichtige Bereiche angehen zu können, das kein klar ersichtliches Bekenntnis zur Erhaltung kleiner Theaterräume in dieser Stadt beinhaltet. - Ich kann nur hoffen, dass die Zusagen, die hier von politischer Seite immer wieder gegeben wurden, tatsächlich auch eingehalten werden.

Wir können auch einem Budget nicht zustimmen, in dem wieder - Kollege Salcher hat ja nur eines von vielen Beispielen angeführt - ein Klima entsteht, in dem eines nicht gewährleistet ist, und das möchte ich jetzt schon sehr klar formulieren: Jeder und jede in dieser Stadt soll politische Meinungen äußern, wie er oder sie will, wann er oder sie will und in welche Richtung er oder sie will. Aber seien wir doch gemeinsam der Meinung, dass nicht Vorteile - oder Nachteile - damit verbunden sein sollen! Seien wir doch der Meinung, dass nicht ein Klima entstehen darf, in dem man sich durch parteipolitische Wortmeldungen wieder Vorteile erhofft! Ich glaube, dem sollten wir gemeinsam entgegentreten, und wir sollten auch dafür sein, dass nicht Leute, die sich nicht parteipolitisch zu Wort melden, wie etwa im Fall des Auersperg-Theaters Vilmos Desy, im Regen stehen gelassen werden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wir können einem Budget nicht zustimmen, das im Grunde - soweit wir das überhaupt wissen; die Frau Kollegin hat ja ziemlich genau dargelegt, wie begrenzt unsere Informationen diesbezüglich sind - keine großen Perspektiven überhaupt in Betracht zieht, nämlich im Film- und Medienbereich, in Richtung urbane Verantwortung unserer Stadt in Europa oder etwa auch, was die längst überfällige gesetzliche Grundlage für Kunst im öffentlichen Raum betrifft.

Meine Damen und Herren! Wir bitten Sie, das jetzt einmal zur Kenntnis zu nehmen. Gleichzeitig sind wir aber, gerade weil wir uns jetzt hoffentlich wieder auf die Kulturpolitik in dieser Stadt konzentrieren können, zu jeder Form der Mitarbeit bereit, und ich würde mich freuen, wenn in diesem Klima in Zukunft auch die Kulturpolitik in dieser Stadt diskutiert würde. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin gelangt Frau GRin Dr Vitouch zum Wort. (Die an das Rednerpult tretende GRin Dr Elisabeth Vitouch - auf das die Redezeit anzeigende Lämpchen weisend -: Es blinkt noch immer rot? Kann man das ...? - Na gut, soll sein!)

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Verehrter Herr Kulturstadtrat! Meine Damen und Herren!

Ab und zu sollten wir auch jene, die nichts Gutes an uns finden, maßlos enttäuschen. Ich möchte das gerne tun, und zwar nicht, indem ich noch einmal das historisch höchste Kulturbudget oder die satten Steigerungen auch für das nächste Jahr erwähne, sondern ich möchte nur sagen: Wien ist Kultur, ist Vielfalt, ist Innovation - während ich auf Bundesebene leider Perspektivenlosigkeit und Minimalismuspolitik vorherrschen sehe, selbst bei der Josefstadt, bei der Volksoper, beim Volkstheater. Wien hingegen hat mit dem Beginn einer Neustrukturierung der Wiener Theaterlandschaft eine sehr wichtige Investition in die Zukunft gesetzt. Die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus ab 2007 ist ein Meilenstein in der Wiener Kultur, zugleich aber auch ein weiterer Baustein des Kulturraums Karlsplatz, der gemeinsam mit dem ausgegliederten und neu besetzten Historischen Museum, mit der Sezession, mit dem Künstlerhaus, dem Konzerthaus und der Kunsthalle/"project space" den Karlsplatz als einzigartigen Kunstplatz im Herzen Wiens - neben dem Museumsquartier - etablieren soll. 

Das Kulturleben in Wien - Sie alle wissen es - ist bunt und vielfältig. Hier ist niemand wegen seiner politischen Neigung irgendeinem, und sei es auch nur finanziellen Druck ausgesetzt. Im Gegensatz zur restriktiven und rückwärts gewandten Politik der schwarz-blauen Bundesregierung hat Wien auch innovative und gesellschaftskritische Projekte gefördert, die ein offenes Klima für alle Kulturschaffenden in dieser Kulturmetropole kreieren, und zwar auch im Hinblick auf europäische und internationale Perspektiven. Während die ÖVP vor allem auf Eventkultur setzt, hat die Sozialdemokratie mit der Themensektion Kunst und Kultur einen ständigen Arbeitskreis (Ironische Heiterkeit und Zwischenruf des GR Dr Andreas Salcher.) mit Nachhaltigkeit eingerichtet. 

Wenn Herr Staatssekretär Morak, der nicht umsonst der "Grasser der Kultur" genannt wird, damit prahlt, dass er sein Budget im vergangenen Jahr um fast 40 Prozent erhöht hat, dann sollte er auch dazusagen, dass es sich bei den 30 Millionen halt leider nur um einmalige Sonderfinanzierungen handelt; und zwar fließen 90 Prozent davon allein in die Kulturhauptstadt Graz! Wollen wir es den Grazern gönnen, aber Wien hat dafür vom Bund seine Kunstfördermittel drastisch gekürzt bekommen, nämlich um 14,5 Millionen EUR, das sind immerhin 12 Prozent! Die Wiener Theater leiden unter 7,2 Millionen Bundeskürzung, und die Filmförderung - das tut mir persönlich Leid - muss mit 40 Prozent weniger vorlieb nehmen. Ist da noch jemand verwundert, wenn die Ankündigung der schwarz-blauen Regierung, Film zu einem ihrer Schwerpunkte zu machen, von uns als gefährliche Drohung aufgefasst wird? (Heiterkeit der GRin Inge Zankl.)

Während Sie, Herr StR Dr Marboe, uns mit Kindermuseum, mit Kindertheater und mit Theater in den Bezirken etliche schöne, aber nicht finanzierte Wunschträume hinterlassen haben, haben wir diese Projekte jetzt ausfinanziert und damit auch realisiert. Es gibt ansehnliche Erhöhungen für schon bestehende Einrichtungen wie das Filmmuseum, das Künstlerhaus, die Sezession, Public Netbase, basis wien, Depot, kosmos.frauenraum, Rabenhof, Porgy & Bess und, und, und - um einige nur exemplarisch zu nennen. 

Damit bin ich auch schon bei meinem Lieblingsthema Kino. "Wien hat es geschafft, das Kino zur schützenswerten Kulturinstitution zu machen." - Wo habe ich dieses Zitat gelesen? - Im neu gestylten "Wiener Journal" - politisch unverdächtig. Dort meint man weiter: "Wer hätte das gedacht, dass ausgerechnet beim Kino erst eine Begriffsklärung notwendig war ...?", nämlich dass Film ein Kulturgut ist, genauso wie Theater, Tanz oder Musik. - Das Zitat lautet weiter: "Klassische Wiener Kaffeehäuser genießen diesen Status schon etwas länger; für zwei Innenstadtkinos, Metro und Gartenbau, ist das mit der Kulturinstitution ein Neuzustand." - Zitat Ende. 

Nach dem Viennale-Trubel, wo man erstmals mehr als 70 000 Besucher zählte, wurden die Erwartungen der neu gegründeten Betreibergesellschaft Entuziasm GesmbH schon am ersten Wochenende des normalen Spielbetriebs weit übertroffen, als nämlich 1 500 Besucher Karten für Aki Kaurismäkis "Mann ohne Vergangenheit" in Originalfassung im Gartenbau-Kino wollten, das leider nur 736 Plätze hat. 

Apropos Vergangenheit: Soeben hat auch das Metro-Kino, die neue Spielstätte des Filmarchivs Austria, die Verlängerung einer erfolgreichen Retrospektive bekannt gegeben. Nach mehr als 4 000 Besuchern in den ersten vierzehn Tagen rechnet man bis Ende November, also dieser Tage, mit 7 000 Fans des am 13. November 1922 in Wien geborenen Oskar Josef Bschließmayer, Ihnen allen besser bekannt als Oskar Werner. Also gibt es von 7. Dezember bis 6. Jänner neben den Kinoarbeiten wie "Jules et Jim", "Fahrenheit 451", "Das Narrenschiff" oder "Der Spion, der aus der Kälte kam" auch noch eine kleine Ausstellung mit Fotos und Plakaten des genialen Oscar-Preisträgers. Flyer mit dem genauen Programm dieser prolongierten Retrospektive gibt es ab sofort im Metro-Kino. - Wegen großen Erfolges prolongiert - ein sensationeller Erfolg in einem Land, wo man sich schon Cineast nennen darf, wenn man einmal - Herr Mag STEFAN ist leider nicht da - "Kevin - Allein zu Hause" gesehen hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist fast müßig zu sagen, dass unsere Stadt auch als so genannte Location heftig punkten kann. Rund 1 500 Drehgenehmigungen jährlich ermöglichen über die Förderung durch den Filmfonds Wien neben dem in 100 Länder verkauften TV-Bestseller "Kommissar Rex" auch international erfolgreiche Spielfilme - ich denke dabei etwa an die "Comedian Harmonists", über "Nordrand", "Hundstage", "Before Sunrise" bis hin zur "Klavierspielerin" - und verweisen damit in ihren Bildern immer wieder auf Wien in all seinen Facetten, in seiner Vielfalt und Buntheit. Wer das nicht anerkennen kann oder will und unsere schöne, erfolgreiche Stadt finanziell auszuhungern, kulturell zu versteinern oder medial schlecht zu machen versucht, für den wäre es besser, er würde sein Kunstverständnis in St. Gilgen ausleben, anstatt in der Metropole eines Johann Nestroy zu dilettieren. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist der amtsführende Stadtrat, Herr Dr Mailath-Pokorny, zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Die Debatte macht es mir relativ einfach, und meine heutige Botschaft ist auch eine einfache, weil klare. 

Budget ist in Zahlen gegossene Politik. Dieses Budget steigt um über zweieinhalb Prozent, daher ist das eine expansive Kulturpolitik, die einer Weltkulturhauptstadt wie Wien auch entspricht. Es ist ein Budget, das einmal mehr steigt - ich danke für zumindest diese Anerkennung -, es ist ein Budget, das in wesentlichen Teilbereichen steigt, so etwa im Bereich der Wissenschaft mit über 14 Prozent, im Bereich bildende Kunst mit über 2 Prozent, im Bereich darstellende Kunst mit über 4 Prozent, im Bereich der Bezirksmuseen mit über 7 Prozent und im Bereich Film mit über 9 Prozent. Ich glaube, das sind durchaus ansehnliche Zahlen, Zahlen, die auch ohne weiteres nachlesbar sind. - Im Übrigen, Frau GRin Ringler, mir steht auch nichts anderes zur Verfügung als dieses Buch. (Der Redner hält ein Buch in die Höhe.) Es ist also leicht nachlesbar, ich kann aber gerne das wiederholen, was ich im Vorjahr gemacht habe und was Sie so sehr gelobt haben, und Ihnen das noch einmal zusammenschreiben. Wissen Sie, was ich damals gemacht habe? - Ich habe einfach die Zahlen, die da drinnen gestanden sind, auf einen Zettel geschrieben und Ihnen geschickt. Ich kann das gerne noch einmal machen, wenn es so schwierig ist, die Zahlen da herauszulesen und zu verstehen. Wir können das gerne noch einmal reduzieren und können das in Zukunft gerne auch noch einmal herausschreiben. Das ist überhaupt kein Problem. 

Aber was da drinnen steht, sind immerhin Zahlen, über die sich nicht so leicht streiten lässt (StR Dr Peter Marboe: Altstadterhaltung, "Osterklang", "Klangbogen", ...!), weil sie deutlich sind. Wenn gesagt wird, dass auch diese Erhöhung nicht stimme, weil man davon die Inflation und die Personalkosten abrechnen müsse (StR Dr Peter Marboe: Das hat der Woller gesagt! Das hat Ihr Kultursprecher gesagt!), so ist dazu Folgendes anzumerken. - Ich möchte da nicht allzu tief in die Details der Zahlen gehen, aber ich muss es tun, weil offensichtlich die Zahlen nicht verstanden werden. Wir können uns gerne zusammensetzen und das grüne Buch gemeinsam durchgehen, vielleicht ist es dann leichter verständlich. 

Der "Klangbogen" weist unter anderem deshalb als Subvention weniger auf, weil der "Klangbogen" immerhin 12 Millionen S Personal- und Sachaufwand hat, und deshalb sind die Mittel unten im Personal- und Sachaufwand drinnen. Es ist ein bisschen inkonsequent, wenn man einerseits sagt, der "Klangbogen" habe zu wenig Geld, und andererseits, wenn das Geld dann in den Personalkosten enthalten ist, wiederum die Erhöhung der Personalkosten kritisiert wird!

Insgesamt ist es dennoch so, dass, selbst wenn wir dieser Rechnung folgen und Personal- und Sachkosten sowie Inflation abrechnen, noch immer eine Steigerung zu verzeichnen ist. Und daher, meine Damen und Herren, ist das, was wir gesagt haben, auch richtig. (StR Dr Peter Marboe: Warum weiß das der Kultursprecher nicht?)

Es wurde in einer Aussendung auch gesagt, die Steigerung der Kulturbudgets habe in der vorherigen Amtsperiode mehr als 5 Prozent betragen. Dazu habe ich mir von unseren Finanz-Zuständigen die Zahlen herausschreiben lassen. Da zeigt sich, es gab im Jahr 2000 gegenüber dem letzten Jahr eine Kürzung von 8 Prozent im Kulturbudget. Es gab von 2000 auf 2001 ebenfalls eine Kürzung. (StR Dr Peter Marboe: ... 20 Prozent!) Erst nachdem ich gekommen bin, hat es eine 7‑prozentige Erhöhung gegeben. Daher kann angesichts dieser Zahlen von einer durchschnittlichen Steigerung um 5 Prozent überhaupt keine Rede sein.

Was den Anteil am Gesamtbudget anbelangt, wurde gesagt, dass dieser früher viel höher war. Tatsächlich ist er stetig gestiegen, von 1,43 Prozent im Jahr 1996 auf 1,85 Prozent im nächsten Jahr. Daher würde ich empfehlen, dass man sich die Zahlen zu Gemüte führt und sie sich wirklich sine ira et studio anschaut. Ich bin aber gerne bereit - und greife diesen Vorschlag auf -, ein eigenes Seminar einzuberufen, in dem man sich den Voranschlag gemeinsam anschauen kann. Meine Beamten und ich sind gerne bereit, diese Zahlen und das Zahlenwerk zu erläutern, sofern das dann überhaupt noch notwendig ist.

Meine Damen und Herren! Wichtiger als diese trockenen Zahlen, die, wie gesagt, für viele andere ohne Probleme zu lesen sind, ist aber das, was dahinter steht. Das wurde heute Abend schon ganz richtig gesagt. Es geht nämlich nicht nur darum, dass man sagt - und das wäre ja zu wenig -, okay, wir haben jetzt ein höheres Kulturbudget, das kommt den Kulturschaffenden in dieser Stadt zugute. Im Übrigen zu dem schlechten Klima, das da angeblich herrscht: Ich war in den letzten Wochen und Monaten nicht nur bei einer Diskussionsveranstaltung, sondern im Grunde war ich faktisch jeden Tag bei einer Veranstaltung im Kulturbereich. Auch eine Woche vorher war ich an dem nämlichen Ort, sozusagen wie durch wundersame Fügung sind mir all die Klagen über dieses "furchtbare" Kulturklima nicht zu Ohren gekommen. (StR Dr Peter Marboe: Na, na!)
Aber das ist auch nicht der Punkt. Ich glaube, es geht darum, dass diese Zahlen sehr deutlich auf eines hinweisen: Es geht in der Kulturpolitik im Grunde darum, auch langfristige Perspektiven zu entwickeln, Visionen zu formulieren und diese auch anzugehen, in dieser Stadt selbstverständlich eine Atmosphäre zu schaffen, in der ein gutes Kulturklima herrscht, in dem die Kulturschaffenden gerne agieren, in dem das Publikum das entsprechende Angebot hat und teilnehmen kann und in dem von Seiten der Kulturpolitik natürlich auch Entscheidungen getroffen werden.

Was haben wir getan, was haben wir in den letzten eineinhalb Jahren umzusetzen versucht? - Es wurde schon darauf hingewiesen, dass wir einiges in Angriff genommen haben. Wir haben die großen Bereiche der Kulturpolitik in Wien einmal hergenommen und analysiert, wir haben uns das angeschaut und überlegt, wie wir es weiterentwickeln können, weil die Kultur und die Kunst selbstverständlich nicht stehen bleiben, sondern weil sich da etwas weiterentwickelt. Das müssen wir auch anpassen: an das geänderte Umfeld, an die geänderte Nachfrage und an die geänderten Bedingungen. 

Wir haben nicht mehr und nicht weniger begonnen, als dass wir die Wiener Theaterlandschaft grundlegend erneuern und grundlegend umstrukturieren. Wir haben nicht mehr und nicht weniger begonnen, als dass wir auch die Museumslandschaft grundlegend erneuern und grundlegend umstrukturieren. Wir haben nicht mehr und nicht weniger begonnen, als dass wir überdies die Film- und Kinosituation in dieser Stadt, die sich ja sozusagen in Katastrophen entwickelt hat, neu gestalten. Wir haben überhaupt Stadtteilkultur neu definiert und neu belebt, und wir haben in Einzelbereichen, betreffend zum Beispiel den Karlsplatz, eine intensive Diskussion darüber begonnen, was in Bezug auf die Plätze in dieser Stadt, nämlich einen verkehrsreichen Platz, an dem Kulturstätten liegen, überhaupt anzudenken ist. Die Wiener Kultur ist in Bewegung, meine Damen und Herren, und das ist gut so, weil da jeder Stillstand selbstverständlich auch Rückschritt bedeuten würde. Wir haben ganz große Projekte in Angriff genommen und sind dabei, sie umzusetzen.

Die Theater: Da geht es natürlich um eine Ausdifferenzierung des Angebots. Wir haben als Stadt Wien sozusagen im indirekten oder auch direkten Eigentum die Vereinigten Bühnen Wien, und wir haben uns in der Stadtregierung erstmals zusammengesetzt und überlegt, was wir damit machen können und was sinnvoll ist. Wir haben eine Entscheidung, eine Weichenstellung getroffen und haben ausgezeichnete und ausgewiesene Persönlichkeiten dafür gewonnen, dass sie mit uns gemeinsam entsprechende Konzepte entwickeln, den Prof Landesmann, die Kathi Zechner. Im Übrigen, weil Sie gesagt haben, es gibt keine Frauen im künstlerischen Bereich und so weiter ... (StR Dr Peter Marboe: Werkvertrag!) Werkvertrag - also Entschuldigung, dass wir auch Verträge mit Frauen abschließen! Aber das müssen wir eben tun, und ich glaube auch, dass das notwendig ist.

Wir haben jemanden wie Peter Sellers gewonnen, eine international absolut anerkannte Regie- und Künstlerpersönlichkeit, die für uns das Mozartjahr plant. Das heißt, wir haben auch neue, international angesehene Persönlichkeiten für Wien gewonnen, die uns helfen, diese grundlegende Neustrukturierung zu gestalten.

Die Museumslandschaft: Auch das Museum geht einer neuen Zukunft entgegen. Wir haben das ausführlich diskutiert, und ich brauche das nicht im Detail zu wiederholen. Da geht es natürlich auch darum, neben der reinen Sammlungstätigkeit noch stärker eine präzisere Vermittlung der Fragen des urbanen Lebens zu gestalten und anzusprechen.

Die Kinos: Meine Damen und Herren, das ist eine ganz wichtige Geschichte, weil es letztlich eine politische Entscheidung war, weil es ein politisches Vorgehen war, weil es eine Entscheidung gegen den Marktmechanismus war, der ganz offensichtlich nicht beachtet wurde. Da hat es auch keine Konsequenzen gegeben, als man schon bemerkt hatte, dass Wien so viele Kinositzplätze wie das doppelt so große Berlin hat, man hat einfach zugesehen, wie die Kinos zusperren. Wir haben uns in einem sehr mühevollen Prozess hingesetzt und haben überlegt, was wir tun können und wie wir dem entgegenwirken können, indem wir einen politischen Plan fassen. Wir haben die Finanzierung sichergestellt, wir haben uns die Konzepte sehr genau angeschaut. Jedenfalls ist damit sichergestellt, dass es auch eine Kinovielfalt in der Wiener Innenstadt gibt; ganz abgesehen davon, dass wir auch für Institutionen wie das Filmmuseum - und da geht es nicht nur einfach darum, Förderbriefe zu unterschreiben oder einen Geldbetrag auszuschütten - gemeinsam mit der neuen Leitung Konzepte entwickelt haben, weil wir in dieser Stadt kulturpolitisch perspektivisch denken und uns überlegen, wie die Kinosituation - die Grundversorgung, ein anspruchsvolles Kinoangebot - in dieser Stadt sichergestellt werden kann.

Das Kindertheater wurde erwähnt. Als letzter Schlusspunkt in dem gesamten Museumsquartier-Komplex ist das eine wichtige Geschichte: erstmals seriös angegangen, muss ich sagen, weil erstmals auch seriös finanziert. Der Spatenstich hat stattgefunden, der Bau wird beginnen, und wir werden in nicht allzu ferner Zukunft, mit Beginn des Jahres 2004, endlich auch das Kindertheater in der Stadt haben.

Meine Damen und Herren, das sind einige wenige Beispiele. Ich könnte noch eine lange Liste aufführen, die zeigt, wie insgesamt eine Atmosphäre der Kultur, eine gute Atmosphäre, eine kreative Atmosphäre der Kultur in dieser Stadt entstanden ist. Das sage nicht nur ich, sondern es gibt dazu auch genügend internationale Äußerungen. Wenn ich mir allein anschaue, was Intendant Luc Bondy sagt, dessen Vertrag ich vor kurzem verlängern konnte - und ich bin sehr froh, dass er weiterhin zur Verfügung steht - und der sich in höchsten Tönen über die Kulturpolitik in dieser Stadt äußert: Er ist ja nicht irgendwer, und ihm kann man auch nicht vorhalten, dass er nur von mir beeinflusst wäre oder sozusagen von mir geholt worden wäre. Geholt wurde er von Ursula Pasterk, StR Marboe hat dann seinen Vertrag verlängert, und auch ich habe ihn verlängert. (StR Dr Peter Marboe: Verlängert ...!) Er sagt Folgendes - ich zitiere die APA von gestern -: "Nur in Wien ist die Luft atembar", sagt Luc Bondy. Das ist also nicht irgendjemand, und ich zeige das gerne noch einmal her.

Aber so ist es auch, wenn man mit internationalen Leuten spricht - und das wissen Sie ja -, wenn man mit Gästen spricht, wenn man mit Leuten spricht, die hier Theater spielen. Wurscht, ob es Gert Voss oder ob es Zadek ist, alle kommen sie gerne hierher in die Theaterstadt Wien, weil hier das besonders gute Klima herrscht, weil Wien - und das wird jeder sagen - die einzige Stadt ist, wo Theater ausreichend finanziert wird, wo Kultur ausreichend finanziert wird und wo es auch ein entsprechendes Klima gibt. Wenn dann irgendwo steht: "ein Stück vom Paradies", dann ist das vielleicht ein bisschen übertrieben, aber immerhin sage auch das nicht ich, sondern sagt das die "Berliner Morgenpost" in einem Interview mit mir, das darunter steht. Also, ganz so schlecht kann es in dieser Stadt nicht sein.

Wenn dann so geredet wird, verstehe ich schon, dass man aus der Opposition heraus versucht, ein paar Punkte zu finden, die schlecht sind. Aber selbst beim größten Bemühen ist das heute - ich habe versucht, hier mitzuschreiben - nicht wirklich gelungen. Ich bin sehr froh darüber, weil das eine Bestätigung für diese Kulturpolitik ist. Aber wenn man auch da nichts findet, dann sagt man: Theater werden gesperrt, Theater werden gesperrt! Dazu ist erstens einmal zu sagen: Wenn man eine Nettorechnung durchführt, zeigt sich, dass mehr Theaterräume aufgemacht als zugesperrt werden. (StR Dr Peter Marboe: Verlegt!) Es wird auch nichts verlegt, sondern es werden neue geschaffen, es werden neue Räume erschlossen. Das kann man auch ganz einfach nachweisen.

Offen gestanden, ist mir das ein sehr wichtiger Punkt. Es geht nicht so sehr darum, dass man sagt, man hält an einem Dogma fest, das heißt: es darf kein Theater geschlossen werden. (StR Dr Peter Marboe: Ohne Wenn und Aber!) Wir haben immer gesagt, es wird kein Theater aus dem Grund geschlossen, dass es nicht genügend Geld fürs Theater in Wien gibt. Der Punkt muss doch für eine vernünftige Kulturpolitik der sein, dass man sich überlegt: Gibt es inhaltliche, qualitative Gründe dafür, dass man ein Theater subventioniert oder nicht subventioniert, dass ein Theater aufrechterhalten wird oder nicht? Darüber muss man diskutieren. 

Daher bin ich im Übrigen auch froh darüber, dass wir überfraktionell oder interfraktionell miteinander sprechen, was die Freien Gruppen anbelangt. Ich würde mir sehr erhoffen, dass wir das vielleicht auch ausweiten können, weil das meiner Ansicht nach ein sehr sachlicher Dialog ist. Allerdings muss man schon darüber sprechen können, ob ein Theater eine Förderung bekommt, die auch inhaltlich-qualitativ berechtigt ist.

Im Übrigen muss man auch Folgendes sagen: Wenn ein Theater bereits seit über einem Jahr zugesperrt ist, dann kann man nicht jetzt, nach eineinhalb Jahren, mir den Vorwurf machen, dass ein Theater zugesperrt worden wäre, sondern es ist einfach zugesperrt. Wir sind außerdem genau unter diesen Voraussetzungen darüber in Debatte, ob es auch vernünftige Konzepte für dieses Theater gibt. (StR Dr Peter Marboe: Die liegen ja auf dem Tisch!)
Meine Damen und Herren! Ich möchte zur vorhergehenden Debatte noch Folgendes sagen. Im Grunde konnte ich mir davon nur merken, dass Frau GRin Ringler sagt, sie versteht das grüne Buch nicht und möchte es erläutert haben. GR Salcher hat ein paar Projekte vorgelegt, die nicht finanziert worden sind. Dazu sage ich: Jawohl, so groß kann ein Budget gar nicht sein, dass es nicht auch Projekte geben wird, die nicht finanziert werden können. (GR Dr Andreas Salcher: Es geht ja um die Geisteshaltung!) Er hat auch moniert, dass die VP-Bezirksvorsteher nicht in einer farbigen Broschüre zu dem Buch erwähnt waren. Da werden wir Ihnen noch die Freude machen: In der nächsten Broschüre werden sich auch die VP-Bezirksvorsteher sicherlich in irgendeiner Weise mit einem Buch zeigen können.

Wichtig war mir aber andererseits etwas, von dem ich glaube, dass da ein Missverständnis vorliegt. Frau GRin Sommer-Smolik hat gesagt, 1 Promille des Gesamtbudgets soll der Wissenschaft als Förderung zugute kommen. Was wir hier, was ich hier zu vertreten habe, ist ein Bereich der Wissenschaft, der meiner Meinung nach auf eine sehr vielfältige Weise genau das Problem anspricht, das Sie genannt haben, nämlich die Arbeitslosigkeit der Akademikerinnen und Akademiker. Da geben wir auf eine besonders vielfältige Weise, in einem breiten Spektrum, sehr gute Einzelförderungen, Einzelförderungen für Studentinnen und Studenten, für Forscherinnen und Forscher, auch über größere Institutionen, wobei niemand in der ganzen Scientific Community in Wien - in aller Bescheidenheit gesagt - nicht voll des Lobes darüber wäre, was Kollege Ehalt über unsere Abteilung fördert. Daneben gibt es natürlich auch die großen Fonds, die die Stadt Wien eingerichtet hat und die mit einer ziemlich großen Dotation, die im Grunde erst im nächsten Jahr wirksam wird, genau da hineingeht und ein bisschen auch das ergänzt, was offensichtlich - und Sie gestatten mir schon diesen kleinen Hinweis, weil ja mit dem 24.11. die Kritikpunkte nicht verschwunden sind - eine Wissenschaftspolitik auf Bundesseite vernachlässigt.

Meine Damen und Herren, das ist auch ein abschließendes Stichwort für mich. Ich verhehle nicht, dass der 24.11. für mich ein sehr bedauerliches Ergebnis gebracht hat. Als Demokrat nimmt man es selbstverständlich zur Kenntnis, aber es wird nichts daran ändern - und das hat, lieber Peter Marboe, sehr wohl etwas mit der Kulturpolitik dieser Stadt zu tun -, dass wir weiterhin darauf hinweisen werden und darauf werden hinweisen müssen, was die Versäumnisse einer Kulturpolitik des Bundes sind. Ich gehe davon aus und hoffe sehr, dass diese Versäumnisse zurückgenommen werden, aber einmal mehr lade ich uns alle ein, auch die Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, darauf hinzuweisen. Es schadet letztendlich der Stadt Wien, es schadet der Kulturpolitik, es schadet den Kulturschaffenden hier in dieser Stadt, wenn es weiterhin Kürzungen gibt und wenn es weiterhin eine Form des Klimas gibt, dass ein Dialog verweigert wird. Denn dort geschieht das tatsächlich! (GR Günter Kenesei - in Richtung Vorsitz -: 15 Minuten, nicht 20!)
Wir machen ein Angebot - ich habe das öffentlich gemacht, ich habe das brieflich gemacht, ich mache es auch an dieser Stelle -, dass wir unabhängig davon, wer auch immer die Kulturagenden oder die Kunstagenden in der Bundesregierung künftighin zu betreuen haben wird, mit offenem Sinn und offenem Herzen dorthin gehen, weil es genügend Probleme gibt, die wir gemeinsam zu erörtern haben. Das reicht von dem, was mit der Volksoper passiert, was mit den Wiener Theatern passiert, was mit dem Film passiert, bis zu verschiedenen Förderungen, auch für Einzelprojekte. Da ist es, glaube ich, wichtig und richtig, dass man miteinander spricht.

Wir glauben, dass es in der Kultur keine Alternativen gibt zu Großzügigkeit, zu Offenheit und zu Aufgeschlossenheit. Das versuchen wir mit diesem Budget zu verwirklichen, einem Budget, das unter anderem natürlich sehr stark durch die Mitarbeit meiner Kolleginnen und Kollegen in der MA 7, in den anderen Abteilungen entstanden ist. Auch dafür danke ich Ihnen und euch an dieser Stelle sehr herzlich. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zusammen mit jener zur Postnummer 5 (04575/2002-GWS) - das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2003 - durchzuführen, jedoch die Abstimmungen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt und über den Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen.

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen! Sehr geehrte Herren!

Wohnen, Wohnbau, der soziale Wohnbau in der Stadt - im Wahlkampf habe wahrscheinlich nicht nur ich, sondern haben wohl auch Sie sehr viele Geschichten über die Wohnbaupolitik gehört, vor allem sehr viele Geschichten aus den Gemeindebauten und Gemeindewohnungen. Ein paar dieser Geschichten möchte ich Ihnen hier vortragen.

Zum Beispiel wurden in Gemeindebauten in Simmering in der Florian-Hedorfer-Straße und Umgebung die Wohnungen falsch ausgemessen und dementsprechend falsche Vorschreibungen gemacht. Nahezu ausschließlich waren die Wohnungen bei der Ausmessung und bei der Verrechnung größer, als sie tatsächlich waren. Wozu führt das? - Das führt dazu, dass die Mieter und Mieterinnen dort zu viel bezahlen, Monat für Monat für Monat, Jahr für Jahr für Jahr. Ein ehemaliger Bezirksrat von uns wohnt dort, er hat selbst ungefähr 20 Jahre lang zu viel bezahlt, und viele andere Leute auch, die dort wohnen. Was passiert, wenn jetzt ausgemessen wird? - Wiener Wohnen hat das auf Antrag gemacht und alle Wohnungen ausgemessen. Weit mehr als die Hälfte, viel näher bei drei Vierteln, waren zuvor falsch ausgemessen.

Was passiert jetzt mit den Leuten, die dort jahrelang zu viel bezahlt haben? - Diejenigen, die geklagt haben, diejenigen, die ein Verfahren angestrengt haben, bekommen einen Teil von dem, was sie zu viel gezahlt haben, zurück - einen Teil davon: ein bisschen von der Fernwärme, weil die Betriebskosten nicht stimmen - dieses Geld ist schon überwiesen worden -, und neue Vorschreibungen von Wiener Wohnen, die ein bisschen niedriger sind. Das betrifft aber nur ein paar Leute. Sie bekommen ein bisschen Geld retour, alle anderen haben Pech gehabt.

Jetzt könnte man sagen: Gut, das ist die Rechtslage, Wiener Wohnen macht in dem Fall nichts anderes, als die Rechtslage auszunützen. Die meisten Leute, die in eine Wohnung einziehen, messen eben nicht nach, ob die Quadratmeterzahl stimmt. Wenn dort 72,5 Qua-dratmeter steht, dann nehmen die meisten an, dass es so stimmt. Wenn man nicht selbst nachmisst, hat man nach drei Jahren Pech gehabt, weil dann eben das gilt, was im Vertrag steht.

Wiener Wohnen könnte jetzt natürlich auch sagen: Wir haben ja im Gegensatz zu einem Privatvermieter auch eine soziale Verantwortung, wir finden es nicht lustig, dass die Leute dort jahrelang zu viel bezahlt haben, Hunderte von Euro, früher Tausende von Schilling. Aber das gibt es natürlich nicht, es gibt kein Ent-gegenkommen. Die paar Leute, die ein Verfahren angestrengt haben - meines Wissens drei Leute -, bekommen etwas zurück, und Hunderte andere Leute kriegen nichts. Das ist das Gegenteil von sozialer Verantwortung!

Jetzt frage ich mich - das betrifft dort die Florian-Hedorfer-Straße, das sind rundherum ein paar Wohnungen, das sind ein paar Straßenzüge -: Wie viele falsch ausgemessene Gemeindewohnungen gibt es in Wien? Und wie viele - nicht Hunderte, sondern Tausende oder Zehntausende - Mieter und Mieterinnen von Wiener Wohnen zahlen Monat für Monat zu viel Miete? (GR Paul Zimmermann: Hunderte!) Nein, Tausende! Hunderte sind es schon in der Florian-Hedorfer-Straße. Das haben sie dort amtlich, das ist schon gerichtlich anerkannt.

Wir würden uns wünschen, dass man erstens von sich aus sagen würde: Bitte, liebe Leute, messt eure Wohnungen nach, alle, die ein Problem haben, können irgendwo hinkommen, es wird nachgerechnet, und wenn es einen Fehler gibt, gibt es eine Kulanzlösung, zum Beispiel wird das, was zu viel bezahlt wurde, drei Jahre retour zurückgezahlt. - Aber es gibt nichts davon. Wiener Wohnen schaut, dass es niemand erfährt, denn wenn es niemand weiß, wird sich sonst keiner aufregen. Wir werden schauen, dass wir möglichst viele Gemeindemieter und Gemeindemieterinnen von diesem Missstand in der Florian-Hedorfer-Straße informieren, und wir hoffen, dass sie dann mit dem Neuausmessen viel Arbeit haben und dass diese Leute in Zukunft nicht mehr zu viel Miete zahlen müssen! - Das war ein Beispiel.

Ein zweites gutes Beispiel dafür, wie Wiener Wohnen die soziale Verantwortung wahrnimmt, sind die Mahngebühren in der Stadt. Wenn Sie beim Quelle-Versand eine Rechnung nicht bezahlen, zahlen Sie ein paar Euro Mahngebühr. Wenn Sie bei Wiener Wohnen nicht bezahlen, bekommen Sie, wenn Sie Pech haben, im gleichen Monat eine Rechnung zugeschickt, und die Mahngebühr beträgt bis zu 18,50 EUR. Bei jedem Versandhandel, der das machen würde, würden wir alle herinnen sagen: Seid ihr verrückt? Geht zum Verein für Konsumenteninformation, regt euch auf, weil das nicht geht! - Wiener Wohnen wird auf Antrag der GRÜNEN genau dieses Thema besprechen, das haben wir letztes Mal zugewiesen. Wir hoffen, dass Wiener Wohnen davon abgeht, eine Mahngebühr einzuheben, die mindestens das Vierfache von dem beträgt, was üblich ist. 

Nun zum Wiener Wohnservice - auch das ist eine Geschichte aus dem Wahlkampf, die Vergabepraxis von Wohnungen in Wien. Jetzt ist bei Gemeindewohnungen die Vergabe schon ein bisschen transparenter als früher, damals bekamen ja ausschließlich Mitglieder der roten Familie eine Wohnung. Es ist jetzt schon ein bisschen besser geworden. Aber wie läuft es beim Wohnservice, wie läuft es bei etwas, was auch im Einflussbereich des StR Faymann ist?

Ein Beispiel dafür ist ein Reihenhaus in Simmering. Die Frau, die darin wohnt, kann es sich nicht mehr leisten, sie ist geschieden und möchte dort ausziehen. Sie sucht sich selbst einen Nachmieter, eine Nachmieterin und sagt: Ich hätte da jemand, der das gerne übernehmen würde, der Vorteil für mich wäre, dass ich einen Teil der Investitionen et cetera abgelöst bekäme, ohne dass man lange formal darüber verhandeln müsste. Sie fragt beim Wohnservice ganz normal an, was sie tun muss und was diese Person tun muss, damit sie das Reihenhäuschen übernehmen kann. Die Antwort lautet: Das stellen wir ins Internet, dort kann man sich dann anmelden. Wann wird das sein? Nächste Woche am Montag in der Früh! - Die Frau sagt das dem Bekannten.

Hier muss ich dazusagen, ich bin auch nicht der Meinung, dass sich die Leute das immer selbst aussuchen dürfen. Ich hätte gerne eine transparente Vergabe, und das ist auch nicht transparent, wenn sich die Frau das persönlich aussuchen kann.

Aber was ist passiert? - Um 8 Uhr in der Früh geht der Interessent hinein, er ist aber natürlich nicht mehr der Erste, sondern der Zweite, der sich anmeldet, weil sich um 0.14 Uhr - ich glaube, das war die Zahl - jemand anderer angemeldet hatte. Am Wochenende, über Allerheiligen und Allerseelen, hat offensichtlich irgendjemand geschaut, dass das um 0 Uhr freigeschaltet wird. Das war auch die Auskunft, die die Frau auf Nachfragen hin bekommen hat. Der war eben schneller, der war zufällig schneller, und der hat wahrscheinlich auch nur zufällig einen Nachnamen, der sich mit dem Nachnamen von Personen deckt, die für die SPÖ auf Bezirkslisten kandidieren.

Ich habe es nicht verifiziert, aber es liegt der Verdacht nahe, dass das passiert ist, was früher in Gemeindewohnungen oft passiert ist. Die Familie, die SPÖ-Familie sucht sich aus, wer wo einziehen darf. Es handelt sich in dem Fall allerdings schon um eine soziale Großtat: Es handelt sich um einen Coca-Cola-Manager, der sich dieses Reihenhaus unter den Nagel reißen will. Es ist natürlich wichtig, dass das Wiener Wohnservice darauf achtet, dass diese Leute angemessen versorgt werden, sozial versorgt werden und ein Reihenhäuschen bekommen. Das finde ich für eine tolle Leistung des Wiener Wohnservice, eine tolle Leistung von intransparenter Vergabe, wie wir sie ja in anderen Fällen auch kennen.

Was die Öffnung des Gemeindebaus betrifft, gebe ich zu, dass das ein sehr heikles Thema ist. Herr Gusenbauer hat in dem Wahlkampf - sagen wir es höflich - nicht nur Richtiges gesagt, aber eines war richtig und hat mich sehr überrascht. Er hat gesagt: Der Gemeindebau und die Gemeindewohnungen sollen auch den Leuten offen sein, oder in erster Linie den Leuten offen sein, die ökonomisch darauf angewiesen sind, und nicht in erster Line denjenigen, die zuerst den rot-weiß-roten Pass vorlegen und dann ökonomische Bedürftigkeit im Sinne der Regelungen nachweisen.

Das hat mich überrascht, und ich habe mir gedacht: Was sagt Gusenbauer da? Aber er hat auch gesagt, er geht als Zweiter in Opposition; das war vielleicht auch nicht ernst gemeint, nehme ich an, das wird bei Ihnen auch nicht ankommen - schade! Mehr sage ich nicht zur Öffnung der Gemeindebauten. Die nicht amtsführende Stadträtin der GRÜNEN, Maria Vassilakou, hat Ihnen das bereits erklärt, das ist jedes Jahr eine müßige Sache. Sie sind für die sanfte Öffnung - wir nennen das zögerliche Öffnung. Es ist eine Mutlosigkeit, die einer absolut regierenden SPÖ eigentlich nicht unbedingt anstehen müsste. Aber gut, es passiert nichts - schade!

Noch etwas zum Gemeindebau: Da kommt natürlich, was kommen muss, nämlich der Bericht des Kontrollamts über die verkauften Gemeindebauten, die verkauften städtischen Wohnhäuser, 36 Stück an der Zahl. Im Jänner 2002 haben wir eine Anfrage gestellt, was denn genau alles verkauft wurde: wie groß, an wen und um wie viel Geld et cetera. Und siehe da, im ganzen heurigen Jahr wurde kein einziges Wohnhaus verkauft - kein einziges! Das hat natürlich überhaupt nichts mit der Arbeit der GRÜNEN zu tun, obwohl Herr Faymann selbst gesagt hat, 30 bis 50 Objekte sollen weiter verkauft werden, obwohl letztes Jahr am 20. November an dieser Stelle Herr Gerstl bereits neue Adressen kundgetan hat, die nach seiner Meinung verkauft werden sollen, nämlich im 8. Bezirk die Schmidgasse 11, im 8. Bezirk die Albertgasse 30 und ebenfalls im 8. Bezirk die Auerspergstraße 19. Davon ist Herr Gerstl damals schon informiert gewesen, dass der Verkauf ansteht, aber dazu ist es heuer nicht gekommen. Es ist nicht passiert, weil die GRÜNEN das gemacht haben, was Opposition in dem Haus leisten muss und was die GRÜNEN gut können: weil wir es kontrolliert haben, weil wir Anfragen gestellt haben, weil wir dem nachgegangen sind, weil wir Recherche gemacht haben und weil am Schluss das Kontrollamt der Stadt Wien eingeschaltet wurde.

Was kommt jetzt bei dem Bericht heraus? - Die meisten werden ihn hoffentlich schon kennen. Da kommt unter anderem heraus, dass von den 36 städtischen Wohnhäusern, die verkauft wurden, immerhin sieben ohne irgendeine Art der Bietersuche verkauft worden sind: überhaupt niemand, kein Inserat, keine Ausschreibung, gar nichts, sondern irgendjemand fragt an und bekommt ein Haus, sieben Mal, sieben schöne Objekte! Damit man das auch im Protokoll nachlesen kann - 1. Bezirk: Bauernmarkt 1, noch einmal 1. Bezirk: Bauernmarkt 9, 4. Bezirk: Mühlgasse 17, Mühlgasse 19, Mühlgasse 21-25, und noch einmal im 4. Bezirk zwei Objekte: Margaretenstraße 34 und 37. Diese sieben Häuser sind laut Kontrollamt - das sage nicht ich, sondern das sagt das Kontrollamt - ohne Bietersuche abgewickelt worden, und es ist dem Kontrollamtsbericht zu entnehmen, dass man vielleicht mehr Geld hätte einnehmen können, wenn man eine Bietersuche gemacht hätte.

Ich frage Sie, was Sie glauben - überlegen Sie einmal selbst: Wenn wir eine Bietersuche machen, kommt mehr heraus oder kommt weniger heraus als bei denen, die jetzt gekauft haben? Ich weiß, das ist eine rhetorische Frage. Es ist verschleudertes Geld der Wiener und Wienerinnen, verschenktes Geld, und es ist eine Zumutung, dass irgendjemand in der Stadt glaubt, unter Ausschaltung sämtlicher Gremien und ohne Ausschreibung sieben Objekte verkaufen zu können. Das wird künftig nicht mehr passieren. Es wird nicht mehr passieren, weil die Oppositionsarbeit der GRÜNEN in dem Fall erfolgreich war: weil Ihnen das Kontrollamt geraten hat, dies in Zukunft so vorzunehmen, dass es eine Bietersuche gibt. Herr Faymann hat gesagt, das ist überhaupt kein Problem. In der Vergangenheit war es offensichtlich eines, sieben Mal war es eines. In Zukunft wird es keines sein.

Das Kontrollamt hat aber auch gesagt: Problemfall Turnergasse 33, Sanierungsverpflichtung. Wer sich erinnert: dort gibt es ein Haus, das man verkauft hat, noch hier herinnen, das war damals, bevor Wiener Wohnen ausgegliedert wurde. Da haben Sie noch ein bisschen mehr an Informationen herauslassen müssen, weil Sie dazu verpflichtet waren, das hier durchzubringen. Wir haben auch mitgestimmt, mit einer Sanierungsverpflichtung und einem Rückkaufsrecht, falls es nicht passiert. Das ist natürlich nicht passiert, es ist die alte Geschichte: Das Haus zerfällt, der Rückkauf wird nicht gemacht. Das Kontrollamt schreibt, es ist schon problematisch, dass man sich zuerst das Rückkaufsrecht sichert und es dann einfach verstreichen lässt. Wozu hat man es sich dann gesichert? Wir wollten, dass das Haus saniert wird. Es ist jetzt natürlich nicht saniert, im Gegenteil, es ist so baufällig, dass es vermutlich abgerissen wird. Es ist auf jeden Fall in der Zwangsversteigerung gewesen.

Aber Sanierungen hat Wiener Wohnen des Öfteren nicht vorgenommen, jedes Mal mit der Begründung, dass keine Kohle da ist: es ist kein Geld da, es gibt nichts, wir können es uns nicht leisten. Dann sieht man im Kontrollamtsbericht etwas, was wir vorher natürlich nicht gesagt bekommen haben, weil wir es nicht dezidiert nachfragt haben. Information bekommt man ja genauso viel, wie man fragt, und wenn man nicht dazuschreibt: wie viel beträgt der zehnjährige Hauptmietzinssaldo?, dann erfährt man es nicht. Jetzt wissen wir es aber, weil es das Kontrollamt gemacht hat.

Hetzgasse: Das Objekt in der Hetzgasse ist verkauft worden. Es wurde von Wiener Wohnen nicht saniert, weil kein Geld da ist. Wie viel beträgt der zehnjährige Hauptmietzinssaldo? 245 245 EUR - das ist natürlich viel zu wenig Geld, damit kann man gar nichts machen! Es sind aber in altem Geld über 3 Millionen S. Damit hat man nichts machen können, sondern man hat das Geld dem neuen Eigentümer mitgegeben. Jetzt gibt es wenigstens ein paar Verbesserungen.

Es wird so einfach nicht mehr gehen. Sie werden das so einfach nicht mehr verkaufen können und es auch angeblich nicht mehr wollen. Die nächsten Objekte, die Sie auf den Markt werfen, werden nicht verscherbelt, sondern zumindest fair angeboten werden müssen. 

Ein kleines Bonmot am Rande: Wer weiß, was ein Anrainerstatus ist? - 20 Meter sind das normalerweise, und wenn die Straße ein bisschen breit ist, sind Sie schon kein Anrainer mehr. Bei diesem Ansuchen, bei dem man gesagt hat, wir verkaufen es ohne Bietersuche, aber irgendeinen Trick, irgendeine Begründung muss man schon haben, hat man dann gesagt: Die Begründung besteht darin, dass er ein Nachbar ist. Wir begründen es einfach damit, dass er gesagt hat, er würde das gerne kaufen, weil es ihm gut gefällt und weil er ein Nachbar ist. Aber er ist nicht 20 Meter oder 40 Meter, auch nicht 100 Meter oder 200 Meter, nein, er ist 250 Meter weit weg! Wenn ich mein Nachbargebiet rund um den Brunnenmarkt 250 Meter groß machen darf - wissen Sie, wie viele 100 Häuser das sind? Diese Vorgangsweise ist ja absurd! Wenigstens die Begründung hätten Sie uns ersparen können, das hätte uns schon gefreut.

Das Kontrollamt hat uns im Wesentlichen Recht gegeben. Der Verkaufsstopp für heuer hat den WienerInnen einen Haufen Geld erspart, weil wir die Objekte gewinnbringender veräußern können. Wir haben vielen MieterInnen geholfen. Schade ist aber, dass das Recht des Kontrollamts dort aufhört, wo der Verkauf passiert ist. In dem Moment, in dem etwas in den Händen eines Privaten ist, kann das Kontrollamt nicht mehr prüfen, darf es nicht mehr prüfen.

Das machen jetzt wir, und was kommt dabei heraus? - Ein Fall ist dieser in der Praterstraße: Die Firma Lenikus kauft ein Haus, darin befindet sich ein Geschäft. Das Geschäft hat einen Fehler gemacht, nämlich sich von einer OHG in eine GesmbH umgewandelt. Das hat es auch gegenüber Wiener Wohnen angezeigt, zumindest behauptet das dieses Geschäft. Wiener Wohnen kann sich jetzt leider nicht mehr daran erinnern. Eine neue Firma, das ist so, wie wenn eine neue Person einzieht. Jetzt will der neue Besitzer, Herr Lenikus oder die Firma Lenikus & Co, einen neuen Mietzins verlangen.

Das muss man sich folgendermaßen vorstellen: Der Herr von dieser Firma macht am Morgen oder zu Mittag sein Postkästchen auf und schaut hinein. Darin liegt ein Brief, in dem steht: "Sehr geehrte Damen und Herren!" - dann geht es hinunter -, "im Hinblick darauf, dass Ihr Hauptmietzins von " - das waren noch Schilling - "S 7 886,40 bezahlt wurde, errechnet sich eine monatliche Differenz von" - Achtung, 7 800 S habe ich zuvor gesagt - "85 113,60 S, neue Miete 93 000 S, Nachzahlung für 31 Monate 3,1 Millionen S." Das ist mittlerweile gerichtsanhängig. Es ist ein halbes Jahr vergangen, die Klagsumme ist jetzt wesentlich höher, in altem Geld 4 Millionen S, umgerechnet in Euro noch immer ein satter Betrag irgendwo unter 300 000 EUR. Das ist gerichtsanhängig und wird Anfang Dezember zumindest einmal in erster Instanz nicht fertig entschieden, aber aufgenommen.

16 Arbeitsplätze sind dort gefährdet wegen fahrlässigen, schlampigen Verkaufs dieses Hauses durch Wiener Wohnen. Was ist daran schlampig? - Weil die Mieter und Mieterinnen in dem Haus nichts von dem Verkauf gewusst haben! Das Kontrollamt sagt: na ja, nur einen Anhang ins Haus hineinzuhängen, auf dem draufsteht, wir verkaufen die Hütte, wir verkaufen das Haus; wir verkaufen manchmal eine Hütte, weil sie sanierungswürdig wäre, und manchmal ein besseres Haus. Wie lange der Anhang dort hängt, weiß man nicht, wie lange ihn jemand hat hängen lassen, weiß man nicht.

Das Kontrollamt sagt, und wir sagen: Ist es wirklich zu viel verlangt, dass man die paar Firmen, die drinnen sind, einzeln informiert, sich hinsetzt und fragt, ob es ein Problem mit dem Mietvertrag gibt? Ist es ein Problem, dass man jede einzelne Person, jeden einzelnen Hauptmieter über den Verkauf mit einem Briefchen informiert? Ist das wirklich zu viel verlangt? - Ja, es ist zu viel verlangt, wenn es nach Ihnen geht! Schade, das müsste nicht sein. Es sind jetzt 16 Arbeitsplätze, die nicht nur gefährdet sind: wenn der den Prozess verliert, dann sind die futsch. Das ist Arbeitsmarktpolitik à la SPÖ!

Jetzt habe ich nicht mehr viel Zeit. Ich muss Ihnen noch ein anderes Beispiel bringen.

Die allgemeine Wohnbeihilfe in Wien wird bei weitem nicht ausgeschöpft. Das ist schade, weil das eigentlich ein gutes Instrument ist. Wir haben schon lange gefordert, man möge das in vielen Sprachen machen, man möge die Information ausweiten und so weiter. Bis jetzt ist es so, dass die allgemeine Wohnbeihilfe offensichtlich in erster Linie in den Gemeindewohnungen und weniger auf dem privaten Sektor ausgeschöpft wird. Das erklärt sich vielleicht dadurch, dass die Information innerhalb der roten Familie besser läuft und die eigenen Leute früher davon erfahren. Das ist aber, hoffe ich doch, nicht der Sinn der allgemeinen Wohnbeihilfe gewesen. Das könnte man besser machen.

Sie von der SPÖ haben am Anfang dieser Legislaturperiode 100 Projekte für Wien vorgestellt. MieterInnenmitbestimmung soll auf Privathäuser ausgeweitet werden. Die Legislaturperiode läuft schon eineinhalb Jahre und bisher habe ich nichts davon mitbekommen. Die Stadt Wien setzt sich für Mietzinsobergrenzen ein, die die GRÜNEN im Übrigen schon längst und immer gefordert haben und intensiv fordern. Davon habe ich nichts gemerkt. Aber Frau Becher wechselt in den Nationalrat, Herr Faymann geistert seit Wochen und Monaten als neuer Minister für dies und das durch die Zeitungen. Ich hoffe, dass Sie das dort in Angriff nehmen können.

Warum habe ich nichts zur Ökologie gesagt? - Weil es bei Ihnen nicht auf fruchtbaren Boden fällt. (GR Heinz Hufnagl: Weil sich die GRÜNEN von den ökologischen Themen verabschiedet haben!) Da hättest du das andere auch nicht sagen müssen, sagen dann meine Kollegen. Aber es war immerhin der Versuch, das zu tun. 

Mit der SPÖ geht es nur in sehr kleinen Schritten - das ist wahrscheinlich die sanfte Ökologie, heißt es dann. Wer ökologische Bauwirtschaft will, wer ökologische Baustoffe will, wer mehr Ökologie und mehr Nachhaltigkeit in der Stadt haben will, wird eben irgendwann die GRÜNEN wählen müssen. Für diejenigen, die das Protokoll lesen: Sobald wir Sie von Ihrer absoluten Macht befreit haben, kann man das alles neu diskutieren. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Budgetzahlen sagen eigentlich nichts. (GR Johann Driemer: Kollege Fuchs, da haben Sie Recht!) Wichtig ist das, was man vorhat, wichtig ist die Realisierung, weil Zahlen sonst Schall und Rauch sind. Die Ausgabenentwicklung der Vergangenheit zeigt, dass das Budget immer sehr hoch angesetzt worden ist, aber die Wirklichkeit ist zurückgeblieben und hat mit den Vorhaben überhaupt nicht übereingestimmt. Es fehlt vor allem an Begleitmaßnahmen, meine Damen und Herren. - Das ist das eine Faktum.

Das Zweite ist: Wenn man sich das Budget anschaut, stelle ich fest, dass zum Beispiel die Förderungsrückläufe oder die Förderungsverkäufe nicht zu finden sind. Das ist eigentlich ein Körberlgeld, das sich der Herr Finanzstadtrat jedes Jahr macht, in der Höhe von 145 Millionen EUR. Die Höhe ist immer ungefähr gleich. Geschweige, was mit den Rücklagen geschieht: Immerhin gibt es 436 Millionen EUR an Rücklagen, und diese Rücklagen liegen und liegen und liegen. Ich glaube, gerade in einer Zeit - ich habe das schon bei unserer dringlichen Anfrage gesagt -, in der es Arbeitslosigkeit gibt und man den Bau ankurbeln sollte, hätte man das dort wesentlich einsetzen sollen. Aber diese Rücklagen bleiben weiter liegen: keine Maßnahmen zur Verhinderung der Winterarbeitslosigkeit, kein Vorziehen im Sanierungsbereich. Meine Damen und Herren, ich stelle fest, dass Sie viele Dinge auch für die Zukunft nicht vorhaben: bei der Bewertung der Gebäude einen Qualitätsnachweis, die Zweckbindung bei den Förderungsrückflüssen, die von Altdarlehen kommen, oder die Anreizschaffung zur Mobilisierung des privaten Kapitals.

Der Herr Finanzstadtrat hat heute Vormittag gesagt, er will sich nur mit der Wirtschaftssituation in Wien befassen, er will sich nur mit der Beschäftigungspolitik in Wien befassen. Meine Damen und Herren, dann fehlen wirklich diese einzelnen, vielen Maßnahmen, dass Beschäftigung vorangetrieben wird! In keiner Weise gibt es Ansätze von Ihnen, die sagen, wo es hingehen soll. Es ist kein Wunder, dass die Arbeitslosigkeit in Wien höher als in den anderen Bundesländern ist. Sie wissen, dass wir in diesem Jahr eine höhere Arbeitslosigkeit von 1,5 Prozent haben, und wenn man das Jahr 2000 hernimmt, haben wir im Baubereich eine um 29 Prozent höhere Arbeitslosigkeit!

Herr Kollege Driemer! Sie wissen das ganz genau, aber Sie schweigen dazu, und das ist das Fatale an der ganzen Situation. (GR Johann Driemer: Ich kann nicht immer dasselbe sagen!) Ich sage Ihnen, Herr Kollege Driemer, positionieren Sie sich in der Wohnbaupolitik neu! (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist das für ein Gewerkschafter?) Schaffen Sie die Bereiche, machen Sie die Bereiche, die Sie wirklich vorhaben, machen Sie dort Ernst, aber legen Sie das nicht nur in Worten fest, sondern führen Sie es auch aus! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich frage Sie wirklich: Wie halten Sie es überhaupt mit der Budgetwahrheit? Wie halten Sie es mit Ihren Aussagen? - Wenn man sich die letzten Wochen ein bisschen ansieht: da habe ich mir ein paar Dinge gemerkt, die sehr interessant sind. Mir ist ein Flugblatt von Ihnen in die Hände gekommen, in türkischer Sprache, und das wurde dann entsprechend übersetzt. Darin ist gestanden - Herr Kollege Driemer, Sie müssten es ja wissen -: "Sie können uns verdanken, meine Damen und Herren, dass sie eine Gemeindewohnung bekommen haben. SPÖ." (GR Gerhard Pfeiffer - in Richtung SPÖ -: Ah, danke!) "Sie können uns verdanken" - mit welcher Arroganz stellen Sie sich dort hin und verteilen Sie diese Zettel? Ist das Ihr Eigentum? Ist das Eigentum der SPÖ? (GR David Ellensohn: Nein, aber Realität!) Ach, vergeben Sie es parteipolitisch? - Das ist ja noch ärger! Das ist ganz besonders arg, wenn Sie es parteipolitisch vergeben wollen. (GR Dr Matthias Tschirf: Skandal!)
Es geht noch viel weiter: "Sie können uns verdanken", bitte ... (GR Johann Driemer: ... Integration, wie Sie wissen!) Herr Kollege, die Stadt gehört nicht Ihnen, und die Gemeindewohnungen gehören auch nicht Ihnen, merken Sie sich das! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: ... wenn jemand von der grünen Partei einen Zwischenruf macht! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Und es geht noch weiter: "Sie können uns verdanken, dass Sie in Österreich sein dürfen." Wissen Sie, das ist ein starkes Stück! (GR Dr Matthias Tschirf: Skandal!) Entweder ist jemand gesetzlich hier, dann haben wir die Voraussetzungen auf Bundesebene geschaffen - aber das ist doch nicht eine Errungenschaft von Ihnen, dass er da sein darf und Sie ihm die große Erlaubnis geben!

Aber es geht noch weiter: Der Herr Stadtrat hat ein schönes Flugblatt geschrieben, mit dem Herrn Bürgermeister ein wunderbares Flugblatt, darauf steht: "Sie können uns verdanken, dass es Wohnbauförderungsmittel gibt, die die ÖVP-Regierung abschaffen wollte." Das ist ja ungeheuerlich, bitte, was da drinsteht! (GR Godwin Schuster: In Niederösterreich haben sie es verspekuliert!) Auch das ist in keiner Weise richtig. Sie wissen ganz genau, dass es eine ÖVP-Regierung gibt und gegeben hat, die in den vergangenen Jahren geschaut hat, dass Wien die Förderungsmittel bekommt, und zwar laufend und permanent. Nur hat Wien es nicht ausgenützt, das ist das Dramatische an dieser Situation! (Beifall bei der ÖVP.)

Während es andere Bundesländer gibt - wenn man das Budget anschaut -, gibt Wien nichts dazu, keinen Pfennig, keinen Euro! (GR Johann Driemer: Welche Bundesländer geben denn?) Meine Damen und Herren, andere Bundesländer - und das ist genau das, was ich Ihnen gesagt habe, Herr Kollege - fördern den Bau und das Baunebengewerbe. Aber hier kommt nichts zusätzlich herein, in Wien wird nichts Zusätzliches investiert. Sie haben die Budgetmittel zwar veranschlagt, aber Sie haben sie nicht ausgegeben. Sie haben die Rücklagen auf der hohen Kante und wollen die Rückflüsse nicht einsetzen für den Bau und für das Baunebengewerbe, auch nicht für die kommenden Generationen. Das ist verwerflich! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja wirklich ein Skandal!)
Am Schluss schreibt die SPÖ, schreiben der Herr Stadtrat und der Herr Bürgermeister: "Es konnten die Angriffe gegen die Rechte und die Lebensqualität erfolgreich abgewehrt werden." Ich muss schon sagen, entweder sind das Mittel, die der Bund kriegt, wir alle schauen, dass die Leute damit ordentlich wohnen und leben können und dass Wohnbauförderungsmittel gegeben werden. (GR Johann Driemer: Die Steuerzahler zahlen es!) Und Sie haben das abgewehrt? Sie geben es ja gar nicht weiter! Das ist in vieler Hinsicht nicht der Wahrheit entsprechend - um nicht das Wort "Lüge" zu gebrauchen! (GR Gerhard Pfeiffer - in Richtung SPÖ -: Was sagt dazu die Gewerkschaft Bau-Holz?)
Meine Damen und Herren! Mit diesen Methoden gehen Sie weiter. Deswegen habe ich Sie gefragt, wie Sie es mit der Budgetwahrheit halten. Machen Sie doch neue Schritte, machen Sie einen neuen Anfang! Machen Sie eine Wohnbaupolitik mit Inhalten, eine ökologische Wohnbaupolitik! Gegenüber den anderen Bundesländern gibt es keine Ökoförderung, arbeitsplatzschaffende Ökoförderung für Niedrigenergiehäuser, im Geschoßwohnbau, im Reihenhausbau, im Einfamilienhausbau. Wo bleibt die thermische Sanierung? Die ist rückgängig. Eine Information an die Eigentümer, an die Mieter wäre vorteilhaft, hier wäre doch viel mehr zu machen! Hier könnten die Leute am Bau ihre Arbeit haben, und die Mieter könnten Energie einsparen. Sie kurbeln nicht an, Sie machen keine Werbung gegenüber anderen Ländern. Meine Damen und Herren, es gibt keine Förderung für umweltfreundliche Verfahren wie Wärmepumpen, ökologische Wärmedämmung, zum Beispiel Zelluloseverfahren. (GR Gerhard Pfeiffer: Das sollten eigentlich die GRÜNEN sagen!)
Im Bereich der Sanierung und des Budgets, meine Damen und Herren: Große Anteile der Gründerzeithäuser sind derzeit nicht förderbar. Besonders die Hinterhoftrakte sind es, die in der zweiten Reihe stehen. Sie werden in den Bebauungsplänen nicht mehr ausgewiesen, und weil sie in den Bebauungsplänen nicht mehr ausgewiesen werden, gibt es auch keine Zuteilung der Förderungsmittel. Das heißt, unter dem Stichwort "Entkernung" geben Sie vielfach auch guten Häusern keine Mittel. Sie brauchen die einen oder anderen Sanierungsmittel, aber generell wird hier nichts ausgeschüttet. Dadurch versuchen Sie auch, eine Enteignung, eine stille Enteignung voranzutreiben. 

Meine Damen und Herren! Förderungen bekommen - das habe ich schon oft gesagt, und ich wiederhole es noch einmal - nur diejenigen, die ein Darlehen nehmen. Derjenige, der das gesamte Geld angespart hat, bekommt keine Förderung - das ist doch absurd! Wenn ich ankurbeln möchte, wenn ich die Häuser verbessern möchte, wenn ich die Wirtschaft wirklich ankurbeln will - bitte, dann geben wir doch bei der kleinen Förderung auch denjenigen die Förderung, die schon 100 Prozent der Mittel haben!

Im Neubaubereich sollte es die Auszahlung der Förderungsmittel - das ist eine Empfehlung, und es hat schon einige kleine Ansätze zur Verbesserung gegeben - eigentlich immer mehr nach dem Baufortschritt geben. Wie kommen denn Unternehmen dazu, dass sie zwar bauen, aber die Förderungsmittel erst irgendwann viel später bekommen? Früher haben sie sie nach einem Jahr bekommen, jetzt hat sich das ein bisschen gebessert. Sie sollten dem Baufortschritt entsprechend gegeben werden - ich glaube, dass das ein guter Weg ist -, auch wenn das Geld vorhanden ist. 

Meine Damen und Herren, bauen Sie dort, wo Nachfrage herrscht! Im Reihenhausbereich gibt es ganz große Nachfrage. Bauen Sie im ökologischen Bereich, auch dort gibt es gigantische Nachfrage. Verzögern Sie nicht das Wohnen im Grünen oder die "neue Siedlerbewegung", wie Sie es nennen, denn sonst haben wir noch mehr Abwanderung in die Umlandgemeinden, und unsere Stadt hat Verluste an Steuermitteln beim nächsten Finanzausgleich.

Meine Damen und Herren! Förderungen sollen kontinuierlich verlaufen - im ganzen Jahr, aber nicht Ende des Jahres, wie es jetzt wieder geschieht -, dann kommt wieder der große Schwung, permanent, das ganze Jahr.

Lassen Sie mich zum Schluss noch Soziales nennen, das ist auch bei dem Budget sehr wichtig. Die Mietzinsrückstände im kommunalen Wohnbau betragen - ich sage es jetzt für Sie in Schilling - um die 500 Millionen S. Die Hälfte davon entfällt auf Mieter, die schon ausgezogen sind, die andere Hälfte, die anderen 250 Millionen sind fast uneintreibbar. Sie haben es sich zum Ziel gemacht, ein Frühwarnsystem einzuführen. Das funktioniert nicht, das funktioniert bei Ihnen nicht. Machen Sie das im nächsten Jahr gut, gehen Sie dieses Problem an, damit einerseits die Stadt zu ihrem Geld kommt und damit die Mieter nicht überrascht werden, wenn sie Probleme haben!

Es sind teure Wohnbauten, das muss man natürlich auch dazusagen, weil der kommunale Wohnbau in vielfacher Hinsicht nicht mehr der Wohnbau ist, der sehr sozial ist. Ich sage ganz ehrlich, man muss jetzt sehr Acht geben bei der neuen Gesellschaft Wiener Wohnen oder Hausbesorger GesmbH, ob dort nicht höhere Kosten entstehen, als das bei den Hausbesorgern der Fall gewesen ist. (GRin Ursula Lettner: Die haben ja Sie abgeschafft!) Da muss man sehr wohl Acht geben. Eines ist nicht eingetroffen, als Sie gesagt haben, es wird keine Hausbesorger mehr geben: Die können arbeiten! (GR Heinz Hufnagl: Das ist eine schrumpfende Berufsgruppe!) Die können arbeiten, aber Sie wollen ein eigenes Unternehmen, statt dass Sie das den privaten Unternehmen überlassen und dass das ein Privatunternehmen entsprechend günstig für Sie macht. (GR Heinz Hufnagl: Minimale Reinigungsdienste sind übrig geblieben! Das ist alles!)

Ich weiß schon, Sie wollen die Mieter wieder so belasten, wie Sie es kürzlich getan haben. Ich habe nicht vorgehabt, Ihnen das zu sagen, aber: jetzt zahlen alle Mieter für das Waschen, ob einer wäscht oder nicht wäscht - das ist ja absurd! Wenn man schon vom Wiener Wohnen spricht: Jeder Mieter muss das bezahlen - das ist doch absurd -, so wie bei den Aufzügen, ob er einen hat oder nicht hat. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon gesagt, es fehlen Begleitmaßnahmen beim Budget. Es fehlt die Innovation. Es hat in der Vergangenheit die Verwirklichung gefehlt und es fehlt anscheinend auch in Zukunft die Verwirklichung. Wir werden daher diesem Budget keine Zustimmung geben! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin FRANK. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

"Sie schlafen ja nicht unter der Brücke", "Sie können sich das eh nicht leisten", "Wir haben nichts zu verschenken": So oder ähnlich müssen sich leider sehr oft Wohnungssuchende bei den Servicestellen von Wiener Wohnen, unmittelbar nachdem sie ihr Anliegen vorgebracht haben, abspeisen lassen. Von Service kann da keine Rede sein.

Der Grund dafür, dass ich dieses Verhalten überhaupt zur Sprache bringe, liegt darin, dass jenen Menschen, die durch Arbeitslosigkeit, durch Scheidung oder sonst wie sozial in Notsituationen geraten, die dringende Hilfestellung versagt bleibt. Das ist auch kein Einzelbeispiel, sondern es mehren sich solche Fälle. Es hilft da wahrscheinlich auch nichts, dass von Ihnen erst vor kurzem beschlossen wurde, Call Centers einzuführen, damit die Mitarbeiter von Wiener Wohnen entlastet werden und dem Bürger in stärkerem Ausmaß zur Verfügung stehen können. Ich hoffe nur, dass dies kein teurer Vorwand ist, um den Arbeitsmarkt durch künstlich geschaffene Arbeitsplätze zu entlasten. Denn es wäre wirklich besser, hier dem Bürger das Geld nicht mittelbar, sondern unmittelbar zukommen zu lassen, indem man nicht solche Zwischenstellen einschaltet.

Wenn jemand im Monat 436 EUR an Arbeitslosengeld bekommt, aber im privaten Wohnbau eine Miete von 509 EUR zahlen muss, dann ist ganz leicht auszurechnen, dass er sich das nicht leisten kann. Die Wohnung hat er nach der Scheidung zugesprochen bekommen, aber er kann sie nicht mehr finanzieren. Zwar haben wir seit 1992 - es hat ohnehin sehr lange gedauert, bis zum vorigen Jahr - auch die Wohnbeihilfe auf dem privaten Wohnungssektor durchgesetzt, aber dieser Mensch fällt leider wegen der Kriterien durch den Rost, weil die Kriterien so festgesetzt sind, dass er eben keine Wohnbeihilfe bekommt. Für Wiener Wohnen ist auch kein Wohnbedarf gegeben, denn er hat ja eine Wohnung. Jetzt hat er eine Wohnung, die er sich nicht leisten kann - bitte, was soll dieser Mensch machen? - Ich finde das wirklich nicht lustig. Man muss da irgendeine Möglichkeit finden. Meine Damen und Herren, ich würde das als soziale Kälte einstufen. Wohnen ist ein Grundbedürfnis der Menschen, für jeden von uns, und die Stadt hat die Aufgabe, dieses Grundbedürfnis rasch, unbürokratisch und leistbar zu befriedigen. (GR Heinz Hufnagl: Deshalb verkaufen wir die Gemeindewohnungen, laut FPÖ, gell!) Leisten kann man es sich jetzt sowieso auch nicht!

Wenn Sie nun die Wohnbeihilfen im Budget von 2,9 auf 4,5 Millionen EUR erhöhen, dann lässt das für mich zwei Schlüsse zu. Schluss eins: Die Leute in dieser Stadt sind zu arm und könnten sich Wiener Wohnen sonst nicht leisten. Oder Schluss zwei: Die Wohnungen sind zu teuer und müssen daher so gravierend gefördert werden.

Es kann nicht sein, dass man auf eine Wohnung im Normalfall drei bis fünf Jahre warten muss und dass es für Tausende Wohnungssuchende heißt: Bitte warten! Ich sehe schon ein, dass uns von Frau Dr Payr immer wieder versichert wird: Das ist nicht die Realität, sondern Jugendliche suchen an und bekommen dann viel später, falls überhaupt, diese Wohnung. Aber ist das nicht eigentlich ein falscher Weg, dass man schon dann, wenn man noch jugendlich ist, ansuchen muss, um als Erwachsener, dessen soziale Lage noch gar nicht geklärt ist, vielleicht doch eine Wohnung zu bekommen? Hier würde es mich freuen, wenn eine vorausschauende Planung im Budget einen Niederschlag gefunden hätte, aber es ist nicht so.

Ich habe hier diese Beispiele jetzt nur aufgeführt, um zu zeigen, dass man bei Wiener Wohnen oft die Leute einfach allzu schnell wieder von der Schwelle weist und sich nicht wirklich konkret mit ihnen auseinander setzen will oder kann; ich glaube sogar Letzteres. Ich meine, dass jeder Wohnungssuchende die Möglichkeit haben müsste, eine Ablehnung schriftlich zu bekommen, und zwar deshalb, weil diese begründet sein müsste. Ich kann nicht einfach die Leute von der Tür weisen und sagen: Du bekommst sowieso keine Wohnung. Warum bekommt er sie nicht? Er hat ein Recht darauf, das zu erfahren.

Meiner Meinung nach ist es nur so möglich, wesentliche Voraussetzungen für einen ziel- und bedarfsorientierten Wohnungsmarkt mit Zukunftsperspektiven zu schaffen. Dieser müsste gewisse Kriterien enthalten, zum Beispiel: Welche Wohnungsgrößen werden bevorzugt? Wie teuer darf eine Wohnung sein, damit sie für den Durchschnittsbürger, wenn möglich, ohne zusätzliche Förderungen leistbar ist? Vielleicht könnte man die Förderungskriterien generell überdenken. Wir fordern daher, dass solche Ablehnungen künftig schriftlich an die Wohnungswerber gesandt werden, damit man statistisch häufig gleiche Gründe erfassen und entsprechend den Bedürfnissen der Menschen anpassen und umsetzen kann, "weil der Mensch zählt"!

Unserer Meinung nach wären dann auch die entsprechenden Grundlagen für die von uns immer wieder geforderte Subjekt- anstatt der Objektförderung gegeben und könnte diese endlich im Sinne bedürftiger Bürger angewendet werden. Aber von 1999 bis jetzt haben Sie die Objektförderung um 100 Millionen EUR gekürzt, und das bedeutet, dass die Wohnungen teurer werden und noch weniger Menschen sich diese leisten können.

Was Wohnen und vor allem das leistbare Wohnen betrifft, so verweise ich auf die Aussagen der FGW, der Forschungsgesellschaft für Wohnen, Bauen und Planen. Ich habe vier Punkte davon herausgeschrieben:

Erstens: Der Wohnungsneubau geht trotz stagnierender Baupreise nach wie vor zurück. Ich würde hier eine Chance sehen, Projekte zu planen und vielleicht schon jetzt zu den derzeit wirklich günstigen Preisen auf dem Baumarkt mit Optionen vorausschauend zu vergeben. Wir hätten hier die Chance, eine wahre Kostenreduktion im Wohnungsneubau zu erwirken und diese künftigen Mietern weiterzugeben.

Zweiter Punkt: die guten Verwertungsergebnisse der jüngsten Wohnungsproduktion. Das heißt, es besteht Bedarf, weil die Wohnungen gut verwertbar sind. Aber in Wien muss man im Normalfall drei bis fünf Jahre lang auf eine Wohnung warten. 

Drittens: Die Warnungen vor einer aufkeimenden neuen Wohnungsnot und nicht zuletzt auch die EU-Erweiterung dürften ein ausreichender Anreiz für Bauträger und Investoren sein. Diesen Punkt möchte ich noch gesondert behandeln. 

Viertens: Ein Aufschwung der Wohnungsproduktion ist angesichts des weithin gedeckten quantitativen Wohnungsbedarfs in den nächsten beiden Jahren nicht zu erwarten. Dies ist richtig aus der Warte der FGW, weil sich deren Aussagen auf die bundesweite Situation beziehen. Für Wien trifft das absolut nicht zu, wenn man einerseits die Wartezeit und andererseits das steigende Wohnpotenzial im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung bedenkt. Aber Wien ist eben anders, vor allem auch in vielerlei Hinsicht, was das Wohnen betrifft, und vielleicht manchmal ein bisschen zu träge, um rasch reagieren zu können. 

Ich möchte hier einmal die Studie betreffend die Auswirkungen der EU-Osterweiterung auf den Wohnungsmarkt ins Treffen führen. Meiner Meinung nach ist diese Studie doch viel zu spät in Auftrag gegeben worden. Es werden darin Kriterien untersucht wie zum Beispiel: die Prognose der Nachfrage nach Größe, Ausstattung, Lage, Rechtsform; oder: die Kosten der Wohnung; oder: die Prognose der Anzahl der Wochenpendler und der Migranten, ihrer Alters- und Einkommensstruktur, ihrer Haushaltsgrößen und Zuzugsdauer und so weiter. 

Aber bitte, das alles hätte doch bereits mit der Konkretisierung der Beitrittsverhandlungen mit den neuen Mitgliedsländern erforscht werden müssen! Denn was passiert denn jetzt: Die Studie wird voraussichtlich erst Mitte 2004 abgeschlossen sein. Das bedeutet, dass erst dann vor allem auf dem Neubausektor reagiert, geplant und in x Jahren umgesetzt werden kann, und dann vielleicht zu einem Hochpreisniveau auf dem Baumarkt. Und was geschieht dazwischen? Wohin mit all den neu hinzukommenden Menschen, wenn wir schon bisher das Wohnpotenzial nicht rechtzeitig abdecken können, wenn die Wohnbauförderung niedriger ist als dies 1999 der Fall war?

Es ist nun endlich an der Zeit, nicht nur rascher an die Dinge heranzugehen, sondern auch darüber nachzudenken, wie Wohnungen des sozialen Wohnbaus kostengünstiger errichtet, verwaltet, aber vor allem vermietet werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wohnen muss auf Grund der Anforderungen durch die EU-Osterweiterung und die zunehmende Arbeitslosigkeit in dieser Stadt kostengünstiger, das heißt leistbar werden - für alle Menschen in dieser Stadt. 

Wir Freiheitliche vermissen im Budget 2003 entsprechende Ansätze, so wie ich sie genannt und aufgezählt habe, die irgendwelche Zukunftsperspektiven offen lassen würden. Wir Freiheitliche werden daher das Budget für das Jahr 2003 ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dkfm Dr Ernst Maurer hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Hoher Gemeinderat!

Ich möchte aus dieser Diskussion, wie sie jetzt geführt wurde, nur einige wenige Punkte herausgreifen. Aber einiges muss man doch ins rechte Licht rücken, nämlich die Gespenstergeschichten von Grün und Blau und die Märchen, die hier von der ÖVP verbreitet wurden.

Zunächst zum Punkt Wohnbauförderung - selbstverständlich ein wichtiger, nachfragewirksamer Bereich. Ich nenne nur ganz wenige Zahlen: Im Voranschlag 2003 sind 542 Millionen EUR vorgesehen, im Voranschlag 2002 waren es 502 Millionen EUR. Im Rechnungsabschluss waren es dann sogar mehr, nämlich 528 Millionen EUR. Daran zeigt sich schon eine gewisse Dynamik dieser Beträge, und man sieht auch, dass der Investitionsspielraum selbstverständlich vorhanden ist, wobei dem Bereich der Sanierung besondere Bedeutung zukommt.

Für die gesamte Geschäftsgruppe ist im Voranschlag 2003 ein Betrag von 708 Millionen EUR vorgesehen; das sind immerhin um 6,6 Prozent mehr. Auch hier ist also der Investitionsspielraum durchaus gegeben.

Ich nenne im Folgenden noch zwei Zahlen betreffend die Höhe der Wohnbauförderung zwischen 2002 und 2003. Es sind mehr als 30 Millionen EUR, die nur in die Förderung fließen, und hinzukommen noch weitere 5 Millionen EUR für die Sanierung. Das ist in Wien so der Fall. In den Bundesländern, in denen die ÖVP das Sagen hat, werden die Wohnbauförderungsmittel nicht für den Wohnbau eingesetzt, lieber Georg! (GR Georg Fuchs: Sondern für die Sanierung und für Infrastruktur!) In Wien wird trotz der Aufhebung der Zweckbindung ausschließlich im Wohnbereich investiert, was in den anderen Bundesländern nicht der Fall ist. 

Nächster Punkt: Insgesamt ist natürlich die Förderung nach wie vor erforderlich, weil die Wohnraumschaffung aus eigener Kraft meist gar nicht möglich ist. Es ist die Objektförderung nach wie vor ganz wichtig für Neubau und Sanierung, aber selbstverständlich auch die Subjektförderung, die ja von der Stadt Wien stark ausgeweitet wurde und seit 1997 verdoppelt worden ist. Das ist natürlich ein wichtiger Punkt, der durchaus sinnvoll ist im Zusammenhang damit, dass in dieser Legislaturperiode durchschnittlich 5 000 Wohnungen pro Jahr errichtet und neu gefördert werden sollen.

Was den Bereich der Wien vom Bund zur Verfügung gestellten Wohnbauförderungsmittel betrifft, so habe ich die hier budgetierten Zahlen teilweise schon genannt; eine habe ich noch nicht genannt. Für 2002 bekommt Wien vom Bund 472 Millionen EUR an Wohnbauförderungsmitteln. (GR Georg Fuchs: ... die Rücklagen! Das sind auch Bundesmittel!) Budgetiert sind, wie ich bereits gesagt habe, 542. Also, 472 zu 542. (GR Georg Fuchs: ... die Rücklagen!) - Dazu komme ich noch. Ja, diese kann ich dir dann auch noch genau nennen und erklären, was das hier bedeutet. Es gibt hiezu die genauen Zahlen, die ich dir gerne auch nennen kann. - Der Sanierungsbereich ist auf Rekordniveau, das wissen wir. Die aktuell in Bau befindlichen Projekte haben ein Bauvolumen von 490 Millionen EUR, das sind 6,8 Milliarden S. Das ist um 4 Prozent mehr als Anfang 2001 und um 27 Prozent mehr als Anfang 2000. Wenn man jetzt noch die in Bauvorbereitung befindlichen Objekte dazurechnet, dann ergibt das ein Bauvolumen von 706 Millionen EUR, das ist um 12 Prozent mehr als im Jahr 2001 und um 45 Prozent mehr als im Jahr 2000.

Was immer wieder behauptet wird und was natürlich falsch ist, ist, dass hier Mittel liegen gelassen würden. Das ist keineswegs der Fall, sondern die Frage ist immer: Wann wird beantragt? - Diesbezüglich ist festzustellen, dass Förderungszusicherungen natürlich nicht zurückgehalten werden, sondern dass es eben eine Tatsache ist, dass das budgetierte Förderungsvolumen immer erst gegen Ende des Jahres durch Anträge der Förderungswerber genutzt wird. Es liegt natürlich an den Bauträgern, dass Förderungsanträge samt den notwendigen Unterlagen - und die Unterlagen kommen, wie wir wissen, oft sehr spät, oder sie sind mangelhaft - erst am Jahresende eingereicht werden. Die Geschäftsgruppe Wohnen weist die Bauträger immer wieder darauf hin beziehungsweise animiert sie dazu, die Förderungsanträge zeitgerecht und möglichst auf das ganze Jahr verteilt einzureichen. - Das ist das ganze Geheimnis, das sich hinter dieser Frage verbirgt.

Weil hier auch der Bereich der Betriebskosten und dergleichen angesprochen wurde, möchte ich dazu Folgendes anmerken: Nicht die Betriebskosten sind das Problem bei der Mietengestaltung, sondern ich kann Ihnen sagen, worin das Problem tatsächlich besteht - es gibt hiezu auch eine neue Studie -: Es besteht darin, dass wir bei der Vermietung zwar Richtwerte haben, dass aber diese Begrenzung durch die Richtwerte wirkungslos ist, sowie darin, dass die befristeten Mieten teurer sind, obwohl es eine Abschlagsregelung gibt. Ich werde das jetzt noch kurz ausführen. 

Das Beispiel der Wiener Altbaumietwohnungen zeigt: Mietzinsbegrenzung durch Richtwertmieten für private Mietwohnungen ist wirkungslos! 

Warum? - Die Richtwertmieten haben in der Praxis keine Obergrenzen. Es gibt komplizierte, undurchschaubare Zuschläge zum Richtwert. Damit sind die Richtwertmieten genauso teuer wie die freien Mieten. Außerdem wird jeder dritte Mietvertrag - beziehungsweise sogar mehr: 37 Prozent der Mietverträge - befristet abgeschlossen, und diese Mieten sind nicht billiger, wie die Regierung versprochen hat, sondern sie sind teurer, obwohl es nach dem Gesetz 25 Prozent Abschlag gibt. Dieser Abschlag ist wirkungslos, weil es undefinierbare und nebulose Mietobergrenzen gibt, weil es eine Reihe von Zuschlägen gibt, die nicht einmal dem Mieter bekannt gegeben werden müssen. 

Anstatt Wohnungen billiger zu machen, hat die Regierung also zahlreiche Verschlechterungen und Belastungen für die Mieter beschlossen - ich nenne als Beispiele nur den Entzug der Gemeinnützigkeit für 62 000 Bundeswohnungen, die Verschlechterung der Kaufbedingungen für Optionsmietwohnungen, die Aufhebung jeglichen Mieterschutzes für Mieter von Wohnungen in Ein- und Zweiobjekthäusern, die Verschlechterung der Mieterrechte in Eigentumswohnhäusern und so weiter (GR Johann Driemer: Ungeheuerlich! Ungeheuerlich!) - und damit die Hausherren begünstigt.

Ich kann hier gerne die Zahlen von Richtwertmieten und tatsächlichen Mieten - sie gelten für Wien - bekannt geben: Der Durchschnitt der Nettomiete für Wien insgesamt - ich nenne jetzt nur die Nettomiete ohne Betriebskosten und Umsatzsteuer - beträgt 6,65 EUR und übersteigt den Richtwert um 2,41 EUR. 6,65 EUR sind es also tatsächlich, obwohl es nur um 2,41 EUR weniger sein dürften. Dies ist auch ganz leicht zu erklären. Der Grund dafür ist, dass es für jeden Schmarrn, sage ich jetzt einmal, Zuschläge gibt. Es gibt für den Klopfbalkon - ja, solche skurrilen Dinge kommen vor! - einen Zuschlag von 2 Prozent, für den Fernblick von 3 Prozent, wenn es ein Jugendstilhaus ist, 5 Prozent, wenn es ein Kellerabteil mit Stromanschluss gibt, sind es 3 Prozent. Für Stuckdecken gibt es einen Zuschlag, ebenso für einen elektrischen Türöffner, für einen Telefonanschluss und auch für einen Waschmaschinen- und Geschirrspülmaschinen-Anschluss gibt es Zuschläge. (GR Georg Fuchs: Eine schöne Wohnung kostet etwas!)

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, macht das Wohnen teurer! (GR Georg Fuchs: Geschenkt gibt es nichts!) Die Betriebskosten und die Müllgebühren sind ein Teil der Kosten, aber sie sind nur ein kleiner Teil.

Einen Punkt möchte ich noch ansprechen - die anderen lasse ich aus, weil die Zeit schon sehr fortgeschritten ist -, nämlich betreffend den Verkauf der Wohnhäuser, der hier angezogen worden ist. Auch hiezu gibt es eine Reihe von Unterlagen. Wir wissen - nicht alle von uns wissen es, aber diejenigen, die im Kontrollausschuss sind, haben den Kontrollamtsbericht ja bekommen -, wie es in Wirklichkeit aussieht. Der Verkauf der Wohnhäuser ist nach ordnungsgemäßen Ausschreibungen erfolgt und zu Preisen, die über den Schätzwerten gelegen sind, wobei diese Schätzwerte auch von außenstehenden Fachleuten überprüft worden sind. Die Beschuldigungen, die gegen die Beamten erhoben wurden, dass diese Wohnhäuser eigentlich verschleudert wurden, gehen daher völlig ins Leere. 

Den Mietern wurden Gemeindewohnungen zum Kauf angeboten. Dieses Angebot, auch wenn es nicht angenommen wurde, gilt lebenslänglich. Was das Kontrollamt in diesem Zusammenhang anregt, ist - und damit verrate ich kein großes Geheimnis -, dass man, wenn kurz danach wieder verkauft wird, eventuell Nachforderungen an die Käufer stellt.

Zusammenfassend kann ich sagen: Der Großteil der Häuser ist über Inserate im Amtsblatt der "Wiener Zeitung" ausgeschrieben worden. Die Bestbieter sind zum Zug gekommen. Bei kleinen Objekten, wo die Mieter selbst das Haus kaufen wollten, hat es keine Ausschreibungen gegeben; das wäre auch nicht sehr sinnvoll gewesen. Und in fünf Fällen hat man einschlägig bekannte - ich setze das jetzt unter Anführungszeichen - "Spekulanten" ausgeschieden und abgelehnt, ebenso wie Angebote unter dem Verkehrswert des Hauses ausgeschieden wurden. Es haben sich also alle Mystifikationen, die in diesem Zusammenhang laut geworden sind, verflüchtigt und in nichts aufgelöst. 

Es wurde hier auch die Frage betreffend die Hausbesorger angesprochen. Ich kann dazu nur eines sagen: Die Regierung hat das Hausbesorgergesetz nicht reformiert, sondern sie hat es zerstört. Diese Zerstörung hat dazu geführt, dass für 80 Prozent der Hausbesorger, die unter 15 000 brutto verdienen - es soll hier also nicht der Neidkomplex regieren, sondern 80 Prozent der Hausbesorger verdienen unter 15 000 brutto, und zwar natürlich in Schilling, nicht in Euro; wenn es Euro wären, wären sie überglücklich, aber das ist nicht der Fall -, Möglichkeiten, die für sie bisher bestanden haben, abgeschafft wurden. Jetzt gab es natürlich größte Schwierigkeiten, um das wieder zu reparieren. Es wurde nämlich unter anderem die Möglichkeit abgeschafft, dass es für Hausbesorger Dienstwohnungen gibt, was es schwierig machte, noch Menschen zu finden, die bereit sind, zu diesen Bedingungen zu arbeiten. Die Anzahl der Hausbesorger hat abgenommen; bei Wiener Wohnen waren bis zu 500 Posten unbesetzt. Nun musste man als Notlösung - besser als gar nichts! - die Hausbetreuungsgesellschaft gründen - gar nicht sehr freudig, sondern einfach der Not gehorchend, weil es eben sonst nichts gibt. Nebenbei gesagt, es wäre auch im Hinblick auf die Betreuungstätigkeit im Winter und auf Grund von Arbeitszeitgesetzen und so weiter gar nicht möglich, einen Hausbesorger zu beschäftigen, denn all die Ausnahmeregelungen, die im Hausbesorgergesetz geregelt waren, wurden ja mit der Zerstörung des Hausbesorgergesetzes auch vernichtet. Es gab also nichts mehr, sodass man jetzt auf diese Gesellschaft zurückgreifen muss, was man sicher nicht gerne tut, was aber leider die einzige Möglichkeit ist. 

Zusammenfassend und abschließend möchte ich sagen, dass der Wiener Weg der Wohnungspolitik als Beispiel für Österreich gelten kann. Es sind jedoch - ich habe es erwähnt - Änderungen der Bundesgesetze erforderlich, um die sozialen Komponenten, die in der Wohnungspolitik notwendig sind, auch für ganz Österreich wieder zu verstärken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Werner Faymann. - Bitte schön.

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrte Damen und Herren! Mein Kollege Maurer hat zu so vielen Bereichen Stellung genommen, dass ich es sehr kurz machen kann. 

Ich möchte kurz etwas zu den verkauften Bauten sagen: Wir haben 40 Millionen EUR eingenommen, indem wir Althäuser verkauft haben, die uns historisch aus verschiedensten Gründen irgendwann zugefallen sind, die wir gekauft haben oder manches Mal auch kaufen mussten, weil der Verkäufer gesagt hat, er verkauft uns das Haus, das wir wollen, nur dann, wenn wir auch die anderen zwei dazunehmen. Es hat also jedes Haus seine eigene Geschichte.

Diese privaten Althäuser, die wir zum Teil bereits verkauft haben, haben einen Ertrag von 40 Millionen EUR gebracht. Es stand diesbezüglich lange der Vorwurf im Raum - Herr Kollege Ellensohn, ich glaube, Sie haben zu diesem Thema wochenlang Pressekonferenzen abgehalten -, dass das mit dem Verkauf nicht in Ordnung ist, aber nur so lange, bis der Kontrollamtsbericht vorgelegen ist. Das Kontrollamt hat nämlich festgestellt - Kollege Kenesei kann Ihnen das sicher im Detail erklären -, dass es sich um eine ordnungsgemäße Vorgangsweise gehandelt hat, und lediglich zwei Verbesserungsvorschläge gemacht, die wir natürlich beide aufnehmen. Wir hängen also die Information über die Tatsache, dass ein bestimmtes Haus verkauft wird, sowie über die Stelle, an die man sich diesbezüglich wenden kann und die Fragen beantwortet, nicht nur in dem betreffenden Haus aus, sondern wir senden sie auch an jeden Mieter - wissentlich, dass irgendwann ein Mieter sagen wird, er habe den Brief nicht bekommen, weil entweder die Post ihn tatsächlich nicht zugestellt hat oder weil manche Menschen Briefe eben einfach wegwerfen. Aber es ist ein Verbesserungsvorschlag, den wir aufnehmen. 

Das heißt, es ist nicht viel übrig geblieben von der häufig geübten Kritik am Verkauf der privaten Althäuser. Daher ist Frau Dr Payr und dem Bereich, der damit für die Stadt immerhin 40 Millionen EUR eingenommen hat, ein Kompliment auszusprechen. Geld zu verdienen, ist ja keine Schande in einer Stadt, die auch mit dem Vermögen sorgsam umgehen muss und sehr genau unterscheiden muss, ob sie etwas wirklich benötigt - für die soziale Treffsicherheit beziehungsweise für eine soziale Politik in der Stadt - oder ob sie sich auch einmal von etwas trennen kann, das sie nicht so dringend benötigt, wie etwa im Bereich privater Althäuser oder auch am Grundstückssektor. 

Auf dem Grundstückssektor, der heute überhaupt nicht zur Sprache gekommen ist, geschieht sehr viel in der Phase der Vorbereitung beziehungsweise in der Projektentwicklung. Es werden dort mittlerweile ganz neue Weichen gestellt, und allein in den beiden vergangenen Jahren wurden dort, wenn ich es noch in Schilling ausdrücken darf, Beträge in der Größenordnung von jeweils 1 Milliarde S eingenommen. In der Stadt etwas zu verdienen, ist also wichtig, sonst kann man den sozialen Aufgaben nicht nachkommen.

Nun noch eine Anmerkung zu dem Punkt, den Kollege Ellensohn in diesem Zusammenhang angesprochen hat: Es war in der Stadt üblich, dass jemand, der sich um ein Objekt bewirbt, dieses nicht deshalb erhält, weil er ein Nachbar ist, sondern es gibt natürlich eine Abteilung, die gemeinsam mit Sachverständigen eine Schätzung vornimmt, und nur innerhalb dieser Bandbreite kommt es dann zu Verkäufen. Da reicht es natürlich nicht aus, dass jemand sagt, er ist der Nachbar. Wenn dann allerdings der Preis erzielt wird, der diesem Gutachten entspricht, dann kam am Anfang der Druck sogar sehr oft von den Mietern selbst, die sagten: Wenn ohnehin jemand, der quasi der Nachbar ist, das mitbekommen soll, warum gebt ihr es ihm nicht? - Wir sind sogar ein paar Mal kritisiert worden, weil wir an jemanden nicht verkauft haben, weil er diesen Schätzpreis nicht bezahlen wollte, denn schließlich haben wir auch nichts zu verschenken. - Es war also auch hier eine ordnungsgemäße Vorgangsweise gegeben.

Zu der Tatsache, dass wir insgesamt auch Rücklagen besitzen - Kollege Fuchs hat das angesprochen -, ist festzustellen: Das gehört für ordentliche Kaufleute dazu, dass man das Geld, das man schon versprochen und eigentlich schon so gut wie ausgegeben hat, auf die hohe Kante legt. Sie wissen so gut wie ich, dass wir auch sehr intensiv in einem Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds mitarbeiten und dass hier für die nächsten Jahre, im Wesentlichen für die nächsten zehn Jahre sehr viel an Stadterneuerung zugesagt ist. Rechnet man alle Zusagen sowie die allgemeine Wohnbeihilfe und andere fixe Ausgaben mit ein, dann haben wir eine zu kleine Rücklage. Also Geld zur Verfügung zu haben, um das bezahlen zu können, was man schon jemandem versprochen hat und bereits genehmigt hat, das kann ja nicht Gegenstand eines Vorwurfs sein! Das muss ich ehrlich sagen und das lässt sich auch leicht erklären. 

Dass wir trotzdem zusätzlich Wohnbauförderungsmittel in der Größenordnung von 40 Millionen EUR budgetiert haben, obwohl wir von Bundesebene nicht mehr bekommen, ist nur dadurch zu erklären, dass Entnahmen aus der Rücklage erfolgen und dass es zu Rückflüssen von Mitteln an uns kommt. 

Es stimmt: Ich bin auch sehr stolz darauf, dass unser Finanzlandesrat keine Wohnbauförderungsmittel für irgendwelche Bereiche abzweigt, wie das in anderen Bundesländern der Fall ist, wo für den Wohnbaubereich dann nichts übrig bleibt, sondern dass wir in Wien diese Wohnbauförderungsmittel für den Wohnbau, für die Schaffung von Angebot und damit für die Verbesserung des Verhältnisses von Angebot und Nachfrage verwenden und damit stolz darauf sein können, mittlerweile einer der wenigen urbanen Räume im europäischen Bereich zu sein - wie sich aus einem Vergleich mit den Nachbarländern ergibt -, die eine sehr gute Wohnversorgung haben. 

Dazu tragen auch die 220 000 Gemeindewohnungen bei - die nicht zu teuer sein können, denn wenn sie zu teuer wären, könnten wir ja die Gemeindewohnungsmieten zu Obergrenzen im Mietrechtsgesetz machen. Aber sie sind natürlich nicht zu teuer, sondern es existieren in diesem Bereich, obwohl die Gemeindewohnungen auch im internationalen Vergleich zu den günstigen Wohnungen gehören, zusätzlich die Instrumente der Beihilfe. Und diesbezüglich haben Kollege Ellensohn und andere, die das gesagt haben, Recht: Den Bewohnern privater Althäuser fehlt es oft an Information darüber, dass sie in Bezug auf die Wohnbeihilfe dieselben Rechte haben. Daher rechnen wir auch mit einem weiteren Ansteigen der allgemeinen Wohnbeihilfe, einfach auf Grund von besserer Information. 

Aber es gibt auch einen zweiten Grund, warum die allgemeine Wohnbeihilfe ansteigt, nämlich die Arbeitslosigkeit. Natürlich hat die Politik, die wir in den letzten Jahren auf Bundesebene erlebt haben, Wien stark getroffen. Wenn die hohen Arbeitslosenzahlen, die prognostiziert sind, und der Mangel an Investitionen, den wir ja beweisen und nachrechnen können, tatsächlich so eintreffen, dann hoffe ich, dass unsere Wohnbeihilfe überhaupt ausreichen wird, um den Menschen die Wohnungen einigermaßen leistbar zu machen. 

Ich glaube auch nicht, dass der richtige Weg darin besteht, einfach zuzusehen, wie die Arbeitslosigkeit steigt, sondern ich hoffe, dass es zu einer Umkehr der Politik auf dem Arbeitsmarkt kommt. Damit verhindern wir sehr viel Leid und - selbst wenn das nur einen kleinen Teil der Auswirkungen darstellt, so ist es für unsere Geschäftsgruppe natürlich ein wichtiger Teil - wir ersparen uns damit auch Wohnbeihilfe. Denn wenn Menschen Arbeit haben und etwas verdienen und mit dem Verdienst ihre Wohnung zahlen können, dann verhindern wir damit sehr viel an menschlichem Leid und ersparen damit natürlich Beihilfen. Wenngleich wir diese vorsorglich für nächstes Jahr budgetiert haben, wäre es mir dennoch am liebsten, wenn die Einkommenssituation so wäre, dass wir diese Beihilfen nur in Ausnahmefällen brauchen. Davon sind wir aber leider auf Grund der vergangenen Politik weit entfernt. 

Wir betreiben also eine Wohnungspolitik im Bereich von Angebot und Nachfrage, wobei wir heuer, wenn ich das richtig vorhersehe, etwa 5 000 Wohnungen fördern werden. Wie immer in der Landesregierung - das ist da so üblich - kommen im letzten Quartal die meisten Projekte zusammen, da spitzt sich das immer zu. Wenn ich es richtig vorhersehe, kommen wir wieder auf 5 000 geförderte Wohnungen, und das entspricht voll dem Plan. 

Ich bedanke mich bei allen, die daran mitgewirkt haben, weil damit ein wichtiger Beitrag zur Wohnversorgung geleistet wird, einerseits um Wohnungen, die in der Stadterneuerung durch Wohnungszusammenlegungen verloren gehen, zu ersetzen, andererseits um zusätzlich Wohnraum zu schaffen. Ich möchte mich bei dieser Gelegenheit auch wieder bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Baubehörde und aller anderen Bereiche, für die ich verantwortlich bin, bedanken. Die Qualität der Mitarbeiter ist die Qualität, die in einer Stadt spürbar ist, in allen Bereichen - im Service, im Kundendienst, wenn es um's Geld geht. Daher ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

In den zehn Minuten, die ich hier reden werde, werde ich vermutlich keine großen Sprünge machen, aber lassen Sie mich einige wenige Dinge sagen, die mir wichtig sind. Frau GRin Stubenvoll, die jetzt leider nicht im Saal ist, hat heute am Vormittag so schöne Dinge gesagt. Sie hat gemeint, und sie hat da auch wiederum zitiert, das Budget ist eine in Zahlen gegossene Gesellschaftspolitik. - Ja, und genau darüber sollte man im Sozialbereich im Speziellen nachdenken: was dieses Budget bedeutet und was das für eine Gesellschaftspolitik ist; ob das nicht auch eine Politik ist, die Bevölkerungsgruppen doch sehr stark ausgrenzt, und ob wir nicht darüber einmal reden sollten.

Sie hat gemeint, sie möchte die Tradition des "Roten Wien" fortsetzen. Nun, das würde ich auch empfehlen! Es fragt sich nur: Wie geht das, und wie muss eine Politik heutzutage aussehen? Welche modernen Instrumente der Sozialpolitik braucht man, um diese Politik fortsetzen zu können? 

Frau GRin Stubenvoll hat über die Chancen für sozial Schwache gesprochen. Es wird ja auch noch Nachrednerinnen und Nachredner geben, und es würde mich schon interessieren, einmal etwas über die Chancen zum Beispiel jener Obdachlosen, die psychisch krank sind, zu hören. Oder handelt es sich bei dieser Gruppe von Menschen nicht vielleicht um solche, die nicht nur keine Chancen haben, die nicht nur arm sind, sondern die darüber hinaus auch noch zwischen allen Sesseln sitzen, nämlich deswegen, weil sie, ohne es zu wissen, ganz unglückseligerweise zwischen Ressorts zu sitzen kommen? Da gibt es verschiedene Ressorts, die meiner Meinung nach eigentlich beide zuständig sind, aber es sieht eher so aus, dass, wenn zwei oder drei Ressorts zuständig sind, letztlich dann keines von ihnen zuständig ist. 

Was die psychisch kranken Obdachlosen betrifft, so gibt es im Wesentlichen niemanden, der sich so richtig um sie kümmert. Psychisch krank, das hieße ja, dass sich die Gesundheitsabteilung zuständig fühlen müsste. Psychisch krank, das hieße ja, dass sich der PSD zuständig fühlen müsste. Er fühlt sich aber nicht zuständig! Jetzt hat man ohnehin schon von Seiten der MA 12 als Notanker einen Vertrag mit "pro mente" abgeschlossen, um dieses Defizit ein bisschen ausgleichen zu können. Trotzdem - und das interessiert wahrscheinlich die Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen alle und ganz im Besonderen - sind einfach viele Obdachlose, und von denen wiederum viele, die wirklich auf der Straße stehen, die nirgendwo hingehören und nirgendwo sind, psychisch krank, sie brauchen dringend Menschen, die auf sie zugehen, die hingehen, die sie abholen, an der Hand nehmen und dafür sorgen, dass sie in irgendeiner Form betreut werden.

Eine spezielle Strategie für diese Personengruppe ist mir unbekannt. Sollte es so sein, dass diese Strategie gegen die Armut, gegen die soziale Ausgrenzung, eine Strategie für diese spezielle Personengruppe irgendwo existiert, dann sagen Sie es mir bitte! Zeigen Sie es mir bitte! Zeigen Sie mir, wie dieses Problem in Zukunft gelöst werden soll und in welcher Art und Weise das budgetär vorgesehen ist.

Eine zweite Gruppe sind die AIDS-kranken Obdachlosen. Fühlt sich irgendjemand für die AIDS-kranken Obdachlosen zuständig? In den Heimen, in den Unterbringungsmöglichkeiten der MA 12 werden sie nicht aufgenommen. Der Fonds "Soziales Wien" - anderes Ressort, andere Baustelle, ich weiß schon, Gesundheitsabteilung - fühlt sich auch nicht zuständig. Kann man irgendwann einmal feststellen, wer in dieser Stadt, welches Ressort in dieser Stadt sich für AIDS-kranke Obdachlose zuständig fühlt? Oder bleibt es dabei, dass das ein privater Verein macht, der noch dazu vielfach gescholten und sogar öffentlich gescholten wird? - Wenn Sie mir nachher nur einfach sagen, wie die Chancen für diese AIDS-kranken Obdachlosen aussehen und wer sich in Hinkunft für sie zuständig fühlen wird, dann bin ich schon zufrieden.

Eine weitere Personengruppe sind die verelendeten suchtkranken Obdachlosen. Auch da ist es so, dass keine Strategie, kein Konzept, kein sichtbares Konzept besteht, wie man die Armut, die Obdachlosigkeit dieser Personen und die Verelendung bekämpfen will. Wir haben nach wie vor keine Konsumräume, die wir aber brauchen. Wir haben in dieser Stadt nach wie vor kein Heroinkonzept unter ärztlicher Betreuung, obwohl wir seit Jahren darüber reden, obwohl es mittlerweile von vielen Seiten heißt, dass das eine gute Sache wäre. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) - Herr Pfeiffer! Ich befürchte, dass ich heute keine Lust habe, mich mit Ihnen über das ärztliche Heroinprojekt zu unterhalten. (GR Gerhard Pfeiffer: ... auf meiner Seite!) Auf Ihrer Seite ist vieles nicht, das weiß ich, das hat sich in den letzten Jahren bis zu mir herumgesprochen. (GR Gerhard Pfeiffer: Auf meiner Seite ist Österreich!)

Ich möchte mich noch kurz einer weiteren Personengruppe zuwenden, die uns sicher auch allen - Herrn Pfeiffer vielleicht nicht, aber vielen anderen von uns - am Herzen liegt: jenen jungen Menschen, die aus der Schule herauskommen und keinen Hauptschulabschluss haben und diesen dann später nachmachen wollen und sollen. Diese Menschen sind irgendwo "Hilfshackler" oder Gelegenheitsarbeiter geworden, und es muss unser aller Interesse sein, dass sie den Hauptschulabschluss nachmachen. Aber auch sie sitzen wieder zwischen verschiedenen Sesseln, nämlich dem der Stadt Wien, der Abteilung für Soziales, der Schule, des AMS und des Bundes. Irgendwie gelingt es nicht einmal, diese Personengruppe statistisch zu erfassen, sodass man sie überhaupt erreicht, sodass man diesen Personen überhaupt Angebote machen kann.

Jetzt weiß ich schon: Der Stadtschulrat führt einige Gruppen, die sogar kostenlos sind. Das ist eine ganz tolle Sache, das kann man gar nicht laut genug loben. Es gibt Volkshochschulen, es gibt auch private Kurse. Es gibt aber auch - und ich bitte Sie, jetzt weiter zu nicken - noch eine ziemlich lange Warteliste von jungen Menschen, die auch gerne solche Kurse besuchen würden, aber leider noch nicht drangekommen sind. 

Eine letzte Gruppe von Menschen, die sich auch zwischen irgendwelchen Ressorts befinden, die arm sind und um die sich im Wesentlichen niemand besonders kümmert, sind die Migrantinnen und Migranten. Maria Vassilakou und ich haben da schon öfters Vorstöße gemacht, es sind mittlerweile eine ganze Reihe von Gemeinderäten beziehungsweise Abgeordneten der GRÜNEN, die immer wieder über dieses Problem stürzen: GR Margulies, Claudia Sommer-Smolik, Cecile Cordon. Immer wieder stellen wir den Antrag, dass auch Migrantinnen und Migranten ein Recht auf Sozialhilfe erhalten.

Jetzt ist meine Zeit im Wesentlichen um. Was ich Ihnen sagen wollte, ist: Es gibt viele arme Menschen in dieser Stadt, um die sich niemand kümmert. Es gibt arme Bevölkerungsgruppen, die zwischen allen Sesseln sitzen und um die sich niemand kümmert. Ich denke, Wien braucht dringend zunächst einen Armutsbericht und dann in der Folge Strategien gegen die Armut und Strategien, die ganz gezielt auf die Problemlösung ganz bestimmter Gruppen in der Bevölkerung hinwirken. 

Darum bitte ich heute, und damit bin ich auch schon am Schluss meiner Ausführungen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Die Budgetdebatte zeigt sehr klar all das auf, was in den letzten eineinhalb Jahren von SPÖ-Seite hier sehr deutlich sichtbar stattgefunden hat, nämlich Wahlkampf von A bis Z, und dass im eigenen Bereich die Hausaufgaben nicht ganz toll gemacht worden sind. Das wurde jetzt schwarz auf weiß am Papier festgehalten.

Nun, wie sieht es denn aus: Wir hörten bisher immer vom "Bildungsabbau", der so furchtbar und grauslich sei und der vor allem auf das Verschulden der schwarz-blauen Bundesregierung zurückzuführen sei. Wie die Situation tatsächlich aussieht, das hat sich - Gott sei Dank rechtzeitig, würde ich sagen - in den letzten Wochen sehr deutlich gezeigt, manches davon schon vor etwas längerer Zeit. Ich denke dabei etwa an die PISA-Studie. Aber auch, wenn zum Beispiel Manager weltweit gefragt werden, welches Bildungssystem sie für das Beste halten, dann steht Österreich gemeinsam mit Finnland an der ersten Stelle. Wenn wir uns das Lehrer-Schüler-Verhältnis anschauen, dann stellen wir fest, dass wir im Pflichtschulbereich im OECD-Vergleich einen ganz fantastischen ersten Platz einnehmen. Wenn wir uns die Bildungsausgaben ansehen, dann sehen wir, dass wir im Bildungsbereich OECD-weit an der dritten Stelle liegen. All das sind Daten, die nicht parteipolitisch gefärbt sind, sondern die Fakten wiedergeben. 

Wie sieht es aber in Wien selbst aus? - Nun, wir haben 1998 einen Schulentwicklungsplan beschlossen, der bis heute nicht realisiert wurde. Wir haben 1998 ein Generalsanierungskonzept für die Wiener Pflichtschulen beschlossen, und zwar damals mit rund 1,4 Milliarden S. Davon ist ein Teil bis heute umgesetzt, das meiste hingegen noch nicht. Wir haben, wie sich jetzt aus diversen Unterlagen zeigt, offenbar auch falsche Schätzungen in Bezug darauf angestellt, wie weit an Pflichtschulen die Notwendigkeit besteht, Generalsanierungen zu tätigen. Das heißt, wir haben, wenn die Daten, die mir vorliegen, richtig sind, in einzelnen Bereichen Überschreitungen um das Drei- bis Vierfache. Das rechtfertigt natürlich auch nicht die Aussage, Wien kümmere sich um die Pflichtschulen, die sich in seinem Verwaltungsbereich befinden und für deren Erhaltung Wien zuständig ist. Mitnichten! Wir haben noch immer jede Menge Pflichtschulen, die in einem - manchmal müsste man es so ausdrücken - erbärmlichen Zustand sind. In diesem Zusammenhang muss hinzugefügt und mit eingerechnet werden, dass sich Wien auf Grund der Situation, die sich aus dem Schülerstrom ergibt, 100 bis 120 Pflichtschulen, also Hauptschulen erspart, weil diese Schüler teilweise, wie wir auf Grund von Drop-out-Raten bis zu 20 Prozent wissen, leider nicht den geeigneten Schultyp besuchen, aber in einer Bundesschule sitzen. All das sind Dinge, die man berücksichtigen könnte, wenn man sich sozusagen ein bisschen mehr um die eigenen Hausaufgaben kümmern würde. Wir halten den Weg, der hier gegangen wird, für den nicht ganz richtigen Weg. 

Ein weiterer Punkt, an dem ganz deutlich wird, dass in Wien Konzepte nicht sehr gefragt sind, wurde vom Kollegen Aichinger heute bereits erwähnt: Es fehlt das Bäder-Konzept. Wir haben vor einem Jahr in einer relativ rasch und kurzfristig einberufenen Sitzung im Gemeinderatsausschuss einen so genannten Bäder-Ausschuss einberufen und haben dort besprochen, wie die Situation an den Wiener Bädern aussieht und wie es weitergehen soll. Es wurden alle Fraktionen aufgefordert, zu dem vorliegenden Bäderkonzept Stellung zu nehmen. Bis heute, meine Damen und Herren, gibt es keinen einzigen Hinweis, was damit passiert ist, nicht ein Wort darüber, welche Absichten das Ressort mit dem Bereich der MA 44 hat. Aber - und das stellen wir deutlich fest - statt 600 Millionen - ich spreche noch von Schilling - Defizit sind es mittlerweile 800 Millionen! Das heißt, wir wurschteln uns in einem Bereich dahin, in dem es finanziell vielleicht etwas besser aussehen könnte, wenn man hier konzeptiver vorginge. 

Wir können ein ähnliches Phänomen im Bereich der Musikschulen beobachten: Es gibt einen großen Bedarf, und es gibt eine - zugegebenermaßen nie veröffentlichte - Studie zum Musikschulbereich in Wien. Es gibt jedoch nur vereinzelt konkrete Ansätze für irgendwelche Umsetzungen, aber keine Zusammenschau, kein Konzept, das sagen würde, was wir tun, um regionalspezifisch Schwerpunkte tatsächlich auch in einer Zeitschiene, also konzeptiv anzugehen. Nichts passiert! Das, was passiert - und das muss man dem Direktor im Bereich der Wiener Musikschulen und im Konservatorium zugute halten, der seine Sache mit dem wenigen Geld, das er zur Verfügung hat, sehr gut macht -, ist, dass von diesem Direktor zumindest versucht wird, die Qualität an den vorhandenen Standorten zu heben. 

All das sind Dinge, die sich in dem heute vorliegenden Budget wieder finden, welches zeigt, dass die Politik in diesen Bereichen hinten nach ist und sich offenbar damit begnügt, auf einem Blatt Papier Zahlen zu schreiben.

Aber lassen Sie mich ganz kurz noch ein anderes Problem darstellen, um zu zeigen, wie sorglos wir auch im Bereich Jugend vorgehen. Noch unmittelbar vor den Wahlen, vorige Woche, wurde vom Stadtschulrat ganz stolz das Ergebnis einer Probewahl präsentiert. Diese Probewahl hat angeblich gezeigt, dass es unter den Jugendlichen eine massive Mehrheit für Rot gibt, an zweiter Stelle kommt Grün, und weit abgeschlagen folgen dann die ÖVP und die FPÖ.

Meine Damen und Herren! Man muss sich schon fragen: Wie seriös ist eine solche Vorgangsweise? Wie seriös ist eine solche Präsentation, wenn sich zwei oder drei Tage später bei einer Wahl herausstellt, dass die Wirklichkeit ganz anders aussieht, dass die Jugendlichen in der Altersgruppe der 15- bis 29‑Jährigen zu 33 Prozent die ÖVP gewählt haben? (Rufe bei der SPÖ: Die waren ja gar nicht ...!) Zu 29 Prozent. (Rufe bei der SPÖ: ...! Das ist ja unfassbar! - VBgmin Grete Laska: Der 15- bis 29‑Jährigen? Wo habt ihr denn diese Wahl durchgeführt?) Nun ja, es gibt eben auch Meinungsumfragen zu diesem Thema (Ruf bei den GRÜNEN: Aber nicht unter den 16‑Jährigen!), und diese sind hier inkludiert. Sie brauchen nur nachzulesen. 

Aber es ist ja bezeichnend, worüber Sie sich aufregen. Sie haben das Problem nicht erkannt, Frau Kollegin! Das Problem lautet: Wie seriös ist eine Präsentation, die auch wahlberechtigte Jugendliche beinhaltet hat? Wie seriös wird politische Bildung in Wien präsentiert? - Sie wird offenbar manipulativ präsentiert - zumindest präsentiert. Ich war ja nicht dabei und habe daher nicht gesehen, wie die Abläufe an den einzelnen Standorten waren, aber wir werden es herausbekommen! (Ruf bei der SPÖ: Das heißt aber, jetzt wären Sie auch für eine Wahlaltersenkung?!) Nein, nein. - Ich werde Ihnen genau sagen: Das entspricht ganz sicher nicht der Wirklichkeit! Sie können sich aufregen, soviel Sie wollen. Tatsache ist, dass am Sonntag bei der Wahl anders gewählt wurde, als uns noch drei Tage vorher das angebliche Wahlverhalten von Jugendlichen - auch von solchen, die wahlberechtigt sind, wie Sie genau wissen - prophezeit wurde. (GRin Barbara Novak: Aber nicht von der Zielgruppe, von der Sie reden, denn die haben Sie nicht wählen lassen!) Unseriös, schlichtweg unseriös war das! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mein letzter Punkt betrifft etwas, das in letzter Zeit auch sehr deutlich geworden ist, nämlich die Art und Weise, wie die SPÖ im Bereich des Sports sorglos, bisweilen sogar brutal mit denen umgeht, die in dieser Stadt in diesem Bereich die meiste Arbeit leisten, nämlich mit den Dachverbänden. Da gibt es einen Bereich, wo das schon bald, ich würde fast sagen, einem Vernichtungsfeldzug gegen die Dachverbände gleicht. Da wird anlässlich eines Landessportrats die Situation in einzelnen Sportverbänden glatt dazu genutzt, mit einer Art Schimmelbrief an die Frau Vizebürgermeisterin mitzuteilen: Wir wollen nicht mehr in diesem Verband tätig sein, und wir beantragen daher einen Prozentsatz, der uns zusteht. - Meine Damen und Herren, auf diese Idee muss man einmal kommen! Das sind interessanterweise nämlich fast gleich lautende Briefe. 

Wer die Idee des Dachverbandes nicht verstanden hat, kann sich darüber freuen. Wer dem Dachverband eine echte Aufgabe zuteilt, wird sich darum bemühen, dass diese Konflikte bereinigt werden, aber nicht genüsslich darüber lachen und sagen: Kümmert euch lieber um eure Leute, denn diese wollen ja da selbst ein bisschen etwas anderes! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang auch die Verrechnung von Höchsttarifen für Sporthallen für die Dachverbände, der Entzug von Benutzungsbewilligungen, zum Beispiel weil - ich habe die Unterlagen hier - ein Teilnehmer an einer Sportveranstaltung ohne Absprache mit dem Verband die Stadt Wien nachher klagt. Obwohl sogar ein Beschlussprotokoll des Sportvereins vorliegt, der sich davon distanziert, so etwas aber in einem Rechtsstaat nicht verhindern kann, wird trotzdem angedroht: Wenn das nicht aus der Welt geschafft wird, muss der gesamte Sportverein aus allen Sporthallen hinaus, es werden alle Verträge gekündigt! - Das ist eine zukunftsorientierte Sportpolitik der SPÖ? - Ich stelle das in den Mittelpunkt von Überlegungen.

Meine Damen und Herren! Es stellt sich auch die Frage: Wann zahlt die Gemeinde Wien den Sportvereinen den so genannten Sportgroschen aus, wenn im letzten Ausschuss Anträge behandelt wurden, die aus dem Oktober 2001 - Sie hören richtig: Oktober 2001 - stammen? Das heißt: Hier wird Geld vorenthalten beziehungsweise nicht zur Auszahlung gebracht beziehungsweise dann offenbar nach Gutdünken irgendwem ausbezahlt und irgendwem nicht. Das geht bis zur Frage der Pacht: Wie verrechnet man den Gemeinnützigen, und wie geht man mit den Privaten, die damit Geld verdienen, um?

Meine Damen und Herren! Wir werden dem vorliegenden Budgetentwurf sicher nicht zustimmen. Wir stehen im Bildungsbereich für Leistung und Qualität, und dazu gehört auch die Art und Weise, wie sich der Schulstandort darbietet. Wir werden daher auch dem Voranschlag für den Sportbereich nicht zustimmen, weil wir uns auch hier zu Leistung bekennen, weil wir ganz einfach glauben, dass es unwürdig ist, wenn diejenigen, die die meiste Arbeit in dieser Stadt verrichten, nicht als Partner und als Leistungsträger dieser Stadt gesehen werden, sondern nach feudalherrschaftlichen Überlegungen als Bittsteller jedes Mal neu an der Tür anklopfen müssen. Das ist keine Politik, die wir unterstützen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

"Weil der Mensch zahlt!" - das ist wohl auch für dieses Wiener Belastungsbudget die richtige Überschrift. Wir haben das ja in den vergangenen Wochen gut lernen dürfen: "Weil der Mensch zahlt!" - Das ist das passende Motto überall dort, wo Sozialdemokraten regieren. (GRin Barbara Novak: In all den letzten drei Jahren haben wir dazulernen können von der Bundesregierung!) Wir haben das ja vor Antritt der ehemaligen blau-schwarzen Bundesregierung viele Jahre hindurch erlebt, und die Folgen haben wir auch teuer zu bezahlen. 

"Weil der Mensch zahlt!" – dieses Motto schlägt sich auch in diesem Budget nieder. So ergeben sich beispielsweise im Budgetbereich unserer Geschäftsgruppe, wie es hier erfreulicherweise endlich auch einmal ganz offen geschrieben steht, bei den Einnahmen aus den Leistungen Einnahmensteigerungen in der Größenordnung von 5 Prozent; explizit werden hier die Kindertagesheime hervorgehoben. - Ich darf daran erinnern: Als es darum ging, diesen Beschluss in diesem Haus zu fassen, den die Sozialdemokraten hier im Alleingang getroffen haben, hat man uns noch erklärt, das sei quasi aufkommensneutral, also das Geld, das man den einen mehr wegnimmt, käme an Leistungen den anderen zugute. Jetzt sehen wir hier auf Punkt und Beistrich genau: Es ist eine zusätzliche Einnahme, die man dem Budget zuführt. - Es ist dies eine Politik, die durchaus der Linie sozialdemokratischer Budgetpolitik entspricht: den Bürgern immer mehr und mehr abzuverlangen, ohne gleichzeitig adäquate Leistungen zu erbringen. 

Was verstehe ich unter adäquaten Leistungen? - Die Frau Vizebürgermeisterin tut uns das heute in der "Kronen Zeitung" kund, die ja so etwas wie ein amtliches Publikationsorgan der Stadt Wien ist (Ironische Heiterkeit der GRe Johann Driemer und Barbara Novak. - GR Johann Driemer: Das ist wirklich etwas Neues!), indem sie darin schreibt oder schreiben lässt: "Binnen eines Jahres 1 000 Arbeitslose mehr" alleine "in Wien-Favoriten!" - Ich glaube, dass das alles andere als ein Leistungsnachweis ist, sondern eher ein Drama! 

Und dann ist interessant zu lesen, welche Antworten es darauf gibt. Es geht ja nicht nur um die Arbeitslosen in Favoriten, aber um sie im Speziellen. Die Antwort darauf ist - und das passt sehr gut auch zu der gesamten Budgetdebatte -: "Nächstes Jahr werden drei weitere Sozialzentren eröffnet, und spezielle 'Case Manager' sollen in Not geratene Mitbürger ganz persönlich betreuen." 

Nun, diese Betreuung in Ehren, aber uns das alleine am Tag der Budgetdebatte als Lösungsansatz zu präsentieren, das halte ich für zu wenig. Denn was sagt denn das aus? - Es sagt ja nur aus, dass all die wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Stadt Wien offensichtlich nicht greifen, dass die Wirtschaftsförderung nicht greift. Ich höre hier die ganze Zeit, welch sensationelle Wirtschaftspolitik wir in Wien haben, wie gut das ist im Gegensatz zur Bundespolitik. - Nun ja, wenn das so gut wäre, dann würde man sich, würde ich einmal meinen, nicht damit rühmen, dass die Arbeitslosigkeit in Wien gestiegen ist, sondern damit, dass die Arbeitslosigkeit in Wien sinkt. Es ist ganz interessant, dass damit von der Stadtregierung jetzt auch offiziell zugegeben wird, dass man die Arbeitslosigkeit in Wahrheit nur verwalten, aber nicht bekämpfen möchte. Das ist ja die wahre Botschaft, die damit zum Ausdruck gebracht wird. 

Ich glaube auch, dass wir in politischer Hinsicht vor einer ganz interessanten Zeit stehen. Es ist ja nicht nur so, dass wir hier die Budgetsituation in Wien kritisch zu beleuchten haben, sondern es ist heute den ganzen Tag auch immer wieder um die Frage gegangen: Wie geht es in der Republik insgesamt weiter? Ich glaube, dass sich die SPÖ bald einer neuen Rhetorik befleißigen wird müssen, denn dieses Feindbild, das Sie aufgebaut haben, der Feind oder das Feindbild "Bund", werden Sie, glaube ich, schwer halten können. Ich glaube, Sie stehen jetzt vor der Situation, dass Sie auch bei den sich abzeichnenden Regierungsverhandlungen beweisen werden müssen, dass Sie es besser machen können, dass Sie also all das erfüllen, was Sie auch fordern. Sie haben versprochen, dass quasi Milch und Honig fließen werden, und jetzt müssen Sie den Wahrheitsbeweis antreten, zumindest einmal in Form eines Entwurfs für ein entsprechendes Programm. 

Denn was wird passieren? (GR Johann Driemer: Jetzt kriegt die ÖVP Angst!) - Sie werden von all den Leistungen, die ja auch unter der FPÖ/ÖVP-Regierung etwa im Sozialbereich eingeführt worden sind, nichts wegnehmen. Davon bin ich überzeugt, dass Sie davon nichts wegnehmen werden. Oder, Herr Kollege Driemer? - Ich glaube nicht, dass Sie etwa das Kinderbetreuungsgeld werden abschaffen wollen. Ich glaube, Sie sind sehr froh, dass es das gibt. Sie werden die erhöhte Familienbeihilfe genauso wenig abschaffen. Sie werden also auf all dem, was es an Sozialleistungen und sozialen Errungenschaften gibt, gerne aufbauen, Sie werden nichts davon zurücknehmen. Darauf möchte ich fast eine Wette abschließen.

Aber darüber hinaus stehen Sie auch noch vor der Situation, dass Sie Ihre eigenen Forderungen erfüllen müssen, also zum Beispiel die Kindergartenmilliarde, die immer wieder genannt wurde. Ich nehme einmal an, dass das eine zusätzliche Leistung sein wird, wobei ich schon weiß, dass Sie das immer noch in Schilling berechnet haben, aber es ist trotzdem ein stattlicher Betrag. Ich bin gespannt, woher Sie das nehmen werden! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Vielleicht gibt es Blau-Schwarz!)

Vermutlich ist die Realität ja eher vom Herrn Dr Androsch skizziert worden, der gemeinsam mit Ihrem Bundesparteivorsitzenden - dankenswerterweise noch zwei, drei Tage vor der Wahl, sodass sich die Wähler noch ein bisschen orientieren und umorientieren konnten - gesagt hat, wie es weitergeht, wenn die SPÖ regiert: Wenn die SPÖ regiert, wird es zu Reformen kommen, die wehtun, denn es wird zu einer Anhebung der durchschnittlichen Lebensarbeitszeit kommen und zu einer verstärkten Gebührenfinanzierung - also Steuererhöhungen und Abgabenerhöhungen, so wie wir das in Wien in den letzten eineinhalb Jahren, seitdem die SPÖ wieder mit absoluter Mehrheit regiert, schon erlebt haben. Und dann würde sich auch all das, was Sie hier immer wieder als den Inbegriff der sozialen Bösartigkeit darstellen, nämlich die Ambulanzgebühren oder die Studiengebühren, in einem anderen Licht präsentieren. Denn was sagt Hannes Androsch dazu? - Er sagt: Die Ambulanz- und Studiengebühren gehören zwar in der jetzigen Form abgeschafft; anders gestaltet würden sie aber die Akzeptanz in der Bevölkerung finden. - Das heißt: Es bleibt natürlich! Sie werden davon überhaupt nichts zurücknehmen. Sie werden dem Ganzen vielleicht einen neuen Titel geben wollen, aber de facto bleibt es. Und - das wird Herrn StR Faymann freuen - Androsch verlangt außerdem die Abschaffung der Wohnbaufinanzierung. 

Und die geforderten Maßnahmen soll Androsch gemeinsam mit Gusenbauer ... - Ich nehme ja nicht an, dass Herr Androsch mit Herrn Dr Gusenbauer drei Tage vor der Wahl in die Öffentlichkeit geht und ein Pressegespräch abhält, ohne das vorher abgesprochen zu haben! Ich glaube nicht, dass Herr Dr Androsch, dem man ja alles andere als politische Unerfahrenheit nachsagen kann, dies ohne Genehmigung und ohne Einverständnis mit dem Bundesparteivorsitzenden der SPÖ ausgesagt hat. 

Androsch sagt, es sei einfach nicht möglich, dass jeder Einzelne mehr dazubekommt und man gleichzeitig ein ausgeglichenes Budget erreicht. Da wird sich selbst Herr Dr Gusenbauer mit seiner angekündigten Neuverschuldung von 3 Prozent schwer tun. Er will ja von der jetzigen Linie des Nulldefizits, die er ja eine Zeit lang sogar in die Bundesverfassung aufnehmen wollte, wieder weg, er will ja wieder hin zu einer Neuverschuldung. Das fügt sich ja durchaus in das Bild sozialdemokratischer Finanz- und Wirtschaftspolitik: Mehr Schulden machen - und die zukünftigen Generationen sollen es dann zahlen!

Das ist nicht unsere Politik, das wissen Sie. Sie werden in den nächsten Tagen und Wochen einmal genau sagen und zeigen müssen, wie Sie es anlegen werden wollen. Dann werden Sie wahrscheinlich bei Ihrer Rhetorik, die Sie bislang gehabt haben, eine 180‑Grad-Wendung machen. Nur: Wir haben es nicht vergessen und die Bürger haben es auch nicht vergessen. Sie haben das ja recht gut kommuniziert, das kann ich Ihnen gerne zugestehen. Aber ich glaube, dass Sie hinsichtlich dessen, was Sie selbst in den letzten drei Jahren kommuniziert haben, nämlich dass der Bund an allem schuld ist, von dem Fluch der bösen Tat eingeholt werden.

Eines vielleicht noch schnell zum Budgetvollzug, worauf ich hier auch hinweisen möchte. Ich habe - so wie Sie natürlich auch - einen Kontrollamtsbericht über die Instandsetzungsarbeiten an der städtischen Schule in Wien 19, Krottenbachstraße 108 vor mir liegen. Es ja immer ganz interessant, auf der einen Seite den Voranschlag zu lesen, der, jetzt will ich nicht sagen, Hausnummern, aber sagen wir einmal Wunschziffern enthält. Das ist vielleicht ein bisschen freundlicher formuliert. Aber wenn man sich dann den Budgetvollzug anschaut - und das soll man schon auch immer wieder in Relation setzen, um die Bedeutung und die Wertigkeit eines Budgets zu sehen -, dann ist es ganz gut, sich auch einmal anzuschauen, was konkret geschehen ist und wie konkret mit dem Geld umgegangen wird.

Nur ein Auszug aus diesem Kontrollamtsbericht. Hier kann man lesen, dass auf der einen Seite beispielsweise für Planungsarbeiten rund 11 000 EUR veranschlagt wurden, aber schlussendlich dann für Planungsarbeiten rund 64 000 EUR angefallen sind. Das ist so Wunsch und Wirklichkeit zwischen Budget und Budgetrealität. Das ist genau das, was auch diesem Budget anzuhaften scheint.

Wieso kommt es - das Kontrollamt schreibt das auch in dankenswerter Offenheit her; das ist anzumerken -, dass beispielsweise etwa die MA 23 die Bauleistungen noch vor dem Abschluss der Planungsarbeiten ausschrieb? - Das ist auch ganz interessant, wenn man zuerst zu bauen anfängt, nachher plant man, und dann wird es natürlich schlussendlich um etliches teurer. 

Wobei ich heute - wir werden das bei einer anderen Gelegenheit vielleicht noch etwas genauer debattieren - auch auf die Vorgangsweise eingehen möchte, Ausschreibungen durchzuführen, Angebote zu bekommen und dauernd zu sagen: Mit dem, was ich hier angeboten bekommen habe, bin ich in der Form nicht zufrieden, aus welchen Gründen auch immer. Da gibt es eine wunderbare Erklärung: Aus wirtschaftlichen Gründen - das ist ein herrlicher Grund, eine Ausschreibung aufzuheben - bin ich mit dem Ergebnis nicht einverstanden. Ich mache ein neues Verfahren und stelle dann fest, dass es beim neuen Verfahren schlussendlich teurer wird als beim ersten Verfahren. Aber nicht nur das. Es wird nicht nur teurer bei der zweiten Ausschreibung, sondern es ist dann so, dass man gegenüber dem, was angeboten wurde, schlussendlich bei der Abrechnung mehr als das Doppelte bezahlen muss, als ursprünglich geplant war.

Das ist ein Kontrollamtsbericht, der meines Erachtens so symptomatisch ist und uns Auskunft gibt über Ihre Art und Weise der Budgetierung, der Budgetwahrheit, des Umgangs mit dem Geld. Und so, wie Sie es auf der Bundesebene gemacht haben, so machen Sie es auf Landesebene. Daher ist man, glaube ich, nicht nur gut beraten, das Budget abzulehnen, ich glaube auch, dass die Menschen in diesem Land gut beraten sind, bei Wahlentscheidungen dafür Sorge zu tragen, dass Sie keine Regierungsverantwortung auf Bundesebene haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Malyar hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Sozialbudget ist natürlich ein Herzstück im Voranschlag 2003, und diese in Zahlen gegossene Politik der Wiener Roten, der Wiener Sozialdemokraten, zeigt, dass wir hier einen ganz eindeutigen Standpunkt vertreten, nämlich dass wir eindeutig auf der Seite der Schwächsten in unserer Gesellschaft stehen. 

Alle diese Schwachen und Schwächsten haben einen konkreten Namen, und wie ich an einigen Beispielen zeigen möchte, sind es auch ganz konkrete Beispiele für unsere Politik. Damit kann ich gleich auch auf einige der Vorredner eingehen.

Ich nenne zum Beispiel die langzeitarbeitslose ehemalige 15‑Stunden-Billa-Kassierin Gerda, den 8‑jährigen mehrfach behinderten Marco, die in Scheidung lebende arbeitssuchende Alleinerzieherin Petra oder den obdachlosen Günther C., der ursprünglich aus Gänserndorf kommt, oder den afghanischen Flüchtling Abdul M. aus Traiskirchen oder das kleine 2‑jährige Mädchen Jennifer, das aus ganz tristen und desolaten Familienverhältnissen kommt.

Sozialdemokratisches und politisches Ziel auch dieses Budgets und der Mittel, die dafür in die Hand genommen werden, ist - es ist mir ganz wichtig, das zu erwähnen - die Hilfe zur Selbsthilfe und die Unterstützung für jene, die unsere Unterstützung dringend brauchen. 

Die Maßnahmen und Angebote in Wien sind ausreichend und vielfältig, und das soziale Netz ist als Querschnittspolitik aus allen Bereichen des Budgets geflochten. Darüber hinaus gibt es aber noch sehr, sehr viele Facetten, die weit über das sozial- und familienpolitische Mindestangebot hinausreichen, und das sind Aktivitäten, die das Leben in Wien einfach lebenswert und auch liebenswert machen - über das notwendige Maß hinaus.

Das Sozialbudget ist deswegen auch so wichtig, weil es vielen Menschen in unserer Stadt Wien hilft, ein normales, ein gutes Leben führen zu können, auch wenn sie auf Grund von Versäumnissen und Fehlern der Bundespolitik in eine Armutsfalle tappen könnten. 

Wien bezahlt daher doppelt - und das wissen Sie als Budgetexperte genauso gut wie wir -: Auf der einen Seite zahlen wir für den Stabilitätspakt, auf der anderen Seite machen wir keine neuen Schulden. Wir haben ein absolut sparsames Budget. Es wird jeder Euro in jedem Ressort zweimal umgedreht, bevor wir ihn ausgeben, weil wir uns bewusst sind, dass wir die Steuereinnahmen von der Bevölkerung nur geliehen bekommen, um sie solidarisch auf andere Zielgruppen aufteilen zu können.

Wenn daher zum Beispiel die Leistungen des AMS zurückgeschraubt werden, dann muss die Stadt Wien mit der Sozialhilfe einspringen und auch in diesem Bereich vermehrt ausgeben, wie das Budget auch zeigt. 

Zum Beispiel bei der Supermarktkassierin Gerda, die eben vorher so wenig verdient hat, dass sie dann nach der Arbeitslosigkeit einen höheren Richtsatz durch die Sozialhilfe braucht. Deswegen treten wir auch dafür ein, dass es keine Tausenden McJobs geben soll, sondern dass jeder von seiner Arbeit auch wirklich leben und sich eine eigenständige Altersversorgung aufbauen können soll, dass er nicht irgendwie von Almosen abhängig ist, sondern ein selbstständiges Leben führen kann - und das besonders bei Frauen. Deswegen habe ich auch die Gerda als Beispiel hier genommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kinder - das wissen Sie alle - liegen uns besonders am Herzen. Sie sind eigentlich unser wertvollstes Gut und auch unsere Zukunft. Wenn ich mir also den schwer behinderten Marco anschaue, so kann ich auf ein europaweit herzeigbares Modell verweisen, mit dessen Hilfe schwerstbehinderte, mehrfach behinderte Kinder zum Beispiel in basalen Förderklassen betreut werden. Das heißt, diese Kinder können auch in die Schule gehen und dennoch - das ist der große Vorteil - zu Hause bei ihren Familien leben oder auch bei ihren allein erziehenden Müttern, die es dadurch schaffen, ihr Kind eben nicht in ein Heim geben zu müssen.

Die 2‑jährige Jennifer, von der ich gesprochen habe, lebt bei engagierten Pflegeeltern und hat dort ein schönes zu Hause gefunden. Auch der Kontakt zur leiblichen Mutter und zum leiblichen Vater wird professionell gefördert und aufrechterhalten. Das Wohl des Kindes ist dabei der entscheidende Faktor. Nächstes Jahr - das können Sie aus dem Budget herauslesen - können sich die Pflegeeltern auch anstellen lassen, wodurch deren sozialrechtliche Eigenständigkeit gesichert ist.

An dieser Stelle möchte ich noch einmal an Sie appellieren und Sie ersuchen, es auch in Ihrem Umfeld weiterzusagen: Wien sucht nach wie vor gute Pflegeeltern, und wenn Sie jemanden kennen, der sich dafür interessiert, der möge sich bitte bei der MAG ELF melden.

Die Alleinerzieherin Petra weiß das Wiener Angebot in der Kinderbetreuung besonders zu schätzen und vergleicht es mit der Situation ihrer Schwester aus Niederösterreich. Drei Viertel der Kinderkrippenplätze befinden sich in Wien, flächendeckende ganztägige Vollversorgung für die Drei- bis Sechsjährigen findet Frau nur in Wien. 

Dahinter steckt - und Sie wissen es alle - der frauen- und familienpolitische Grundsatz der Sozialdemokratie, Familie und Beruf so gut wie möglich, bestmöglich unter einen Hut zu bringen und die Kinder dabei optimal zu fördern und qualitativ hochwertig zu betreuen, und zwar gilt dieser Grundsatz für die Väter und die Mütter. Der Status der Tagesmütter und Tagesväter wird übrigens nächstes Jahr auch völlig neu strukturiert. Durch Leistungsrücknahmen des AMS muss die Stadt Wien wieder einspringen und tut es in diesem Fall auch gerne, indem die Tagesmütter und Tagesväter 40 Stunden angestellt werden und sich mehrere Kinder auch einen Platz teilen können. 

Wiener Kinderbetreuung heißt auch, Herr Budgetexperte RUDOLPH, Gratiskindergartenplatz ganztags bei einem Nettoeinkommen bis 1 000 EUR. Drei viertel der Eltern zahlen einen sozial gestaffelten Beitrag. Es gibt 208 Integrationsgruppen und ab Jänner - und das wird die Grünen sehr freuen, weil es ja ein gemeinsames Projekt ist - gibt es einen Anteil von 40 Prozent an biologischen Lebensmitteln bei Kindertagesheimessen - und das Ganze ohne Preiserhöhung. 

Der wohnungslose Günther kommt ursprünglich aus Gänserndorf, kommt aber deswegen nach Wien, weil Wien dafür bekannt ist, dass wir niemanden im Regen stehen lassen, und die Obdachlosen, die Sie angeschnitten haben, finden offenbar in Wien die bestmöglichen Rahmenbedingungen, um wieder auf die Beine zu kommen, verglichen mit anderen Bundesländern. 

Sie wissen auch ganz genau, dass wir ein einheitliches Sozialhilfegesetz schon lange fordern. Herr Minister Haupt hat es vor einem Jahr angekündigt, aber außer heißer Luft ist nichts dabei herausgekommen. An dieser Stelle möchte ich daher noch einmal an den nächsten Sozialminister oder die nächste Sozialministerin appellieren und einfordern, dass es endlich ein bundeseinheitliches Sozialhilfegesetz geben soll, damit Wien nicht nur immer Vorreiter ist und zum Herzeigen, denn wir zahlen dafür auch doppelt und dreifach. (Beifall bei der SPÖ.) Die Zwischenetappe bei den Hausaufgaben, dass es bis zum Jahr 2006 keine obdachlosen Menschen mehr in Wien geben soll, haben wir jedenfalls erfolgreich erledigt. 

Und der afghanische Flüchtling Abdul M., der vor wenigen Wochen aus Traiskirchen aus der Bundesbetreuung in die Kälte entlassen wurde, ist mit einem Zahnbürstel in der Tasche nach Wien gekommen, weil er von afghanischen Landsleuten natürlich erfahren hat, dass es in Wien die beste Aufnahme gibt und hier geholfen wird, wie es nur geht; von den Non-Profit-Organisations sowieso, aber im Notfall, wenn der Herr Strasser sagt: Weg mit euch! Wir zahlen für euch nicht mehr!, dann springt die Stadt Wien auch unbürokratisch und ganz schnell ein. 

Ich bin stolz darauf, dass es am Alsergrund gelungen ist, von einer Minute auf die andere ein Haus aufzutreiben, um den Ärmsten der Armen zumindest ein Dach über dem Kopf zu geben. - So schaut es nämlich aus mit Ihrer Politik! (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) Wir haben sie erfüllt (GR Gerhard Pfeiffer: Na, wo denn?), aber fragen Sie die anderen Bundesländer im Westen. 

Es kann auch sein, dass sich alle diese Personen, die ich beschrieben habe, im Freizeitbereich in unseren Bädern oder beim Sport treffen - oder auch nicht. 

Zu den Bädern sei nur gesagt, dass wir finden, dass Bäder eine soziale Maßnahme sind. In diesem Zusammenhang von Defizit zu sprechen, bedeutet dann eigentlich, die Hausaufgaben falsch gemacht zu haben, denn Bäder sind eine soziale Maßnahme für alle jene, die nicht in einem Garten wohnen und einen eigenen Swimmingpool haben. 

Die Garantin für das, was Wien vormacht, ist vorhin hinter mir gesessen und befindet sich jetzt wahrscheinlich irgendwo im Raum: Frau StRin Laska steht seit Jahren erfolgreich für die sozialdemokratische Wiener Politik, in der jeder Mensch zählt. 

Zum Schluss will ich die Gelegenheit nützen, mich namens meiner Fraktion bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlich für ihre Arbeit zu bedanken, für die Erstellung des Budgets, aber auch für den Vollzug, für die viele Eigeninitiative und für die tolle Zusammenarbeit. Bitte begleiten Sie uns auf diesem Wiener Weg weiter. Sie tun es für konkrete Menschen mit ganz konkreten Problemen. Sie tun es für die Gerda, den Marco, die Petra, die Jennifer, den Günther und den afghanischen Flüchtling Abdul. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. - Bitte schön. 10 Minuten.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zu Beginn kann ich es mir nicht verkneifen, kurz über die JungbürgerInnenveranstaltung zu reden. Das Budget ist gekürzt. Ich nehme an, weil diesmal nicht zwei Jahrgänge auf uns zukommen. Aber die Frage ist schon: Was wird uns denn diesmal wieder geboten? Gibt es wieder Fallschirmspringen oder einen Musical-Besuch? Es wäre außerdem schon fein, einmal zu wissen: Wie viele Jugendliche haben beim letzten Mal teilgenommen? Gibt es eine Evaluierung der Veranstaltungen im Hinblick darauf, was die Jugendlichen wollen? - All das sind Fragen, die bezüglich JungbürgerInnenveranstaltung interessant wären. 

Nun aber zu den Bädern. Vor mittlerweile über einem Jahr wurde uns die Bäderstrategie präsentiert und wir wurden als Fraktion aufgefordert, unsere Meinung und unsere Wünsche dazu mitzuteilen. Das haben wir auch getan. Wir Grüne haben zumindest etwas abgeschickt, aber was ist eigentlich damit passiert? Also ich habe seither nichts mehr davon gehört. Ich weiß nicht, was aus dieser Bäderstrategie geworden ist, ich weiß auch nicht, ob die finanziellen Mittel, die jetzt im Budget für die Bäder vorgesehen sind, etwas mit dieser Bäderstrategie zu tun haben. 

Beim Ottakringer Bad zum Beispiel ist budgetiert, dass es einen Umbau, eine Sanierung der Schwimmhalle geben soll. Das ist auch notwendig, in der Bäderstrategie steht allerdings drinnen, dass man sich vorstellen könnte, dass das Ottakringer Bad zu einem Familien- und Wellnessbad wird. Wenn man jetzt die Schwimmhalle saniert, dann ist eigentlich schon entscheidend, ob man sie saniert, um ein Familienbad daraus zu machen, oder ob man sie saniert, um eine für die Vereine geöffnete Nur-Schwimmhalle zu machen. Also, es ist die Frage: Hat die Bäderstrategie eine Auswirkung auf diese im Budget vorgesehenen Bäderposten oder nicht? 

Nun zu unserem Lieblingsbad, dem Waldbad Penzing. Es ist bekannt, dass wir darüber schon sehr lange und sehr viel geredet haben, aber die Situation ist dermaßen unbefriedigend, dass ich es mir eigentlich nicht verkneifen kann, hier etwas zu sagen. Vor kurzen haben wir diesen Nur-SchwimmerInnen-Preis hier als Subvention der Stadt Wien beschlossen. Wenn man jetzt in das Waldbad Penzing geht, wo ja die Firma Tropicana ausgestiegen und jetzt ein neuer Pächter eingestiegen ist - auch ein nicht so uninteressanter Vorgang -, so sagt der Pächter, wenn man ihn darauf anredet, wo der Nur-Schwimmer-Preis hingekommen ist, damit hat er einfach aufgehört, das interessiert ihn nicht, den hat er gestrichen. 

Ich denke mir, das sollte man sich schon genauer anschauen, wie da mit den Subventionen umgegangen wird und ob uns das eigentlich recht ist und ob wir das so hinnehmen. Wir werden das nicht hinnehmen und wir werden uns das sicher demnächst noch genauer ansehen. 

Zum Kinderbetreuungsbereich. Zum Glück ist das Kindertagesheimgesetz endlich novelliert worden. Es ist einiges daran - wir haben das ja schon öfter erwähnt - sehr positiv anzumerken, aber es geht uns nicht weit genug, aber das werden wir ja im Dezember im Landtag noch ausführlich diskutieren. Es ist aber im Moment die Wiener Kindertagesheimverordnung in Diskussion und dort wird im Vorblatt angemerkt, dass es zu finanziellen Belastungen für die BetreiberInnen kommen wird. Wir sehen das genauso und sehen aber hier schon Schwierigkeiten auf die Stadt Wien zukommen, denn vor allem dann, wenn die pädagogischen Ansprüche wirklich
ernsthaft umgesetzt werden sollen - und das hoffen wir schon sehr -, wird es für die privaten Kindergärten ein massives finanzielles Problem geben, vor allem in Bezug auf die Personalkosten, die auf sie zukommen. Die BetreiberInnen selbst erwarten hier eine Erhöhung von zirka 32 Prozent. Außerdem wird die Senkung der Kinderhöchstzahlen natürlich auch geringere Einnahmen bringen, und die Anpassungen bezüglich des notwendigen Raums, also Quadratmeter pro Kind, und andere Umbauarbeiten bezüglich der Hygienevorschriften werden sich auch finanziell auswirken. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass wir aufpassen müssen, dass, wenn es zu einer Herabsetzung der erforderlichen Kinderanzahl beziehungsweise Gruppenanzahl kommt, nicht für viele der Anspruch für die Erreichung der Gruppenförderung verloren geht. Darauf müssen wir achten, wenn wir das umsetzen. 

Ich möchte deswegen folgenden Antrag stellen:

"1. Die Gruppenförderung für alle Privatkindergärten wird um mindestens 30 Prozent (inklusive Inflationsabgeltung) erhöht.

2. Für verordnungsmäßig vorgeschriebene bauliche Veränderungen soll eine entsprechende einmalige Sonderförderung bei Bedarf bereitgestellt werden." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. 

Zum Schluss möchte ich schon noch kurz auf Kollegin Lakatha eingehen, die in der Debatte bei der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen und Personal gemeint hat, dass die Familienpolitik der Grünen und die der ÖVP unterschiedlich ist. Ja, das stimmt, und das ist auch gut so, und ich bin froh darüber, denn wir Grüne - Frau StRin Brauner hat ebenfalls gesagt, dass das auch nicht die Meinung der SPÖ ist - glauben nicht, dass Frauenpolitik gleich Familienpolitik ist. Hierin unterscheiden wir uns. 

Und da heute schon bei manchen RednerInnen der ÖVP angeklungen ist, warum die Grünen jetzt nicht an eine Koalition mit der ÖVP denken: Das ist mit ein Grund und wird immer mit ein Grund sein, warum wir nicht mit der ÖVP koalieren. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Korosec zum Wort gemeldet. 8 Minuten. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man sich heute die Debattenbeiträge angehört hat, so hat es sich bei sehr vielen Rednern der Sozialdemokraten, aber auch der grünen Fraktion wie ein roter Faden durchgezogen: Ach, die böse Bundesregierung! Und wenn Sie es noch so oft wiederholen, meine Damen und Herren, wird es nicht richtiger. Sie haben offenbar den 24. November verdrängt, denn dass die Regierung Schüssel die beste Politik seit Jahrzehnten macht (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.), das haben am 24. November die Österreicherinnen und Österreicher eigentlich sehr klar zum Ausdruck gebracht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn ich jetzt zum Budget komme, so haben Sie, Frau Kollegin Malyar, vorhin gemeint, das ist das Herzstück. Gerade das Sozialbudget soll das Herzstück sein, da bin ich durchaus bei Ihnen. Wenn Sie aber sagen, dass es keine Schulden gibt, und wenn es nur deshalb keine Schulden gibt, weil Sie es vorher den Bürgern aus der Tasche ziehen, so kann ich schon wieder nicht mit Ihnen konform gehen. (GR Johann Driemer: Da gibt es genügend Beispiele auf Bundesebene!) Ja, Herr Kollege Driemer, aus der Tasche ziehen. 

Da komme ich gleich zu den Einnahmen, weil gerade die Kindergartenbeiträge und Kindertagesheime überhaupt von Ihnen so positiv bewertet werden. (GR Harry Kopietz: Besser als in Niederösterreich!) Es ist vieles bei den Kindertagesheimen sehr positiv, und auch ich habe von dieser Stelle aus schon vieles positiv bewertet, nur kann ich es nicht als positiv ansehen, wenn bei diesem Budget 7 Millionen EUR mehr von den Eltern eingehoben werden, denn das sind eben nicht die reichsten Familien, die das zu zahlen haben. Ich habe nicht so viel Zeit, um im Detail darauf einzugehen, aber 7 Millionen EUR mehr von Jungfamilien einzubehalten, damit das Budget in Ordnung ist, das finde ich nicht richtig und das finde ich auch nicht sozial. (Beifall bei der ÖVP.) 
Oder wenn man sich die Kostenansätze im Rahmen der Sozialhilfe und bei Pflege und Betreuung ansieht, so kann man auch hier eine Steigerung von 161 Millionen auf 170 Millionen feststellen. Das ist das soziale Wien! 

Über die Gebührenlawine ist einiges gesagt worden. Ich erwähne auch nur noch einmal die Müllgebühren. Bitte, das sind 42 Millionen mehr. 42 Millionen müssen die Wienerinnen und Wiener mehr bezahlen. 

Auch mit den Tarifen der Wiener Linien werden nicht die Reichen getroffen. Gerade die sozial schwachen Bürger sind auf die öffentlichen Verkehrsmittel angewiesen und die werden zur Kassa gebeten. Auch wieder die Vorzeigestadt Wien! 

Oder Essen auf Rädern. Mehr als 10 Prozent Budgetmittel werden gestrichen.

Sozialhilfe: 6 Prozent Kürzung, obwohl Wien fast das Schlusslicht in Österreich ist. Ich erinnere daran, dass das auch im Bericht der Volksanwaltschaft durchaus sehr heftig kritisiert wird und dass man sagt, dass das nicht mehr bedarfsgerecht ist und dass auch der Gesetzesvollzug nicht effektiv erfolgt. Also auch das. Wir haben das vor einigen Wochen ja gemeinsam im Ausschuss gehört. 

Und auch bei der Schuldnerberatung - wenn ich jetzt vom Budget wegkomme - ist es so, dass die Wienerinnen und Wiener bis zu vier Monate warten müssen, um überhaupt einen Termin zu bekommen. Das ist auch nicht gerade als sozial zu bezeichnen. 

Familienhospizgesetz: Das Bundesgesetz gibt es seit 1. Juli 2002, in Wien ist es noch nicht umgesetzt. Auch keine soziale Geste. 

Heizkostenzuschuss: Der Winter und Weihnachten kommt, und zwar sehr rasch. Es ist noch nichts geregelt, und ich möchte daher mit meinem Kollegen Prof Strobl einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, wonach wir erwarten, dass dem Gemeinderat ehestens ein Antrag zur Gewährung eines einmaligen Heizkostenzuschusses für bedürftige Wienerinnen und Wiener vorzulegen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Soziale Wärme herbeizureden, ist zu wenig, soziale Wärme sollen die Menschen spüren. Doch bei der sozialistischen Alleinherrschaft in Wien müssen sich die Wienerinnen und Wiener sehr warm anziehen, um nicht zu frieren. Aus diesem Grund werden wir natürlich diesem Sozialbudget nicht unsere Zustimmung geben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Vettermann zum Wort gemeldet. Ich darf darauf hinweisen: 9 Minuten.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Noch ein paar Anmerkungen zu Vorrednerinnen und Vorrednern, etwa zum Kollegen RUDOLPH, dem selbst ernannten Budgetexperten: Ich meine, wo es ein anderes Budget gibt, das ist ja in Wien. Wir haben es jetzt gerade vorgelegt und wir haben ein ausgeglichenes Budget vorgelegt. Wer Schulden gemacht hat, war ja der Bund. (GR Johann Römer: Nein, hier in Wien! - GR Kurth-Bodo Blind: War das der Bund?) Ich weiß nicht, was Sie uns da sagen wollten. Ich werde mich aber nicht sehr verbreitern, sondern ich empfehle Ihnen eine neue Wählerrückholaktion so nach der Marke Strache, denn dann sind Sie ganz weg und mit der "F" ist es vorbei. Also, machen Sie sich um uns einmal keine Sorgen. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie haben die größten Schulden, die es je gegeben hat!) Ja, ja.

Bei der Kollegin Sommer-Smolik fällt mir eine Schwierigkeit auf. Sie sagen immer, das geht zu wenig weit, wir wollen eigentlich weiter gehende Regelungen. Dann kommt man dem entgegen, man macht weiter gehende Regelungen, und dann sagen Sie nein, da muss man 30 Prozent zuschießen, denn das können sich die privaten Träger und die anderen dann nicht leisten. Also, bei der Gemeinde kann nichts gut genug sein, da soll alles festgeschrieben werden. Dann müssen das die anderen genauso erledigen. Dass das dann auch teurer wird, ist auch klar. In dem Sinn erwarte ich bei unserer Dezember-Diskussion ja durchaus eine Zustimmung.

Zur Frau Kollegin Korosec und zum Kollegen Strobl. Was mir zu Ihren Vergleichen auffällt: In gewisser Weise holpern sie, sie sind unrund, aber nicht allzu sehr. Also ein Holpern von den Vergleichen her ist bei Ihnen schon eine kantige Oppositionspolitik. Denn wenn man sagt, warum müssen Jungfamilien jetzt mehr zahlen bei gestaffelten Beiträgen - das ist nur eines der Beispiele; ich will ja nicht auf alle eingehen, denn fünf Minuten möchte ich sozusagen auch dazu verwenden, unser eigenes Budget darzustellen -, dann ist das doch ganz klar: Reiche Jungfamilien können es sich leisten, da ist es auch sozial gerecht, dass es keine sozial gestaffelten Beiträge gibt, und für jene, die es sich nicht leisten können, gibt es eben diese soziale Staffel. 

Der Herr Vizebürgermeister hat auch schon darauf hingewiesen, wie das mit den Gebühren ist. Wer ganz offen der heftigste Verfechter von Gebührenerhöhungen ist und war, das ist ja Staatssekretär Finz, bekanntermaßen Obmann der ÖVP Wien. 

Wenn Kollege Strobl sich da herstellt und stereotyp und immer wiederkehrend sagt, er macht sich Sorgen um die Pflichtschulen, wo er doch gemeinsam mit mir vom Stadtschulrat weiß, in welchem Zustand die Bundesschulen sind, dass man neue Schulen kaum ausstatten kann, dass man sie gerade nur zu Ende gebaut hat, wenn er sich hier herstellt und sagt, das ist ein Beispiel, wo es Wien besser machen könnte, dann muss ich sagen, das ist ein Beispiel, wo es Wien tatsächlich besser macht. 

Ich unterstelle auch, dass das wider besseres Wissen gesagt wird. (GR Walter Strobl: Weil du nicht alle Unterlagen hast!) Danke, ich habe schon alle neuen Unterlagen und du hast die gleichen. Ich meine, wir beide wissen, dass es das Generalsanierungsprogramm seit 1999 gibt, dass 102 Millionen EUR, also 1,4 Milliarden S, dafür geplant sind und dass heuer 17,8 Millionen EUR dafür vorgesehen sind, dass 30 Schulen drankommen, dass 12 Generalsanierungen bereits abgeschlossen werden konnten, dass das an 6 Standorten fortgesetzt wird und dass 3 neue begonnen werden, dass auch zum Beispiel die Gartenbauschule im September eröffnet wird. 

Das heißt, das alles ist bekannt, und es ist natürlich auch bekannt, dass das Generalsanierungsprogramm nach einem klaren Plan vorgeht. Was mich immer ärgert, ist, dass mit dieser ständigen Wiederholung suggeriert wird, dass hier planlos vorgegangen wird. 

Wie überhaupt die MA 56 mit der ganztägigen Betreuung von 14 500 Schülerinnen und Schülern, mit der autonomen Beschaffung der Unterrichtsmaterialien, dem Schulbusbetrieb einiges dafür leistet und leisten wird, dass Bildung in Wien entsprechend passiert. 

Ich glaube auch, dass die etwas unterschiedlichen Wahlergebnisse in Wien mehrere Ursachen haben, dass sie unsere gute Politik, aber einfach auch die gute Bildung und Ausbildung der Bevölkerung widerspiegeln, die sich eben deshalb nicht so leicht von konservativer Propaganda fangen lässt.

Zum Stichwort Bildung muss man auch noch sagen, dass bei der MA 13 für die Volksbildung sehr viel ausgegeben wird. Dazu gehören die neu adaptierte Urania, das Projekt der Hauptbibliothek, die schon angesprochenen Jungbürgerveranstaltungen mit den großen Jugendverbänden, mit wienXtra und den Jugendzentren, wo wir übrigens auch, gemeinsam mit dem Stadtschulrat, Probewahlen durchgeführt haben, die wieder Ergebnisse gebracht haben, die dem Kollegen Strobl nicht gefallen würden. Aber was können wir dafür, dass die Schülerinnen und Schüler, dass die Jugendlichen, die dort hingehen, so stimmen, wie sie stimmen. Außerdem ist Wien nicht der Bund. Nachdem das in Wien stattgefunden hat, müsste man sich auch anschauen, wie die Wiener Jugendlichen gewählt haben. Alle Prozente, die von den Zeitungen wiedergegeben werden, sind natürlich die Prozentsätze, die es in Gesamtösterreich gibt. Ich bitte, auch das mit zu berücksichtigen. 

Auf alle Fälle haben diese Probewahlen nicht stattgefunden, um den Kollegen Strobl zu ärgern oder um sonst irgendwie Stimmung zu machen (GR Walter Strobl: Na ja, das weiß ich nicht!), sondern um ein partizipatives Element in dieser Stadt durchzusetzen, und es ist auch sehr gut angenommen worden. Als Folgerung daraus werden wir auch das Wahlalter auf 16 Jahre herabsetzen. Das war auch sozusagen der Hintergrund, dass wir schauen wollten: Funktionieren Wahlen? Interessieren Jugendliche Wahlen? - Ja, es interessiert sie. Wenn das so wäre, dass es ganz anders ist, warum stimmt dann die ÖVP nicht zu? - Das wäre doch super, wenn wirklich alle für die ÖVP stimmten. Umso besser. Wir werden es durchsetzen, dass ab 16 gewählt wird, und zwar aus grundsätzlichen Überlegungen. Ich bin sehr optimistisch, dass es durchaus ein für uns günstiges Wahlverhalten geben wird.

Wenn ich schon bei der Information bin, dann will ich nur ganz kurz darauf hinweisen, dass budgetär entsprechend vorgesorgt ist und wurde, dass die MA 53, Information und Öffentlichkeitsarbeit, auch entsprechend informieren kann, sei es über "Wien aktuell", wien.at, sei es aber vor allem über die gut ausgebaute Internet-Schiene, eGovernment - Stichwort virtuelles Amt -, wodurch wir eben zum Bürger hinkommen, gemeinsam mit der MA 55, dem Bürgerdienst, der mit seinen Bürgerdienststellen, mit der Stadtinfo, mit den drei Mobilbüros, mit der Telefonzentrale, mit dem Projekt Frontoffice einfach auch einen Grundsatz in der Politik - und über das Budget auch budgetiert und festgeschrieben - zeigt, nämlich dass wir gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern die Politik gestalten wollen.

Auch das Pilotprojekt Meldewesen, nämlich dass man bei großen neu zu beziehenden Wohnbauten direkt hinfährt und sich dort sozusagen direkt anmelden kann, ist ein Schritt direkt hin zu den Bürgerinnen und Bürgern. 

Wenn man sich jetzt fragt, ob es in Zeiten der Rezession überhaupt möglich ist, so eine Politik zu machen, dann muss man sagen: Ja, es ist möglich, weil eben in Wien Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten regieren, die auch entsprechend die Kraft und den Willen haben, das durchzusetzen, Sparsamkeit und Investitionen in Bildung, Jugend und Sport durchzuführen. 

Ich lade alle ein, sich an diesem erfolgreichen Wiener Weg zu beteiligen. Notfalls aber - und das ist die gute Nachricht - werden wir es auch alleine machen. Ich möchte den Wienerinnen und Wienern versichern, dass wir sie in dem Sinn nicht allein lassen, sondern das Budget hier und heute beschließen werden. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde es ganz kurz machen. Nachdem seit einigen Tagen in der Presse schon öffentlich diskutiert wurde und auch nach dem heutigen Vormittag, bei dem schon klar wurde, wie die Abstimmungsverhältnisse zum Budget des Jahres 2003 aussehen werden, braucht man nicht mehr darum zu werben, dass Sie es sich vielleicht noch überlegen. Es ist dargestellt worden, dass wir davon überzeugt sind, Ihnen ein gutes Budget vorgelegt zu haben, dass Sie aber aus irgendwelchen Gründen oder auch aus genannten Gründen nicht zustimmen können. So ist es nun einmal. 

Ich bin überzeugt davon, dass das Budget meiner Geschäftsgruppe - sonst würde es hier nicht so drinnen stehen, wie es drinnen steht - auf Grundlage der Voraussetzungen, die wir haben, jedenfalls sicherstellt, dass die wichtigen Eckpfeiler vorhanden sind, die wir für ein soziales, für ein jugendfreundliches, für ein familienfreundliches Wien brauchen, für ein Wien, das Lebensqualität auch in weiterer Zukunft sichert, das sich Service orientiert für die Wienerinnen und Wiener für die Zukunft rüstet, das die Öffentlichkeitsarbeit dementsprechend ausstattet. Für all das, was hier dazugehört, bietet dieses Budget sehr gute Voraussetzungen. Es ist allerdings in der Umsetzung von bestimmten Faktoren abhängig, ob es auch so umsetzbar ist. 

Daher wird es nötig sein, auf Bundesebene sicherzustellen, dass es Investitionen gibt - die beste Sozialpolitik ist nun einmal eine aktive Wirtschaftspolitik -, so wie wir das in Wien tun, dass es eigene aktive Maßnahmen in der Arbeitsmarktpolitik gibt, die gewährleisten, dass es wieder Frauenqualifizierungsprogramme geben kann, dass es wieder Einsteigerinnenprogramme geben kann, dass es einen nationalen Aktionsplan für Beschäftigung vor allem für junge Menschen und für ältere Arbeitslose geben kann, dass vor allem - und das ist eine meiner wichtigsten Forderungen - die Sozialgesetzgebung österreichweit endlich vereinheitlicht wird. 

Denn wer immer sich für diese Tatsachen und vor allem für die Fakten interessiert, der kann nicht so wie Sie, Frau Korosec, sagen, dass die Volksanwaltschaft kritisiert hat, dass unser System nicht mehr adäquat ist. Ganz im Gegenteil: Es ist festgestellt worden, wie unterschiedlich die sozialen Systeme sind, und es ist auch festgestellt worden, dass durch die Leistungen, die die Stadt Wien erbringt, noch immer ein Zuzug aus anderen Bundesländern erfolgt, weil dort Sozialhilfe ganz anders gehandhabt wird, weil dort regressiert wird im Sozialhilfebereich. All das sind Dinge, hinsichtlich derer ich Sie bitten würde, sich hierher zu stellen und zu sagen, ob das der Weg ist, den Sie wollen. Ich will ihn nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein einziger Satz zum ganzen Kapitel Wahl. Ich verstehe aus eigener Erfahrung die Freude über eine gewonnene Wahl, und es ist berechtigt, dass sich die ÖVP freut. Nur, die Argumentation sollte doch zumindest objektiv und gleich gemessen werden. Wenn Sie uns jetzt erzählen, welcher Beweis diese Wahl sozusagen für eine super ÖVP-Politik war, dann müssen Sie uns legitimerweise zugestehen, dass wir sagen, voriges Jahr haben die Wienerinnen und Wiener auch ein eindeutiges, ein noch eindeutigeres Ergebnis in Wien abgeliefert, und bei dieser Wahl waren es noch mehr SPÖ-Stimmen, die in Wien für unser Programm abgegeben wurden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Da braucht man nicht zu interpretieren, da braucht man nicht zu fälschen, da braucht man nur Zahlen zu lesen, und die Zahlen der Wahlergebnisse sind nicht einmal so schwer zu lesen, wie das Budget der Stadt Wien in diesem grünen Handbuch. Da haben einige offensichtlich die Systematik - Einnahmen auf der einen Seite, Ausgaben auf der anderen Seite, die Differenz daraus gezogen ergibt unter Umständen ein tatsächliches Plus oder Minus - noch nicht ganz verstanden, denn sonst gibt es das nicht, dass man im Bereich der MA 11 nur von erhöhten Einnahmen spricht, aber sich nicht ein paar Seiten weiter die Ausgaben anschaut und dann feststellt, dass natürlich auch die Zuschüsse und dementsprechend die Ausgaben steigen und damit unser Argument, dass das aufkommensneutral ist, schon wieder stimmt. 

Ein dritter Punkt, und das, lieber Herr Kollege Strobl, finde ich ja wirklich beachtlich: Du stellst dich hierher und sprichst über Demokratie und Jugend, du stellst dich hierher und sagst, du freust dich darüber, dass so viele Jugendliche die ÖVP gewählt haben. Warum hat die ÖVP in der Bundesregierung nach der Herabsetzung des Großjährigkeitsalters einen ganzen Jahrgang von der Wahl ausgeschlossen? Waren das die bösen Freiheitlichen, die darauf bestanden haben, weil sie Sorge gehabt haben, dass sie hier noch Stimmen verlieren, oder war das die ÖVP, die aus guten Gründen einfach vergessen hat oder nicht wollte, dass das Gesetz verändert wird, und einen kompletten Jahrgang zwar großjährig gemacht hat, aber von der Wahl ausgeschlossen hat? Ist das Demokratie? Ärgerst du dich jetzt nicht grün und blau, dass dieser Jahrgang nicht vielleicht auch zu 33 Prozent ÖVP gewählt hätte? 

Warum stimmt ihr denn nicht endlich der Herabsetzung des Wahlalters in Wien auf 16 Jahre zu? Steigt damit nicht die Ergebnishoffnung auf die Gemeinderatswahl nahezu ins Unermessliche bei der Wiener ÖVP? Mit dem Spitzenkandidaten Finz, mit dir als Jugendsprecher der ÖVP muss das doch ein Wahlkampf werden, dass es nur so pascht! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des GR Walter Strobl.) 

Wenn das gelebte Jugenddemokratie ist, lieber Walter, dann muss ich sagen, tut es mir Leid. Die Jugendlichen in Wien wissen das zu schätzen. Die Wahlen, die wir durchaus konsensual sowohl in den Schulen als auch in den Jugendzentren durchgeführt haben, sind ein Teil des Demokratiepakets, weil es uns ja nicht nur um die Wahlaltersenkung geht, sondern um ein ganzes Paket der Partizipation. Das ist das, was du hier bekämpfst? Ich greife jetzt nicht zu der Diktion mit den Hausübungen, denn das ist ein Zitat aus dem Süden unseres Landes, das sich in letzter Zeit vielfach als nicht nachahmbar dargestellt hat, aber ich empfehle dir, in ein vertiefendes Lernen der Demokratie einzusteigen, vor allem im Sinne der Jugend, und vielleicht doch noch zu überlegen, ob ihr nicht doch der Senkung des Wahlalters im Sinne dessen, was du hier gesagt hast, die Zustimmung geben könnt.

Ich bedanke mich für die Diskussion, ich bedanke mich aber vor allem - und das ist mir eigentlich das Wichtigste - bei jenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses, die bei der Erstellung des Budgets ganz wichtig mitgearbeitet haben, und zwar nicht nur die Mitarbeiter meiner Geschäftsgruppe, sondern auch aller anderen, denn es ist ein gemeinsames Budget, und ich bedanke mich auch bei ihnen, wenn sie dasselbe im nächsten Jahr mit Augenmaß, mit sehr viel Pflichtbewusstsein und mit Kreativität umsetzen werden. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu dieser Geschäftsgruppe liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur nächsten Geschäftsgruppe. Sie ist der Umwelt gewidmet. 

Ich darf nun Herrn Prof Mag Maresch bitten, die Debatte zu beginnen. Halte deine Mathematikstunde. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein, englisch will ich heute reden mit euch. Und politische Bildung! Gehen wir es gleich an! Das ist noch besser. - Okay.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute haben wir schon ein Zitat gehört, da hat es geheißen, das Budget ist der in Zahlen gegossene Wille der Mehrheitsfraktion, oder so ähnlich war es zumindest. Also es ist üblich, dass das Budget genau das widerspiegelt, was sozusagen Politik sein soll, und da muss man sagen, dass der Voranschlag, zumindest was die Umwelt betrifft, eigentlich langweilig ist. 

Warum langweilig? Der vorige Voranschlag hat eine Reduktion um 9 Prozent gebracht. Warum? - Weil man das Budget der ehemaligen schwarz-blauen, nein, eigentlich blau-schwarzen Bundesregierung, weil ja die FPÖ noch vorne war, mit sanieren wollte. Jetzt kümmern sich die 33, die das Parlament zu verlassen haben, wahrscheinlich bald eher um die Stellenannoncenseiten. Jetzt geht es nicht darum, das Nulldefizit zu retten, aber das ist in Wirklichkeit gar nicht passiert bei diesem Budget. Es ist einfach eine Fortschreibung des letzten. 

Es gibt ein paar minimale Erhöhungen, wenn ich mir das so anschaue. Außer bei der MA 49, die ein leichtes Minus hat, gibt es überall ein kleines Plus, bei der MA 48 ein etwas satteres Plus. Na, warum denn? - Weil die Müllgebühren um 26 Prozent erhöht wurden. 

Aber das ist gar nicht so sehr das Interessante an diesem Budget, das eigentlich einfach Dinge fortschreibt und sonst nichts Wichtiges enthält - bis auf ein paar "Kleinigkeiten". Die eine Kleinigkeit beträgt ungefähr 25,2 Millionen EUR, das ist gar nicht so wenig. Wenn man sich nämlich den Rechnungsabschluss von 2001 und den Voranschlag von 2003 anschaut und vergleicht - das darf man ja -, so wundert man sich, warum die Einnahmen so viel weniger geworden sind. Die MA 31 hat um 3 Millionen EUR weniger Einnahmen budgetiert als im Rechnungsabschluss vorhanden waren, die MA 30 9,5 Millionen, die MA 48 gar 11,5 Millionen und die MA 48, was die Straßenreinigung betrifft, noch einmal 1,2 Millionen. Also in Summe sind rund 25 Millionen EUR irgendwo versteckt, ein Körberlgeld. 

Wenn man sich aber das Budget anschaut, und zwar ganz konkret die Ausgabenseite im Voranschlag, so ist das bei der MA 22 ein Betrag in der Höhe von 5,8 Millionen. Also, 25 Millionen sind irgendwo geparkt oder versteckt - wie auch immer, sie werden im nächsten Rechnungsabschluss auftauchen -, aber immerhin hat die MA 22 ein Budget von 5,8 Millionen. Die MA 45 zum Beispiel, lange ein Stiefkind der Frau Stadträtin, hat diesmal ein Budget von 15,6 Millionen. 

Also, wenn ich die MA 22 - Umweltanwaltschaft, Klimakoordination - und die MA 45 zusammenrechne, so bin ich immer noch bei einem Budget von insgesamt 22 Millionen EUR, und da sage ich, da wundern wir uns natürlich schon, warum eigentlich so wenig Innovatives angedacht wurde. 

Man hätte mehr Altlasten angehen können. Es ist sowieso klar, dass bei den Altlasten 95 Prozent durch den Bund übernommen werden, 5 Prozent zahlt die Stadt Wien. Da hätte man schon einiges angehen können. 

Auch die MA 31 hätte - ein wichtiger Punkt - mehr Bleirohre ersetzen können in ihrem Bereich. Ich habe vor kurzem auf einer netten Seite der Umweltanwaltschaft gelesen, dass jedes Jahr ungefähr 10 Prozent der Bleirohre ersetzt werden. Man hätte vielleicht auch 20 Prozent ersetzen können. Das wäre ein bisschen mehr gewesen. 

Ein weiterer Punkt: Man hätte sich nicht zufrieden geben müssen mit ein paar ganz kleinen Bächchen oder Retentionsbecken, man hätte den Wienfluss vielleicht etwas mehr renaturieren können. Das wäre auch gegangen. 

Im Klimaschutz wäre auch einiges drinnen gewesen, und die Umweltanwaltschaft hat sicherlich auch nicht allzu viel Geld. Das heißt, man hätte schon einiges tun können. 

Aber jetzt zu meinem Lieblingsthema, und zwar zur Abfallwirtschaft. Da wurde uns ja lange erzählt, wie super und toll die Abfallwirtschaft ist, dass alles bestens funktioniert. Voriges Jahr habe ich an dieser Stelle kritisiert, dass es kein Müllvermeidungsbudget gab. Dann gab es eine Anfrage von uns und da wurde alles hineingerechnet, einschließlich der "Kronen Zeitung"-Reklame. Diesmal stehen ganz klar 5 Millionen EUR drinnen. Wenn man das so oberflächlich liest, denkt man sich: Wahnsinn! Toll! Endlich einmal die versprochenen 5 Millionen EUR. Aber davon gehen 1,5 Millionen bis 2,5 Millionen an die Firma, die die Werbung für die Stadt Wien in diesem Bereich macht. Ob es nur um Abfallvermeidung gehen wird, wissen wir nicht. 

Das Zweite: Es gibt in Wirklichkeit auch kein Konzept. Es gibt zwar einige ganz wichtige Maßnahmen, aber Konzept gibt es keines. Stattdessen gibt es einen Wettbewerb, den die ÖGUT organisiert. Wunderbar! Das ist ein Preisausschreiben, da kann man sich melden, und wenn man ordentliche Maßnahmen hat, dann ist das gut. Wir finden das ja auch ganz interessant, aber ein Preisausschreiben ist noch kein Konzept. 

Deswegen unser Beschlussantrag, den ich hier - viel soll es ja nicht sein zu später Stunde - verlesen möchte: 

"Im Zusammenhang mit den geplanten Müllvermeidungsmaßnahmen erstellt die Stadt Wien einen jährlichen Abfallvermeidungsplan, der dem Umweltausschuss vorgelegt und von diesem formell angenommen wird. Der Abfallvermeidungsplan hat insbesondere zu enthalten:

Zielwerte zu den Abfallmengen, aufgeschlüsselt nach Abfallfraktionen und Arten (Restmüll, Altstoffe, etc.),

Abfallvermeidungsmaßnahmen (abgeschlossene, im Laufen, in Planung),

Kosten und geplantes Einsparungspotenzial durch die Abfallvermeidungsmaßnahmen,

Grundlagen zur Budgetierung der Abfallvermeidungsmaßnahmen (Projektplan mit Projektvorschlägen und Bewertung dieser im Hinblick auf Ziele, Aufwand und Kosten),

Evaluierung und Analyse der im Berichtszeitraum im abgeschlossenen und im Laufen befindlichen Abfallvermeidungsprojekte (qualitative und quantitative Auswirkungen, gewonnene Projekterfahrungen, Kosten)."

Normalerweise würden viele Menschen sagen - wir haben das mit mehreren Menschen aus den NGOs diskutiert -, das ist eine vernünftige Sache. Kommt doch glatt die Frau Stadträtin zu mir und sagt: Warum jährlich? - Nach dem AWG muss man sowieso alle drei Jahre einen Bericht abliefern. Aber genau das ist der Punkt. Wir wollen hier als Parlamentarier auf lokaler Ebene, auf Gemeinderats- oder auf Landtagsebene diskutieren und schauen, ob der Plan stimmt. Und da helfen uns die drei Jahre genau nichts, denn nach drei Jahren ist die Legislaturperiode fast zu Ende, und auf diese Art und Weise kann man nicht Politik machen. Politik heißt steuern, Politik heißt eingreifen und nicht abwarten, zuschauen und ins Kino gehen und die Berichte dann lesen, wenn die Wahl vorbei ist. Das ist nichts, so wird nicht Politik gemacht, glaube ich.

Nun zu den Abfallvermeidungsmaßnahmen. Es gab einen Abfallvermeidungskongress, und da gab es schon ganz ordentliche Beispiele, etwa aus den skandinavischen Ländern. Da gibt es ganz eindeutige Zielvorgaben, so wie bei der Klimaschutzkonvention, wo man bei den Kyoto-Zielen angefangen hat. In Wien werden wir sie vielleicht auch erreichen, in ganz Österreich schaut es irgendwie ganz anders aus, aber da dürfen wir uns bei der österreichischen Bundesregierung bedanken. Wir haben ja heute gehört, dass wir eigentlich der ÖVP dankbar sein sollten, weil sie die FPÖ ruiniert hat. Auch gut. Der Kollege Neuhuber hat das zumindest angeraten. Ich bin gespannt, wie dann das Kärntner Südlicht oder das Kreuz aus dem Süden - im wahrsten Sinne des Wortes - darauf reagieren würde. Sicherlich wird er wieder zurücktreten und dann wieder hervortreten und dann wieder zurücktreten oder ein Parteiausschlussverfahren für den Herrn Haupt beantragen und dann zurücknehmen, wie ich heute im Fernsehen gehört habe. 

Aber jetzt wieder zurück zu den Wiener Verhältnissen. Ganz rasch noch, denn die Zeit ist fortgeschritten.

Einige Dinge wurden oder werden in Wien nach wie vor nicht wirklich ordentlich durchgeführt. Es gibt einen wunderschönen Wiener Umweltbericht - ganz toll, mit viel Werbung diesmal - und daraus möchte ich Ihnen einen Satz vorlesen: "Die Stadt Wien wird um ihre Lebens- und Umweltqualität vielfach beneidet. Mehr als die Hälfte der Stadtfläche ist mit Grün bedeckt, das Trinkwasser kommt aus sauberen, frischen Bergquellen, die Luft zum Atmen ist für eine Großstadt bemerkenswert sauber, die Abfallwirtschaft gilt als mustergültig." 

Wenn man dann ein bisschen weiter hinten blättert, steht da: "... vor allem die sommerlichen Ozonspitzenwerte. Der von der Akademie der Wissenschaft vorgeschlagene Grenzwert zum Schutz der Vegetation wird in Wien in keinem Monat unterschritten." 

Also zuerst bedankt sich die Frau Stadträtin für die bemerkenswert saubere Luft und weiter hinten steht dann drinnen, wie sauber die Luft tatsächlich ist, und noch weiter hinten steht drinnen, dass gegen Ozon in Wien noch kein Kraut gewachsen ist. Vielleicht sollten wir das gesundbeten, dann könnte das schon einiges helfen. (Zwischenruf des GR Dr Michael LUDWIG.) Die Frau Rauch-Kallat zumindest hat uns hier in Österreich erklärt, dass Gott auf der Seite des Bundeskanzlers war. Das kann ja vielleicht auch etwas helfen. Gott auf der Seite der Frau Stadträtin könnte vielleicht die Ozonproblematik beseitigen - oder vielleicht doch einmal eine ordentliche Ozon- und Umweltpolitik.

Und jetzt noch ganz zum Schluss: Ich würde mir wünschen, dass so ein Wiener Umweltbericht, der auch für eine Budgetrede nicht irrelevant ist, nicht einen Tag vorher in meinem Postfach landet, sondern ein bisschen früher, sonst muss ich eine Nachtschicht einlegen, um ihn zu lesen. (GR Heinz Hufnagl: Das wird ein eigener Punkt im Landtag sein!) Ich weiß, aber ich wollte ihn heute schon haben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben in diesem Haus schon oftmals das Zitat gehört, dass ein Budget die Handschrift einer Stadtregierung darstellt, und gerade bei diesem Umweltbudget zeigt sich das ganz deutlich. Auf dieses Umweltbudget bezogen kann ich vor allem eines sagen: Es ist ganz einfach eine SPÖ-Handschrift. Denn wenn trotz höherer Steuereinnahmen und trotz Gebührenerhöhungen die Investitionen in den Umweltschutz zurückgehen, aber dafür die Ausgaben bei den Personalkosten steigen, dann kann das kein guter Budgetansatz sein. 

Bereits am Anfang der Legislaturperiode hat es eine Diskussion gegeben, ob Sie den Wasserpreis erhöhen werden. Anhand dieser Budgetzahlen kann ich diese Diskussion ganz einfach nicht nachvollziehen. Wenn man sich die Entwicklung der Ausgaben- und Einnahmenrechnungen der Haushaltsstelle Wasser und Abwässer anschaut, dann findet man da einen Überschuss von 95 Millionen EUR. Ich glaube, das ist ganz schön viel Geld. Das sind ja zusätzliche Steuereinnahmen, die bald den Einnahmen aus der Gebrauchsabgabe oder den Einnahmen aus der Grundsteuer entsprechen. Mir wäre es allerdings wesentlich lieber, wenn diese Einnahmen nicht zur Abdeckung ins Budget fließen, sondern zur Sanierung der Umwelt eingesetzt würden. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber lassen Sie mich einen Blick auf die MA 48 werfen, die uns eine Gebührenerhöhung von über 25 Prozent beschert hat. Das ist aus Ihrer Sicht gesehen sicher eine geniale Sache, denn der Bürger sieht ja diese Gebühren- oder diese Steuervorschreibung nicht vor sich, denn die Müllgebühren werden ja in der Regel über die Betriebskosten abgerechnet. Und wer ist denn dann schuld, wenn die Mieten steigen? - Dann ist entweder der Hausverwalter schuld, der Hausbesitzer, der Handwerker, und wenn die alle nicht schuld sind, dann ist die Bundesregierung schuld daran. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, der Rauchfangkehrer ist schuld! ) Der Rauchfangkehrer? - Ja, der ist auch schuld.

Soweit zum Hintergrund, aber nun zu den Zahlen.

Wir haben uns gedacht, wenn die MA 48 diese Einnahmen schon so drastisch erhöht, dann wird sie wenigstens ausgeglichen bilanzieren. Doch dem ist nicht so. Im Voranschlag 2003 ist ein Überschuss ausgewiesen. Das heißt, wenn der Voranschlag eingehalten wird - wovon ich ja ausgehe -, dann fließt wieder aus einer allgemeinen, wie ich meine, zweckgebunden Gebühr Geld in das allgemeine Budget, und dann haben Sie neben der Wassersteuer auch eine Müllsteuer. (Beifall bei der ÖVP.)
Gerade dieses Beispiel zeigt, was aus Ihrer Budgetpolitik im Bereich der Umwelt herauskommt. Die Investitionen, die so notwendig wären, gerade im Umweltbereich, im Baubereich, bleiben auf der Strecke, und durch die Gebühreneinnahmen, versuchen Sie, Ihre Schuldenpolitik in den Griff zu bekommen. 

Wenn daher heute StR Rieder von Konsolidierungserfolgen spricht, dann sind diese sehr auf Kosten der Umwelt geschehen, und das ist eine Politik, die wir von der ÖVP, wir, die älteste Umweltpartei in diesem Haus, nicht akzeptieren können. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Etikettenschwindel! Das nehmen Sie ja selbst nicht ernst!)
Aber ich will nicht nur negative Dinge herausarbeiten, sondern auch zwei positive Aspekte hervorheben. Der eine betrifft die Altlastensanierung. Wir haben gerade in der vorhergehenden Legislaturperiode selbst sehr starken Druck dafür gemacht, auch über die Medien Druck gemacht. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Nein, nein, Kollege Maresch, da waren wir schon sehr dahinter. Da waren Sie noch gar nicht in diesem Haus, waren wir schon da. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, abgeschrieben haben Sie!) Sie können sich die Fernsehberichte dazu anschauen, was wir alles gemacht haben. Und ich sage das, weil wir froh sind, dass diese Altlastensanierung in Wien jetzt endlich angelaufen ist. 

Aber eines muss ich Ihnen, Frau Stadträtin, schon sagen. Sie können sich nicht auf der einen Seite hinstellen und behaupten, der Bund kürze Mittel für die Sanierung der Wiener Umwelt, und auf der anderen Seite mit diesen 100 Millionen EUR des Bundes, mit denen ja die Altlastensanierungsprojekte zu nahezu 100 Prozent gedeckt sind, hergehen und sagen, die Stadt Wien saniert die Altlasten, weil Sie spendabel und so leistungsstark und so großzügig sind. Weil Sie sanieren die Wiener Altlasten mit direkt vom Bund überwiesenen Millionen! Solch einen Etikettenschwindel lehnen wir ab und den sollten Sie auch nicht betreiben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das zweite Beispiel. Nachdem sich die Grünhofförderung im Budget auch deutlich niederschlägt, möchte ich noch die Grünhofförderung erwähnen. Nachdem diese im Voranschlag 2002, was wir ja aufgezeigt haben, fast nur mehr ein Erinnerungsbetrag war, gibt es heuer wieder mehr Geld dafür. Und diese Budgeteinsicht, meine Damen und Herren, darf ich zu einem guten Teil auf unser wiederholtes Drängen zurückführen. Schauen Sie sich unsere Anträge an. Aber Sie sind mitgegangen. Und ich kann Ihnen sagen: Wenn wir auch als Opposition für die Bürger etwas erreichen, dann macht uns diese Oppositionspolitik Spaß, weil wir damit die Umweltsituation in Wien wesentlich verbessern können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das, gerade das, sollte Ziel und Maxime der sich in diesem Budget niederschlagenden Budgetpolitik des Umweltressorts sein. Aber diese politische Leitlinie lässt sich leider aus den vorliegenden Budgetzahlen nicht ablesen und deshalb können wir diesem Budget aus unserer Sicht nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Was bedeutet die Umwelt der Wiener SPÖ? Ist die Bedeutung messbar etwa an der Reihenfolge von Budget- und Rechnungsabschlussdebatten? - Na, wenn man danach geht, dann sieht das nicht sehr gut aus, denn häufig ist der Umweltausschuss, die Geschäftsgruppe Umwelt, der letzte oder vorletzte Ausschuss, der bei den Debatten verhandelt wird. Es ist daher nicht abschätzbar, wann die Geschäftsgruppe beginnt, man kann allfälligen Interessenten nicht sagen, wann sie kommen sollen, um zuzuhören, zuzusehen, mit dem Ergebnis, dass wir häufig zwischen 22 Uhr und 2 Uhr Früh dann unsere Debatten hier halten und die Öffentlichkeit mehr oder weniger ausgeschlossen ist. Jetzt abgesehen davon, dass natürlich der ORF zu dieser Zeit auch nicht da ist und auch nicht die Möglichkeit hat, das eine oder andere, das doch für die Bevölkerung von Interesse wäre, zu übertragen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Na ja, heute ist es ein bisschen früher, aber wir haben schon oft genug um Mitternacht und später die Geschäftsgruppe verhandelt. Ich habe gesagt 22 Uhr; es ist 22 Uhr. (GR Johann Driemer deutet nach hinten, wo unterhalb der Galerie eine Videokamera angebracht ist.) Ja, für das Internet. Aber zum Beispiel der ORF. Nachrichten sind etwas, was doch mehr gesehen wird, als dass Leute übers Internet oder sonst irgendwo versuchen, dann zu mitternächtlicher Stunde Sitzungen zu verfolgen. Wenigstens hat man davon Abstand genommen, die Beamtenschaft zur Gänze zu vergattern, die dann um Mitternacht oder später hier stehen dürfen. Aus Auswahlverschulden sind es dann halt immer die Beamten der Geschäftsgruppe Umwelt. Die Tagesordnung und in welcher Reihenfolge der Umweltausschuss kommt, wird sicherlich von der SPÖ vorgegeben, und selbst wenn wir etwas dagegen hätten, bezweifle ich, dass wir uns damit durchsetzen. (Zwischenruf des GR Paul Zimmermann.) Also, die Mehrheitsverhältnisse sind mir schon bekannt und Ihnen auch, Herr Kollege Zimmermann!

Oder ist die Bedeutung messbar an den negativen Auswirkungen diverser anderer Maßnahmen der Stadtregierung auf die Umwelt, gegen die sich die Umweltstadträtin nicht wehrt? (GR Mag Andreas Schieder: Irgendwer muss am Ende sein!) Ja, aber es muss nicht immer der Gleiche der Letzte sein! (GR Heinz Hufnagl: Es rotiert!) Na ja, es rotiert aber ziemlich schief oder ziemlich hinkend, denn die Umwelt ist sehr häufig sehr weit hinten. Also, da bin ich mir sicher, dass ich nicht genauso oft am frühen Nachmittag oder am frühen Vormittag dran war wie spät in der Nacht. (Beifall bei der FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Wir werden das für die Landtagssitzung vorschlagen!) Das freut mich.

Ich war bei den negativen Auswirkungen, die andere Maßnahmen der Stadtregierung auf die Umwelt haben, ohne dass sich die Umweltstadträtin dagegen verwehrt. Da sind viele Sachen heute schon genannt worden von Vorrednern, zum Beispiel die Drittelung der Nahversorgungsprämie. Auch die hat natürlich Auswirkungen auf die Umwelt, denn die Einkäufe bei Nahversorgern führen ganz einfach zu kürzeren Wegen. Es ist nicht immer der Pkw notwendig, wie beim Supermarkt, der doch einiges entfernt ist. Der Nahversorger hat auch den Vorteil, dass man bei Nahversorgungseinrichtungen, beim kleinen Greißler, beim Obst- oder Gemüsehändler, die Ware auch unverpackt bekommt und dann vielleicht auch wesentlich weniger Verpackungsmüll mit nach Hause tragen muss.

Die Politik der Tarif- und Gebührenerhöhungen belastet die Wiener Wirtschaft, die einem immer stärkeren Konkurrenzdruck ausgesetzt ist, und wir erleben, dass sich halt Betriebe lieber woanders ansiedeln als in Wien oder gar absiedeln mit dem Ergebnis, dass dann Wiener Arbeitnehmer einen größeren Weg zum Arbeitsplatz haben, und das ist auch nicht unbedingt gerade sehr umweltfreundlich. 

Die verfehlte Investitionspolitik hat Kollege Schock schon angesprochen. Die ständig rückläufigen Investitionen beim U‑Bahn-Bau sind ebenfalls eher eine Förderung des Individualverkehrs als eine Förderung des Umstiegs auf öffentliche Verkehrsmittel.

Ist die Bedeutung für die Umwelt messbar an den negativen Auswirkungen von Gebühren- und Tariferhöhungen, die die Haushalte belasten, ohne dass es entsprechende sinnvolle Ausgaben im Umweltbereich gibt? Die Erhöhungen der Tarife der WIENER LINIEN haben wir schon oft besprochen, um 25 Prozent im Schnitt. (GR Heinz Hufnagl: Das war der höchste Satz bei den Einzelfahrscheinen!)

Die Müllsteuer wurde mit 1. Jänner eingeführt, denn die Müllgebühr ist um 26 Prozent erhöht worden und wird daher im Jahre 2003 zu einem satten Überschuss von 13 Millionen EUR führen, die Wassersteuer zu einem Überschuss von 75 Millionen EUR, die Kanalsteuer zu einem Überschuss von 21 Millionen EUR. Das heißt, es wird 109 Millionen EUR an Steueranteilen für das Budget geben, und das ist nicht das erste Mal. Seit Jahren fließen die Überschüsse aus diesem Bereich in das Budget, um die Abgänge zu decken, die es sonst geben würde. Und es bestätigt sich, denn heute in der Früh, wie ich hierher gefahren bin, habe ich Radio Wien gehört, da wurde der Herr Finanzstadtrat zitiert, und zwar als ein Grund für das ausgeglichene Wiener Budget wurde angegeben die hohe Steuerbelastung, die es in Wien gibt. Und da wird ja wohl nicht das Bundesbudget gemeint sein, sondern da werden diese Belastungen gemeint sein. Diese 109 Millionen EUR für das Budget belasten die Haushalte im Durchschnitt mit 300 EUR im Jahr.

Lediglich bei der Wiener Stromsteuer kann man etwas Positives vermerken, denn hier wurde nämlich der Zuschlag von 0,9 Cent pro Kilowattstunde zum Glück mit 1. Jänner auf die Hälfte reduziert. Das war allerdings keine Leistung der Wiener SPÖ, sondern das war ein Bundesgesetz, also eine Maßnahme der Bundesregierung. 

Die umweltrelevanten Maßnahmen, die dem gegenüberstehen, die lassen sich suchen. Es gibt nach wie vor keine ausreichenden Maßnahmen zum Wassersparen. Es gibt keine generellen Energiechecks für öffentliche Gebäude. Das geschieht vielfach nur auf Initiative der Bezirke, der Bezirksvertretungen, und auch das wird nachlassen, denn die Bezirksbudgets werden ja laufend gekürzt.

Für die Abfallvermeidung sind 5 Millionen EUR veranschlagt. Wie schon gesagt wurde, sind keine konkreten Maßnahmen vorgesehen, und die Hälfte allein davon wird der PR-Firma zugute kommen. 

Der Öko-Business-Plan ist eine an sich sehr positive Aktion. Sie ist sehr erfolgreich, hat eine Breitenwirkung und einen Schneeballeffekt. Es waren für 2002 750 000 EUR veranschlagt, für 2003 50 000 EUR. Ich habe lange gesucht im Budget, ich habe keine Position mit der Differenz gefunden, aber ich hoffe noch immer, dass ich irgendetwas übersehen habe, denn ich würde nicht verstehen, warum man hier so drastisch reduziert hat.

Oder ist etwa die Bedeutung der Umwelt messbar an den Handlungen der Stadtregierung? - Die SPÖ ist da nicht immer sehr verlässlich. Es werden Dinge im GRA Umwelt oder im Gemeinderat beschlossen, da gibt es Beteuerungen von der Stadträtin, wenn es Rückfragen gibt, ja, das kommt ganz bestimmt so wie es in diesen Papieren steht, und dann stellt man fest, es ist doch anders.

Ich bringe nur zwei Beispiele. Das eine ist die SUP-Abfallwirtschaft. Wir können uns erinnern, es wurde versprochen, der Flötzersteig wird zugesperrt. Die Stadträtin hat auch gesagt, Abfallvermeidung muss wesentlich mehr sein, als das gelbe oder grüne Müllmonster von StR Svihalek, ihrem Vorgänger. Na ja, was jetzt ist, das sehen wir ja, nicht wahr? 

Das zweite Beispiel sind die Waagner-Biro-Gründe. Die MA 48, hat es geheißen, wird vom Einsiedlerplatz absiedeln auf die Waagner-Biro-Gründe. Eine halbe Milliarde S ist damals ausgegeben worden für dieses Grundstück. Und jetzt stellen wir fest, im Planungsausschuss und auch in einer Antwort auf eine Anfrage, die die ÖVP gestellt hat und im nächsten Umweltausschuss zur Behandlung gelangt, dass nur geringe Teile tatsächlich zu den Waagner-Biro-Gründen übersiedeln, dass der Großteil, nämlich der Garagenstandort, am Einsiedlerplatz bleiben wird und dass - und das muss man sich auch auf der Zunge zergehen lassen - offensichtlich nur vorgesehen ist, jetzt einmal den Bürotrakt in diesem großen Areal unterzubringen in Hirschstetten und für die andere Nutzung und Ausgestaltung der freien Fläche für diesen Standort erst ein Masterplan auf Grund eines Wettbewerbs gemacht wird. Das heißt, es ist gesagt worden, wie dringend notwendig all dieses ist, dieses große Areal um dieses viele Geld anzukaufen, und jetzt stellt sich heraus, dass doch alles anders ist, als es vorher gesagt wurde. (GR Heinz Hufnagl: Ein Teil wird für den Winterdienst verwendet!) Das ist aber sicher so nicht gesagt worden, weil selbst gestern im Planungsausschuss der Beamte gesagt hat (GR Heinz Hufnagl: Das wird kaum die MA 48 gewesen sein!) - die MA 48 nicht, aber der Beamte im Planungsausschuss -, von der Absiedelung wurde Abstand genommen. Also, die komplette Absiedelung findet nicht statt, und das ist ja so verkauft worden, denn für Fahrzeuge der MA 48, für eine Waschanlage und für ein Bürogebäude brauche ich sicher nicht ein so großes und so teures Areal. Weil es ist ja auch gesagt worden, dass gerade eben für Winterdienstfahrzeuge und so weiter der Platz und das Areal in diesem Bereich notwendig ist. (GR Heinz Hufnagl: Der Winterdienst wird von Margareten aus durchgeführt!) Also, es ist sicher nicht in dem Ausmaß die Wahrheit gesagt worden, wie es sich jetzt darstellt. 

Die Umweltstadträtin beklagt die steigende Flut von Kunststoffverpackungen, insbesondere der Einwegflaschen, und regelmäßig hören wir die Androhung von Strafpfand für diese Einweggebinde in astronomischer Höhe. 

Dass das PVC abgebaut werden soll, ist auch im Klimaschutzprogramm so vorgesehen und so weiter. Nur, hier hat auch die Stadtregierung wieder einmal eine Doppelmoral, denn die Stadt Wien selbst verwendet sehr wohl bei öffentlichen Baumaßnahmen PVC. Mein Kollege Blind hat das letzte Mal das Beispiel vom Rathaus-Innenhofdach genannt. Das Kontrollamt hat aufgezeigt, das Flugdach, diese Dachkonstruktion am Urban-Loritz-Platz, ist auch aus PVC. Das Kontrollamt hat gesagt, es ist sehr, sehr teuer, nicht umweltfreundlich und außerdem anfällig für Dachlawinen. 

Ein weiteres Beispiel ist das KliP mit der Energieeffizienz für öffentliche Gebäude. Ich habe schon darauf hingewiesen: Die Kürzung der Bezirksbudgets führt ganz einfach dazu, dass es sich die Bezirke nicht mehr werden leisten können, solche Initiativen zu setzen, Anträge in diese Richtung zu stellen, wenn sie im Bereich der Schulen, der Kindertagesheime und so weiter etwas vorfinanzieren sollen, für das sie kein Geld mehr zur Verfügung haben, weil die Bezirksbudgets ständig gekürzt werden. 

Die SPÖ rühmt sich gerne des Nationalparks Donauauen und verweigert auf der anderen Seite, über andere Nationalparks auch nur nachzudenken. Die typische aktionistische Vorgangsweise haben diese Landeshauptmannzwillinge Häupl und Pröll anlässlich der 1 000-Jahr-Feier für den Nationalpark - das war jetzt ein Wunschdenken, für den Wienerwald, er ist leider kein Nationalpark -, für den Wienerwald gemacht. Sie haben eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, und zwar schlicht, ist ein Biosphärenpark machbar oder ist ein Nationalpark machbar. Die schlichte Antwort auf so eine beschränkte Fragestellung lautete daher: Biosphärenpark ja, Nationalpark nein. 

Wir Freiheitliche plädierten in einem Antrag für eine Kombination von beiden, und zwar einen Biosphärenpark und als Kernzone einen Nationalpark. Diese Kombination wurde erst gar nicht untersucht und daher gibt es natürlich auch kein Studienergebnis dazu. Wir haben die Meinung vertreten, der Wienerwald ist noch relativ natürlich und beinhaltet große Buchenbestände, die es zu schützen gilt, und dies wäre der erste Nationalpark, der Buchenbestände schützt. Wir haben befürchtet, dass ein Biosphärenpark, wie er üblich ist, nicht ausreichend Schutz bietet, denn diese Biosphärenparks, die meisten davon, sind weder auf Landes- noch auf Bundesebene gesetzlich abgesichert, Nationalparks hingegen schon. Wir haben daher gesagt: Wenn schon ein Biosphärenpark, dann natürlich mit der entsprechenden gesetzlichen Absicherung, wie er zum Beispiel in Vorarlberg ist, denn sonst gibt es durch einen Biosphärenpark keinen Fortschritt und keine Verbesserung im Schutz des Wienerwalds. Und daher regen wir noch einmal an: Prüfen Sie doch auch die Möglichkeit, die Kernzone dieses Biosphärenparks als Nationalpark auszugestalten.

Und als Letztes frage ich noch: Ist die Bedeutung des Umweltschutzes, zu dem auch der Tierschutz gehört, messbar daran, wie die Wiener Stadtregierung mit ihren Tieren umgeht? - Wir Freiheitliche wollten auch hier ein Zeichen setzen. Wir meinen, die Art, wie Menschen Tiere behandeln, ist ein Spiegel der Gesellschaft. 

Im Laufe der Jahre hat sich Gott sei Dank vieles in den Gesetzen geändert. Das bürgerliche Gesetzbuch wurde geändert, Tiere sind von den Sachen unterschieden. Es sind auch 15a‑Vereinbarungen der Länder gekommen mit Regelungen zum Schutz der Tiere. Da hat sich sehr viel Positives entwickelt. 

Nur, für uns ist diese Entwicklung bei den Tierschutzbestimmungen noch nicht abgeschlossen, und wir haben daher beantragt, dass im Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz als Verfassungsbestimmung eine Präambel vorangestellt wird, wonach Tiere als Mitgeschöpfe zu achten und im Rahmen der Gesetze vor vermeidbaren Leiden und Schäden zu schützen sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die lapidare Antwort der Umweltstadträtin, nachdem sie die ohnehin von uns schon zitierten - also wir wissen, dass es sie gibt - Bestimmungen des ABGB und die 15a‑Vereinbarungen noch einmal zitiert hat, lautete: "Es besteht also eine ganze Reihe einfach-gesetzlicher Regelungen auf Bundes- und Landesebene, die die Tiere im besonderen Maße schützen. Ich sehe daher keine unmittelbare Veranlassung, den Tierschutz in den Verfassungsrang zu heben." 

Zum Vergleich erinnere ich nur, das Wiener Wasser war der SPÖ schon einen Verfassungsschutz wert, obwohl unsere Wasseransprüche und unsere Wasserversorgung mindestens durch genauso viele und gute Bundes- und Landesgesetze geschützt sind, wie die Tiere im Fall des Tierschutzes. Aber man muss ein Zeichen setzen. Und Sie wissen genau, soweit müssten Sie den Stufenbau der Rechtsordnung kennen, darüber haben wir schon einige Male diskutiert: Wenn auf EU-Ebene das Wasser liberalisiert wird, dann hilft uns eine Verfassungsbestimmung auch nicht. Das wissen Sie genauso gut. Das ist ja nur ein Tarnen und Täuschen, und wenn etwas von den Freiheitlichen kommt, wird es sowieso auf jeden Fall abgelehnt. (GR Heinz Hufnagl: Enteignung kann die EU nicht verordnen, bitte!) 
Und aus der Sicht, meine ich, und auf Grund der Art und Weise, wie die SPÖ mit der Umwelt umgeht, können wir dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Mag Ramskogler zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn ich meinen Vorrednerinnen und meinem Vorredner so zuhöre, denke ich manchmal, ich weiß nicht genau, von welcher Stadt sie sprechen, geschweige denn, ob sie sich den Budgetvoranschlag 2003 der Stadt Wien tatsächlich genau angeschaut haben oder auch zum Teil einige wirklich innovative Projekte nicht kennen oder sie einfach übersehen. Denn es stellt sich nicht die Frage, dass Wien die Stadt ist, die in einem internationalen Ranking eine der lebenswertesten Großstädte Europas und auch der ganzen Welt ist. Es stellt sich nicht die Frage, dass es natürlich so ist, dass in erster Linie die sozialdemokratische Umweltpolitik eine Politik ist, die eine nachhaltige Politik darstellt und im Sinne eines vorausschauenden politischen Umweltgedankens auch handelt. 

Nun, natürlich wurde auch mit keiner Silbe erwähnt, kann man sagen, wurde hier von meinen Vorrednerinnen auch nicht gesagt, dass das Umweltbudget um 10,2 Prozent höher liegt als im Vorjahr, das sind 656 Millionen EUR. Diese Investitionen, dieses Plus von 10,2 Prozent, stellt die Stadt Wien natürlich in erster Linie so dar, dass sie Investitionen tätigt, Investitionen in eine nachhaltige Umweltpolitik. Und hier ist die Geschäftsgruppe Umwelt auch ein Beispiel, indem sie 6 827 Personen, inklusive 868 Saisonarbeiter, beschäftigt, die für die Umwelt Wiens arbeiten, die für die Umwelt Wiens tatsächlich großartige, motivierte Leistungen erbringen. Und da möchte ich der Geschäftsgruppe Umwelt herzlich danken, allen Mitarbeitern. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wie ich schon erwähnt habe, Wien setzt in erster Linie sozialdemokratisch nachhaltige Umweltpolitik ein. Das zeigt sich in sehr vielen innovativen Umweltprojekten. Ich möchte nur einige anführen. 

Es gibt das Klimaschutzprogramm. Das Klimaschutzprogramm haben Sie auch zum Teil positiv erwähnt, aber natürlich nicht in dem Ausmaß, in dem Wien ein breites Maßnahmenbündel verwirklicht hat. Wien ist es erstmals gelungen, tatsächlich die CO2-Werte zu reduzieren, und zwar von 5,7 Tonnen pro Jahr und Kopf bis Ende 2000 voraussichtlich auf 4,3 Tonnen. Und das ist eine großartige Leistung, die eben mit einer vorausschauenden nachhaltigen Umweltpolitik tatsächlich erbracht werden konnte. Das sind voraussichtlich 19 Prozent, um die hier tatsächlich die Schadstoffemissionen reduziert werden konnten. 

Gleichzeitig, muss man auch dazusagen, ist in Österreich die Rate der Schadstoffe hingegen um 6 Prozent gestiegen. Das heißt: Hat in den letzten Jahren irgendwer bundespolitisch tatsächlich Umweltpolitik betrieben? Blau, Schwarz? - Ich kann mich nicht erinnern, wo es damals Umweltpolitik gab. Aber ich hoffe, es kommt eine Zeit, wo die Umweltpolitik nicht nach der Zeit gerechnet wird, sondern nach der Wertigkeit und Wichtigkeit. 

Dazu ist natürlich auch zu erwähnen: Weitere 120 Millionen S investiert Wien zum Beispiel in die umliegenden Quellschutzwälder, die nochmals so groß sind wie Wien. Auch solche Sachen sind keine Investitionen in die Zukunft. Das wird von der Opposition nie erwähnt. Aber nichtsdestotrotz sind diese Quellschutzgebiete - und Sie wissen es selber ganz genau - für das Wasser der Wiener und Wienerinnen absolut notwendig. 

Ein weiterer Punkt, den ich hier anmerken möchte, ist vor allem der, dass es bei den Treibhausgasemissionen österreichweit keine Reduzierung gibt, weil die letzte Bundesregierung absolut unfähig war, die notwendigen Budgetmittel für eine Umweltpolitik aufzuwenden. Etwa 90 Millionen EUR müssten dazu aufgewendet werden, um das Kyotoziel zu erreichen, doch dieses war anscheinend der letzten Bundesregierung auch kein Anliegen. Zum Unterschied sieht man hier wieder, wie Wiener sozialdemokratische Umweltpolitik dem etwas entgegenzuhalten hat. 

Es bestürzt mich sehr, dass die ehemalige Bundesregierung die beschlossenen nationalen Klimastrategien, wo laut WIFO die Möglichkeit gewesen wäre, zirka 25 000 Arbeitsplätze zu schaffen, nicht wahrgenommen hat. Und dann lese ich heute im "Standard": "Das Wissenschaftsministerium streicht die Umweltforschung." Da frage ich mich: Wo ist hier irgendwo ein Umweltgedanke, der ganz Österreich davor bewahrt, dass es zu Umweltkatastrophen kommt? 

Hier möchte ich natürlich die Gelegenheit wahrnehmen, darauf hinzuweisen, dass es Wien schon vor Jahren, nämlich 1972, gewagt hat, eine nachhaltige Umweltpolitik beim Hochwasserschutz zu betreiben, und auf Grund dieser vorausschauenden Politik der Sozialdemokratie ist es uns gelungen, mit einer Donauinsel, mit einem Hochwasserschutz, der tatsächlich die Wiener und die Wienerinnen und auch das Umland geschützt hat, eine nachhaltige Umweltpolitik zu machen. 

Aber nicht nur das, es muss auch weiter investiert werden in diesen Hochwasserschutz und vorausschauend gedacht werden. Vorausschauende Politik, das ist sozialdemokratische Politik. 

Ich möchte auch ganz kurz noch einige solche innovative Projekte erwähnen, und dazu gehören für mich unter anderem auch der Ausbau, die Renaturierung des Liesingbachs, ein absolut wichtiges Zukunftsprojekt, das zirka 2,2 Millionen EUR kosten wird, dazu auch eine Projektförderung der EU bekommt und somit auch Steuergelder spart. Das ist ein ökologisches umweltproduktives Projekt der Wiener Umweltpolitik. Zirka 150 000 Anwohner werden dadurch die Möglichkeit haben, ein neues Naherholungsgebiet entlang des Liesingbachs, das ein 7 Kilometer langes neues Erholungsparadies darstellen wird, zu erlangen. 

Auch ein notwendiger Kanalbau, der rund 35 Millionen EUR kosten wird, ist in Planung, also eine nachhaltige Umweltpolitik für die Zukunft.

Ein weiteres Projekt wird zum Beispiel sein, und davon gibt es ja auch sehr viele in Wien, die nur leider immer von der Opposition anscheinend nicht gesehen werden oder eben gerne verschwiegen werden, oder ich weiß es nicht, warum Sie nicht darauf kommen, ein Bildungsprojekt. Es gibt sehr viele davon. Zum Beispiel in Ottakring die Wiener Waldschule, die vielleicht einige doch kennen und die ein Bildungsprojekt für die Natur und für die Zukunft der Schüler und Schülerinnen darstellt. Ein solches innovatives Projekt, die Bildung betreffend, die Umweltbildung für die Zukunft betreffend, stellt unter anderem auch der Kinderbauernhof am Cobenzl dar, der eine ganz großartige Errungenschaft ist, solche Projekte in den Vordergrund zu rücken, denn auch diese Projekte sind besonders wichtig, was die Bildung der Zukunft betrifft, wie Leute mit Natur umgehen, wie Leute den Umweltschutz verstehen und somit auch in Zukunft wissen, wie sie Müll vermeiden können, wissen, wie sie mit dem Wasser umgehen sollen, und noch vieles mehr. Diese Zusammenhänge der Natur muss man verstehen, diese Zusammenhänge der Natur kann man nicht immer nur kritisieren. 

Wie gesagt, 10,2 Prozent plus, das ist das Umweltbudget der Stadt Wien. Ich würde meinen, es wäre eine großartige Leistung, würde sich die zukünftige Bundesregierung mehr auf den Umweltschutz einstellen. Zum Beispiel ein eigenes Umweltschutzministerium wäre ja durchaus wieder einmal eine Möglichkeit. Ich verlange in Zukunft mehr Aufmerksamkeit, was dieses Umweltschutzprojekt Österreich betrifft. Da kann sich der Bund noch ein großes Beispiel nehmen an der Wiener sozialdemokratischen nachhaltigen Umweltpolitik. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist die Frau Stadträtin zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herzlichen Dank. - Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In diesem Jahr wurden entscheidende Weichen gestellt für die zukünftige Entwicklung der Umwelt, für die zukünftige Entwicklung der Umwelt in Österreich, in Europa, weltweit. National: Die österreichische Nachhaltigkeitsstrategie wurde verabschiedet. Europa: Das 6. Umweltaktionsprogramm wurde erlassen mit dem wesentlichen Ziel, Klimaänderung, Natur, Umwelt, Gesundheit, natürliche Ressourcen, Abfälle. Weltweit: Der Gipfel in Johannesburg, wo die Grundsätze der Nachhaltigkeit und vor allem die Grundsätze des Vorsorgeprinzips wiederum bekräftigt wurden. 

Und diese drei Schlaglichter auf diese nationalen, europaweiten, weltweiten Strategien geben mir die Bestätigung: Wien ist auf dem richtigen Weg. Wien ist auf dem richtigen Weg im Bereich der Umweltpolitik. Wien ist Motor und Vorbild zugleich im Bereich seiner Maßnahmen zum Schutz der Umwelt, auf dem Weg hin zur Nachhaltigkeit. Wir schaffen mit unseren Investitionen neue Arbeitsplätze, zukunftsorientierte Arbeitsplätze, neue Umwelttechnologien. Die Technologien "Made in Vienna", die sind herzeigbar, die sind weltweit anerkannt, von der Abwasserreinigung und über die Abfallbehandlung bis zur Wasserbehandlung. 

Und hier gilt es jetzt, im Rahmen dieser Debatte, zu überprüfen: Haben wir den richtigen Weg eingeschlagen, haben wir die Mittel richtig eingesetzt, haben wir die Ziele schon erreicht?

Was sind die Ziele im Bereich der Umweltpolitik? - Die Ziele der Wiener Umweltpolitik sind nicht zuletzt auch im Umweltbericht enthalten, der im nächsten Umweltausschuss zur Beschlussfassung vorliegt. Wien soll von der Umweltmusterstadt zur nachhaltigen Stadt entwickelt werden. Das heißt, diese Stadt muss so gestaltet werden, dass sie in 50 bis 100 Jahren für unsere Kinder eine genauso gute, wenn nicht bessere Umwelt- und Lebensqualität bieten kann. 

Und ich habe es mir zum Grundsatz gemacht, die Tätigkeiten, die Innovationen, die Investitionen auf den EG-Vertrag, auf das Umweltkapitel zu stützen. Das heißt, es geht hier nicht um segmenzielle Betrachtung, es geht hier um konkrete Maßnahmen, erfolgreiche Konzepte, also um harte Detailarbeit zum nachhaltigen Schutz der Umwelt. 

Unter dem Schlagwort "Nachhaltigkeit" vergisst man sehr oft, dass der Schutz der Umwelt eine Staatsaufgabe ist, eine gemeinnützige Aufgabe, und Umweltschutz, nachhaltiger Umweltschutz mehr ist, nämlich vorsorgender Umweltschutz, aufbauend auf dem Stand der Technik, hohes Schutzniveau, Prinzip der Vorsorge, Verursacherprinzip. 

Was heißt das für die Stadt Wien? - Emissionsbegrenzung nach dem Stand der Technik, Altanlagensanierung, eine dynamische Anpassung an den Stand der Technik, immissionsseitig, Schutz der einzelnen Schutzgüter.

Es geht darum, die empfindlichsten Schutzgüter so zu schützen, dass hier nachhaltig die Umwelt für unsere Nachwelt auch erhalten bleibt. 

Aber - es wurde schon angesprochen - die Stadt kann nur in dem Rahmen agieren, den auch der Bund hier einräumt. Sie haben es schon gehört, wir haben als Stadt Wien eine Verfassungsgerichtshofklage eingebracht für die Verfassungszielverordnung, um hier zu zeigen, dass die Stadt Wien die Maßnahmen des Bundes einklagt, die Maßnahmen des Bundes einklagt im Bereich des Pfandsystems. Der Verfassungsgerichtshof hat uns Recht gegeben. Die Maßnahmen sind vom Bund nun bis 31. März zu setzen.

Aber wer etwas bewegen will in einer Stadt, in einer Kommune, muss auch entsprechende Kompetenzen haben. Es geht um die Verfügungsgewalt, es geht um die Verfügungsgewalt im Bereich Wasser, Abwasser und Abfälle. Das heißt, wir müssen auch in Zukunft den Zugriff zu diesen Ressourcen haben. Es geht hier um Entscheidungen innerhalb der Kommune. Es geht hier um eine leistungsfähige Verwaltung, die das bietet, was die Bürger auch wollen, und das leistet, was die Bürger bezahlen können.

Die Umwelt ist uns so wertvoll, daher muss sie uns auch viel Wert sein. Wir investieren rein an Sachaufwand die Hälfte, mehr als die Hälfte der Gesamtbasisrahmenausgaben von rund 656 Millionen EUR für die Investition in die Hauptkläranlage, Kanäle, Sanierung Rautenweg, Wirbelschichtofen, Kinderbauernhof, Grundwasserwerk, Biolandwirtschaft, Nationalparkfonds.

Hier geht es im Wesentlichen darum, dass wir die Lebensqualität der Stadt Wien, die nicht selbstverständlich ist, weiter erhalten, weiter ausbauen mit einem durchdachten, effizienten, verantwortungsbewussten Umgang mit vorhandenen Budgetmitteln.

Ich möchte mich bei der Gelegenheit herzlich bedanken für das Engagement, für die innovativen Ideen, für den großartigen Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, ohne die diese Umweltmusterstadt nicht das wäre, was sie jetzt ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zum Antrag des GR Maresch zur Abfallvermeidung: Diesen Antrag lehne ich entschieden ab. Es geht hier um eine Gesamtbetrachtung der Abfallwirtschaft. Es geht hier nicht um eine Einzelfallbetrachtung. Es geht hier um die Abfallwirtschaft als Gesamtes. Die Ziele der Abfallwirtschaft sind im Abfallwirtschaftsgesetz des Bundes, im Abfallwirtschaftsgesetz des Landes Wien fixiert, festgelegt. § 1 schreibt die Abfallvermeidung vor, § 2 legt fest die Erarbeitung eines Abfallwirtschaftkonzepts, das genau diese Ziele für uns darzulegen hat. Daher erübrigt sich dieser Antrag; er ist abzulehnen.

Zurück zu meinen Gedanken der Gestaltungsmöglichkeiten. Wenn wir ein nachhaltiges Wien wollen, und das wollen wir alle hier gemeinsam, dann müssen wir die Macht haben, die Mittel und auch die Visionen. Die Visionen eines nachhaltigen Wiens, die sind unbestritten. Die Mittel, die werden heute hier beraten. Sie sind gut eingesetzt, sie sind sinnvoll eingesetzt. Letztlich geht es nur mehr um die Frage der Macht, um die Verfügbarkeit, die Zugriffmöglichkeit zu den einzelnen Ressourcen. Wenn wir die aus der Hand geben, die Zugriffsmöglichkeit zu Wasser, Abwasser, Abfall, werden wir auch bald nicht mehr die Mittel haben und in weiterer Folge auch am Ende die Visionen verlieren. Das heißt, mein Weg der Umweltpolitik ist solides Arbeiten, aufbauend auf dem Vorsorgeprinzip. Es erfordert Investitionen, Durchsetzungsvermögen.

Mein Weg der Nachhaltigkeit ist mehr als eine Politik des Augenblicks, mehr als Ökoromantik und mehr als Weltuntergangsszenarien. Meine Politik bezieht sich auf eine konsequente Politik, auf eine sachliche Politik mit einem klaren Ziel, mit erfolgreichen Konzepten, aufbauend auf technischem Umweltschutz, den einzig herzeigbaren Weg in der Umweltpolitik, Politik der Stadt Wien mit Herz und Verstand zum Wohlfühlen in Wien, zum Wohlfühlen in Wien für alle Wienerinnen und Wiener. 

Ich ersuche daher um Zustimmung zu meinem Budget. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erkläre die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2003 und zum Gebührenprüfungsantrag, das sind die Postnummer 1 und 2 der Tagesordnung, für geschlossen.

Der Berichterstatter, Herr VBgm Dr Rieder, hat das Schlusswort.

Ich mache ihn aufmerksam: maximal 10 Minuten. (GR Mag Christoph Chorherr: Ausführlich!)

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Danke, Frau Vorsitzende, für den Hinweis.

Ich gehe davon aus, dass der Zwischenruf des Klubobmanns Chorherr nicht wirklich ernst gemeint ist, sondern dass, wenn ich so in die Runde blicke, das Bedürfnis nach einer ausführlichen Kommentierung hier nicht wirklich gegeben ist. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wenn von den Freiheitlichen eine Kommentierung gewünscht wird, dann könnte ich darauf hinweisen, dass manche in dieser heutigen Sitzung nicht so forsch aufgetreten sind, wie es früher der Fall war, sondern eher schmähstad und vielleicht ein bisschen mit sich selbst beschäftigt waren. Aber ich wollte eigentlich diese Kommentierung gar nicht anbringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte das Schlusswort für etwas anderes nützen. Ich möchte zunächst den Mitarbeitern der Finanzverwaltung und auch den finanzverantwortlichen Beamten in den anderen Ressorts persönlich herzlich danken. Wir beschäftigen uns hier mit der Politik, die, wie es immer wieder heißt, in diesen Zahlen eingegossen ist. Aber niemand von uns kann wirklich abschätzen, welche komplizierten Rechenvorgänge notwendig sind, um Kameralistik, Anforderungen von Maastricht und Stabilitätspakt auf einen Nenner zu bringen. Dafür muss man wirklich den Mitarbeitern in der Finanzverwaltung und in anderen Bereichen herzlich Dankeschön sagen. (Allgemeiner Beifall.) Vor allem, wenn man weiß, wie das leicht schief gehen kann, wenn man die Berichte von EUROSTAT über die Situation in anderen Bundesländern liest.

Das Zweite ist: Ich möchte mich auch ausnahmsweise, sage ich dazu, bei allen Rednern bedanken. Ich war sehr skeptisch, ob es uns gelingen wird, in der komprimierten Form doch eine sehr schwierige Materie, nicht zuletzt auch unter dem Eindruck des vorangegangenen Wahlkampfs, über die Bühne zu bringen. Herzlichen Dank dafür. Es war insgesamt, glaube ich, eine ganz gute Mischung, die hier zustande gebracht worden ist. Das lässt mich hoffen, dass wir vielleicht auch in den nächsten Jahren eine komprimierte Budgetdebatte zustande bringen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zum Schluss habe ich formell die Aufgabe, Ihnen Folgendes zur Kenntnis zu bringen: Gemäß § 86 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien war der Voranschlagsentwurf 2003 in der Zeit vom 12. November bis einschließlich 19. November 2002 zur öffentlichen Einsicht aufgelegt, wobei die Auflage in der Stadtinformation in 1010 Wien, Rathaus, Schmidt-Halle, und in allen Außenstellen des Bürgerdienstes und den Magistratischen Bezirksämtern für den 1./8. Bezirk und für den 4./5. Bezirk erfolgte. Die Auflagefrist war in der "Wiener Zeitung" und durch Anschlag in den Magistratischen Bezirksämtern verlautbart. Von dem Recht der Einsichtnahme haben fünf Gemeindemitglieder Gebrauch gemacht. Stellungnahmen zum Voranschlagsentwurf wurden nicht abgegeben. Eine Antragsstellung ist daher nicht erforderlich.

Im Übrigen ersuche ich Sie um Zustimmung zum Voranschlag 2003. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Bevor wir zur Abstimmung kommen, darf ich die Sitzung für 10 Minuten unterbrechen. Ich darf den einzelnen Klubs nur mitgeben, dass die im Antragspaket laufende Nummer 5 abgestimmt wird beim Tagesordnungspunkt Nummer 4. Damit keine Verwirrung entsteht. Ich bitte darum. 

(Die Sitzung wird um 22.40 Uhr unterbrochen und um 22.49 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nach dieser kleinen Abendgymnastik darf ich nun mit der Sitzung wieder fortfahren.

Wir kommen nun zur Abstimmung, zuerst über die Postnummer 1 der Tagesordnung, das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2003. Es liegt kein Gegen- oder Abänderungsantrag vor. Ich ersuche nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem auf den Seiten XXIII und XXIV des Voranschlagsentwurfs abgedruckten und nunmehr aus 15 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Der Voranschlag 2003 ist somit mit Stimmenmehrheit, ohne die Stimmen der Oppositionsparteien, angenommen worden.

Wir kommen nun zur Abstimmung der eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Als Erstes wird abgestimmt über den Antrag der GRÜNEN, betreffend allgemeine Sozialhilfe für alle nicht-österreichischen StaatsbürgerInnen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. Er hat nur die Stimmen der GRÜNEN bekommen.

Der nächste Antrag ist von der ÖVP, betreffend Erhöhung der Bezirksbudgets im Sinne der Stärkung der Bezirksdemokratie. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt, weil nur die drei Oppositionsparteien dafür waren.

Der nächste Antrag ist von den GRÜNEN, betreffend finanzielle Unterstützung der Stadt Wien für die Sicherheitsvorkehrungen der Israelitischen Kultusgemeinde. Hier wird die Zuweisung an den GRA FiWi verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mehrstimmig, ohne die ÖVP, angenommen. (GR DDr Bernhard Görg meldet sich zu Wort.) 

Sehr geehrter Herr Dr Görg! Wir sind im Abstimmungsvorgang. Verzeihen Sie, dass ich das so sage. Die Erklärung ersuche ich via Presseaussendung abzugeben. Das ist das einzige Instrumentale, das ich Ihnen anbieten kann.

Wir kommen zum ÖVP-Antrag, betreffend Forcierung von für Wien wichtigen Verkehrsinfrastrukturprojekten in der Ostregion. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Es kommt nun der Antrag der GRÜNEN betreffend Imagecampagne und verstärkte Förderungsmaßnahmen der Stadt Wien für ältere Frauen zur Abstimmung. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Antrag der ÖVP, betreffend Missbrauch der Gratisbuchaktion "Ewigkeitsgasse". Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag hat nur die Unterstützung der Oppositionsparteien erhalten und ist somit abgelehnt.

Antrag der ÖVP, betreffend Informationsmöglichkeiten für Mandatare. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Ist somit abgelehnt. 

Antrag der ÖVP, betreffend Weiterbestand des Theaters "Tribüne". Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Ist nur unterstützt von der ÖVP und von der FPÖ.

Antrag der FPÖ, betreffend "Privatisierung der Musical-Bühnen". Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Ist nur von den Bundesregierungsparteien unterstützt und somit abgelehnt. (Zwischenruf des GR Mag Helmut Kowarik.) Das stimmt ja.

Antrag der FPÖ, betreffend den von Frau Unterreiner seit 14 Jahren eingebrachten Antrag (Heiterkeit bei der SPÖ.), einmal wird er drankommen (Zwischenruf des GR Mag Helmut Kowarik.), Herr Mag Kowarik, wann immer, einmal ist es soweit, betreffend "Figarohaus". Ich habe die 14 Jahre nur deshalb erwähnt, nicht um Sie munter zu kriegen, sondern weil Frau Unterreiner das auch in ihrer Rede so zum Ausdruck gebracht hat. - Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist nur von der ÖVP und von der FPÖ unterstützt, ist somit abgelehnt. Er kommt ein 15. Mal. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Antrag der GRÜNEN, betreffend Erhöhung des Budgets für Förderung von Forschung und Wissenschaft im Budgetvoranschlag für 2003. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist nicht ausreichend unterstützt, nur von der ÖVP und von den GRÜNEN, ist somit abgelehnt. 

Antrag der GRÜNEN, betreffend Erhöhung der Gruppenförderung für Privatkindergärten im Zusammenhang mit der Wiener Kindertagesheimverordnung. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Antrag der ÖVP, betreffend Heizkostenzuschuss für bedürftige Wienerinnen und Wiener für den Winter 2002/03. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag der GRÜNEN, betreffend Abfallvermeidungsplan für die Stadt Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht erforderlich unterstützt, nur von den Oppositionsparteien, und somit abgelehnt. 

Somit haben wir zur Postnummer 1 alle Beschluss- und Resolutionsanträge abgestimmt.

Ich komme nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 3 (04650/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Festsetzung der Wertgrenzen für das Jahr 2003. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 4, Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2003, zur Abstimmung. Die Debatte hat ja bereits stattgefunden. 

Wir kommen daher nur zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht eingebracht. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, angenommen.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN zu diesem Tagesordnungspunkt vor, betreffend Wirtschaftsplan der Unternehmung Kranken-
anstaltenverbund für 2003. Hier wird die Zuweisung an den GRA für Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 


- Dies ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 5, Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2003, zur Abstimmung. Die Debatte hat ebenfalls bereits stattgefunden. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht eingebracht. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Oppositionsparteien, angenommen.

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt.

Bevor ich die Sitzung für geschlossen erkläre, danke ich allen hier Anwesenden für die hervorragende Disziplin, dass es möglich war, den Voranschlag an einem Tag, bei voller Beibehaltung des Demokratiebewusstseins, über die Bühne zu bringen. Recht herzlichen Dank. - Schönen Abend! (Allgemeiner Beifall.) 

(Schluss um 22.59 Uhr.)

